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Borwort. 


In Deutſchland hat ftets bei allen Kriegsvorbereitungen und Kriegs- 
plänen der Grundfaß geherrjcht, daß der Krieg ein Kampf der eigenen 
Wehrmacht gegen die Wehrmacht des Feindes wäre, und daß ein Ein- 
beziehen der Zivilbevölterung, abgejehen von den Zufälligteiten, die jeder 
Krieg mit fich bringt, völlig auszuſchließen ſei. In der Kaiferlihen Marine 
gipfelten alle Kriegsvorbereitungen einjehließli) des großen Bau- 
programms von Großadmiral v. Tirpi in dem Ziele einer Abwehrſchlacht 
in dem deutſchen Teile der Nordſee. 

Wohl wurde damit gerechnet, daß Deutſchland von England blockiert 
werden würde, wie dies bereits die geographiſche Lage der britiſchen 
Inſeln mit ſich brachte. Aber ſelbſt als einige Jahre vor Kriegsausbruch 
die Pläne einer engliſchen weiten Blockade verlautbar wurden, glaubte 
niemand in Deutjchland, daß durch eine derartige Blodade eine plan- 
mäßige Aushungerung des Deutfchen Reiches, und zwar der gefamten 
Zivilbevölkerung, beabfichtigt jet, und daß gleichzeitig die an Deutjchland 
angrenzenden Neutralen durch englifhen Drud im gleichen Sinne be- 
einflußt werden fönnten. 

Die Engländer benötigten zu ihrem Kriegsplane die Schlacht nicht, 
wären aber wahrfcheinlich einer ſolchen nicht ausgewichen, wenn die 
deutſche Flotte zu einem Angriff gegen die englifche Küfte vorgeftoßen 
wäre. Die Unterlegenheit an Zahl der deutichen Schiffe, vor allen Dingen 
aber der größere Abftand von den heimifchen Hilfsquellen, fchien in diejem 
Falle ein jo ſchwerwiegender Nachteil für die deutiche Flotte zu fein, daß 
fie zu einem derartigen Unternehmen bei Kriegsbeginn nicht eingeſetzt 
werden jollte. Die von der deutſchen Marine erhoffte Seejchlacht war ein 
Broblem, das in einer Form, wie wir fie wünfchten, in den erſten Kriegs— 
monaten nicht oder nur durch Zufall gelöft werden konnte. 

Mit der fyftematifchen Aushungerung Deutichlands durch völferrechts- 
widrige Maßnahmen feitens Englands begannen die Überlegungen zur 
Vergeltung durd Einfag von U-Booten gegen den englijchen Handel. 
Ohne daß eine entjcheidende Seeſchlacht gejchlagen war, fam der Gedante 
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immer zum Durchbruch, daß es ein dringendes Erfordernis fei, nunmehr 
aud) die Zebensadern des britifchen Weltreiches zu unterbinden, um Eng- 
land zu zwingen, die Lebensmitteleinfuhr für Deutfchland freizugeben, 
wenn nicht an Land jehr bald die große Entjcheidung fiel. Im günftigften 
Dalle hoffte man, England an den VBerhandlungstifch zu befommen und 
den Frieden zu erjtreiten. 


Ein Handelstrieg mit U-Booten war in der Geefriegsgefchichte noch 
nicht dagewejen, das U-Boot war noch niemals in einem Kriege verwendet 
worden, es war auch im Völkerrecht auf das U-Boot keinerlei Bedacht 
genommen worden. Man betrat daher mit einem Handelstrieg mit 
U-Booten ein völlig unbefanntes Gebiet. Als erjchwerend für die Auf- 
ftellung eines Operationsplanes zu diefem Handelstriege fam hinzu, daß 
das U-Boot allen höheren verantwortlichen Offizieren in bezug auf feine 
Zeiftungen und Ausmwirtungen aus eigener Borderfahrung 
nicht befannt war. 


Der für alle Kriegsmaßnahmen der Marine verantwortliche Admiral- 
ftab arbeitete troß diefer Schwierigkeiten, jolange als Zeit und Ruhe zu 
den Überlegungen vorhanden war, durchaus im Einvernehmen mit der 
politifchen Leitung. Vorſichtig wurden von allen beteiligten Stellen die 
zu erwartenden politifchen Schwierigkeiten erwogen, Als aber die öffent- 
liche Meinung, aud) zahlreiche bedeutende Gelehrte und Wirtfchaftsgrößen 
drängten, als der Gedanke auftaudhte, daß größte Eile geboten fei, weil 
der Schlag ausgeführt werden müßte, bevor England fi durch Ein- 
bringung der jüdameritanifchen Ernte für längere Zeit neu verprovian- 
tieren fünne, und als gleichzeitig ein Wechfel in der Perſon des Chefs des 
Admiraljtabes unmittelbar bevorftand, trat leider eine Überftürzung ein, 
die die fachliche Entwidlung nachteilig beeinflußte. Die politiiche Leitung, 
zwar nicht überzeugt, gab ihre Zuftimmung, und der Admiralftab übernahm 
damit eine äußerſt folgenjchwere Aufgabe. 


„Nur mit der Dorftellung, daß wir uns den Krieg unter allen 
Umftänden als fein felbftändiges Ding, fondern als politiſches 
Inftrument zu denten haben, ift es möglich, mit der Gejchichte nicht 
in Widerſpruch zu geraten. Der erfte, der großartigfte, der entjchiedenfte 
Akt des Urteils, welchen der Staatsmann und Feldherr ausübt, ift der, 
daß er den Krieg, weldhen er unternimmt, in dieſer Beziehung richtig 
erfennt, ihn nicht für etwas nähme oder zu etwas machen wolle, was er 
der Natur der Verhältniffe nad) nicht fein fann. — Jeder Krieg foll vor 
allen Dingen nad) der Wahrfcheinlichkeit feines Charakters und feiner 
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Sauptumriſſe aufgefaßt werden, wie fie ſich aus den politiſchen Größen 
und Berhältnifien ergeben. Der Krieg mußalseinorganifdes 
Ganzes betrachtet werden, von dem fih die einzelnen Glieder nicht 
abjondern lafjen, wo aljo jede einzelne Tätigkeit mit dem Ganzen zu: 
fammenftrömen und aus der Idee dieſes Ganzen hervorgehen muß. So 
wird es volltommen gewiß und klar, daß der oberfte Standpunft für die 
Leitung des Krieges, von dem die Hauptlinie ausgeht, fein 
anderer als der der Bolitit fein könne.“ 


Diefe Grundlehre von Clauſewitz über den Zufammenhang zwifchen 
Krieg und Politik wurde nicht genügend berüdfichtigt. 

Der breite Wirtfchaftsftrom, der, dem Golfftrom vergleichbar, die 
britifhen Inſeln befruchtet und belebt, jollte eingedämmt und abgeleitet 
werden. Wohl wäre dies möglic) gewejen, wenn alle Neutralen fich durch 
das Mittel der Abſchreckung, hervorgerufen dur das Verfenten einer 
Anzahl Schiffe, hätten abhalten laffen, auf England zu fahren. Gegen 
Englandallein wäre die deutjche Marine troß ihrer geringen Macht⸗ 
mittel ſicher zu einem Ziele gekommen. Während die Politik verſuchte, 
den völkerrechtlichen Einwendungen und Anſprüchen der Neutralen gerecht 
zu werden, konnte die Marine einen Erfolg nur dann gewährleiſten, wenn 
der Krieg in rückſichtsloſer Weiſe „in ſeiner abſoluten Form“ 
geführt werden durfte. So wurden neue Konflitte heraufbeichworen, 
welche einerfeits Die Kriegführung erfchwerten, andererjeits den Welt— 
brand ftärfer entfachten. 


Es ging um Sein oder Nichtfein von Großmäcdten. Wer unterlag, 
hatte das „Vae vietis“ aufs ſchwerſte zu gewärtigen. Die Lebensenergie 
der beteiligten Staaten wurde zur Höchſtleiſtung angefpannt. 


Was die Marine anbetraf, jo war es jelbftverftändlich, daß die 
gejamte Flotte mit allen ihren Hilfsmitteln fi) ganz in den Dienft der 
U-Boote ftellte. Ohne dieje ſtarke Stüße wäre der Handelstrieg mit 
U-Booten überhaupt nicht möglich geweſen. Der technifche Zeil, nämlich 
der U-Bootsbau, die Ergänzung von Berluften, die Bereitftellung der erfor- 
derlihen Torpedowaffe, fonnte aber nur dann bewältigt werden, wenn 
große Mengen qualifizierter Kopf- und Handarbeiter aus den Landfronten 
zurückgezogen wurden. Dies war aber nur dann der Fall, wenn der 
Handelskrieg mit D-Booten von vornherein als kriegsentſcheidend angeſehen 
worden wäre; zunächſt wurde aber nur mit einer Lockerung der engliſchen 
Blockade gerechnet und der Endſieg durch die Landkämpfe an der Weſtfront 
in nicht allzu ferner Zeit erhofft. 
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Die Borgeſchichte des U-Bootstrieges läßt klar erkennen, welche 
außerordentliche Berantwortung der Admiralftab und mit ihm die politijche 
Zeitung übernommen hatten. 

Mit dem Beginn des Handelsfrieges mit U-Booten war eine Lawine 
ins Rollen geraten. Auf dem Wege, den man einmal befchritten hatte, 
gab es ohne jchweren Verluft an Anfehen faum nod ein Zurüd. Die 
gewaltigften Leiftungen der Technit und der Front, Zeiftungen, deren 
Größe und Umfang man bei Beginn des Handelskrieges nicht ahnte, und 
die niemand für möglich hielt, wurden im weiteren Verlauf vollbracht. 
Aber aud) fie fonnten ein glückliches Ende nur unter der Bedingung herbei- 
führen, daß „der Krieg als ein organifhes Gan zes“, das heißt 
Politik, Landkrieg und Seekrieg, einheitlich) mit ftarfer Hand geführt 
wurde, wobei die Politik feft am Steuerruder ftand und zielſicher den Kurs 
des Staatsſchiffes lenkte 
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1. Die erffen Anregungen zum Handelstrieg 
mif U-Boofen. 

. Am 2. Oktober 1914 gab die englijche Admiralität amtlich be⸗ 
kannt, daß fie es für notwendig befunden habe, das Fahrwaſſer öftlich 
y der Straße Dover—Ealais zwifchen 51° 15’ und 51° 40 nördlicher Breite 
und 1° 35’ und 3° öftlicher Länge durch Minen zu fperren, und daß es 
daher für Schiffe gefährlich fei, diefes Gebiet zu durchfahren!). Das Minen- 
feld in einer Ausdehnung von rund 1300 Quadrat-Seemeilen war ſo an⸗ 
gelegt, daß der Ausgang des Engliſchen Kanals zur Nordſee faſt völlig 
loſſen wurde und nur noch ein ſchmaler Streifen an der engliſchen 
Küſte innerhalb der engliſchen Hoheitsgewäſſer frei blieb. (Textſkizze Nr. 1 
©. 3.) 
Diefe einjchneidende Maßnahme ift damals in der Befanntmadhung 
der Admiralität wie auch ſpäter in ihrer kriegsgefchichtlichen Darftellung?) 
mit rein militärifchen Zweden begründet worden: es habe in erjter Linie 
olten, die über den Kanal gehenden Heerestransporte gegen die feit 
be September dort auftretenden deutjchen U-Boote zu fichern. Auf 
tjcher Seite glaubte man, wohl nicht zu Unrecht, daß die feindliche 
egführung mit ihrem Vorgehen noch ein anderes Ziel verfolge: man 
das Sperren des Kanals als ein Glied in der Reihe der englijchen 
egshandlungen an, die feit den erjten Wochen des Krieges auf eine 
twachung des nad) Deutichland und feinen Nachbarländern gehenden 
5 gerichtet waren. Tatſächlich wurde durch das Verriegeln des 
it Nordiee führenden Hauptfahrwafjers erreicht, daß der ganze Strom 
* durch den Kanal nad) der Deutihen Bucht, nach) Holland und den 
br ihen Staaten bejtimmten Schiffe nun genötigt war, feinen Weg durch 
ie Enge der Downs zu nehmen, wo fein Schiff englifcher Durchſuchung 
gehen konnte. Durch Sände gegen Angriffe deutſcher U-Boote gefchügt, 
die englifhen Wachfahrzeuge dort in dem ficheren Küſtengewäſſer 
doje und zuverläffige Aufficht über die neutrale Schiffahrt ausüben. 
Li die Verwendung der deutjchen U-Boote hat jene Bekanntgabe 
alität vom 2, Oktober infofern eine gefchichtliche Bedeutung er- 


’ Rarine-Arhio, Der Krieg zur See 1914-1918. u Band 2, ©. 132 ff., 
rd Anlage 12 und 13. 

 Corbett, Naval Operations, Band 1, ©. 182/183, 
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| 2 1 Die erften Anregungen zum SHandelstrieg mit U-Booten. 


langt, als dadurd der Anftoß zu dem erften urfundliden 
MReinungsaustaufd zwiſchen den leitenden Stellen der deutſchen 
Marine über den Gedanken eines Handelsfrieges mit U-Booten gegeben 
wurde. Der Führer der dem Kommando der Hochfeeftreitfräfte unter- 
ſtellten U-Boote, Rorvettentapitän Bauer, legte dem Flottenfommando 
am 8. Dftober 1914 einen Bericht‘) vor, in dem er auf die Gefahr 
hinwies, die die angekündigten feindlichen Sperren für die im Gange be- 
findlichen U-Bootsunternehmungen nad) dem Englijchen Kanal darftellten. 
Ferner aberıjchien ihm das Legen von Minen in einem großen inter: 
nationalen Schiffahrtswege gegen eine völkerrechtliche Abmachung der 
II. Haager Konferenz zu verftoßen?), jo daß Bergeltungsmaßnahmen 
gerechtfertigt wären. Korvettentapitän Bauer beantragte daher, der 
Englifhen Regierung mitzuteilen: „Wenn die völkerrechtswidrige Sperrung 
des Kanals nit in beftimmter Zeit rüdgängig gemacht wird, wird 
deutfcherfeits als Vergeltungsmaßregel der Handelsfrieg mit 
U-Booten an allen englifhen Küften eröffnet.“ Damit würde entweder 
erreicht werden, daß der Kanal wieder frei würde, oder es würde ſich in 
dem Handelstrieg ein vollwertiger Erjaß für den Angriff auf die englijch- 
frangöfifhen Kanaltransporte bieten. 

Es jei hier eingejchaltet, daß es für Die Verwendung der U-Boote zum 
Handelsfrieg einer befonderen Erlaubnis bedurfte; denn die einjchlägige 
Beitimmung der Brijfenordnung ſchrieb für die Ausübung des Handels- 
frieges vor: „Die Kommandanten S. M. Kriegsihiffe haben während der 
Dauer eines Krieges das Recht, feindliche und neutrale Kauffahrteifchiffe 
anzuhalten, zu durchſuchen und die auf ihnen befindlichen feindlichen und 
neutralen Güter zu befchlagnahmen und ausnahbmsmeife zu ver- 
nichten.“ — Aus diefer Ausnahme mußte bei einem Handelsfrieg mit 
U-Booten in Anbetracht der Eigenart diefer Kriegsfahrzeuge eine Regel 
werden, wie fpäter erfichtlich werden wird. 

Mit jeinem Antrag legte der Führer der U-Boote einen Gedanfen 
jehriftlich nieder, der ihn bereits längere Zeit befhäftigte. Seit Mitte Auguft 
hatte KRorvettenfapitän Bauer bei dem Kommando der Hochjjeejtreitfräfte 
mehrmals in perfönlihem Vortrag auf die Möglichkeit hingewiefen, mit 
U-Booten den feindlichen Handel zu jhädigen. Die Geeverbindungen 
feien die verwundbarfte Stelle Englands und die U-Boote gäben eine 
Möglichkeit, diefe Verbindungen abzufchneiden, ohne daß ein Entſcheidungs— 
kampf der Flotten um die Seeherrihaft auszufechten wäre. — Die An- 

1) Anlage 1. 

2) Artitel3 des VII. Abtommens der II. Haager Konferenz vom 18. Ottober 1907. 
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‚großen — * — der letzten — DE E 
a‘ U-Boot im übrigen eine nod) verhältnismäßig junge Waffe gewejen, 

Die ſich mit ihren Hauptvertretern, den mit Petroleum-Exploſionsmotoren 
ausgerüfteten älteren Booten „U5* — „U 18“, technifch nod) feineswegg 
ausreichend bewährt hatte). Die Kenntnis der Waffe und das Zutrauen 

zu ihr konnten außerhalb des beſchränkten Kreiſes derer, die fie hand- 
habten, nod nicht groß fein. — Der Chef der Hochjjeeflotte, Admiral E 
v. Ingenohl, war daher durd die Vorſchläge des Korvettentapitän 58 
Bauer vor eine Frage gejtellt worden, die bis dahin außerhalb aller 
militäriſchen Erwägungen der Flottenleitung gelegen hatte. Das Ausſchlag- 
gebende für die Einſtellung des Flottenchefs aber waren feine grundfäg- 































0 chen Bedenken gegen ein Verfahren, das darauf hinausgehen ſollte, feind- 
>? Tiche Handelsihiffe kurzerhand zu verjenten, ohne fi) an die hergebradht: 
Son Formen des Rreugerfrieges zu halten. Diefe Bedenken völferrechtlicher und 
rein menſchlicher Art waren fo ſtart, daß Admiral v. Ingenohl ſich 
x Drängen des Führers der U-Boote gegenüber zunächſt vollfommen 

1 lehnend verhielt und die Erörterung der Frage über den Bereich der 
flotte nicht hinausgelangen ließ. Pe 
Die militärifhen Erfolge von Kapitänleutnant Herfingmit „U21“, 
Ber rſenkung des englifchen Kreuzers „Bathfinder“ vor dem Firth of Forth 
‚am 5. September 1914, und von Kapitänleutnant Weddigen mit ‚0 3 
Verſenkung der englifhen Panzerkreuzer „Aboukir“, „Hogue“, „Crefiy” 
bei Maas Feuerſchiff am 22. September 1914°), hatten die Wertfhägung 
des U-Boots in höchſtem Maße gefteigert und mit einem Schlage in aller 
A: Welt die unbeftimmte Vorftellung begründet, der neuen Waffe jei vor- 
behalten, einen noch gar nicht zu ermeffenden Einfluß auf die Seetrieg- 
führung auszuüben. Diefe Wendung war wohl geeignet, den Beftre- 
bungen des Korvettentapitän Bauer für die fommende Zeit den Boden 
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9) Bel. Abſchnitt 10. = h 
ER 2) Die Boote „U1*— „U4“ waren Verfuchsboote; fie wurden faum in der 
Et: Front verwendet, fondern dienten Ausbildungszweden. — 
Be; 3) Marine-Archiv. Der Krieg zur See 1914-1918. Nordfee, Band 2, S. 7 und 49. 
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— —— —— der U-Boote. 5 


5 war — nicht zu verkennen, daß jene erſten Auf- 
Fernerſtehenden den Blid für das Er- 

re gerrübt hatten. 
Helle ſich die Lage für die deutſchen 
# der beiden eriten Rriegsmonate folgendermaßen 
ı „U 21” und „U 9“ waren der Überraſchung eines 
Gegners zu verdanten. Der Gefechtswert des ver- 
; Schiffsmateriais war nicht bedeutend. Den zwei glüd- 
ftanden bis Ende September mehr als 50 U-Boots- 
rm gegenüber, die Menſchen und Material voll angejpannt hatten, 
sbme jedes Ergebnis und nicht ohne Berlufte verlaufen waren'). 
um Feinde war meift überhaupt nichts in Sicht gefommen. In dem 
m Seeraum der Nordjee verlor fich das einzelne U-Boot mit feiner 
Geſchwindigkeit und bejchräntten Sichtweite. Die eigentliche 
aft des Gegners, jeine Schladhtflotte, war dank der planmäßigen 
der englifchen Flottenführung unberührt geblieben. Auch 
im September 1914 begonnenen Verſuche, die U-Boote der Hoch— 
: zur Entlaftung der deutichen Landfront gegen die nad) Frankreich 
ngliihen Kanal gehenden Transporte anzujegen, hatten noch zu 
ac igen Schädigung des Gegners geführt. Starte Bewarhung 
engen Seegebiet machte es den Booten im Kanal unmöglich, auf- 
en, um die militärifche Eigenfchaft der äußerlich als folche nicht 
m Transportihiffe dur Anhalten und näheren Augenſchein feſt— 
Die Ermädtigung aber, alle Dampfer, die die frangöfifchen 
m anliefen, ohne Warnung und Unterfuchung zu vernichten, mit 
rheit, dabei auch mandes SKauffahrteifchiff zu treffen, 
Ermädtigung politifchen Cinjchlags beftand nicht. Dazu war 
dem 2. Dftober, die Gefährdung der U-Boote dur) die eng— 
Bineniperren auf dem Anmarſch zum Kanal gefommen, eine Ge- 
zunädjt nicht gering zu jhäßen war. Die Tätigfeitder 
;. en U-Boote hatte fomit, wenn fie au) von der feind- 
als eine ernfte Bedrohung empfunden wurde, der dieſe 
2 ein nachteiliges Rüdverlegen der ftrategijchen Aufftellung Rechnung 
= mußte, — ein befriedigendes Ergebnis, in dem 
Simne eines Kräfteausgleids, bisher nicht gehabt. 
e mehr der Gegner künftig jein Verhalten und feine Abwehr auf die 
we Bafle einftellte, defto ungünftiger mußten die Ausfichten für diefe 


”) Bezüglich) U-Bootsverlufte vgl. Abſchnitt 10. 
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6 L Die erfien Anregungen zum Handelstrieg mit U-Booten. 


Dagegen berichteten die im Auguft und September von den verfchie- 
denen Stellen der engliſchen Küfte zurüdtehrenden U-Bootstommandanten 
immer eindrudsvoller, daß dort ein ununterbrochener Handelsverfehr 
nad) den feindlichen Häfen ftrömte. Während die Wege zu den großen 
deutichen Nordjeehäfen wie ausgeftorben waren, zählte beijpielsweije der 
Kommandant von „U 22“, KRapitänleutnant Hoppe, am 24. September 
im Firth of Forth im Laufe des einen Tages etwa 100 ein- und aus- 
laufende Dampfer. 

Seeherrjhaft ift Sicherheit der Seeverbindun- 
gen. Die Bedeutung diefes Sates konnte nicht anfchaulicher vor Augen 
geführt werden als durch das Bild, das fi) auf den Handelsftraßen vor 
den Sehrohren der U-Bootstommandanten abrollte. Es ift nur natürlich, 
daß diefes unmittelbare Erleben einer Grunderfahrung des Seefriegs den 
Gedanken weden mußte, der Angriff auf die Geeverbindungen des 
Gegners, auf den Handel, aus dem er letzten Endes feine Kraft jchöpfte, 
würde das gegebene Feld der Tätigkeit für die U-Boote fein, wäre eine 
unendlic) Iohnendere Aufgabe, als durch Wochen und Monate die feind- 
lihe Flotte in ihrer Zurüdgezogenheit zu fuchen. In folder Ertenntnis 
ſchrieb Kapitänleutnant v. Hennig, der mit „U18“ als Erjter am 
27. September in den Englifchen Kanal eingedrungen war und fi) mit 
dem getauchten Boot 4 Stunden dicht vor der Moleneinfahrt des Hafens 
von Dover beobadhtend aufgehalten hatte, in fein Kriegstagebucdh: „Zahl— 
reiche Handelsdampfer paffierten von und nad) den Downs. Nach meiner 
Anfiht würde das Verſenken einiger Handelsdampfer durd) U-Boote eine 
vielleicht ungeahnte Wirkung auf die öffentlihe Meinung und das wirt: 
ichaftliche Leben in England ausüben. Die Durchführung wäre jedenfalls 
weniger ſchwierig als das Legen von Minenfperren.“ Dieje und ähnliche, 
in mündlichen Meldungen oft wiederkehrende Berichte der ihm unterftellten 
Offiziere beftärkten den Führer der U-Boote darin, feine Bemühungen bei 
dem Ylottenfommando nicht aufzugeben. Mit Recht ſah er es als feine 
militärifche Pflicht an, für die wirffamfte Ausnutzung der ihm anvertrauten 
Waffe einzutreten und auf Weiterverfolgung und eine bis ins Lebte 
gehende Prüfung diefer bedeutfamen Frage zu drängen. Als daher die 
Antündigung der englifchen Admiralität vom 2. Oktober befannt geworden 
war, hatte Korvettenfapitän Bauer die Gelegenheit für günftig gehalten, 
feinen mehrfachen mündlichen Vorftellungen beim Flottentommando den 
erwähnten jhriftlichen Antrag folgen zu laffen, defien Begründung er für 
geeignet hielt, die Bedenken des Flottenchefs zu befeitigen. 

Der Plan, den fi) der Führer der U-Boote für die militärijch- 
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— ud —— des U⸗Bootstrieges. 2 
eines — mit den verfügbaren Mitteln ent: 
£ Pe ee das, was er den Berichten feiner Kom— 
— Die Boote waren danach in den Gewäſſern 
d — * ftem auszulegen, wo ſich nach den gemachten Beob- 

apen der Scufisser zum infteuern der Küſte und vor den Häfen 
range. — weie Mnjung Oktober 1914 

zur Berfügung fianden, waren 12 ältere Boote mit 
m, 9 neuere Boote mit Diefelmajhinen aus: 

den Betrolbooten konnte wegen der geringeren Betriebs- 
et ürer Waidjinen nur eine Seeausdauer von etwa 8 Tagen er- 
Ben. für fe moren als Sätigteitsgebiete Die Gemäffer an ber 
Dfttüfte und der Kanal gedacht. Den Diefelbooten wurde bereits 
ı Sahrbereich bis vor die Häfen der englijchen Weſtküſte zugetraut?). Mit 
ter jeindlicher Bewachung in dem Berwendungsgebiet der U-Boote — 
der Küfte — wurde nad) den vorliegenden Erfahrungen gerechnet. 
* Grunde und wegen der langen Tauchzeit, die damals noch 
s5 Minuten betrug, wurde eine Tätigkeit der U-Boote über Waſſer 
und Unterfuhen von Handelsihiffen gar nicht in Erwä— 
Borausjegung für den Handelstrieg war vielmehr die 
feindliche Handelsihiffe wie Kriegsichiffe ohne Warnung 
5 des getaudten U-Boots zu verjenten. Neutrale 
man im allgemeinen von feindlichen unterjcheiden zu 
wenn aud) Verwechſlungen für möglich gehalten wurden. Über 
e Wirkung fpricht fi) der Antrag des Wührers der 
nicht aus. Die Verwendung von U-Booten gegen den Handel 
5 hatte keinerlei Vorgang in der Kriegsgeſchichte; man ftand 
ganz Neuem, Ungewiffem. Eine Reihe von Schiffen würde in 
m Tagen jpurlos verjchwinden, die Schiffsbefagungen in den Häfen 
m ſich weigern, in See zu gehen; eine panikartige Abfchredung dieſer 
für möglich gehalten. Won ihr erwartete man in erjter Linie 
Ziffernmäßig, etwa nad) der Zahl der Boote und ihrer 
war ein folher nicht zu veranfchlagen. Berechnungen über das 
Berfentungsergebnis fehlen daher. Die U-Boote follten 


Zu 


2) 12 Betrolboote: „U5—12”, „U14“, „U16—18"; 9 Diefelboote: „U 19-22“, 
. „U 9-30“. — Nähere Angaben über das U-Bootsmaterial find in Abjchnitt 10 


> n Die erfte Fahrt weftlih um Irland und England machte „U20“ vom 10. bis 
x 1914. — Vgl. Marine-Archiv. Der Krieg zur See 1914-1918. Nordfee, 
2, ©. 166. 








8 1. Die erften Anregungen zum Handelstrieg mit U-Booten. 





nicht den Rrieg entſcheiden. Sie jollten jedoch jo verwendet werden, daß 
fie ihr Außerftes zum Gejamterfolg aller Waffen des Seefriegs beitrugen. 
Das war der militärifhe Gedanke, der dem Vorfchlag des Führers der 
U-Boote zugrunde lag. 

Der ſchriftliche Antrag des Korvettenfapitän Bauer vom 8. Dftober 
fand bei dem Chef der Hochjeeflotte nicht mehr grundfäglichen Widerftand. 
Konteradmiral Etermann, Chef des Stabes der Flotte, und Kapitän 
zur See Seebohm, der Leiter der Operationsabteilung, hatten fich 
inzwiſchen den Borftellungen des Führers der U-Boote nachdrücklich an- 
geihloffen. Die Idee des U-Bootstrieges hatte fi, von der U-Boots- 
front ausgehend, im Offizierforps der Flotte verbreitet und war nun aud) 
von verjchiedenen Geiten an den Flottenchef herangetragen worden. 
Admiral v. Ingenohl glaubte ſich jet der Weitergabe des ihm vor- 
gelegten Berichtes nicht mehr verſchließen zu dürfen und überfandte ihn 
dem Chef des Admiralftabes, Admiral v. Pohl, im Großen Haupt: 
quartier, jowie dem Admiralftab in Berlin. In feinem Begleitichreiben 
vom 10. Dftober') bejchräntt fie) das Flottenfommando im wejentlichen 
auf das Erjuchen, den Plan auf feine Durchführbarteit jeßt oder fpäter zu 
prüfen. Einer eigenen Stellungnahme enthält fie) der Flottenchef, „da 
in erfter Linie politifhe und völferrechtlihe Erwägungen, namentlich auch 
Rüdfihten auf die Stimmung der neutralen Mächte, mitfprechen“. Vom 
militärifchen Standpunkt aus, der die rüdfichtslofe Bekämpfung des 
Gegners fordere, wird unter Anlehnung an die Berichte der U-Boots- 
fommandanten hervorgehoben, daß der Kampf gegen den englifchen 
Handel den Feind an feiner empfindlichften Stelle fafjen würde und „die 
Folgen der Vernichtung eines oder des anderen Dampfers an den Haupt- 
verfehrsjtellen innerhalb der feindlichen Hoheitsgrenzen gar nicht abzu= 
ſehen wären“. 

Der Chef des Admiralftabes, von der Stimmung bei der Flotte durch 
einen kurzen Aufenthalt in Wilhelmshaven am 3. Oktober unterrichtet, 
war durd) feine Stellung zur oberjten Kriegsleitung gehalten, der völker— 
rechtlichen und politifchen Seite militärifcher Kriegsmaßnahmen anders 
gegenüberzuftehen als die Führer der Front, denen ungehemmter Einjat 
aller Rampfmittel erftes Gebot fein muß. In dem Verſenken feindlicher 
Handelsichiffe ohne Warnung, mit der unvermeidlichen Gefährdung von 
Nihtfämpfern, von neutralen Menfchenleben und neutralem Gut, fah 
Admiral v. Pohl in Übereinftimmung mit feinem beratenden Stabe:) 


1) Anlage 2. — 2) Anlage 3. 
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d ie ung» die „bisher englifcher- 
noch nicht gerechtfertigt“ 
= 5 feine Antrags genommene 
— — tonnte nicht unbedingt als 
—* werden. Ohne mit den 
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dem haben, der Sandeistrieg mit U-Booten, der „unter Umſtänden 
zum Frieden zwingen könnte“, fomme doch als ein 

es Mittel” der Bergeltung in Betracht, falls ſchwerwiegende 
des Bölterredhts von feindlicher Seite eine ſolche Maßnahme 
rien. Diejer Gedante follte jehr bald neue Nahrung erhalten. 
wenige Tage jpäter, am 2. November 1914, erflärte die eng- 
kat unter dem anfechtbaren Vorwande, durch die Art der 
m Binentriegführung dazu veranlaßt zu fein, die ganze Nordfee 
deies Kriegsgebiet”), „warnte“ die neutrale Schiffahrt unter 
—E— vor dem Befahren der Nordſee außerhalb beſtimmter 
Ummege, die unter englifcher Aufficht ftanden, und fperrte 
—— den Zugang zu den deutſchen Nordſeehäfen, ohne daß eine 
ätige Blodade beſtand. Dieſer gewalttätige Eingriff in die Freiheit 
Handels mußte aller Welt das Ziel der englifchen Kriegführung und 
Biltür in der Wahl der Mittel enthüllen. Jede Schiffstadung, die 
die Nordjee ging, follte unter außerordentlicher Behinderung der 
t englifcher Durchſuchung unterworfen und an einer Verwendung 
en Deutihhlands verhindert werden. Eine in der Kriegsgefchichte 
t dagewejene Art der Blodierung wurde eröffnet, die allem 
Braud und bindendem Vertrage widerfpradh. Jetzt 
die Bedenken des Admirals v. Pohl; den foeben noch ab- 
Sorſchlag des Führers der U-Boote nahm er auf und jeßte ſich 
ich dafür ein, Gleiches mit Gleichem zu vergelten: England durch 


> Unfage 4. — 2) Anlage 5. 

%) Uinlage 6. — Das Sperren eines Seegebiets durch die Erflärung eines Krieg- 

Fe es als gefährdetes Kriegsgebiet — military area — zu melden fei, war 
smaßnahme, die im Völkerrecht feine Begründung fand. 





= Br lag, und tritt der Gedante hervor, der Antrag 
= Bauer mürde hiermit wohl mur feinen vorläufigen Abſchiuß 
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U-Boote für biodiert zu erklären‘). Die Abſicht des Gegners trete deutlich 
zuiage, Deutichland wirtjchaftlich zu vernichten; ohne Schonung der Neu- 
tralen wende er dazu völterrechtswidrige Mittel an. Deutfchland fei daher 
im der Abwehr genötigt, zu der gleichen Waffe zu greifen. Den in Mit- 
leibenichaft gezogenen Neutralen aber müffe vor Augen geführt werden, 
im welcher Zwangslage ſich Deutichland befinde, und daß England es jei, 
das den erjten Schritt vom Wege des Rechts zur Verſchärfung des Gee- 
trieges getan habe. 

So traten fehon in den erften Gedanktengängen, die zu dem Handels— 
frieg mit U-Booten führten, feine Beziehungen zu den Grundfäßen des 
internationalen Rechts im Seetriege maßgebend hervor, zu den Grundfäßen 
vor allem, die den neutralen Staaten einen Anfpruc gaben auf Schuß 
ihres Geehandels gegen unbegrenzte Eingriffe der Kriegführenden. 
Während feiner ganzen Dauer blieb der U-Bootstrieg verhängnispoll 
verfettet mit diefen Rechtsfragen, die fich zu den ſchwerſten politifchen und 
militärifhen Fragen für die deutfche Kriegführung auswuchfen. Ebenſo 
deutlich ift fhon in dem erften Zuftand des Wägens zu erfennen, wie es 
pvorangegangene engliide Maßnahmen waren, die den Plan des 
deutſchen U-Bootstrieges zur Reife brachten, daß wieder, wie von jeher, 
die englifhe Seemacht beftimmend war für die Formen des Geefriegs 
und die Geftaltung des Seekriegsrechts. 


2) Anlagen 10, 11 und 12. Bgl. auch ©. 27. 































2. Engliihe Einftellung zu den Fragen des Seekriegsrechts. 


Das Völterrecht iſt immer fehr dehnbar gewejen. Neutrale und 
Rriegführende mit geringen Seeftreitfräften haben immer Ronterbande- 
u Blodadegejege herbeizuführen getrachtet, die das äußerſte Minimum 
am Eingriffen gegen den Handel bedeutet hätten. Auf diefem Standpuntte 
beharrten daher auc diesmal die Deutfhen und die Neutralen. Ein 
Rriegführender mit einer übermächtigen Flotte hat immer noch nad einer 
Yuslegung des Völkerrechts gejucht, die ein Marimum an Eingriffen 
‚gegen Güter, die vorausfichtlich den Feind erreichen könnten, rechtfertigte. 
Diefen Standpuntt nahmen natürlic) Großbritannien und die Verbün- 
sten infolge ihrer Übermadht zur See ein. Die britifche Haltung in diefer 
Frage war nicht immer die gleiche gemejen. Wenn wir zu den Neutralen 
gehört hatten, beftritten wir natürlid” das von den Kriegführenden in 
 Anjprud genommene Rechte weitet gehender Eingriffe').“ 

Mit diefen wenigen Worten entwirft der Mann, der von 1906 bis 
in den Weltkrieg hinein die auswärtige Politik feines Qandes leitete, Lord 
Edward Grey, ein Bild von dem Weſen des Seefriegsrechts, wie englifche 
Augen es jahen. Der englijche Staatsmann fennzeichnet dieſes Recht als 
Awas „Dehnbares“; er weift auf das Streben des Stärferen hin, das 
Recht „auszulegen“; er hebt die Gegenfäge der Intereſſen hervor, die 
einem Rechtsausgleich entgegenftehen, die der Neutralen gegen die der 
Rriegführenden, die der überlegenen Seemadht gegen die der zur See 
Schwachen, — Intereſſen, die die englifhe Seemacht „natürlich“ wechfelnd 
wahrnimmt, je nachdem, ob fie felbft friegführend ift oder neutral. 

Durch mehr als 200 Jahre, von der Zeit der jpanifchen Armada bis 
afalgar, hat England gegen die europäifchen Feftlandftaaten, die neben 
ihm eine Zeitlang Seegeltung behaupteten — Spanien, Holland, Frant- 
rei —, um die Vorherrſchaft zur See gefämpft, und ift aus dieſem 
Ringen ſchließlich als der alleinige „Kriegführende mit einer über- 
mächtigen Flotte” hervorgegangen, als die einzige Macht, die in der Tat, 
folange fie Krieg führte, „immer nad) einer Auslegung des Völkerrechts 
eeſucht hat, die ein Marimum an Eingriffen gegen Güter rechtfertigte, die 


3) Lord Edward Grey. „Fünfundzwanzig Jahre Volitit. 1892—1916.“ Tiber- 
feung bei Brudmann. Münden 1926. 
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vorausfichilicd) den Feind erreichen fünnten.“ Das Seebeuteredt, 
das Konterbande- und das Blodadereht!) waren die Redts- 
fütel, aus denen durd Dehnung und mweitefte Auslegung England die 
Baffen feiner Kriegführung formte. Feindlihes Gut zu nehmen, 
wo es auf See anzutreffen war, unter feindlicher Flagge oder unter neu— 
traler, wurde als unantaftbares Seebeuterecht verfochten. Um neu— 
trales Gut in gleiher Weife der Nußnießung des Feindes zu fperren, 
wurden von England, kriegsrechtlich betrachtet, zwei Wege gewählt. Man 
erlärte, das Zuführen neutraler Waren zu feindlichem Hafen habe in 
jedem Falle Wirkung und Sinn einer Unterftüßung der feindlichen Krieg- 
führung, wenn nicht feiner bewaffneten Macht, jo doc des Volkes als 
Ganzem in der Fähigkeit des Aushaltens. Diefe erweiterte engliſche Deu: 
tung des Konterbandegedanfens war an fich ſchon ausreichend, um eine 
Handhabe für den Zugriff auf jede neutrale Schiffsladung zu geben, die 
für den Feind beftimmt war. Der andere Weg war der einer Blodade, 
die ihre Gegner jeitdem die „englifche Blodade“ genannt haben. Was 
alter Kriegsbrauc der räumlich begrenzten, der Belagerung einer Feftung 
entſprechenden Blodade an Rechten einräumte, das Verbieten jeglichen 
Verkehrs in dem blodierten, durch Streitkräfte bewachten Gebiet, das 
Verfolgen jedes Blodadebrechers, das übertrug England in feinem großen 
Kampf gegen das unter dem Zwang Napoleons zufammengefchloffene 
Veltland auf eine ins Übermaß gefteigerte Verkehrsiperre, die es über 
weite Meeresteile und zulegt faft über alle europäifchen Gewäſſer ver- 
hängte. England blodierte, ohne jeine Flotte den Gefahren der feindlichen 
Küfte auszufegen, durch feine geographiiche Lage und im übrigen durd) 
eine Verkündung auf dem Papier, hinter der drohend und einjchüchternd 
die überlegene englifche Seemacht jtand. Neutrale Seehandelsftaaten taten 
fi — 1780 und 1800 — zur „bewaffneten Neutralität” gegen die ver- 
nichtende Vergewaltigung ihres Handels zufammen, Napoleon erfann den 
großen Plan der Kontinentalfperre, „da es im Naturrechte Liegt, die Waffen 
zu gebrauchen, die der Feind gebraucht“. Aber das Inſelreich behauptete 
fi) und behauptete gegen den entrüfteten Widerfpruh und die Rechts- 
verwahrung des nur zu Lande mächtigen Feftlandes den Anſpruch auf fein 
eigenes Seerecht. 

Aus der Geſchichte jener Zeit hat ſich in England die Auffaffung 
gebildet, die fich vererbte und fortlebte, daß die See das Feſtland über- 
wunden habe und wieder überwinden werde, daß der Widerftand von 


2) Das deutfche Wort „Bannware“ für „KRonterbande“ hat fi in der Fach— 
literatur nicht eingebürgert. 





J— wenn die e Wirtfaft des Landes und der — 
des Volks erliegen. Wirtfchaft und Volt, denen das Lebensnot- 
e über See zuftrömt, bleiben überlegener Seegewalt ausgeliefert. 





































Sm Widerfpruc zu ſolcher Überlieferung feßte ſich in der hundert- 
gen Zeitſpanne, die zwifchen dem Sturz Napoleons und dem Aus— 
) des Weltkrieges liegt, eine auffallende Wandlung in der englijchen 

itit durch. Englands Vorherrichaft auf dem Meere blieb unangefochten. 
ine ebenbürtige Flottenmacht erftand, die die Interefjen Englands aus- 
pließlich auf Krieg gerichtet hielt. Eine Neuordnung vollzog fih unter 
m europäifchen Staaten; aus jchroffem Gegenüberftehen wurde politifhes 
Infhliegen und Berftändigen. Liberale Kabinette kamen in England, 
it anderer Weltanfchauung, anderen Gedanken über Krieg und Kriegs- rer 
echt. Gründe diefer Art mögen zufammen von Einfluß gewejen fein, um 
ine Annäherung Englands an die Seerechtsauffaffung zu bewirken, die 
5 früher bis zum äußerten befämpft hatte. 

„England ... . hat während des Konflikts, welcher jet gerade auf- 
ehört hat, zum Borteil der Neutralen auf Grundfäße verzichtet, die es 
dahin unveränderlich aufrechterhalten hatte. England ift geneigt, end- 
g auf fie zu verzichten . . . Der Zuftand unferer Zivilifation und 
lichkeit erfordert, daß ein Ende gemacht wird mit einem Syſtem, 
as nicht mehr zu unferer Zeit gehört.“ 

J So lautete es in der Erklärung, die die Regierung Palmerſton 
ach dem Krimkrieg durch ihren Vertreter zur Pariſer Konven— 
ion vom 16. April 1856 abgeben ließ. RN 
„Die neutrale Flagge dedtdas feinblige Gut mit — 
sn. der Kriegsftonterbande.“ 
„Die Blodaden müffen, um redtsverbindlid zu A 
ein, wirkſam (effe£tiv) ſein, d. bh. durd eine Streit— — 
racht aufrechterhalten werden, welche hinreicht, um —ñA 
en Zugang zur Küſte des Feindes wirklich zu ver— — 
dern.“ — 
Dieſe beiden Grundſätze der Pariſer Seerechtsdeklaration von 1856 
hielten, neben anderen, die bindende engliſche Unterſchrift. Feindliche 

g auf neutralem Schiff ſollte künftig vor dem Zugriff Kriegführender 
ſein. Die Blockade war als ein örtlich begrenztes Verkehrsverbot 
„das nur jo weit rechtswirkſam fein ſollte, als der Kriegführende 
| der Lage war, innerhalb eines beſtimmten Teiles des Kriegsſchauplatzes 












TC — — y Terz 
zT 
SIERT 
ee, 
t 


14 2. Englifcdye Einftellung zu den Fragen des Seekriegsrechts. 


durch militärijche Machtmittel feinem Berbot tatſächlich Geltung zu ver- 
ſchaffen. Seebeute- und Blodaderecht hatten die lange erjtrebte Beſchrän— 
tung erfahren. 

Eine feſte Umfchreibung des Begriffs Kriegstonterbande war durch 
die Barifer Deflaration nicht erfolgt, und es blieb Kriegführenden die 
Möglichkeit offen, das errungene Ergebnis hinfällig zu machen auf dem 
Ummege einer willtürlihen Auslegung des Ronterbandebegriffs. 

Aber in dem gleichen Geifte des Entgegenfommens und des Ab— 
tehrens von der Vergangenheit bot fpäter England nochmals die Hand, 
die vorhandene Lüde des Seekriegsrechts zu ſchließen und das 1856 be» 
gonnene Bertragswerf nahezu zu vollenden: in der Londoner See— 
friegsredtserflärung vom 26. Februar 1909. 

Das Blodadereht wurde in London nad) wörtlicher Wieder- 
holung der Blodaderegein der Barifer Deklaration dahin ergänzt, daß 
„Die Blodade auf die feindlihen oder vom Teinde 
bejegten Häfen und Küften befhräntt werden muß“ 
und daß „Die bIodierenden Gtreitträfte den Zugang 
zu den neutralen Häfen und Küften nicht verfperren 
dürfen“. 

Auf dem umjtrittenften Gebiet, dem des Ronterbanderedts, 
das im Weltfrieg eine jo bedeutfame Rolle fpielen jollte, kam eine Ber: 
einbarung in dem Sinne zuftande, daß die neutrale Zufuhr nur für die 
feindliche Streitmacdht, nicht aber auch für die feindliche Bevölkerung und 
nicht für die feindliche Volkswirtſchaft unterbunden werden dürfe. Zu 
diefem Zweck wurde ein Unterfchied feftgelegt zwiſchen abjoluter 
KRonterbande, Gegenftänden, „die ausfchließlic) für den Krieg ver- 
wendet werden“, und relativer Konterbande, Gegenftänden, 
„die für £riegerifche wie für friedliche Zwecke verwendbar find“. Abſolute 
Ronterbande, wie Waffen, Munition und alles nur für militärifche Zwede 
verwendbare Gerät, jollen unter allen Umftänden der Wegnahme ver- 
fallen jein, wenn die endgültige Beitimmung der betreffenden Ware 
das feindliche Land ift, alfo auch dann, wenn die Ware vor dem Erreichen 
des feindlichen Gebiets in einen neutralen Hafen befördert wird und von 
dort mit anderen Beförderungsmitteln das feindliche Land erreichen joll 
(„Bortgefegte Reife“); Waren der Lifte der relativen Konterbande, zu der 
Lebensmittel, Futtermittel, Kleidung, Feuerungsmaterial gerechnet wurden, 
follen nur dann der Wegnahme verfallen fein, wenn fie für den Gebraud) 
der feindlichen Streitmacht oder Verwaltungsitellen beftimmt find; Waren 
der Lifte der relativen Konterbande find nad) der Londoner Erklärung 


Londoner Geetriegsrechtsertlärung vom %. Februar 1909. 15 































nicht verfallen, wenn fie für die Bevölkerung oder die Wirtfehaft 
dlichen Landes beftimmt find. Solche Waren fünnten nad) der 
Erklärung eine Blodade der feindlichen Häfen und Küften um- 
wenn fie auf dem Umwege über einen Hafen eines neutralen 
taates mit anderen Beförderungsmitteln in das feindliche Gebiet 
werden. In einer Freilifte wurden ferner Gegenftände und 
bezeichnet, die unter feinen Umftänden als Ronterbande erklärt 
den dürfen; wichtige Rohjtoffe für die Volkswirtſchaft, wie Rohbaum- 
Me, Rohwolle, Rohfeide, Flachs, Hanf, Gummi, Erze, ebenfo alles für 
m Betrieb der Landwirtichaft Erforderliche, in erfter Linie Düngemittel, 
em Rriegführenden wurde das Recht eingeräumt, die Ronterbandeliften 
# 2ondoner Erklärung zu ergänzen. Aus Sinn und Wortlaut der 
in aber ergibt fi, daß Gegenftände, die neben friegeriichem auch 
friedlihen Gebrauch zulafjen, nicht auf die Lifte der abfoluten 
bande geſetzt und Gegenftände, die keinerlei friegerifhen Gebrauch 
1, überhaupt nicht als Ronterbande erklärt werden dürfen. 
Unter dem Recht der Londoner Erklärung war nun für den Kriegs- 
Hl folgende veränderte Lage gejchaffen. Der Seehandel der Neutra- 
n war nahezu volltommen davor geſchützt, durch den Krieg in Mit- 
jenjchaft gezogen zu werden. Die neutrale Schiffahrt zwiſchen neu- 
Ländern durfte nur jo weit behindert werden, als fie Waren der 
der abfoluten Konterbande führte, die für das feindliche Land 
amt waren, oder ſolche der Lifte der relativen Konterbande, die 
ermaßen Die Beftimmung für die feindlihe Streitmadt 
Auch dem neutralen Handel mit den Häfen der Kriegführenden 
1 binfichtli der Einfuhr von Waren der Freilifte und der nicht für 
ie Wehrmadt beftimmten relativen Konterbande ſowie hinſichtlich jeg- 
her Ausfuhr aus den Häfen der Kriegführenden nichts im Wege, fofern 
er Blodade bejtand. Der Zugang zu neutralen Häfen durfte durch 
odademaßnahmen der Kriegführenden nicht behindert werden. 
2 Der Seehandel der Kriegführenden blieb durch das beftehende 
tebeuterecht, an dem die Londoner Erklärung nichts geändert hatte, 
Den Kriegführenden war jedoch durch die genannte Rücficht 
ef den neutralen Handel die Möglichkeit gelafjen, den gefamten Bedarf 
ht für Kriegszwede tätigen Wirtfchaft und den Lebensbedarf der 
ölterung unter neutraler Flagge unmittelbar durch die eigenen Häfen 
ühren und unter neutraler Flagge die gefamte Ausfuhr fortzufegen, 
zn feine Blodade erklärt war. Kriegführenden Feſtland ftaaten 
im Falle einer Blodade für alle Einfuhr — mit Ausnahme der 
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abjoluten Ronterbande und der Waren der Lifte der relativen Ronterbande, 
die für die militärifche Streitmacht beftimmt waren — und alle Ausfuhr 
der Umweg über die Häfen neutraler Nachbarländer und von dort über 
die Landgrenze offen. 

Deutſchland hatte daher in einem Kriege gegen England damit 
zu rechnen, daß der Handel unter eigener, deutfcher Flagge in der atlan- 
tiſchen Fahrt aufhörte; die Gefahr einer bedrohlichen Abjchnürung aber 
fonnte jelbjt im Falle einer Blodade der Nordfeehäfen für die Wirtfchaft 
und Bevölferung Deutjchlands nad) dem KRonterbande- und Blodaderedht 
der Londoner Erklärung nicht entjtehen, folange Nachbarländer, wie haupt: 
ſächlich Holland, neutral blieben und die Verſorgung Deutfchlands über 
die betreffende Landgrenze nicht durch ungünftigen Verlauf des Landkrieges 
in Trage geftellt war. Daneben war die deutiche Seeherrſchaft in der 
Dftfee für die Zufuhr aus den nordifchen Staaten von Bedeutung. 

Die Londoner Erklärung hatte die Unterſchriften aller beteiligten 
Seehandelsftaaten erhalten, auch die Unterjchrift Englands, von dem die 
Einladung zu der Konferenz ausgegangen war. Eine Schlußbeftimmung 
der Erklärung fah jedoch vor, daß fie erft durch Ratifitation der Mächte 
wirfjam werden jollte. Die Ratifizierung gerade feitens Englands aber 
blieb aus. War ſchon die Parifer Deklaration im Laufe der Jahre nicht 
ohne ernften Widerſpruch namhafter engliſcher Staatsmänner geblieben, 
jo jegte gegen die Londoner Erklärung, entfacht durch eine lebhafte Pro- 
paganda, unter der Führung der fonfervativen Oppofition (1910/1911) 
eine ſtarke Bewegung in England ein. Das Land wurde an feine Ver— 
gangenheit erinnert, an feine meerbeherrjchende Flotte, durch deren unge— 
bundenen Gebraud die Machtftellung Englands entftanden ſei. Das Ein- 
gehen von Verträgen, die die Flotte hemmen, fei eine Abkehr von den 
überlieferten Grundfäßen, die England groß gemacht hätten. 1856 in 
Paris habe die englifche Politit freiwillig und ohne Gegenleiftung die 
neue verhängnisvolle Richtung begonnen; die Londoner Erklärung jei 
vollends eine Machenſchaft der Fejtlandmächte, insbejondere Deutjchlands. 
Auf einen bevorftehenden Krieg mit Deutjchland wurde hingemwiejen. 
Deutſchland könne infolge der Gunst feiner Lage den ganzen Bedarf an 
Nahrungsmitteln durch die Nachbarftaaten, vornehmlich Holland, beziehen. 
Die englifche Flotte würde nichts anderes tun fünnen, als diefem Vorgang 
untätig zuzuſehen. 

Die Englifche Regierung feßte fich gegen alle Einwände nahdrüdlich 
für die Annahme der Londoner Erklärung ein und unterließ es nicht, 
hervorzuheben, in wie eigenartigem Lichte die englifche Politik erfcheinen 
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— Londoner Ertlärung vom Oberhaus abgelehnt. 17 x 
3 
e jet ein Beriragswert verleugne, zu deſſen Schaffung So 
„2 eingeladen, an dem es in hervorragenden Maße e 
beitet babe, und deſſen Anertennung bereits durch die = 
es beauftragten Bertreiers der Englifchen Regierung feierlich) N 
gebracht worden jei. | 
des Unterhauſes wurde dann der Regierung zuteil = 
Lords jedoch überwog die Dppofition, die getragen mar ; 

des alten römijchen Borts, an das man erinnerte, daß 
das Gejeß ſchweige und daß das Wohl des Boltes das | 

Mit großer Mehrheit jprad fi) das Dberhaus am 

1911 ablehnend gegen die Londoner Erklärung aus 


Ratiftation des Bertrages durch das englifhe Rabinett unter- 
der und demzufolge aud die Ratifitation durch die übrigen 


; Ereigniffe in England hatten die alten Gegenſätze, Seemacht 

Injel gegen Feitland, Neutrale gegen Kriegführende, 
in voller Schärfe hervortreten lafjen. Die im Amt befindliche 
1 ung war feſten Willens geweſen, durch Vereinbarung einen 
Gegenjäße herbeizuführen, den Neutralen zu helfen und den 
durch den Rechtsſtandpunkt zu überwinden. Es blieb : 
f wie weit diejelbe Englijche Regierung in dem bald aus- 3 
m Rriege zu ihrer Überzeugung und zu dem menſchlich fortjchritt- = 
zu dem fie fich durch ihre Unterjchrift bekannt hatte, zu ftehen 
Der erjte Rriegsmonat ſchon jollte jede Ungewißheit darüber 
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3. Die Maßnahmen des engliihen Handelstriegs von Beginn 
des Weltkriegs bis Mitte November 1914. 


Am 6. Auguft 1914 regte die Regierung der Vereinigten Staaten 
bei jämtlichen friegführenden Regierungen an, die Bejtimmungen der 
2ondoner Erklärung während des Krieges als bindend zu betradjten. 
Während die Deutjche Regierung dem Borfchlag zuftimmte, antwortete die 
englifche, daß fie die Regeln der Londoner Erklärung „im allgemeinen“ 
annehme, jedoch „mit gemwiffen Anderungen und Zufägen, die fie zur 
wirffamen Durhführung ihrer Seefriegsmaßnahmen für unerläßlid) 
hielte*. Diefe Änderungen und Zufäße gingen aus der Order in 
Councilvom 20. Auguſt 1914') hervor und bejagten im wejent- 
lihen, daß relative Konterbande (Zebensmittel, Rohſtoffe) über die Be- 
ftimmungen der Londoner Erklärung hinaus nicht nur auf dem unmittel- 
baren Wege nad) feindlichen Häfen, fondern auch auf dem Wege nad) 
neutralen Häfen bejchlagnahmt werden würde, und daß ferner relative 
KRonterbande auch dann als für militärifhe Zwede des Feindes beftimmt 
angejehen würde, wenn der Empfänger ein Agent des feindlichen Staates 
wäre oder irgendeine Perfon, die unter der Kontrolle von Behörden des 
feindlichen Staates ftehe. Durch die erfte Beftimmung wurde der in der 
Londoner Erklärung vorgejehene Unterfchied in der Behandlung abjoluter 
und relativer Konterbande befeitigt; im Sinne der zweiten Bejtimmung 
konnte jede in Deutfchland wohnende Perſon als „unter der Kontrolle 
einer feindlichen Behörde ftehend“ angefehen werden. Die unmittel- 
bare Verſchickung von Lebensmitteln und der für die Wirtſchaft not= 
wendigen Rohſtoffe nach Deutſchland war auf diefe Weife ebenjo unmöglich 
gemacht worden, wie die Einfuhr von Kriegsmaterial. Ferner war die 
erfte wichtige Handhabe gejchaffen, die Verjendung jeglicher Lebensmittel 
und Rohftoffe nad) Deutihland über neutrale Häfen aud für 
Bevölkerung und Wirtſchaft zu unterbinden. 

Eine wejentlihe Verjhärfung in der Anwendung diefer Konterbande- 
regeln trat dann durd die Orderin Councilvom 29. Dftober 
1914?) ein, die bereits in der Form von Drohungen und Zwangsmaß- 
nahmen gegen die Deutjchland umgebenden Neutralen der Englijchen 


1) Anlage 7. — ?) Anlage 8. 
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rung die Gewähr geben follte, daß die Einfuhr in die Häfen jener 
alen Staaten nit doc auf dem Landwege Deutſchland zufließe. 
Konterbande, nad) neutralem Land unterwegs, jollte jchon dann 
Beichlagnahme ausgejeßt fein, wenn der Empfänger der Ware aus den 
adungspapieren nicht mit völliger Sicherheit zu erfennen wäre. Lie fi) 
fonft der Nachweis nicht unmiderleglich erbringen, daß eine folche 
g rein neutrale Beftimmung habe, jo wurde in der Praris die Frei- 
3 aufgebradhter neutraler Handelsihiffe, die oft Monate auf ſich 
ließ, von der Garantie der neutralen Regierung abhängig gemadt, 
die Lebensmittel ausſchließlich zum Gebrauch im eigenen neutralen 
und auch nidht dazu dienen jollten, eine gleide 
MengeLebensmittelfürdiePßerfendung nach Deutſch— 
nad frei zu machen. Die Order vom 29. Oktober ging in ihrer 
wberordentlichen Härte ferner jo weit, daß fie den neutralen Ländern 
and, nordijchen Staaten) mit der Beſchlagnahme aller nad) ihren 
bejtimmten Lebensmittel und jonftiger relativer Konterbande drohte, 
n aus dem neutralen Lande eine feindliche Regierung für ihre Streit- 
irgendwelche Yufuhren bezöge. Durch das Vorenthalten von 
nsmitteln jollten alfo die neutralen Nachbarſtaaten Deutjchlands ge— 
gen werden, ihren Ausfuhr: und Durchfuhrhandel der englifchen 
brung anzupafjen. Schließlich enthielt die neue Order in Council 
eine Erweiterung der Konterbandelifte derart, daß Gegenftände der Frei— 
te — die nad) der Londoner Erklärung unter feinen Umftänden für 
gszwecke verwendbar find, wie Erze, eine Reihe von Metallen, 
mi — als abjolute Konterbande erklärt wurden. 
Die beiden jeefriegsrechtlihen Erlaſſe der englifhen Regierung 
wurden begleitet durch Kriegshandlungen der engliſchen Streitfräfte auf 
e, häufig jogar gingen die legteren den Erlaffen voraus. „Die Flotte 
delte, und das Boreign Office“, nad) den Worten Lord Greys, 
Ste mit rechtlichen Begründungen ihr Wirken verteidigen.“ Gleich bei 
iegsbeginn wurden alle englijchen Schiffe, die fich mit Qebensmitteln nad) 
opäiihen Häfen unterwegs befanden, angemwiefen, in englifhe Häfen 
zulaufen, um alle Lebensmittel zu erfaffen, die etwa über neutrale 
für Deutſchland beftimmt wären. So wurden 770000 Bufhel 
für Rotterdam nad) England abgeleitet. Ebenſo wurden ſchon in 
erjten Kriegstagen neutrale Schiffe mit Lebensmitteln, nach neutralen 
1 unterwegs, nach englifhen Häfen aufgebradt. 
Um die volltommene Überwachung des Geeverfehrs zu gewährleijten, 
um ihre GStreitfräfte nicht auf offener See dem Angriff deutjcher 
2* 
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U-Boote ausziehen, tam es der englifhen Admiralität darauf an, der 
rien Schiffahrt feft bezeichnete Wege, die gegen U-Boote zu fichern 
waren, der englijhen Küfte vorzufchreiben. Das Sperren des 
D-Yusgangs der Dover-Straße durch) Minen Anfang Oktober war die 
ee Mohnahme, die in diefer Richtung wirkte. Am 2. November 
folgte die Bekanntmachung der englifchen Admiralität, die die ganze 
Rordjee als „Rriegsgebit” — military area — erklärte!) und 
darauf abzielte, den breiten nördlichen Zugang zur Nordjee für den Ver- 
tehr befonders der nordifchen Länder zu verfchliegen. Bom 5. November 
ab würden alle Schiffe, die eine Linie von der Nordfpige der Hebriden 
über die Yarder nad Island überfchreiten, dies auf eigene Gefahr 
tun. Schiffen aller Länder, die nah und von Norwegen, der Oſtſee, 
Dänemark und Holland zu fahren wünſchten, wurde geraten, einlaufend 
durch den Englifhen Kanal und die Dover-Straße zu gehen. Dort würde 
ihnen eine Anweifung gegeben werden, die fie, ſoweit es an Groß⸗ 
britannien läge, ſicher an der engliſchen Oſtküſte bis Farn-Infel bringen 
würde, von dort würde, wenn möglich, ein ficherer Weg nad) Lindesnes 
Leuchtturm angegeben werden. .. . Für auslaufende Schiffe der umge- 
kehrte Weg... „Jedes Abweichen von dem bezeichneten Kurs, felbft von 
wenigen Meilen, kann verhängnisvolle Folgen haben“ ... da „ſchwerſte 
Gefahren von Minen“ ... und von Kriegsihiffen drohen, „Die bei Nacht 
und bei Tage wachſam nad) verdächtigen Fahrzeugen fuchen“. (Textftizze 
Nr. 2, Seite 21.) 


Die Folge aller diefer ineinandergreifenden Erſchwerungen, Bedro- 
dungen, mit großen DVerluften verbundenen Behinderungen der Schiff⸗ 
fahrt war zunächſt die, daß der unmittelbare neutrale Handelsverkehr nach 
deutſchen Häfen aufhörte. Es wagte niemand zu verſchiffen. Selbſt die 
Ausfuhr der Vereinigten Staaten ließ ſich abſchrecken. In den Monaten 
Auguſt und September 1913 gingen von den Vereinigten Staaten 
47 000 000 Buſhel Weizen nach Deutſchland ab, im Auguſt und September 
1914 fein einziges; im Auguft und September 1913 20500 Faß Mehl, 
in den gleichen Monaten 1914 nur 65 Faß; im Auguft und September 
1913 verkauften die Vereinigten Staaten an Deutſchland Schmalz im 
Berte von 4100000 Dollar, im Auguft und September 1914 nicht ein 
Pfund, 


Als weiterer Erfolg des englifchen Vorgehens war bald zu erkennen, 
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2. Sperrung der Nordfee durd die Ertlärung der 
englifhen Admiralität vom 2. November 1914. 
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daß die europãiſchen Neutralen, die für die Verſorgung Deutſchlands in 
Frage kamen, voran Holland, ſodann die nordiſchen Länder und Die 
Schweiz, fih, wenn auch widerftrebend, dem Drud der engliſchen Macht 
beugten und entweder Ausfuhr: und Durchfuhrverbote erließen!) oder auf 
andere Weije die unerbittlihen Anfprüche Englands erfüllten. Um das 
Demütigende des Eingriffs in ihre Souveränität nicht unverhüllt in die 
Erſcheinung treten zu laffen, wählten die neutralen Regierungen im allge- 
meinen den Musweg, daß fie nicht felbft die erzwungene Aufficht über 
ihren Außenhandel in Gemeinjchaft mit den englifchen Beauftragten aus- 
übten, fondern daß fie den Vollzug eines fremden Befehls Handelsgejell- 
Ihaften übertrugen, die eigens zu diefem Zwede gejchaffen und die mit 
allen Befugniffen, auf neutralem Boden in englifhem Dienfte zu handeln, 
ausgeftattet wurden. Die befanntejte der Gründungen diefer Art ift der 
holländifhe NOT (Nederlandfche Dverzee-Truft), der ſchon bald nad) 
feinem Entftehen, am 1. Januar 1915, 650 Agenten und Deteftivs unter- 
hielt, um im Lande und an der Grenze offen und geheim den Verbleib 
der eingeführten Waren zu überwaden. 

„sn England fonftatierte felbjt ein Fachblatt wie der »Economift«, 
das unter feiner damaligen Leitung in vielen anderen Beziehungen 
ein ruhiges und ſachgemäßes Urteil fi) bewahrt hatte, mit Genugtuung 
und Behagen, daß auf dem Ummege der Begründung einer formell 
privaten Geſellſchaft das Mittel gefunden fei, Deutjchland in einer Weife 
zu boyfottieren, wie die Niederländifche Regierung es ohne Neutralitäts- 
bruch nicht hätte tun fünnen. Der Einfluß der Gefellihaft wachſe offen- 
fichtlih über das Geichäftliche hinaus. Vermöge des Vertrauens, das fie 
bei der Englifchen Regierung genieße, habe der »N. O. T.« »an autonomic 
and unofficial eorps diplomatique« entwidelt und vermittle zwiſchen 
beiden Regierungen?).“ 


1) In der Zeit vom 1. Auguft bis 15. Dezember 1914 wurden in Holland folgende 
Ausfuhrverbote erlaffen: am 1. Auguft für Pferde, Heu, Stroh, Hafer, Steintohlen und 
Kos; am 3. Auguſt Weizenmehl, Salz, Grüße, Gerfte, Roggen, Malz, Automobile und 
Unterteile davon, Pferdefahrzeuge, Fahrräder, Motorräder, Räder; am 7. Auguft Arzenei, 
Berbandmittel, Alkohol, Baummolle jeder Art, Buchweizen, Zuder, Tee, Kaffee, Munition 
und Pulver, Blei und eine größere Anzahl von Chemitalien; am 8. Auguſt Gold und 
Goldmünzen; am 14. Auguft hirurgifche Inftrumente; am 8. September Häute; am 
24. September Futtermittel aller Art; am 14. November Fett und Sped; am 16. No= 
vember Knochen, Gasöl, Benzin, Pyrit; am 17. November Kupferlegierungen; am 
9. Dezember wollene Qumpen; am 15. Dezember Wolle, wollene und halbwollene Waren. 

2) Eine anfhaulihe Darjtellung, in welcher Weife die Deutſchland umgebenden 
neutralen Länder, Holland, die nordifchen Staaten und die Schweiz, zum Operations- 
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— Die Wirkung der Handelsiperren, die England im Begriff war, um 
eutichland zu legen, machte ſich nicht fofort in ganzer Schwere fühlbar. 
‚unmittelbare Zufuhr nad) den deutichen Nordfeehäfen fiel zwar jo gut 
ganz aus; dafür gelang es aber, die Einfuhr aus den umliegenden 
alen Ländern troß England beträchtlich zu fteigern. Dennod war 
zu verfennen, daß die Abſchließung von Überjee, bejonders durch 
Unterbinden der Lebensmittel, mit der Zeit eine ernjte Gefahr zu 
den drohte, wenn die eingeleiteten engliſchen Maßregeln erjt voll zur 
ührung famen und wenn, woran faum ein Zweifel beitand, Eng- 
auch vor weiteren Gewalthandlungen nicht zurüdjchreden würde. 
Bon der durch die Kriegsverhältnifje gejhaffenen Lage der deutſchen 
tichaft und der etwaigen Möglichkeit rein wirtihaftlicher Gegenmaß- 
re gegen den englifhen Wirtſchaftskrieg geben Die folgenden ge- 
drängten Ausführungen des Staatsfefretärs Helfferih‘) einen ungefähren 
„War jchon der Krieg gegen eine rein militärifch jo jtarfe Koalition 
Deutſchland und feinen Verbündeten eine in diefem Ausmaß in der 
Hichte aller Zeiten und Völker bisher unerreichte Kraftprobe, jo wurde 
die Gefahr der Zermalmung durd) die brutale Übertragung des Krieges 
f das wirtjchaftliche Gebiet ins Ungeheuerlihe gejteigert. Deutjchland 
‚war, wie fein zweites Land außer England felbft, in die Weltwirtichaft 
verwacjfen. Es hatte im legten Friedensjahr eine Einfuhr von 10,7 Mil- 
fiarden Mark gehabt, hauptſächlich Rohftoffe und Nahrungsmittel; feine 
Yusfuhr, hauptfächlih aus Fabrikaten beftehend, hatte den Wert von 
10,1 Milliarden Mark erreiht. Wenn wir au) infolge der glüdlichen 
Entwidlung unferes Aderbaues nur eines verhältnismäßig geringen Bus 
Suſſes an Brotgetreide aus dem Ausland bedurften, jo war doc unjere 
 Biehwirtichaft, und damit die Verforgung unferer Bevölkerung mit Fleiſch 
und Fett, in erheblichem Umfange auf fremde Zufuhren an Futtermitteln 
angewiejen. Bon unferen großen Gewerbezweigen war Die Tertilinduftrie, 
bis auf die geringe einheimifche Erzeugung von Wolle und Flachs, von 
gebiet des englifhen Handelstriegs gegen Deutfchland geworden find, findet ſich in 
_ einem 1917 erjchienenen Buch von Profeffor Dr. I. Jaftrow, dem die obigen Säße über 
das englifche Fachblatt „Economift“ entnommen find: „Völkerrecht und Wirtichaftstrieg. 
Bemerkungen und Aftenftüde zur Methode der engliichen Wirtſchaftskriegführung.“ 
Serlag Kern, Breslau 1917. Die entſprechenden engliſchen Kriegsmaßnahmen auf dem 
Boden der neutralen Vereinigten Staaten find erfichtli aus: Dr. €. I. Clapp, „Britifhes 
Seetriegsrecht und die Neutralen im Kriege 1914/1916; deutfche Uberſetzung bei Mittler, 


Berlin 1916“. 
2) Karl Helfferich, „Der Weltkrieg“, Band 2, S. 39. Ulljtein, Berlin 1919. 
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der Robitofizufuhr aus dem Auslande abhängig. Ähnlich, wenn auch nicht 
— io ihlimm, ftand es mit der Lederinduftrie. Kohle und Eiſen hatten 
wir im eigenen Land; aber andere wichtige Metalle kamen vorwiegend, 
wie das Rupier, oder ausjchließlich, wie das Nidel, aus dem Auslande. 
Uniere Yusfuhr gab einem großen Teil unferer arbeitenden Bevölkerung 
Isömende Arbeit. Die Ernährung, Bekleidung und Beichäftigung eines 
großen Teiles unferer Bevölkerung, darüber hinaus die Ausſtattung 
unierer Streitkräfte zu Land und zu Wafjer mit Kriegsgerät, Munition 
und ®roviant, wurde durch die Unterbindung unferes Außenhandels auf 
das ernitefte in Frage geftellt. Die gewaltigen wirtſchaftlichen Schwierig- 
keiten, die auch ein auf das rein Militärifche befchräntter Krieg hätte mit 
ſich bringen müffen, wurden ins Unendliche gefteigert ... . Die Ausfichten 
einer reinen Vergeltungspolitit waren ſchlecht. Wir konnten die Beichlag- 
nahme deutjcher Vermögenswerte, die Jwangsverwaltung, die Zwangs- 
liquidation deutfcher Unternehmungen und die anderen gegen deutjches 
Brivatvermögen und deutiche Privatrechte gerichteten Maßnahmen mit 
den entfprechenden Gegenmaßnahmen beantworten und taten das aud). 
Aber was an feindlihem Privatvermögen und Privatrechten unjerem 
Zugriff unterlag, war dem Werte nad) nur ein Bruchteil defjen, was bei 
der weitverzweigten deutſchen Betätigung in dem Machtbereich unjerer | 
Feinde der Willkür von Engländern, Franzoſen und Ruffen ausgejeßt 

Ba. >. Auch auf die fi) dem britifchen Drud fo gefügig zeigenden, 

uns benachbarten Neutralen konnten wir nur in fehr beſchränktem Umfang 

einen Gegendrud ausüben. Ihre Abhängigkeit von unſerer Kohle und 

unferem Eifen war nicht entfernt jo groß und jo empfindlic) wie ihre 

Abhängigkeit von den unter Englands Kontrolle ftehenden Zufuhren von 

Rahrungs- und Futtermitteln und an wichtigen überſeeiſchen Rohftoffen.“ 





Welches das Ziel der feindlichen Kriegführung war, wurde von denen, 
die fie verantwortlic) leiteten, offen verfündet. Am 9. November 1914 
in einer Rede in der Londoner Guildhall ſprach fih Winfton Churchill, 
der Marineminifter, darüber aus: 

„Die wirtfhaftlide Erdrofjjelung durd die 
Blodade braudt Zeit, wenn fie ihre volle Wirkung 
erreichen ſoll. Wir ſehen ſie jetzt erſt im dritten 
Monat. Aber warten Sie etwas. Betrachten Sie ſie 
im ſechſten, im neunten, im zwölften Monat, dann 
werden Sie den Erfolg ſehen, der nur allmählid 
und in der Stille zuftande fommt, der aberdas Ver— 
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erben Deutfhlands fo fiher bedeutet wie das 
erannahen des Winters den Fall der Blätter von 
Jen Bäumen.“ 
Benige Tage jpäter, am 16. November, bezeichnete es der englijche 
emierminifter Ysquith in einer Rede im Unterhaus als eine der 
htigften Aufgaben der Regierung, „em Feinde die Verfor- 
gung abaujperren an Lebensmitteln, an Kriegs: 
aterial und an anderen Dingen, die er notwendig 
bBraudt“. 
Deutjchland durch Aushungern der Bevölterung und durch Vernichten 
s Handels und ſeiner Wirtſchaft zum Erliegen zu bringen, war der 
eindlihe Plan, und die Mittel, um ihn zu verwirklichen: das Bergewal- 
ägen des neutralen Handels auf See und auf dem fouveränen neutralen 
‚ das Yuslegen des Konterbandebegriffs nad) eigenem Befinden, das 
rlären eines ganzen der Schiffahrt aller Nationen dienenden Meeres 
5 unbefahrbares Kriegsgebiet. Wieder, wie ein Jahrhundert vorher, 
odierte England europäifche Feſtlandsſtaaten durch feine geographijche 
‚ dur) Machtworte auf dem Papier und durd) die Bereitichaft, nicht 
ur das Einjegen der überlegenen Flotte. Ohne das Wort „Blodade“ 
in der jeerechtlichen Form zu gebrauchen, war es jet mit neuen Mitteln 
m Wahrheit doch eine Blodierung Deutſchlands und feiner Verbündeten, 
ie fie jelbjt die an Handelstriegen reiche Geſchichte Englands noch nicht 
sejehen hatte. 
Bon der Regierung Frankreichs waren alle Maßnahmen Englands 
s zu den ihrigen gemacht worden, fo daß im vorjtehenden wie im 
ben die Betrachtung auf die engliſche Kriegführung bejchräntt wird. 
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4. Deulſche Gegenmaßnahmen und Pläne, 
Dftober bis Dezember 1914. 


Die Deutfche Regierung hatte gegen das Abgehen Englands und 
Franfreihs von der Londoner Erklärung am 10. Dftober 1914 in 
Form einer Dentjchrift‘) einen Proteft an die Regierungen der neutralen 
Staaten gelangen laffen. Das Gleichitellen von abjoluter und relativer 
Konterbande, das Ündern der vereinbarten Ronterbandeliften, das Krieg- 
führen gegen Volk und Volkswirtſchaft, das Eingreifen in den legitimen 
Handel der neutralen Nachbarländer Deutjchlands waren die Handlungen 
der feindlichen Seite, die von der Deutſchen Regierung in ihrer Dentjchrift 
hauptfächlich als Verftöße gegen die Londoner Erklärung bezeichnet worden 
waren, deren Beftimmungen „im wejentlichen dem geltenden Völkerrecht 
entjprechen und auf einer billigen Abwägung der Intereſſen der frieg- 
führenden Staaten einerfeits und der neutralen Staaten andererfeits be- 
ruhen“. Wenn au die Londoner Erklärung nicht ratifiziert worden fei, 
fo hätten doc „die Bevollmächtigten der beteiligten Mächte, mit Einſchluß 
der engliihen und franzöfifhen, in der einleitenden Beſtimmung aus- 
drücklich feitgeftellt, daß Die Regeln der Londoner Erklärung 
im weſenthichen den allgemein anerfannten Grund— 
fäßen des internationalen Rechtes entjpreden”. 
Das Abweihen von der Londoner Erklärung ftellte fi) daher in den 
Augen der Deutfchen Regierung als Verletzung des Völker— 
rechts dar, die um fo ſchwerer ins Gewicht fiel, als England in Kriegen, 
in denen es neutral gewejen war, gegen ſolche Rechtsverlegungen auf das 
nahdrüdlichfte Einſpruch erhoben hatte. Abſchließend hatte ſich Die 
deutfche Denkſchrift an die neutralen Mächte mit der Frage gewandt, 
welche Stellung fie zu dem völferrechtswidrigen Verhalten Englands und 
Frankreichs einzunehmen gedächten. Die Deutſche Regierung hätte bisher 
die Beftimmungen der Londoner Erklärung ftreng beobachtet, müſſe fi) 
aber vorbehalten, ihren Standpuntt zu ändern, wenn die feindlichen 
Mächte ihr Verfahren fortjegten und die neutralen fich ſolche Neutralitäts- 
verlegungen zuungunften deutſcher Interefjen gefallen ließen. 

Der deutfche Proteft, der in Berlin am 25. Oktober veröffentlicht 


1) Anlage 9. 
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und damit auch zur Kenntnis der feindlichen Regierungen gebracht worden 
war, ift ohne jede Wirkung und ohne eine Antwort von neutraler Geite 
geblieben. In die Stimmung diefer Tage traf am 2. November aus 
Bondon der neue Schlag, die Erklärung der Nordfee als Kriegsgebiet, 
und es folgte auf dem Fuße der Vorjchlag des Chefs des Admiralftabes 
an den Reichstanzler v. Bethbmann Holimeg, gegen die englifchen 
Bölkerrechtsverlegungen Vergeltung zu üben: von Worten jet zu Taten 
überzugehen. 

Schon am 4. November beauftragte der Chef des Admiralſtabes, 
Admiral v. Pohl, vom Großen Hauptquartier aus den Admiralſtab in 
Berlin, die Frage zu unterfuchen, ob England durch U-Boote und Minen 
biodiert erklärt werden fünne!), und ohne die Stellungnahme jeines 
Stabes abzuwarten, überjandte Admiral v. Bohl am 7. November 
dem Reichstanzler ein Schreiben, das den Vorſchlag enthielt, die Krieg- 
führung Englands durch eine U-Bootsblodade zu beantworten’). Der 
Einwand, daß eine ſolche Blodade den bisher gültigen Beftimmungen des 
Bölterrechts nicht entjpräche, ließe ſich durch den Hinweis auf die völker— 
rechtlich auch nicht zuläffige Sperrung der Nordfee durch die engliſche 
Admiralität entfräften. Gegen den Vorwurf, daß die U-Bootsblodade 
befonders graufam fei, weil der Blodadebreher in den meiften Fällen 
vernichtet würde, ſei geltend zu machen, daß der Blodadebrecher ſich 
bewußt in Gefahr begebe und daher auch die Folgen tragen müffe. 

Gleichzeitig unterrichtete der Chef des Admiralftabs das Kommando 
der Hochſeeflotte über feine Schritte und erfuchte, die militärifche Seite 
des Plans zu prüfen. 

In den folgenden Wochen und Monaten, durch die fich die Erörte- 
rungen über die Frage des Handelskrieges mit U-Booten ununterbrochen 
- binzogen, war Admiral v. Pohl die treibende Kraft. Miederholt drängte 

er, die im Gange befindlichen Beratungen zu bejchleunigen. Den Beginn 
der U-Bootsblodade wollte er möglichit bald angejeßt haben, Bedenken, 
die zur Sprache gebracht wurden, machten ihn niemals ſchwankend. Die 
Unternehmungen der Hochjeeflotte waren durch den ihr erteilten 
Dperationsbefehl in der befannten Weiſe eingeengt’). Admiral v. Pohl 
mar ſelbſt einer der Träger des Gedantens, in der Verwendung der Flotte 
mit Vorficht zu verfahren, um jeden Rückſchlag zu vermeiden. Jetzt er- 
öffnete fich durch das U-Boot die Gelegenheit, zu einer hervorragenden 


1) Anlage 10. 
%) Anlage 11. 
3) Bol. Marine-Arhiv. Der Krieg zur See 19141918. Nordfee. Band 1 und 2. 
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Beteiligung der Marine an der Kriegführung zu gelangen; die Möglich- 
feiten der zahlenmäßig noch ſchwachen U-Bootswaffe bewertete er jedoch 
zu bo. 66is 7 Blodadeftellungen um England und Frankreich 
meinte er mit den wenig mehr als 20 Booten beſetzt halten zu können. 
Eine dauernde Beſetzung würde nicht nötig ſein. Angeſichts der meit- 
tragenden Folgen dürfe der U-Bootstrieg nur unternommen werden, wenn 
volle Erfolgsausficht beftehe. Wenn aber ein wuchtiger Anfang gemacht 
würde, müfje der Verkehr bald aufhören. 

Vorfichtiger, nüchterner abwägend und in engerer Yühlung mit der 
politiichen Auffaffung des Auswärtigen Amts war zunächſt der Admiral- 
ftab in Berlin unter der Leitung des Ronteradmirals Behnde, dem 
in der militärifhen Abteilung Kapitän zur See Stoelzel und Tre 
gattenfapitän Heydel und für die völferredhtliche und politifhe Be⸗ 
ratung Kapitän zur See Graßhoff und Korvettenfapitän Banjelom 
ur Geite ftanden. In eingehenden Denkſchriften vom 13. und 14, No- 
vember legte der Admiralftab feine Anficht nieder: 

„Angefichts der weittragenden Folgen, die die Maßnahme für uns 
haben kann, rechtfertigt ſich ihre Anwendung nur dann, wenn volle 
Erfolgsausficht befteht. Dies ift aber nur dann der Fall, wenn die Maß— 
nahme von vornherein in großem Umfange zur Anwendung kommt, und 
wenn ſie genügend lange fortgeſetzt werden kann.“ Nach dieſer Einleitung 
unterſucht der Admiralſtab die Frage, „ob die Zahl der U-Boote dazu 
ausreicht, die Maßnahme in dem gedachten großen Umfange zur Anmwen- 
dung zu bringen“, und er berechnet, daß zu einer wirffamen Sperrung 
der Häfen der engliichen Weftfüfte und des Kanals die Bejegung von 
10 BIlodadeftellungen erforderlich fei. Bei der Betradhtung aber, 
ob die Bootszahl dazu ſchon jetzt genüge, geht der Admiralftab von der 
irrigen Annahme aus, die allzulange unberichtigt blieb, daß immer etwa 
die Hälfte der U-Boote für Unternehmungen bereit fein würde, und 
tommt daher zunächſt zu dem Fehlſchluß, daß das verfügbare Material 
zwar „knapp, aber ausreichend“ wäre. 

Ausführlich beſchäftigten fi die Denkfchriften mit der Behandlung 
der Neutralen und der Wirkung auf die neutrale Schiffahrt. „Diefe 
würde von Verſuchen, trog Warnung englifche Häfen anzulaufen, um jo 
mehr abgefchredt und dadurch vor Schiffsverluften, die die Erbitterung 
nur fteigern würden, um jo eher bewahrt werden, je mehr fie den Ein- 
drud erhält, daß wir entjchloffen find, die Maßnahme in volliter Wirt- 
ſamkeit durchzuführen.“ Es müſſe erwartet werden, daß feindliche 
Handelsichiffe neutrale Flaggen führen, und daf Verwechſlungen zwijchen 
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hen und neutralen Schiffen unvermeidlich fein würden. Um Miß— 
igkeiten vorzubeugen, müſſe „die Erklärung, durch die unfer Bor: 
n angekündigt wird, jo gefaßt fein, daß Neutrale gar nicht erft den 
ch machen, englijhe Häfen zu erreichen“. — „Es wird von aus- 
ggebender Bedeutung fein, ob es gelingt, die Neutralen wirklich) von 
englijhen Küften fernzuhalten. Um dies zu erreichen, müßte ihnen 
t auf Diplomatifchem Wege klargemacht werden, dab unjer Vorgehen 
wie Englands Verbot der Nordjee eine leere Drohung ift, jondern 
es ſich um eine Lebensfrage für uns handelt, und wir daher gezwungen 
nd, aud) wirklich danach zu handeln. Wer fich trogdem der Gefahr aus- 
öt, hat die Folgen zu tragen.“ 

Die Wirkung des U-Bootstrieges beurteilt der Admiralitab in dem 
e: „Nach allem wird man damit rechnen müffen, daß wir nicht in der 
jein werden, Englands Zufuhr wirklich) zu unterbinden, jo daß etwa 
Hungersnot entftände.“ Dagegen jei zu hoffen, daß die Verlufte von 
fen, Ladungen und an Menfchenleben, daß die allgemeine Bedro- 
a von Englands Sicherheit und Wohlftand, zufammen mit dem Aus- 
iben der neutralen Zufuhr England „zum Frieden geneigt“ 
hen würden. 

Bejonderen Nachdrud legte der Admiralftab ferner darauf, daß gleich: 
eitig mit allen anderen zu Gebote ftehenden Mitteln der Kriegführung, 
tößen der Flotte, Kreuzerkrieg im Atlantifchen Ozean, Minenunter- 
ehmungen und Lufiangriffen vorgegangen würde, um den Drud des 
Sootskriegs auf England zu unterftügen. Die vereinte Wirkung würde 
jo große fein, daß man den U-Bootskrieg, rein militäriſch betrachtet, 
dern müjfe. 

Allen diefen militärifchen Überlegungen die für den U-Bootstrieg 
rachen, jtellte der Admiralftab jedoch jelbft einen politifchen Einwand 
gen. Bei der unentjchiedenen Landfriegslage bejtünde die Gefahr, 
a5 neutrale Staaten, in erfter Linie die Vereinigten Staaten und Italien, 
jelleicht auch Holland und Dänemark, durch die Schädigung ihres Handels 
n die Seite Englands gedrängt werden könnten. Dieje Gefahr ſah der 
dmiralftab in Übereinftimmung mit dem Auswärtigen Amt für fo ernft 
daß fie für die Entfcheidung der vorliegenden Frage, U-Bootsfrieg 
x nicht, den Musjchlag gäbe. 

Als Gejamtergebnis war fomit den Erwägungen des Admiralftabs 
= Rat zu entnehmen: Warten, bis dur Erfolge im Landfriege eine 
tigte Stellung gegenüber den Neutralen gefchaffen fein würde. 
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Inzwiſchen wurden bereits von einzelnen U-Bootstommandanten, 


zum Teil aus eigenem Entjhluß, in Anlehnung an die Bräuche des 
Kreugertrieges Kriegshandlungen gegen feindliche Handelsichiffe unter- 
nommen. 

Am 20. Dftober 1914 nachmittags verſenkte „U 17“, Oberleutnant 
zur See Feldkirchner, an der norwegifchen Küfte vor dem Gta- 
vanger Yjord den englifhen Dampfer „Glitra” etwa 7sm von Land. 
Das nur 866 T große Schiff!) wurde durch Flaggenfignal des U-Boots an- 
gehalten, die Beſatzung aufgefordert, das Schiff zu verlaffen. Wachoffizier 
und Maſchiniſt gingen bei ruhiger See im Faltboot des U-Boots an Bord 
des Dampfers, die Schiffspapiere wurden geborgen, die Seeventile ge- 
öffnet und die Nettungsboote in die Nähe von anmwefenden Lotfenfahr- 
deugen gejchleppt. 

Diefe erjte Verſenkung eines Handelsihiffs dur) ein U-Boot war auf 
eigenen Antrieb des Rommandanten erfolgt, nachdem er eine Woche lang 
in der nördlichen Nordfee feinem Auftrag gemäß, aber vergeblich nad) 
feindlichen Streitkräften geſucht hatte. 

Am 19. November erhielt „U 21*, Rapitänleutnant Herjing, von 
dem Führer der U-Boote den Befehl, vor Le Havre Kriegsihiffe, Trans- 
porter und Schiffe mit Kriegsmaterial zu verjenten. Über die Ausführung 
diefes Befehls berichtet der Kommandant von „U 21* im Kriegstagebudh: 
„Es ſcheint mir im allgemeinen eine Schwierigkeit zu beftehen für U-Boote 
bei der Aufgabe, Transporter und Dampfer mit Kriegsmaterial zu ver- 
nichten. Einerjeits erjcheint es mir nicht angängig, Schiffe, die man für 
Transporter hält, ohne weiteres zu vernichten, wenn fie nicht die Kriegs- 
flagge führen, oder man diefe nicht ausmachen fann. Andererfeits werden 
fi) in den meiften Fällen für eine Unterfuhung des Dampfers dem 
U-Boot die größten Schwierigkeiten entgegenftellen: Seegang, der ver- 
hindert, das Dingi zu benußen, Nähe der feindlichen Küfte bzw. feindlihe 
Gtreitfräfte, die von dem Dampfer noch mit Funkſpruch herbeigerufen 
werden; das Boot ift, wenn der Warhoffizier mit 1 oder 2 Mann an Bord 
des Dampfers ift, in feinen perfonellen Mitteln bejchräntt. Der Ausfall 


1) Die Größe eines Handelsfhiffs wird im allgemeinen nad dem Gefamtraum- 
inhalt des Schiffes berechnet und in Brutto-Regifter-Tonnen ausgedrüdt, Abkürzung 
für Brutto-Regifter-Tonnen: T. 1 Brutto-Regifter-Tonne — 100 Kubitfuß. — Die 
Größe eines Kriegsihiffs dagegen wird nad) dem Gewicht der durch den eingetauchten 
Teil des Schiffstörpers verdrängten Wafjermenge berechnet. Die MWafferverdrängung 
(auch Tonnengehalt oder Deplacement genannt) wird in Gewichts-Tonnen ausgedrüdt. 
1 Tonne (Abkürzung: t) = 1000 kg. 
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würde jich unangenehm fühlbar machen, wenn das U-Boot geftört würde. 
Mit bewaffnetem Widerftand des Schiffes und etwaiger Beſchädigung 
5 U-Bootes muß gerechnet werden, bei großer Nähe des Hafens und 
ei großer Gejchwindigteit des Dampfers auch mit einer gewaltfamen 
Beitnahme des Unterfuhungsperjonals.“ 

Rapitänleutnant Herfjing führte daher feinen Auftrag in anderer 
Weile aus. Am 23. November nachmittags hielt er in der Seine-Budt, 
4sm von Land, den englifhen Dampfer „Malachite“, 718 T, durch einen 
Schuß vor den Bug an, ging in Rufweite, forderte auf, das Schiff zu 
serlaffen und die Papiere auf das U-Boot zu bringen. Wegen des 
Seegangs und der Möglichkeit des baldigen Ein- 
#reffens feindlider GStreitträfte wurde davon Abjtand 
genommen, ein Unterfuhungstommando auf den Dampfer zu jchiden. 
Rachdem die Befabung das Schiff verlaffen und die Papiere auf das 
mwartende U-Boot gebracht hatte, wurde der Dampfer durch Schüfje in 
Waſſerlinie mit dem 8,8 cm:Gefchüß zum Sinten gebradt. 

Auf diefelbe Weife verjentte „U 21“ am 26. November vormittags 
den 1366 T großen englifchen Dampfer „Primo“ 6sm NWzN von Kap 
D’Antifer. (Textſkizze Nr. 3, Seite 33.) 

Blagge und Ladung der drei verſenkten Dampfer waren feindlich 
‚gewejen, nad) dem Geebeuterecht unterlagen fie der Wegnahme. Für die 
Sicherheit der Befagungen war durch die Nähe der Küfte geforgt gewejen. 
Das Vernichten dieſer drei erjten englifchen Dampfer durch deutſche 
U-Boote fand in der englifchen Öffentlichkeit wenig Beachtung. 


$ In der Hochjeeflotte war währenddefjen der Gedanfe an einen 
Wootskrieg feit der Ablehnung der erften Anregungen der Front im 
Sttober nicht zur Ruhe gefommen. Während der Chef des Admiralftabes 
am 10. November das Flottentommando aufforderte, ſich den militäri- 
Vorbereitungen des U-Bootstrieges zuzumenden, war Diefes jelbjt 
im Begriff, den Plan wieder aufzunehmen und den Admiralftab zum 
Handeln zu veranlaffen. Eine Reihe von Vorjchlägen aus dem Bereiche 
der Flotte und ihres Offiziertorps gingen in den folgenden Wochen dem 
hei des Admiralſtabes zu und unterftüßten und beſtärkten ihn in feinem 
Sorwärtsdrängenden Beitreben. Treffend und echt wurden „Die Empfin- 
dungen der Front“ Ende November von dem Chef des II. Gejchwaders, 

izeadmiral Scheer, in einer Denkſchrift zum Musdrud gebradt, aus 
man den frifchen Angriffsgeift dieſes angejehenen Führers lebendig 
echen hört: 
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„Die Neutralen haben die Übergriffe Englands ſtillſchweigend oder mit 
papiernen ®Broteften hingenommen. Ihr Widerftreben darf auch uns nicht 
abhalten, den Weg zum Ziel fehnell und energiſch mit allen Mitteln zu 
verfolgen... . Die englifche Kriegführung verfolgt augenfcheinlich die 
Abficht, uns durch Zerſtörung unferes Seehandels und Unterbindung jeg- 
lichen Handelsverfehrs durch die neutralen Staaten wirtfchaftlih zugrunde 
zu richten. ... Über alle feerechtlichen Bedenken ſetzt fi) England glatt hin- 
weg und läßt es auf die Protefte der Neutralen antommen. Eine gewifje 
Berechtigung fann man, aud) als Gegner, diefem Vorgehen nicht verfagen, 
weil es dem Kriegszwed förderlich ift, und es war von englifcher Geite 
auch nicht zu erwarten, daß man ſich dort dur Regeln binden lafjen 
würde, die dem Intereſſe des Landes entgegenſtehen. . . . Daß wir den 
Ozean nad) günftigen Seegefechten jo weit beherrichen, um in der Lage zu 
fein, Englands Handelsihiffe vom Meere zu vertreiben, läßt ſich faum 
erhoffen. Auch weicht der Gegner dieſer Abfiht ja gefliſſentlich aus. 
Seinen Zwed erreicht er mit der jeßt geübten Methode viel einfacher ohne 
Einbuße an Machtmitteln zur See und fann es jo zunächſt mal lange 
aushalten, bis diefe Art des Handelstriegs feine Wirkung ausübt. Sollen 
wir das abwarten und erjt, wenn uns die Quft anfängt auszugehen, auf 
Abwehr finnen? Wir find in die Notwehr gedrängt und dürfen daher 
einen Weg bejchreiten, den unſer NRechtsgefühl von vornherein einzu: 
ihlagen uns behinderte. Diefe Auffaffung müßte Gemeingut aller 
werden... . Eine folche wirtfame Gegenmaßregel ift eine Blodade der 
engliihen Häfen mit den uns zu Gebote ftehenden Mitteln... . Die bei 
weitem größere Abhängigkeit Englands von der überjeeifhen Zufuhr 
weift ferner darauf hin, daß wir hier bei ihm viel eher feinen Lebensnerv 
treffen. . . . Es kann gar feinem Zweifel unterliegen, daß es einen 
ungeheueren Eindrud machen würde, wenn in furzer Folge mehrere 
große Handelsihiffe mit wertvollen Ladungen dicht vor dem ficheren 
Hafen auf unerklärliche Weife verlorengingen. . .. . Unfere Abwehrmittel 
gegen U-Boote ſtecken vorläufig noch in den Kinderſchuhen, drüben wird 
es nicht anders fein. Der Aktionsradius unferer U-Boote befähigt fie, fi) 
vor jedem bedeutenden englifchen Hafen an der Weſt-, Süd- und Dftküfte 
geraume Zeit aufzuhalten. Kein Schiff ift mehr ficher, die Haupthandels- 
pläße zu erreichen, und die Schiffahrt wird mit ſolchen Gefahren ver- 
tnüpft fein, daß fie das auf ihr laftende Rifito nicht zu ertragen vermag. 
Dabei liegt die Wirkfamteit nicht einmal in der tatſächlichen Vernichtung, 
fondern mehr noch in der Abfjchredung. Der Kreuzertrieg bewegt ſich 
auf den weiten Straßen des Ozeans und fucht hier mühfam feine Beute. 
Das U-Boot erwartet fie dicht vor dem Endziel der Reife und hält die 
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Tür zum Hafen gefchlofien. Ohne fein Torpedorohr zu paffieren fann 
niemand hinein... . Ein ſolches Mittel unbenußt zu laffen, wäre um jo 
unbegreiflicher, als wir auf andere Weife eine fo tiefgehende und empfind- 
liche Schädigung des englifhen Handels mit unferen jonjtigen Geejtreit- 
fräften nicht durchzuführen vermögen.” 

So wie der Admiral Scheer dachte der überwiegende Teil der 
Flotte. So dachten auch bereits weite Kreife des deutſchen Volkes, und 
wenn das Flottenfommando die ihm vorgelegte Niederjchrift dem 
Admiralftab überfandte mit dem Bemerken: die Ausführungen Scheers 
„treffen den Nagel auf den Kopf. Wir dürfen nicht warten, bis uns das 
Meſſer an der Kehle fit“, jo wurden damit zugleich die Gedanken und 
Hoffnungen wiedergegeben, die fih in der öffentlihen Meinung in 
Deutfchland auszubreiten begannen. 


Die Überzeugung oder das Gefühl, daß England der mächtigſte und 
gefährlichjte Gegner fei, war für jeden Deutjchen, der über die Geefrieg- 
führung nachdachte, naheliegend. Die Erfolge der U-Boote, die Taten 
Weddigens, Herjings und anderer wedten Begeifterung und 
Erwartungen. Überall madten deutfche U-Boote die See unficher, Die 
entlegenjten Teile der Nordfee, den Englifhen Kanal, dann aud die 
Iriſche See und die ganze Weſtküſte Englands; die Berichte des Admiral- 
ftabs unterftrichen diefe fortjchreitenden Leiftungen. Wie über die eng- 
lifche Seetriegführung zu denken war, über ihre anfechtbaren Mittel und 
die Bedrohung des deutſchen Volkes in der Gefamtheit war allen durch 
die Dentichrift der deutichen Regierung vom 10. Dftober gejagt worden. 
Die Anklagen, die die neutralen Regierungen gegen ihre Vergewaltigung 
durch England erhoben, waren in den Zeitungen aller Welt zu leſen. 
Die Verbindung herzuftellen zwifchen dem Wunſch nad) Vergeltung, der 
offenfundigen, lebenswichtigen Abhängigkeit Englands von feinen See— 
verbindungen und dem unbegrenzten Zutrauen zu der deutſchen U-Boots- 
waffe, dazu genügte der untrennbare Zufammenhang zwilchen Marine 
und Volt, dazu bedurfte es feinesfalls einer planmäßigen Stimmungs- 
made, die gewiffen Organen der Marine zugefchrieben worden ift. 

Ein Vorgang allerdings ift auf die Einftellung und das Verhalten 
der Hffentlichkeit in Deutjchland zu den Fragen des Gebrauchs der 
U-Bootswaffe von nachhaltigem Einfluß gewejen, das ift das Geſpräch 
des Großadmirals v. Tirpit am 21. November 1914 mit dem ameri- 
fanifchen Preffevertreter Dr. v. Wiegand. In dem Bericht über die 
Unterhaltung, die fich auf verfchiedene Fragen des Krieges erjtredt hatte 
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und am 21. Dezember in den Zeitungen erſchien, wurden Äußerungen 
S Staatsjefretärs über die Möglichkeit eines deutſchen U-Bootskrieges 
edergegeben: 


„Amerifa hat feine Stimme zum Brotefte nicht erhoben und wenig 
gar nichts unternommen gegen die Schließung der Nordfee für die 
neutrale Schiffahrt durch England. Was wird Amerita nun jagen, wenn 
Deutichland einen Unterjeebootstrieg gegen alle feindlichen Handelsihiffe 
ertlärt?“...... „England will uns aushungern; wir können dasjelbe Spiel 
reiben, England einjchließen, jedes engliſche Schiff oder jedes feiner Ver— 
Jündeten, das fich irgendeinem Hafen Englands oder Schottlands nähert, 
srpedieren und dadurd) den größeren Teil der Nahrungsmittelzufuhr 
Sſchneiden.“ ... „Hieße es nicht, England mit demjelben Maß mefjen, 
mit dem es uns mißt?” Auf die Frage des Amerifaners: „Hat Deutich- 
and genug Unterfeeboote, um durchzuführen, was auf eine teilmeife 
Unterjeebootsblodade Englands hinausläuft?“ die Antwort von Tirpiß: 
„Da. In Unterjeebooten größeren Typs find wir England überlegen.” 


über die vermeintliche Wirkung dieſes Interviews, an dem viel 
geübt worden ift, äußert fich der Neichstangler v. Bethbmann 
Holiweg in jeinen „Betrachtungen zum Weltkriege“: „Öffentlich 
den die Feinde avertiert, fich auf eine U-Bootsblodade einzurichten, 
eintlich das deutjche Volt auf den Befi eines unfehlbaren Kriegs- 
tels hingewiefen. Bon nun an war der U-Bootsfrieg nicht aus dem 
Herzen der Nation zu reißen. Auf der gewaltigen Autorität, die der 
dmiral v. Tirpiß weithin genoß, bafierte in breiteften Schichten der 
liche Glauben, daß der U-Bootsfrieg, jofort und richtig eingejegt, uns 
ellen Sieg und Frieden verbürge. Die Folgen waren unausbleiblid. 
tonnte die Stimme der fo aufgerufenen Öffentlichkeit wieder zum 
veigen gebracht werden. Tortgejeßt habe ich die den unbejchränften 
-Bootstrieg propagierende Preffe zu zügeln verfuht. Was aber fonnten 
mjurverbote gegen die Macht einer Überzeugung ausrichten, die ſich 
) das als infallibel geltende Marineurteil gededt fühlte! Na, alle 
riuche, die Agitation einzudämmen, fteigerten nur ihre Heftigkeit.“ 
Nach allem, was während des Krieges zu beobachten war und jpäter 
anntgeworden ift, trifft es nicht zu, daß auf englijcher Seite infolge 
Unterredung irgendwelche Vorbereitungen zur Abwehr eines An— 
der deutjchen U-Boote getroffen worden wären. Zweifellos aber 
das Wiegand - Interview nicht unweſentlich dazu beigetragen, die 
ſchwere Entſcheidung über die Eröffnung und Weiterführung des 
3* 
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U-Bootstrieges herauszurücken aus der Abgeſchloſſenheit unbeeinflußter 
mititärifcher, politifcher und wirtichaftliher Erwägungen. 


Das Wiegand-Ünterview hatte weiterhin zur Folge, daß Die 
ohmebin nicht ungetrübten Beziehungen zwifhen dem Großadmiral 
v. Tirpit und dem Admiral v. Pohl noch gefpannter wurden. Die 
Angelegenheiten der Kriegführung, auch die der U-Boote, waren Sache 
des Admiralftabes. Aufgabe des NReichs-Marine-Amts war die Bereit: 
ftellung der Mittel dazu. In den politifchen und völferrechtlichen Fragen 
des Handelsfriegs mit U-Booten hatte das Reichs-Marine-Amt mitzu- 
wirten. Reſſortmäßig führend und verantwortlid für das ganze Gebiet 
der U-Bootskriegführung war der Chef des Admiraljtabes. Dem Groß- 
admiral v. Tirpiß, für feine Berfjon, war jedod bei Kriegs- 
beginn eine befondere Stellung eingeräumt worden, die in einem Schreiben 
des Chefs des Marinefabinetts vom 30. Juli 1914 an den Chef des 
Admiralftabes vorgezeichnet war: „Seine Majeftät der Kaifer wünſchen, 
daß Ew. Erzellenz fi) in dieſer fehr ernjten Zeit über das, was 
Ew. Erzellenz Seiner Majeftät vorzutragen haben, fich vorher mit dem 
Staatsjetretär des Reihs-Marine-Amts in Verbindung fegen und im Bor- 
trage jelbft auf etwaige abweichende Anfichten des Staatsjefretärs auf- 
merffam machen. Seine Majeftät wollen, daß Em. Erzellenz das nicht als 
Miktrauen auffaffen, fondern nur als den Ausdrud des dur den Ernſt 
der Lage gegebenen Bedürfniffes Seiner Majeftät, möglichſt Nußen aus 
dem bewährten Urteil eines auf allen Gebieten des Marinewejens er- 
fahrenen langjährigen Beraters zu ziehen.“ Diefe Verfügung diente vor 
allem auch) dazu, dem Raifer die Gewähr zu geben, daß das Urteil des 
langjährigen ſcharfdenkenden Staatsfetretärs gehört würde. Dem Groß- 
admiral v. Tirpit war damit in den großen Fragen der Geefriegführung 
eine beratende Stimme verliehen worden. Die Verantwortung blieb jedod) 
beim Chef des Admiralftabs, da diefer ohne den Großadmiral dem 
Kaifer Vortrag hielt. Nur zwei im Weſen und Charakter und in ihren 
Anjhauungen völlig übereinftimmende Männer fonnten unter ſolchen 
Bedingungen ohne Reibung zufammenarbeiten. Diefe Borausjegungen 
waren aber nicht erfüllt. Meinungsverfchiedenheiten über die Grundzüge 
der Geetriegführung — Verwendung der Flotte — famen hinzu, um den 
Abftand zwifchen den beiden Admiralen zu vergrößern. Aus ihren perſön⸗ 
lichen Aufzeichnungen über die Kriegszeit geht hervor, bis zu welcher 
Schärfe ſich ihr Verhältnis durch den Streit um die Verwendung der Hoch— 
ſeeflotte zugeſpitzt hatte. Auch in Sachen des U-Bootskrieges gingen die 
Anfichten auseinander. 
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Im Verlauf des Schriftwechjels, der in dem vorbereitenden Zeit- 
abjchnitt von November 1914 bis Januar 1915 zwifchen dem Chef des 
Admiralftabes und dem Staatsjetretär des Reihs-Marine-Amtes vor ſich 
ging, hatte Großadmiral v. Tirpit mehrmals Gelegenheit, jeine Rat- 
ichläge niederzulegen: 

Randbemerfung vom 9. November zu der erften Mitteilung des 
Chefs des Mdmiralftabs: „Zeitpuntt nicht früher, als einigermaßen 
- U-Boote zur Stelle. Die Blodade um ganz England klingt jehr nad) 
Bluff. Blodade zunächft Themje ſcheint mir beffer.“ 

Randbemertung vom 17. November zum Bericht des Flottenkom— 
mandos: „5 bis 7 Blodadeftellungen find zu wenig.“ 

Schreiben des Staatsfetretärs an Chef des Admiralſtabes vom 
16. Dezember: „Der U-Bootsfrieg ohne Blodadeerflärung, wie er vom 
Admiralftab vorgejchlagen wird, geht meines Erachtens in feiner Wirkung 
_ auf die Neutralen jehr viel weiter als eine regelrechte Blodade und ift 
daher politifch erheblich gefährlicher. Die bisherigen Kriegserfahrungen 
haben leider gezeigt, daß Deutjchland auf die Handelsinterefjen der Neu- 
tralen mehr Rüdficht nehmen muß als England. . . . Schließlich möchte 
ich glauben, daß amtliche Stellen bei uns, die völkerrechtliche und moralifche 
Bedenken ſchon gegen eine U-BootsbIlodade hegen, folhe Bedenken in 
noch ungleich höherem Maße gegen diefe Art des Vorgehens geltend 
machen werden. Der von Ew. Erzellenz aufgeftellte Entwurf dürfte 
diefen Widerftand eher fteigern als befeitigen. Abgefehen von Vor— 
ftehendem bin ich aber durchaus der Anficht, daß ein planmäßiges Vor— 
gehen im großen Stil gegen den englifhen Handel mit U:Booten inner- 
dalb der Marine auf das energijchjte und mit allen Mitteln vorbereitet 
werden muß.” 

Randbemertung vom 5. Januar 1915 zu einem Schreiben des Chefs 
des Abmiralftabes: „ch empfehle, daß im Luftkrieg und U-Blodade 
Einverftändnis des Kriegsminifters womöglich jchriftlic) zu fichern vor 
Unterredung mit Reichstangler.“ 

Schreiben des Staatsfefretärs vom 6. Januar 1915 an den Chef des 
Admiralitabes: „Der Erklärung einer U-Bootsblodade gegen England 
fimme ich zu. Sc halte eine ſolche Blodade für eins der wenigen Mittel, 
Die uns noch geblieben find“ — in Anbetraht der Zurüdhaltung der 
Flotte —, „um England zum Frieden geneigt zu machen, ich fürchte jedoch, 
da& vom politifchen Standpuntte aus dieſer Maßnahme erheblicher Wider- 
Hand entgegengejegt werden wird, und empfehle daher die Weiterbetrei- 
bung des Handelstrieges vom U-Boot aus in der bisher mehrfach ange- 
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wandten Form als Überleitung zu ſchärferen Maßnahmen und um die 
maßgebenden Stellen unſerer Regierung und die Neutralen an den 
U-Bootstrieg zu gewöhnen.” 

Mein anfangen, ohne Bluff, und den Rahmen dann erweitern; 
währenddejjien Rüjten der U-Bootswaffe; Fluges Vorbereiten eines ein- 
beitlihen Zufammenarbeitens mit der Leitung des Landfrieges und der 
Zeitung der Politit unter Würdigung der Widerftände, die von diefer 
Seite im eigenen Lager entjtehen könnten; reifliches Überlegen, wie weit 
die eigene Macht den Neutralen gegenüber reicht und welche Rüdficht auf 
die Handelsintereffen der Neutralen zu nehmen ift: das waren die Leit- 
puntte, welche Die Marine, wenn es nad) dem Großadmiral v. Tirpiß 
gegangen wäre, im Auge zu behalten hatte. Es waren die Ratjchläge des 
erfahrenen Staatsmannes, der fi) auf das behutfame Führen ſchwieriger 
Geſchäfte der Reichspolitit verftand, bei denen die gleichgerichtete Mit- 
wirkung der anderen Refjorts unentbehrlich war. 

Admiral v. Pohl hingegen war anders eingeftellt; raſches Vorgehen, 
jofortiges Bejeitigen von Widerftänden, ſchnelle Erfolge entiprachen ihm 
mehr. Zu einer höheren Entjcheidung zwifchen den beiden grundperjchie- 
denen Einftellungen follte es nicht fommen. Mit dem Wiegand- 
Interview hatte der Großadmiral v. Tirpit eine Frage in die Öffent- 
lichkeit gebracht, die zwar eine politiſche war, aber auch die Seetrieg- 
führung und den Chef des Admiralftabes anging, und die der Admiral 
v. Pohl als fein eigenftes Gebiet betrachtete. Der Staatsfefretär hatte 
fi) darüber nicht mit dem Admiralftabschef ins Einvernehmen gejeßt; 
diefer fühlte fich übergangen und verlett. So wird das Wiegand- 
Interview vielleiht auch ein Grund gewefen jein, der den Admiral 
v. Pohl veranlaßte, die letzten entjcheidenden Schritte zum U-Bootstrieg 
feinerfeits ohne den Großadmiral v. Tirpiß zu unternehmen. 


Anfang Januar 1915 lag dem Admiralftab die vom 27. Dezember 
1914 datierte fahmännijhe Stellungnahme des Führers der U-Boote vor, 
die eine weitere Klärung herbeiführte:). Korvettentapitän Bauer legte 
feinen Ausführungen, ftart abweichend von der Annahme des Admiral- 
ftabs, eine Befegung von nur 4 Blodadeftellungen zugrunde, 
und er ſchränkte dies noch dadurd ein, daß er in der Bejegung der 
wenigen Gebiete Unterbrechungen in Ausficht ftellte, die bejonders im 


Winter bei der größeren Beanfpruchung der Boote durch fehlechtes Wetter 


1) Anlage 18. 





tizze Nr.d. Blodadeftellungender U,Bsnienenemiseie 
des Führers der U-Boote vom 27. Dezember 
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von längerer Dauer fein würden. Diefe Berechnung beruhte auf der 
Erfahrung, da immer nur etwa der dritte Teil der U-Boote für Unter: 
nehmungen verwendungsfähig war, weil die langwierigen Anftand- 
feßungen auf den Werften feine ſtärkere Bereitfchaft zuließen. Ferner 
fonnten nur voll ausgebildete Boote und ſolche mit unbedingter technifcher 
Betriebsficherheit zur Entfendung für den Handelsfrieg herangezogen 
werden; neue Bejagungen und unzuverläffige Mafchinenanlagen waren 
den Anforderungen nicht gewadjen. 

Als vorläufige Anordnung ſchlug der Führer der U-Boote vor, die 
Themſe-Mündung in der Weife zu blodieren, daß ein U-Boot an der eng- 
lichen Oſtküſte zwifchen Farn-Infel und dem Tyne, ein zweites im öftlichen 
Teil des Englifhen Kanals zwifhen Kap de la Hague und St. Albans 
Head aufgeftellt würde, um jo gegen die von Norden und Oſten fowie die 
von Süden und Weiten zur Ihemfe fteuernden und von dort fommenden 
Schiffe vorzugehen. Ein drittes Boot follte im Briftol-Kanal, ein viertes 
im Iriſchen Kanal aufgeftellt werden (Textſkizze Nr. 4 Geite 39). 

Die Leiftungsfähigteit der U-Boote für die geftellte Aufgabe war 
erwiejen. Während ſich die älteren PBetrolmotoren-U-Boote nur für die 
fürzeren Unternehmungen nad der englifchen Oftfüfte und dem Kanal 
eigneten, hatten ſich die Geefähigteit und der Fahrbereich der Diefel- 
maſchinen-⸗Boote vom „U 19*-Typ, die den Kern der U-Bootsftreitfräfte 
der Flotte bildeten, aud) für eine Tätigkeit an der Weftfeite von England 
ausreichend gezeigt‘). Ende Oktober 1914 hatte ein U-Boot, „U 20“, zum 
erftenmal feinen Rückmarſch aus dem Englifchen Kanal um Irland und 
die Shetland-Injfen herum ausgeführt. Der Proviant der Boote der 
„U 19°-Rlaffe war damals auf 17 Tage berechnet, ihre durchſchnittliche 
Seeausdauer ſchätzte der Führer der U-Boote zunächſt auf 14 Tage. Bei 
einem Marſch von den deutſchen Nordſeeſtützpunkten hin und zurück durch 
die Dover-Straße ergab ſich ſo ein Aufenthalt von etwa einer Woche in 
dem weſtlichſten Tätigkeitsgebiet. 

Mit dem Einnehmen der vorgeſchlagenen 4 Blockadeſtellungen konnte 
nad) dem Gutachten des Führers der U-Boote Ende Januar 1915 be— 
gonnen werden, 

Wie ſchon bei allen früheren Gelegenheiten fprad fie) Korvetten- 
fapitän Bauer auch jeßt dahin aus, daß die U-Boote den Handelstrieg 
unter feinen Umftänden jo führen könnten, wie ihn die Prifenordnung 


vorjah. Das Anhalten und Unterfuchen der Handelsichiffe, das In⸗Sicher⸗ 


1) Bgl. Abſchnitt 10. 
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t-Bringen der Befagungen und Paſſagiere bedinge ein längeres Ber- 
mweilen des U-Boots in aufgetauchtem Zuftand und gefährde es, Wenn 
„U17“ und „U 21” im Oktober und November in einer Form verfahren 
hatten, die den Beitimmungen der Prifenordnung angenähert war, fo 
betrachtete der Führer der U-Boote dies als Ausmahmefälle. Der früher 
wiedergegebene Bericht des Kommandanten von „U 21“ hatte das Ge- 
gte feines eigenen Vorgehens betont. Korvettentapitän Bauer ſprach 
Daher eine in der Front damals allgemein geltende Meinung aus, wenn 
er als unerläßliche Vorbedingung für einen Handelstrieg mit U-Booten 
Ermädtigung hinftellte, Handelsihiffe ohne Warnung durch Torpedo- 
chuß des getauchten U-Boots verfenfen zu dürfen. Nur bei Nacht mußten 
die U-Boote aufgetaucht angreifen wie Torpedoboote. Ein Anhalten und 
Durchſuchen von Schiffen bei Nacht kam noch weniger in Frage, da Über— 
rajchungen des aufgetaudhten U-Boots in der Dunkelheit noch eher zu 
ten waren. Die Nachtverwendung hielt der Führer der U-Boote 
im Gegenfag zu dem Admiralftab, der fie anfangs in Zweifel gezogen 
atte, für durchaus angängig. 

Von dieſen Vorausfegungen ausgehend erklärte der Führer der 
Boote, indem er von einer früher geäußerten gegenteiligen Annahme 
abging, daß es ausgefchloffen fei, eine Gewähr für das Unterjcheiden von 
jeutralen und feindlichen Schiffen zu übernehmen: Die Beobachtung durd) 
as Sehrohr ift nicht immer ficher und Mar, bei Nacht ift in den ſeltenſten 
\ ein Erfennen der Nationalität möglih, das Führen neutraler 
ggen durch feindliche Schiffe wurde mit Sicherheit erwartet. „Eine 
Sarantie für die Schonung neutraler Schiffe, jelbft wenn die befte Abficht 
deitände, fann nicht übernommen werden. Andernfalls würde jedes Vor- 
bei Nacht hinfällig, wodurd gleichzeitig die ganze Blodade faft 
ungslos werden würde. Es ergibt fi, daß, wenn die Blodade 
finmalausgefprodenift,dem Handelder Neutralen 
eine Zugeftändnifjje gemadht werden fönnen.“ 

Wie eine Warnung leſen ſich diefe Sätze, wenn man den weiteren 
g der Ereignifje überfieht. 

Am übrigen rechnete der Führer der U-Boote Ende Dezember, in 
t ſtimmung mit dem Flottenkommando, mehr mit einer Blockade, 
erzufolge alle Biodadebrecher, feindliche und neutrale, dem U-Boot ver- 
1 wären. 





5. Die völkerrechtliche und polifiihe Stellungnahme 
der Deufihen Regierung zum U-Bootsttieg. 


Dem Reichstanzler und dem Auswärtigen Amt ftand die englifche 
Kriegführung, ihr Endzweck und die Gefahr, die fie für Deutjchland 
bedeutete, ebenfo vor Augen wie der Marine. In ihrer Dentjehrift und 
Note vom 10. Dftober hatte die Deutjche Regierung bereits gegen die erjten 
feindlihen Geefriegsmaßnahmen Verwahrung eingelegt, indem fie die 
Redtsauffaffung vertreten hatte, daß das Verlaffen des Bodens der 
Londoner Erklärung dur die Order in Council vom 20. Augujt und 
durch die fonftigen darüber hinausgehenden Handlungen des englifchen 
Hunger: und Wirtjchaftstrieges als eine fortgejegte Verlegung des Völker— 
rechts anzufehen wäre. Darauf folgten von englifcher Seite nur weitere 
Schritte auf dem gleihen Wege: durch die Order vom 29. Oktober, dureh 
die Erklärung der Nordfeeijperre vom 2. November, durch die immer 
tiefer eingreifende Ausgeftaltung der engliſchen Handelsauffiht in neu— 
tralen Ländern zum Zwede völliger Abjchließung Deutſchlands. Mit 
Holland war der Anfang gemacht worden, in den nordijchen Staaten und 
der Schweiz wurden nad) dem bewährten Vorbild des Nederlandiche 
Overzee Truft allmählic) ähnliche Einrichtungen durchgefegt. In der 
völferrecdhtlichen Verurteilung aller diefer feindlichen Maßnahmen jtimmte 
die Deutjche Regierung mit der Marine überein. Der nad) Vergeltung 
verlangende Antrag des Chefs des Admiraljtabes verjegte Reichskanzler 
und Auswärtiges Amt alsdann in die Notwendigkeit, Stellung zu nehmen 
zu dem Plan eines militärifehen Unternehmens, das an ſich ebenfoviel 
und ebenfowenig mit dem Völkerrechte vereinbar war, wie die englijchen 
Maßnahmen, denen es nacjgebildet war. Nachdem das Auswärtige Amt 
unterrichtet worden war, wie die Marine fi) das Vorgehen der U-Boote 
dachte, und dab der Admiralſtab nicht eine Blodade, jondern die Er- 
klärung eines Kriegsgebiets nach englifhem Vorgang beabfichtigte, legte 
das Auswärtige Amt feine völterrechtlihe Anficht dazu am 30. November 
dem Reichstangler vor: 

„Nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundjägen würden die von der 
Marine ins Auge gefaßten Maßnahmen ſowohl den englifchen wie den 
neutralen Kauffahrteifchiffen gegenüber an fich nicht zuläffig fein. Für 
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die englifhen Kauffahrteifchiffe fommt es dabei auf die Frage, ob eine 
xechtsgültige Vlodade vorliegt, nicht an, denn fie würden als feindliche 
Schiffe ohne weiteres weggenommen und verfenft werden können, Es 
müßte aber für die Erhaltung des Lebens der Mannichaften und der 
Baffagiere gejorgt werden, da Zivilperjonen auf umverteidigtem Gebiete 
nicht unmittelbar mit Waffengewalt angegriffen werden dürfen. Dieje 
Rüdfiht würde aus militärif hen Gründen nicht genommen werden 
tönnen. Neutrale Schiffe fönnten, abgejehen von dem Falle der Kriegs- 
tonterbande, am Ein- und Auslaufen in engliihen Küftengewäfjern 
nur auf Grund einer rechtsgültigen Blodade gehindert werden. Eine 
folhe Blodade ift aber in den vorgejchlagenen Maßnahmen nit zu 
erbliden.... Im übrigen treffen jelbftverftändlich auf die neutralen Schiffe 
die aus der Vernichtung von Menjchenleben fich ergebenden Bedenken in 
verſtärktem Maße zu. 

„Deutjchland würde daher die geplanten Maßnahmen jowohl den 
Feinden wie den Neutralen gegenüber nur mit dem völferrechtlichen 
_ Grundfag der Vergeltung begründen fünnen. Diefe Vergeltung ergibt 
fi für England aus deffen Beftreben, dur) die völferrechtswidrige Lahm— 
legung des legitimen neutralen Handels die Volkswirtſchaft Deutſchlands 
zu treffen und legten Endes auf dem Wege der Nushungerung das ganze 
deutſche Volk der Vernichtung preiszugeben; diefem Beftreben gegenüber 
erjheinen unfere Maßnahmen in der Tat gerechtfertigt. Den Neutralen 
gegenüber würde man fich auf die Tatfache berufen, daß fie nicht nur die 
durch England beliebten Verlegungen ihrer Neutralität zuungunjten 
Deutfchlands hingenommen, jondern ſich ihnen auch in gewifjer Richtung 
durch Erlaß von Aus- und Durchfuhr-Verboten angefchloffen haben.“ 

Dieſe erfte Stellungnahme des Auswärtigen Amts, die das Recht 
einer Vergeltung bejahte, behielt weiterhin Geltung für die deutjche Regie— 
rung und bildete im Februar 1915 die Grundlage für die Ankündigung 
des U-Bootsfrieges. 

Bon feindlicher Seite ift das von der deutſchen Regierung in Anſpruch 
genommene Recht aufs jhärffte beftritten und die Anklage erhoben worden, 
dat „die deutihen Methoden der Kriegführung gänzlich außerhalb des 
Rahmens jedes die Kriegsoperationen gegen den Handel regelnden inter- 
nationalen Rechts lägen“. Die betroffenen neutralen Staaten haben fi) 
mit den fchwerften Vorwürfen angejchloffen. Die feindliche Propaganda 
bat erreicht, daß bis in die Gegenwart der U-Bootskrieg weniger in Ver— 
geflenheit geraten ift, als das, was die neutralen Länder durch die Krieg- 
führung der Ententemächte zu dulden gehabt haben. 
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Der Deutſche Reichstag der Nachkriegszeit hat es daher für feine Auf- 
gabe gehalten, fi) durch das Gutachten eines Sachverftändigen über Die 
oölterrechtliche Beurteilung des U-Bootsfrieges eine eigene Meinung zu 
bilden und durch das Feititellen des deutjchen Standpuntts zur Klärung 
der Frage vor der Welt beizutragen. Das Gutachten, dem fich der Aus— 
hub des Reichstags angefchloffen hat, ift von derjelben Perfönlichkeit 
aufgejtellt worden, die im Kriege Rechtsberater der deutjchen Außenpolitik 
gewejen ijt, dem Wirklichen Geheimen Rat Dr. Kriege; das Gutachten 
ift daher zugleich eine maßgebende Wiedergabe der Gedanken und Über- 
legungen, die während des Krieges für die deutjche politifche Leitung in 
jenen Tragen des Seefriegsrechts beftimmend gewejen find, und von fo 
erſchöpfender BVollftändigkeit, wie fie in feinem der einjchlägigen Doku— 
mente der Kriegszeit zu finden ift. 

Dem deutſchen Volt ift die Feindichaft, der es des U-Bootshandels- 
frieges wegen von der Außenwelt ausgejegt war, zum Verhängnis ge- 
worden. Der unglüdliche Ausgang des Krieges hat es mit fie) gebracht, 
da& auch im Innern Unruhe und Erregung fi) der Gemüter bemädhtigten. 
In der Darftellung der Vorgeſchichte des U-Bootsfrieges, 
die die Zufammenhänge zeigen foll, welche zu dem Entfchluß geführt 
haben, darf daher eine ausführliche Würdigung der Tatjache nicht fehlen, 
daß die deutiche Regierung in der Überzeugung von einem ihr gebührenden 
Rechte handelte, als fie im Kampf um Sein oder Nichtfein die einzige 
wirkſam erſcheinende Waffe gegen die herausfordernde und vernichtende 
Umtlammerung zur See ergriff. Keine Unterlage ift für eine ſolche Würdi— 
gung geeigneter als die, welche auch dem Deutfchen Reichstag zu feiner 
Forſchung gedient hat. Aus dem Gutachten des Dr. Kriege werden da: 
ber die wejentlihen Stellen im Wortlaut hierher genommen. 

„Da die Londoner Erklärung nicht ratifizgiert worden ift, hatte fie im 
Weltkrieg als völkerrechtliches Vertragsrecht feine Geltung. Dagegen 
war fie für den Krieg von maßgebender Bedeutung als Quelle völterrecht- 
lichen Gewohnheitsredts, da fie, wie fih aus ihrer Gefchichte 
ergibt, nicht etwa ein neues Recht im Seehandelstrieg jhaffen, fondern 
nur das bejtehende Gemwohnheitsrecht fodifizieren wollte. Bon dieſem 
Gefihtspuntte ging bereits die Einladung der Britifchen Regierung zur 
Zondoner Seefriegsredhtstonferenz aus, die als Zweck der Konferenz 
bezeichnete, >zu einem Abtommen darüber zu gelangen, welches die allge 
mein anerftannten Grundfäße des internationalen Rechtes im Sinne des 
Artitel 7 Abſatz 2 des Haager Ablommens über die Erridtung eines 
internationalen Prifenhofs vom 18. Dftober 1907 feien«, mit anderen 
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Worten, die in Geltung befindlichen völferrechtlichen Regeln über den 
Seehandelstrieg gemeinjchaftlich feftzuftellen. Daß diefer Zwed tatfächlich 
erreicht wurde, ergibt fich ſchon aus den allgemeinen Betrachtungen im 
Eingang des Generalberichts des Redaktionsausſchuſſes der Londoner Kon 
ferenz, wonad) »die Regeln der aus den Beratungen der Seekriegsrecht- 
Konferenz hervorgegangenen Erflärung in ihrer Gefamtheit ganz dem 
Wunſche entjprechen, den die Britiſche Regierung in ihrer Einladung vom 
Bebruar 1908 ausgedrüdt hatte. Vor allem aber hat diefer Gedante in 
der Londoner Erflärung felbft Aufnahme gefunden, indem dieje im Ein- 
gang gemifjermaßen als Überjchrift folgende Beſtimmung enthält: 
„Die Signatarmädte find einig in der Feitftellung, da& die in den 
‚vorliegenden Kapiteln enthaltenen Regeln im wejentlichen den allgemein 
‚anerfannten Grundfäßen des internationalen Rechtes entjprechen. 
„Hierzu bemerkt der Generalbericht des Redaktionsausjchuffes: Diefe 
Beitimmung beherrſcht alle folgenden Regeln. . . . Die Konferenz hat vor 
allem das Ziel verfolgt, die Säße, die als Gewohnheitsrecht angejehen 
werden konnten, fejtzuftellen, genau zu beftimmen und foweit nötig zu 
rgänzen. 
„Nach alledem kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die Negie- 
zungen der Konferenzitaaten, von deren bevollmädtigten Delegierten die 
eitende Bejtimmung einftimmig angenommen worden ift, und ins- 
bejondere auch) die Britifhe Regierung, deren Delegation 
die Aufnahme der Beftimmung angeregt hat, in der 
2ondoner Erklärung eine Kodifitation des allgemein anerfannten völfer- 
jtlihen Gemohnheitsrechts erblidt haben. Da ſich nun unter den Kon- 
renzitaaten die zumeift beteiligten Handels- und Seeftaaten befanden, 
bt fi) ohne weiteres der Schluß, daß im Weltkriege zum mindeften 
in der Erflärung niedergelegten wejentlichen Grundfäße als geltendes 
lkerrechtliches Gewohnheitsrecht anzufehen waren. 
„Am fchlagendften fennzeichnen das völferrechtswidrige Verhalten 
nglands dejjen eigene Proteftnoten gegen die ruſſiſche Konterbande- 
Holitit im Ruffifch-Sapanifchen Kriege vom Jahre 1904. Rußland hatte 
feiner Konterbandeerflärung vom 14./27. Februar 1904 u.a. Heiz- 
terial aller Art ſowie Lebensmittel und fonftige für Kriegszwede 
geeignete Gegenftände, »die für feindliche Rechnung oder an feindliche Be- 
mung befördert werden«, als Konterbande bezeichnet und auf eine 
hende Anfrage der Britifhen Regierung erklärt, daß alle dieſe 
nftände als abjolute Konterbande anzufehen jeien. Dem— 
müber bemerkt die Britifche Regierung in ihren Proteftnoten vom 
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1. Iuni und 10. Auguſt 1904 mit hohem Befremden, daß »diefe Maß— 
nahme unvereinbar jei mit dem Völkerrecht und der 
Bölterrehts-Praris«. Sie läßt den Begriff »Kriegstonterbande« 
nur für Gegenftände gelten, »die tatfächlicy Kriegsgwede und =ziele ver- 
folgen«, und macht dabei einen jcharfen Unterfchied zwijchen »Waffen, 
Kriegsmunition und ähnlichen Gegenftänden, die ausſchließlich militä- 
rifhen Zwecken dienen — abjolute Konterbande —«, und »ſolchen Gegen- 
ftänden, die nad) Umftänden ſowohl für Kriegszwede wie für Friedens— 
zwecke benußt werden fünnen — relative Konterbande —«. Die Gegen- 
ftände der relativen Konterbande, zu denen fie insbejondere aud) 
Heigmaterial und Lebensmittel rechnet, dürfen nad) ihren Ausführungen 
als KRonterbande nur dann behandelt werden, »wenn fie unmittelbar 
und befonders für die Land- oder Geeftreitfräfte des Teindes be- 
ftimmt find«, und wenn im einzelnen Falle »der Nachweis für dieſe Be— 
ftimmung erbradt worden ift«. Gegen die entgegenftehende ruffilche 
Auffaffung, die zu einer »Verwiſchung des Unterjchieds zwiſchen abfoluter 
und relativer Konterbande« führe, proteftiert die britifche Regierung auf 
das jchärffte, indem fie darauf hinweift, »daß eine ſolche ohne Vorgang 
daftehende Ausdehnung der Lehre von der Konterbande fat alle Trans- 
porte der britiſchen Handelsichiffahrt nach dem Dften fperre«; fie fügt die 
Drohung hinzu, daß »Rußland feine im Gegenſatz zum Völker— 
recht ftehbenden und für den neutralen Handel uner- 
träglihden Weifungen ändern müfje«, widrigenfalls »England 
gezwungen jei, alle Maßnahmen zum Schuße feines Handels zu ergreifen«. 
Vergleiht man die Stellungnahme Englands im Ruſſiſch-Japaniſchen 
Kriege mit feiner Haltung im Welttriege, jo fommt man zu dem Schluß, 
daß England für ſich ein doppeltes Konterbanderecht, und zwar eins als 
Neutraler und eins als Kriegführender, in Anſpruch nimmt, und daß das 
von ihm als Kriegführenden gehandhabte Konterbanderecht mit der von 
ihm als Neutralen vertretenen Theorie und Praxis des geltenden Völker: 
rechts im ſchroffſten Widerſpruch fteht. 

„Die wefentlichfte Beftimmung des Blodaderedts der Lon- 
doner Erklärung ift die Regel in Kapitel 2, wonach »die Blodade, um 
rechtlich wirkſam zu fein, tatſächlich wirkfam fein, d.h. durch eine Streit- 
macht aufrechterhalten werden muß, die hinreiht, um den Zugang zur 
feindlichen Küfte in Wirklichkeit zu verhindern«. Diefe Regel muß als 
allgemein anerkannter Grundſatz des internationalen Rechts im Sinne 
der einleitenden Beftimmung der Londoner Erklärung angefehen werden, 
und das um fo mehr, als fi) der Grundfa auch in der Barifer 
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Seerehtsdeftlaration findet, alſo für die an diefer Deklaration 
beteiligten Kriegsparteien, d.h. insbejondere für Deutjchland, Hfterreich- 
Ungarn, England, Frankreich, Italien und Japan, nicht nur als völter- 
rechtliches Gemohnheitsrecht, fondern auch als völterrechtlihes Ver- 
tragsrecdht Geltung beanfpruden fann. Aus der Regel folgt, daß, 
foweit eine tatſächlich wirkſame Blodade nicht befteht, der neutrale See- 
handel mit dem Teinde, abgejehen vom Handel mit Kriegstonterbande, 
nicht unterbunden werden darf. — Diefe Grundſätze über das Blodade- 
r echt hat England verletzt, und zwar noch vor der Erklärung des deutſchen 
V-Bootstrieges, durch die im November unter der Form einer Kriegs- 
gebietserflärung eingeführte Nordjeefperre. — Eine Berlegung 
Ä Bölkerrechts ift in der Verhängung der Nordfeeiperre injofern zu 
finden, als die britifche Admiralität in der von ihr erlaffenen Bekannt— 
madhung jede Schiffahrt in der ganzen als Kriegsgebiet (military area) 
ärten Nordfee, die fich nicht innerhalb der von ihr bezeichneten Wege 
ten würde, unter dem Scheine einer Warnung vor britifchen militä- 
rien Operationen mit jehwerften Gefahren durch Minen und Kriegs- 
White bedrohte. Daß die rechtlichen WBorausjegungen für eine ſolche 
Beichräntung der Nordfeeichiffahrt auf beftimmte zeitraubende Wege nicht 
gegeben waren, liegt auf der Hand. Cine Blodade über deutſche Küften 
er Häfen war weder ausgefprocdhen, noch hätte fie ausgefprochen werden 
tönnen, da die deutfchen Häfen mit den jtandinavifchen Ländern, 3. T. auch 
mit den Niederlanden, in freiem Verkehr ftanden, von einer tatjächlichen 
Berhinderung des Zugangs zu ihnen aljo feine Rede war; abgejehen 
on hätten übrigens die an der Nordfee liegenden neutralen Häfen 
) völferrechtlichen Grundſätzen in die Blodade keinesfalls einbezogen 
werden dürfen (vgl. Artitel 1 der Londoner Erklärung). Ebenjowenig 

nte fi) die britifche Admiralität für ihre Maßnahme auf die Erklärung 
Nordjee als Kriegsgebiet berufen. Denn die aus diefem Grunde von 
anjcheinend in Anfpruch genommene Bolizeihoheit über ein beftimmtes 
esgebiet jteht, wie die Niederländifche Regierung mit Recht hervor- 
ben hat, den Kriegführenden nur im Umfreis ihrer unmittelbaren 
itärifhen Unternehmungen zu, da fonft mit der Kriegsgebietstheorie 
Meeresfreiheit illuforifc) gemacht werden könnte; es unterliegt aber 
m Zweifel, daß ein Meeresgebiet von der Größe der Nordjee nicht 
5 Umkreis unmittelbarer militärifcher Unternehmungen angejehen werden 
Der eigentliche Zwed der Maßnahme endlich, nämlich die Unter- 
ng der gejamten Nordjeeihiffahrt unter die Kontrolle der britifchen 
eejtreitfräfte, und damit unter das britifche Durchjuchungs- und Ein- 
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bringungs-Syftem, war ſelbſtverſtändlich nicht geltend zu machen, da er 
jeder rechtlichen Grundlage entbehrte. Andererfeits follte die Warnung 
der Mdmiralität vor den »nach verdädhtigen Fahrzeugen fuchenden« bri- 
tiihen Kriegsihiffen offenbar bedeuten, daß Kauffahrteifchiffe, Die in der 
Mordjee außerhalb der ihnen angewieſenen Wege getroffen würden, ſich 
darauf gefaßt machen müffen, ohne Unterfuhung auf etwaige Verdadhts- 
gründe hin angegriffen und zerftört zu werden, denn wenn eine Unter- 
fuhung, wie fie das Völkerrecht vorjchreibt, beabfichtigt gewejen wäre, jo 
hätte die ganze Warnung feinen Sinn gehabt, da alsdann vor jedem 
Angriff eine Aufklärung der Verdadhtsgründe hätte erfolgen müſſen, die 
legitime Schiffahrt alfo nicht gefährdet worden wäre. Die englijche 
Warnung ftellt hiernach nichts anderes dar, als die Drohung, in der will- 
kürlich als Kriegsgebiet erklärten Nordſee die legitime neutrale Schiffahrt 
ohne jeden völkerrechtlichen Grund zu vernichten.“ 

Die Deutjche Regierung ftand mit ihrer Auffajfung nicht allein. Neu- 
trale Regierungen vertraten in Proteftnoten dieſelbe Anficht. 

Aus den gleicjlautenden Broteftnotender Düänifhen,der 
Norwegijhen und der Shwedifhen Regierung vom 
12./13. November 1914"): 

„In Anfehung mehrerer feiner wichtigſten Teile ift das Völkerrecht 
auf Grund der Konferenzen im Haag und in London kodifiziert worden. 
Es ift richtig, daß die dort ausgearbeiteten Abkommen nicht von allen 
Seiten ratifiziert worden find. Sie find indefjen als maßgebendjter Aus- 
drud des Rechtsbewußtfeins der Völker und deshalb als Niederjchlag des 
gegenwärtigen Standes des Internationalen Rechtes anzufehen. Dies 
trifft befonders auf die Londoner Erklärung zu, die durch die Vertreter 
von 10 Seemädten gebilligt wurde, wovon 6 zur Zeit Kriegführende find. 
Der Wortlaut diefes Abkommens ftellt jelbft ausdrüdlich feſt, daß Die 
darin enthaltenen Regeln tatfächlic) den allgemein anertannten Grund- 
fügen des Völterrechts entjprechen. Ganz abgejehen von den Erklärungen, 
wonad das Londoner Abtommen gleich einem ratifizierten Vertrag ange: 
mwandt werden joll, muß gegenwärtig die völlige Gültigkeit beinahe aller 
feiner Beftimmungen anertannt werden. ... Die Freiheit der Meere und 
das unverjährbare Recht der Neutralen, fi) der allen gemeinfamen 
Handelsjtraßen zu bedienen, find dur den Anſpruch, den neutralen 
Schiffen die Verpflichtung aufzuerlegen, einen beftimmten Weg zu nehmen 
und beftimmte Häfen anzulaufen, abgefhwächt und eingefchränft worden, 
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ohne daß die Neutralen begründeten Anlaß zu einem Verdacht gegeben 
hätten, der ſolche Beichräntungen verſtändlich machen oder gar techt- 
fertigen fünnte. Die Liften fowohl der abfoluten wie der relativen 
_ Ronterbande find entartet und maßlos erweitert worden, was ent- 
fprechende Schädigungen der Rechte der Neutralen bedeutet. Indem man 
die Theorie von der fortgefegten Reife‘) und gewiſſe, den Neutralen un- 
günſtige Rechtsvermutungen auf die refative Ronterbande zur Anwendung 
dringen will, nimmt man in Wirklichkeit für ſich die Gleichftellung diefer 
Konterbande mit der abfoluten Konterbande in Anſpruch, was eine ganz 
gefährliche Neuerung bedeuten würde. Die ſeit Jahrhunderten anertannten 
Regeln für die Durchſuchung und Wegnahme werden nicht mehr beachtet; 
Dies verurfacht dem erlaubten Handel Verzögerungen, die beträchtliche Ver⸗ 
lufte im Gefolge haben. In den angedeuteten wie auch in anderen Maß⸗ 
nahmen erkennt man die Abſicht, eine mit den Rechten, ja fogar mit den 
Pflichten der Neutralen unvereinbare Kontrolle über den Handel der 
neutralen Länder auszuüben.“ 


Aus der Broteftnote der Niederländifden Regie- 
rung gegen die englifche Nordfeefperre, vom 16. November 19142): 
{ „Nach dem Völkerrecht bildet Lediglich der unmittelbare Umkreis der 
 militärifchen Unternehmungen der Kriegführenden das Kriegsgebiet, in Dem 
die Rolizeihoheit eines Kriegführenden ſich auswirken fann. Ein Meer von 
der Größe der Nordfee kann nicht in feiner ganzen Ausdehnung als un- 
mittelbarer Mftionsbereich militärifcher Unternehmungen der Krieg- 
führenden angefehen werden; wenn diefe ganze Gegend als Kriegsgebiet 
‚bezeichnet wird, jo bedeutet das einen jchweren Eingriff in den von allen 
Bölkern des Erdballs anertannten Grundjag der Freiheit der Meere, —“ 


Aus der Broteftnote der Vereinigten Staaten von 
Amerifta gegen die engliihen Maßnahmen im Seehandelstrieg, vom 
28. Dezember 1914°): 

„Die Regierung der Vereinigten Staaten verfennt feineswegs Die 
waltige Bedeutung des gegenwärtigen Kampfes, den Großbritannien 
j ‚ und beabfichtigt nicht, ſich in jelbftfüchtiger Weife ungebührliche 
Handelsvorteile zu fichern. Mit Widerftreben fieht fie fich jedoch zu der 
tenntnis genötigt, daß die gegenwärtige Politik der Britifchen Regierung 
enüber neutralen Schiffen und Ladungen über die klar zutage liegenden 
otwendigfeiten der Kriegführung hinausgeht und die Rechte ameri- 


9 Bol. Seite 14. — °) Anlage 14. — 5) Anlage 15. 
Der Handelötrieg mit U-Booten. 4 


50 5. Bölterresil. u. pol. Stellungnahme der Deutfhen Regierung zum U-Bootsfrieg. 
— ——— — — — — —————— ———— — a u — — — — — 





tanicher Bürger auf hoher See in einer Weiſe beſchränkt, die weder durch 
die Regeln des Bölferrechts gerechtfertigt, noch nad) dem Rechte auf 
Selbfterhaltung erforderlih iſt. . . . Die Regierung der Dereinigten 
Staaten gefteht den Kriegführenden ohne weiteres die volle Berechtigung 
zu, die Schiffe ameritanifcher Bürger oder neutrale Schiffe mit ameri- 
tanifhen Waren auf hoher See zu betreten und zu durchſuchen, auch fie 
feftzuhalten, wenn genügend Beweife vorliegen, die die Annahme recht- 
fertigen, daß ihre Ladungen Konterbande enthalten. Aber die Britifche 
Regierung muß auf Grund eigener Erfahrungen in der Vergangenheit 
anerkennen, daß die Amerifanifche Regierung es nicht ohne Proteft zu— 
laffen kann, wenn ameritanifhe Schiffe oder ameritanifhe Waren nad) 
britifhen Häfen eingebradht und dort zu dem Zwede, fie überhaupt erft 
nach Konterbande zu durchſuchen, oder auf Grund von Vermutungen feſt— 
gehalten werden, die durch befondere Landesgejege gefhaffen wurden, und 
offenbar mit Lehre und Braris des Völkerrechts unver- 
einbar find.“ 


„Die Berufung Englands auf das Redt der Ber- 
geltung. 

„Die Britifhe Regierung feheint felbft die völkerrechtliche Zuläffigkeit 
ihrer Sperrmaßnahmen an ſich nicht behaupten, vielmehr die Berechtigung 
der Nordjeejperre aus Deutjchlands angeblich rechtswidriger Art des 
Minenlegens herleiten zu wollen‘). Das würde bedeuten, daß fie fi) 
gegenüber den deutſchen Kriegsmaßnahmen auf das vom Völkerrecht unter 
beftimmten Vorausfegungen anerfannte Recht der Vergeltung beruft.“ 

Die am 2. November in der Bekanntgabe der englifchen Nordfee= 
jperre erhobenen Vorwürfe bezogen fich darauf, daß von deutſcher Seite 
auf hoher Gee, und zwar durh Kauffahrteiſchiffe unter 
neutraler Flagge, Minen gelegt worden jeien, lediglic) zur Unterbindung 
der Handelsjhiffahrt. Diefe Behauptung war unbemwiefen und 
ungutreffend. Vielmehr find Minen von deutſcher Seite in der fraglichen 
Zeit, außer zum eigenen Küftenfhuß, nur in den feindlihen Küſten— 
gewäjfern gegen feindlihe Seeftreitfräfte und nur durch 
Kriegsfahrzeuge gelegt worden?). Der Verſuch der Englijchen 
Regierung, die Führung des deutfchen Minenfrieges als völferrechtliche 
Grundlage für Vergeltungsmaßnahmen zu benußen, ift daher als miß— 
lungen zu bezeichnen. 


1) Anlage 16. — ?) Anlage 17. 
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Das Gutachten von Dr. Kriege fährt fort: 


„Das Bergeltungsredt. 

„Eine allgemeine völterrechtliche Regelung des Bergeltungsrechts auf 
dem Bertragsmege ift bisher nicht erfolgt, und zwar wohl ſchon aus dem 
Grunde, weil fein Staat die Möglichkeit eines von ihm etwa zu be 
gehenden Bertragsbruds oder einer jonftigen Bölterrechtsverlegung zu- 
geben möchte. Dagegen hat die völferrehtliche Übung die Vergeltung an 
gewiſſe VBorausfegungen geknüpft, die im wejentlihen davon ausgehen, 
daB als eigentliher Zwed der DVergeltungsmaßnahme die Wiederher- 
ftellung des vom Gegner verlegten Rechtszuftandes zu erftreben jei. Als 
materielle VBorausjegung verlangt das Völkerrecht, daß einmal die Rechts— 
verlegung des Gegners unzweifelhaft fejtiteht, daß weiter die Vergeltung 
fih auf demfelben Gebiet, auf dem der Gegner das Völkerrecht verleßt 
bat, bewegt und fich dabei in angemeffenen Grenzen hält... .“ 





























Die vorjtehend als Verlegung des Völkerrechts gekennzeichneten feind- 

lihen Kriegshandlungen fallen jämtlid) in die Zeit vor der Eröffnung 

des deutichen U-Bootskrieges, während Deutſchland in diefer Zeit ein 

Verſtoß gegen das Völkerrecht nicht zur Laft fällt. 

„Die Bölferrechtsverlegungen Englands und der übrigen Feindbund- 

mächte auf dem Gebiet des Geehandelstrieges waren daher nicht etwa 
als Vergeltungsmaßnahmen für deutjche Verftöße gerechtfertigt.” 


„Deutfhlands Anfprud auf Duldung des U-Boots- 
frieges gegenüber den neutralen Mädten. 


„Die Deutſche Regierung hat den Standpunft eingenommen, daß den 
Neutralen die Verpflichtung obliegt, beide Kriegsparteien in Anfehung 
der Bedingungen der Kriegführung gleichmäßig zu behandeln, alſo in 
Anwendung auf den vorliegenden Fall den deutſchen U-Bootskrieg zu 
dulden, nachdem fie die völferrechtswidrigen Methoden des feindlichen 
Seehandelstrieges wenigftens tatfächlich hingenommen hatten. . . . Daß 
die neutralen Mächte verpflichtet find, die Kriegführenden gleichmäßig zu 
behandeln, muß als ein allgemein anerftannter Saß des Völkerrechts und 
insbejondere als einer der wichtigften Grundfäße des Neutralitätsrechts 
angejehen werden. Denn wenn aud) ein folcher Saß in dieſer Allgemein: 
heit nicht vertragsmäßig feftgelegt ift, fo liegt es doc im Weſen der Neu- 
 tralität, daß der Neutrale nicht durch ungleiche Maßnahmen die Kriegs- 
lage zugunften des einen und zuungunften des anderen Kriegführenden 
verändern darf. . . . Bei Anwendung der Neutralitätsregeln auf den 
4* 
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deutſchen U-Bootstrieg ergibt ſich ohne weiteres, daß Die neutralen Mächte 
verpflichtet waren, entweder dem völferrechtswidrigen Seehandelstrieg des 
Feindbundes, ſoweit fie davon betroffen wurden, nötigenfalls auch mit 
Gewalt entgegenzutreten oder dem zur Vergeltung dieſer Kriegsmethoden 
geführten gleichartigen U-Bootstrieg ebenfalls feinen Widerftand ent- 
gegenzufegen. . .. Dabei fei übrigens bemerft, daß die Proteftnote der 
Vereinigten Staaten von Amerita nur über die Beeinträchtigung Der 
amerifanifhen Schiffahrt nad) den Deutjchland benachbarten neutra- 
len Häfen, nicht dagegen auch über die Unterbindung diejer Schiffahrt 
nad de utſchen Häfen Beihwerde führt, obwohl die neutrale Schiff⸗ 
fahrt nach ſolchen Häfen, ſoweit ſie ſich nicht mit Konterbande befaßte, in 
Ermangelung einer dem Völkerrecht entſprechenden Blockade gleichfalls 
nicht geſtört werden durfte. Erſchwerend für die Haltung der Neutralen 
fällt noch ins Gewicht, daß zwar die große Mehrzahl von ihnen zu ſchwach 
war, um einzeln gegen die Geefriegsmaßnahmen des Teindbundes mit 
Erfolg vorgehen zu können, daß aber die Mächtigeren unter ihnen, jo vor 
allem die Vereinigten Staaten von Amerika, ſehr wohl in der Lage ge- 
wejen wären, durch ernſte Kriegsdrohungen, wie fie ameritanijcherfeits 
Deutjchland gegenüber erfolgten, oder dur Bildung eines Bundes zur 
Aufrechterhaltung der Neutralität der völterrechtswidrigen Willtür des 
Teindbundes Einhalt zu tun.” 


Sp war damals die deutfche Rechtsauffaffung, fo ift fie geblieben. 

Der Reichstanzler v. Bethbmann Hollmeg und das Auswärtige 
Amt waren fich jedoch von vornherein im Haren — und gerade die Ge- 
ſchichte der Geehandelstriege führt es deutlich vor Augen — daß eine 
noch jo wohlbegründete Rechtfertigung eine ſchwache Stüße in derrealen 
Politik ift, wenn nicht eine Macht dahinterfteht, der fi) Die neu— 
tralen Staaten, jelbft bei der ſchweren Schädigung, die fie durch den 
U-Bootstrieg erleiden würden, beugen müfjen. 

Schon die Aufforderung, durch die der Neichstanzler am 21. No- 
vember 1914 das Auswärtige Amt um feine Anficht erfuchte, enthielt den 
Hinweis, auf die „Gefahren allgemeiner Entrüftung der Neutralen“: „Ich 
halte diefe Gefahren doc für beacdhtenswert, vielleicht wäre geplante 
Blockade nur in Ausficht zu nehmen, wenn fie bei ſehr günftiger militäri- 
ſcher Situation im Oſten und Weſten und gleichzeitiger ernfthafter Bedro⸗ 
hung Englands in ſeinen Kolonien geeignet wäre, England zum Frieden 
zu zwingen, oder wenn umgekehrt in äußerſter Not Blockade unſere letzte 
Zuflucht wäre.“ 
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Das Auswärtige Amt pflichtete in feiner, von dem Unterftaatsjetretär 
Zimmermann unterzeichneten Antwort vom 30. November der 
Meinung des Kanzlers bei: 


„Was das Verhalten der Neutralen betrifft, jo dürfte dieſes jehr 
weſentlich davon abhängen, wie fi) die Kriegslage zur Zeit unjeres Vor- 
gehens geftaltet hat. Ift diefe ungünftig, jo würden uns vorausfichtlich die 
davon betroffenen Mächte den Krieg erklären. Auf die gleichen Folgen 
müßten wir uns bei Italien und den Vereinigten Staaten von Amerita 
auch dann gefaßt machen, wenn fi) die Kriegslage noch als unentſchieden 
darftellt. Haben wir dagegen erhebliche Erfolge zu verzeichnen, jo würden 
die kleineren Mächte es aller Wahrjcheinlichkeit nach bei theoretijchen Pro— 
teften bewenden laffen; bei Italien und den Vereinigten Staaten aber 
wäre zu hoffen, daß fie ihre Schiffe, Angehörigen und Güter von der 
englifhen Küfte zurüdhalten und dadurch Reklamationen vermeiden 
_ würden. 

„Nach den vorftehenden Ausführungen dürfte die beabfichtigte Sper- 
rung der englifchen Küfte durch Minen und Unterfeeboote nur dann in Die 
Wege zu leiten fein, wenn einerfeits Qebensinterejjen Eng- 
lands dadurd gefährdet, amdererfeits Kriegserklärun— 
gen der neutralen Mächte mit großer Wahrſcheinlichkeit vermieden 
werden. Hiernach müßte unfer Vorgehen von folgenden drei Voraus» 
ſetzungen abhängig gemacht werden: 

„a) Unſere Geeftreitfräfte müßten in der Lage fein, die Sperrung jo 
weit durchzuführen, daß die Schiffahrt nad) England wenigitens einige 
Wochen hindurch im wefjentliden zum Stillftand fommt. 
Eine lediglich ſporadiſche Bernidhtung einzelner 
englifher Kauffahrteifhiffe würde die Lebens- 
mittelzufuhr nach England ſchwerlich in einer Weiſe 
verhindern oder abſchrecken, daß dadurch das Bri— 
tifhe Reich in Hinblid auf eine HYungersmot zur 
Unterwerfung gebradt werden könnte. 

„b) Die neutralen Mächte müßten vorher in einer Weife gewarnt jein, 
daß einerfeits die ihren Schiffen, Angehörigen und Gütern drohende Ge- 
fahr deutlich vorgezeichnet, andererjeits aber der eigentliche Kriegsplan 
dadurch nicht verraten würde. Das gleiche würde ſich aus Gründen der 
Menichlichkeit den feindlichen Mächten gegenüber empfehlen. 

6) Unfere Kriegsoperationen müßten in Frankreich jo weit vor- 
geichritten fein, daß das verbündete englifch-frangöfiiche Heer entjcheidend 
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geihlagen ift, auch die Küſte des Kanals mit den Häfen von Dünkirchen, 
Calais und Boulogne ſich in unſeren Händen befindet; in diefem Falle 
würde es im Oſten genügen, wenn die ruſſiſchen Angriffe wie bisher er- 
folgreich abgewehrt werden. Umgekehrt müßte, wenn im Wejten der 
gegenwärtige Zuftand erhalten bleibt, im Often ein entjcheidender Gieg 
errungen jein, der ganz Polen in unfere Hand gibt. In beiden Fällen 
dürfte die Kriegslage auf Italien und die Vereinigten Staaten den ge— 
wünſchten Eindruck machen.“ 


Am 27. Dezember überſandte der Rei hstanzler dem Chef des 
Admiralftabs eine vom Auswärtigen Amt verfaßte Denkſchrift, die die 
Unterfchrift des Reichstanglers trägt, und feine verantwortliche Stellung- 
nahme der Marine gegenüber darftellt. 

Ihr voller Wortlaut: 


„Don dem Standpunkt ausgehend, daß wir gegen den Feind die— 
jenigen Mittel der Kriegführung brauchen können, die zu feiner Nieder- 
tingung und zur fchnellen Beendigung des Krieges am geeignetften er- 
ſcheinen, wird zunächſt von Rüdfichten gegen England ganz abzufehen fein, 
befonders auch im Hinblid auf die rein utilitarifhen Marimen jeiner 
Kriegführung und den rücfichtstofen Drud, den es unter dem Vorwande 
der Verhinderung der Konterbande auf die Neutralen ausübt. 

„Die beabfichtigte U-Bootsblodade trifft aber nicht nur unferen Feind 
England, jondern auch die Neutralen. Wenn leßtere fich den englifchen 
Terrorismus gefallen Lafjen, fo ift das eine Macht- und Angftfrage. Die- 
jelben Momente werden auch ihr Verhalten uns gegenüber beftimmen. 
Es darf wohl zugegeben werden, daß das Torpedieren neutraler Schiffe 
mit den allgemeinen Regeln des Völferrechts nicht ganz in Einklang zu 
bringen ift. Jedenfalls werden die Neutralen unter Berufung auf den 
Schuß des Völkerrechts Proteft erheben und ihre bedrohten Intereſſen 
zu verteidigen juchen. 

„Es fragt fi) nun, inwieweit der Widerftand der Neutralen für uns 
gefährlich werden kann, und wie weit den gegen England erwarteten Vor— 
teilen nicht anderweite, durch die Haltung der Neutralen bedingte Nach- 
teile gegenüberftehen. 

„Daß die Neutralen durch Unterwerfung unter den englifhen Zwang 
fi) einer Mitſchuld an dem englifhen Bruch des Völkerrechts ſchuldig 
machen, mag theoretiſch richtig ſein. Tatſächlich wird ihre Haltung durch 
reale Möglichkeiten bedingt. Sie können ſich nicht gegen England wehren 
bzw. glauben, es nicht zu können. Je länger der Terrorismus Englands 
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dauert, um fo mehr wird auch die Verftimmung gegen dieſen Mißbrauch 
der engliſchen Seeherrſchaft wachſen und ſeine Früchte tragen. Die Baum— 
wolleinfuhr hat England bereits aus Rückſicht auf die amerikaniſchen 
Intereſſen freigeben müſſen. In den drei nordiſchen Reichen zeigen ſich 
(Zuſammenkunft von Malmö) ſchon Teile zum Widerſtand gegen den 
engliſchen Zwang. Am willigſten beugt ſich ihm noch, aus Schwäche, 
Norwegen. 

„Legen wir durch die völkerrechtlich nicht ganz zu rechtfertigende 
U-Bootsfperre den internationalen Handel völlig lahm, jo wird zweifel⸗ 
los der jeßt gegen England erwachende Unmwille aller gejhädigten Neu: 
trafen fich gegen uns wenden und die öffentliche Meinung noch feindlicher 
für uns werden. Hier fragt es fi, ob aus diefer Stimmung Gefahren 
für uns entftehen fönnen, welche unfere Kriegslage ernſtlich bedrohen. 
Wird Amerita mangels genügender Streitkräfte uns auch faum den Krieg 
erklären fönnen, fo ift es doch imftande, den Handelsboykott in gleicher 
Weiſe wie England über uns zu verhängen, jowie Die Lieferung von 
Kriegsmaterial an unſere Feinde, welher Präfident Wilfon jest entgegen- 
zuwirken beginnt, gewifjermaßen offiziell zu betreiben. Es wird auch troß 
aller eigenen Befürchtungen vor Japans zunehmender Machtſtellung deijen 
etwaigen Velleitäten, Truppen nach dem europäifchen Kriegsihauplaß zu 
entfenden, faum mehr entgegenwirten. Denn es gibt dann für Die Ameri- 
faner nur nod ein Ziel: die möglichft jehnelle Niederwerfung des ihren 
Handel ftörenden Deutfchland. In Italien könnte bei der dort herrichenden 
Stimmung die Verſenkung eines italienifhen Schiffes die öffentliche 
Meinung derartig zum Aufbraufen bringen, daß die Regierung mit fort 
geriffen wird und die jet ſchon ſchwankende Waage der Neutralität fi) 
zu unferen Ungunften jentt. Will vielleicht die Regierung jelbjt dann 
noch den Krieg nicht direft gegen uns erklären, jo fünnte einer Der 
jederzeit fich bietenden Zwifchenfälle mit der Türkei doc) für die italieniſche 
Aktionstuft den Anlaß bieten, zunächſt durch einen Angriff auf unfere 
türtifchen Verbündeten auf die Seite unferer Feinde zu treten. Italiens 
Eingreifen würde vorausfichtlich dasjenige Rumäniens zur Folge haben. 
Mit diefen Möglichkeiten müſſen wir rechnen, folange die jegige unent- 
ſchiedene Kriegslage auf dem Kontinent bejteht und bei vielen Neutralen 
den Zweifel nährt, ob Deutjchland der Überzahl feiner Feinde à la longue 
widerſtehen kann. 

„Die Möglichkeit eines ameritanifhen Handelsboykotts ift ſchon er— 
wähnt. Die holländifchen Häfen werden durch die Blodade ipso facto jo 
gut wie geſchloſſen. Norwegen wagt ſchon jetzt, ebenjo wie Holland, ſich 
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taum dem engliſchen Drud zu entziehen. Derjelbe würde noch rüdfichts- 
lojer, Norwegen vorausfichtlich noch nachgiebiger werden, wenn wir zur 
U-Bootsblodade greifen. Damit wäre auc der Weg über Standinavien 
geſchloſen. Nach dem Balkan und Orient ift der Weg gefperrt, jolange 
die „Zipfelfrage“ nicht gelöft ift, was durch die Niederlage der Sfterreicher 
in Serbien wieder in weite Ferne gerüdt ift. Die Zufuhr über den Hafen 
von Genua ift ſchon heute wegen defjen Überlaftung und infolge der 
italienifchen Ängſtlichkeit behindert; dur offene Parteinahme Italiens 
gegen uns würde fie ganz gefperrt. Wir wären dann gänzlich von aller 
Zufuhrmöglichkeit abgejchnitten, und der engliſche Plan einer vollftändigen 
fommerziellen Abfperrung Deutſchlands wäre erreiht. Würden wir unter 
diefen Bedingungen in der Lage jein, einen längeren Krieg durchzuhalten? 
Aud) die Ernährung Belgiens durch amerikaniſche Kornzufuhr, welche uns 
entlaftet und den Rüden fichert, würde unterbunden und aufhören müfjen. 


„Anders verhielte fi die Sache, wenn wir auf dem Kontinent (fei 
es im Dften oder Weften) derartige Erfolge erzielt hätten, daß fein 
Zweifel bei den Neutralen mehr über den Ausgang des Krieges beftände 
und die Verſuchung fie nicht mehr Iodte, durch ihren Beitritt zur feind- 
lihen Koalition eine Entjcheidung gegen uns herbeizuführen. 

„Die Bedenken des Auswärtigen Amts gegen die geplante U-Boots- 
blodade find daher nicht rechtlicher Natur, jondern fie refultieren aus 
Erwägungen militärpolitifher Opportunität. Es fragt fich nicht ob, 
fondern wann die Maßregel ohne Schädigung unferer Lage ergriffen 
werden darf. Im Dften ift eine endgültige Entſcheidung noch nicht ge— 
fallen, im Weften ift fie jeit zwei Monaten zum Stehen gebradt. In 
Serbien hat unjer VBerbündeter, Öfterreich, eine eflatante Niederlage er- 
litten, fein Breftige im Balfan dadurch ſchwer fompromittiert und die 
Verbindung mit der Türkei fowie deren weitere Unternehmungen in 
Frage geftellt. Eine Maßregel aber, wie die U-Bootsblodade, die auf 
die Haltung der Neutralen und auf unfere Zufuhr abträglich wirten muß, 
läßt fich nach) diesfeitiger Auffaffung erft dann ohne gefährliche Folgen 
zur Anwendung bringen, wenn unfere militärifche Lage auf dem Kon» 
tinent jo gefichert ift, daß die Entjcheidung hier als zweifellos angejehen 
werden und die Gefahr des Übertritts der Neutralen zu unferen Gegnern 
als ausgefchloffen gelten fann. Diefer Moment erfcheint heute noch nicht 
gefommen.“ 


Eine Abjchrift diefer Denkjhrift ging dem Chef des Generalftabes des 
Veldheeres zu. 
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Betrachtet man die Denkſchrift des Reichstanglers für fich allein, fo 
kann fie dahin mißverftanden werden, daß der Handelsfrieg mit U-Booten 
für die politifche Reichsleitung lediglich eine Mactfrage war, und daß 
die Denkſchrift ſomit im Widerſpruch ftünde zu den vorftehenden Aus- 
führungen über den Rechts ſtandpunkt der Deutfchen Regierung. Im 
Bufammenhang jedoch mit allem, was früher von dem Reichstanzler und 
dem Auswärtigen Amt über den U-Bootstrieg geäußert worden war, 
ergibt fi) flar, daß die Trage, ob das Führen des U-Bootstrieges in 
der von der Marine gedachten Form überhaupt angängig wäre, als eine 
Rechts frage galt, die unter den beftehenden Verhältniffen des Krieges 
bejaht wurde, daß dagegen die Frage, wann mit dem U-Bootstrieg 
begonnen werden könne, als eine Machtfrage angefehen wurde, die der 
Reihstanzler und das Auswärtige Amt Ende Dezember 1914 nad) Lage 
der Dinge verneinen zu müffen glaubten. 





6. Die weitere Entwidlung im Januar 1915. 


Am 7. Sanuar 1915 unterbreitete der Chef des Admiralftabs dem 
Kaijer einen Immediatbericht über die weitere Verwendung der Gee- 
ftreitfräfte, in dem Admiral v. Pohl auch über die künftige Verwen— 
dung der U-Boote zum Handelstrieg die Kaiferliche Entſcheidung herbei- 
führte. In Gegenwart des Reihstanzlers fand am 9. Januar der 
Vortrag des Chefs des Admiralſtabs vor dem Kaiſer ftatt. Der die 
Verwendung der U-Boote betreffende Teil des Immediatberichts, deffen 
Genehmigung erbeten wurde, lautete: 


„Die Dffenfivunternehmungen find wie bisher weiterzuführen. 

„Weiterhin ift die Handelsblodade mit Unterfeebooten gegen England 
möglichft bald anzufegen, damit ihrer Wirkung dort nicht durch Anhäu— 
fung von Lebensmitteln und Rohftoffen, wie dies jegt ſchon gefchieht, 
entgegengemwirft wird, 

„Aud der Herr Reichskanzler fieht mit mir in der Unterfee- 
bootsblodade eines der wirkſamſten Mittel zur Erreichung des Kriegs» 
zwecks gegenüber England, er ift aber der Anficht, daß fie erft dann an- 
gewendet werden kann, wenn die Entfcheidung auf dem Feftlande zu 
unferen Gunften gefallen und damit ein Übertritt der neutralen Mächte zu 
unferen Gegnern nicht mehr zu erwarten ift. 

Ich bin der Anficht, daß wir ein uns in die Hand gegebenes Mittel 
zur Erreihung des Kriegszweds ohne Rüdjiht auf die Neu- 
tralen anwenden jollten, weil ihnen jeder begründete 
Anlaß zur Mißftimmung dadurdh genommen wird, 
daß mit Rüdfiht auf ihren Handel die Erklärung 
der Blodade 14 Tage vor ihrem Einfegen erfolgen 
foll. ö 

„Eine wirkſame Blodade, die England empfindlich trifft, wird eher 
die Bedenken der Neutralen, auf die Seite unferer Gegner zu treten, 
vermehren.“ 


Sn der näheren Begründung zur Denkſchrift wird vom Chef des 
Admiralftabs hinzugefügt: 

„Die bisherigen Erfahrungen haben uns gezeigt, daß wir mit Unter- 
jeebooten durch Schädigung der englifchen Seeftreitfräfte unferem Haupt- 
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gegner zur See unferen Willen nicht aufzwingen können. Der Zufall 
ipielt bei Dem Erfolg der Unterfeeboote eine große Rolle. Die englifchen 
Geeftreitträfte find nicht an beftimmte Häfen oder Seeftraßen gebunden; 
die zahlreichen Häfen an der britiihen Küfte find durch Unterfeeboote nicht 
dauernd unter Kontrolle zu halten. Wir haben lange auf einen neuen 
Erfolg gegen englifche Seeftreitträfte warten müffen. 

„Wir haben jedoch mit unferen leiftungsfähigen Unterſeebooten ein 
Mittel in der Hand, England durd die Erklärung der Handelsblodade 
über feine Küfte den Lebensnerv abzujchneiden und dur Unterbindung 
des englifhen Handels, aus dem das Land feine Widerftandstraft umd 
feine Überlegenheit zieht, einen Druck auf England auszuüben, der in 
feinen Folgen für den Ausgang des Krieges von entfcheidender Bedeutung 
fein fann. Notwendig ift es, daß die Handelsblodade bald einjegt, da 
England Getreide und Rohftoffe aufhäufen wird, um den Wirkungen der 
Handelsblodade zu begegnen. 

„Durch gleichzeitiges Anfegen von Offenfivvorftößen der Hodhjeeftreit- 
fräfte und energifche Weiterführung des Minentrieges ift die Unterjee- 
bootsblodade wirffam zu unterftüßen. 

„Der Herr Reichskanzler, mit dem ic) in der Frage der Unter— 
ſeebootsblockade in Verbindung getreten bin, ſtimmt dem zu, daß wir in 
Hinblick auf die Maximen der Kriegführung Englands und den rückſichts⸗ 
loſen Druck, den es unter dem Vorwand der Verhinderung der Konter— 
bande auf die Neutralen ausübt, diejenigen Mittel der Kriegführung 
anwenden, die zur ſchnellen Beendigung des Krieges am geeignetſten 
erſcheinen. Er weiſt aber darauf hin, daß die beabſichtigte Unterſeeboots⸗ 
blockade nicht nur England, ſondern auch die Neutralen trifft, und daß, 
wenn ſich dieſe auch den engliſchen Terrorismus gefallen laſſen und ſie 
ſich durch Unterwerfung unter den engliſchen Zwang einer Mitſchuld an 
dem engliſchen Bruch des Völkerrechts ſchuldig machen, ſich doch zweifellos 
der jetzt gegen England erwachende Unwille gegen uns wenden und die 
öffentliche Meinung noch feindlicher gegen uns werden wird. 

„Beſonders befürchtet der Herr Reichskanzler das Eingreifen 
Amerikas, Italiens und Rumäniens zu unſeren Ungunſten, ſolange die 
jetzige unentſchiedene Kriegslage auf dem Kontinent beſteht und bei vielen 
Neutralen den Zweifel nährt, ob Deutſchland der Überzahl feiner Feinde 
auf die Dauer widerftehen kann. 

„Weiter glaubt der Herr Reichskanzler, daß durd) die Unterjee- 
bootsblodade die Zufuhr amerikaniſchen Getreides nach Belgien, die nötig 
ift zur Verforgung der belgifchen Bevölkerung, geftört werden würde. 
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„Die Bedenken des Herın Reichskanzlers gegen die Unterfee- 
bootsblotade find daher nicht rechtlicher Natur, fie ſtehen vielmehr allein 
auf militärpolitifher Grundlage. Der Herr Reichskanzler ift der 
Anficht, dab die Unterfeebootsblodade erft dann ohne gefährliche Folgen 
zur Anwendung gebracht werden fann, wenn unfere militärifche Lage auf 
dem Kontinent jo gefihert ift, daß die Entfcheidung hier als zweifellos 
angejehen werden und die Gefahr des Übertritts der Neutralen zu unferen 
Gegnern als ausgefchloffen gelten kann. 

„Ich kann mid diefen Bedentennidtanjdließen, 
da durd Erklärung der Blodade 14 Tage vor ihrem Beginn und weit- 
gehende Warnung der neutralen Schiffahrt vor den Gefahren innerhalb 
der britijchen Gewäſſer ihnen ein begründeter Anlaß zur Mißftimmung 
genommen wird, und da die belgiſche Zufuhr dadurch gefichert werden 
fann, daß die amerikaniſchen Schiffe ihren Reifeweg nördlich um England 
wählen. 

„Sch erblide in der Unterfeebootsblodade eins der wirkſamſten Mittel 
zur Erreichung des Kriegszweds gegenüber England.“ 

Nach der Aufzeichnung des Chefs des Marinetabinetts, der bei dem 
Immediatvortrag am 9. Januar zugegen war, lautete die Entfcheidung des 
Kaijers in dem Sinne: 

„Der Unterjeebootshandelstrieg ſoll vorläufig 
aufgejhoben werden, bis die jeßt beftehende Un- 
flarbeit der politifhen Lage behoben iſt. Dann foll 
erneutdie Allerhöchſte Entfheidungerbetenwerden. 
Inzwifhendie Unterjeeboote für Handelskrieg vor— 
bereiten.“ 


Da nicht abzufehen war, warn der allgemeine Handelstrieg der 
U-Boote beginnen würde, wandte fi) die Front von neuem dem Ver— 
fahren vom Dftober/November 1914 zu, die feindlichen Seeverbindungen 
gelegentlich durd U-Boote zu ftören, ſoweit deren jonftige Kriegs- 
aufgaben, Unternehmungen gegen feindliche Seeftreitfräfte und der Schuß 
der Deutjchen Bucht der Nordfee, dies zuließen. 

Am 14. Januar erhielt „U 21*, Kapitänleutnant Herfing, vom 
Führer der U-Boote den Befehl, durch den Kanal nad) der engliſchen Weit: 
füfte zu gehen, dort eine Reihe militärischer Aufträge auszuführen und in 
der IJriſchen Seeden feindliden Handel zuſchädigen. 
„Durch Verſenken eines oder mehrerer Dampfer ſoll auch hier Unſicherheit 
in die Schiffahrt gebracht und dem Handel Schaden zugefügt werden.“ 
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Bevor diefer Befehl zur Ausführung kam, verfenfte ein anderes 
Boot, „U 19“, während einer Unternehmung, die gegen feindliche See— 
Streitkräfte gerichtet war, in den Hoofden, zwiſchen der holländijchen und 
englifchen Küfte, am 21. Januar bei Tage den 1301 T großen englifchen 
Dampfer „Durward“. Der Kommandant von „U 19“, Kapitänleutnant 
Ronftantin Kolbe, hielt, aufgetaucht fahrend, auf das Schiff zu und gab 
durch Flaggenfignal Befehl zum Stoppen. Der Dampfer verjuchte zunächft 
zu enttommen und ließ fich erft dDurd ein Sternfignal, das vom U-Boot 
in Ermangelung eines Gejhüßges als Warnungszeichen gefeuert wurde, 
zum Anhalten bewegen. Durch Zuruf wurden die Schiffspapiere verlangt 
und in einem Boot des Dampfers auf das U-Boot gejhidt. Mit dem 
Schiffsboot begab fich ein Unterfuhungstommando an Bord des Dampfers, 
forderte die Befagung auf, das Schiff zu verlaffen, öffnete ein Bodenventil 
und brachte die Sprengpatronen zum Verſenken an. Die beiden Rettungs- 
boote wurden darauf von „U 19” ohne feindliche Störung vier Stunden 
lang zu dem etwa 20 sm entfernten Maas-Feuerfchiff gejchleppt. 
Am 23. Januar verließ „U 21“, gemäß dem erwähnten Befehl 
vom 14., Bortum Reede zur Unternehmung nad) der Srifchen See. Am 
30. Januar traf das Boot in der Srifchen See ein und verjentte am 
gleichen Tage in der Liverpool-Bucht bei ruhigem Wetter im Laufe von 
etwa fünf Stunden die drei englifchen Dampfer „Ben Cruachan“, 3092 T, 
„Linda Blanche“, 396 T, und „Kilcoan“, 456 T. Das Berfahren war das 
bereits üblich gewordene. Das U-Boot ging in Nufweite an das anzu— 
haltende Schiff heran; die Schiffsführung erhielt Befehl, zu ftoppen, die 
Bapiere zu fehiden und die Beſatzung ausfteigen zu lafjen; mit einem 
der Schiffsboote begab ſich Perfonal des U-Bootes auf den Dampfer, 
um die Sprengpatronen anzubringen. Die Anmweifung wurde jedesmal 
ohne Widerftand befolgt. Die Schiffsboote fegelten, hinreichend aus- 
gerüftet, nach der nahen Küſte; im Falle des Dampfers „Kilcoan“, deſſen 
Boote in mangelhaftem Zuftand waren, veranlaßte der U-Bootstomman- 
dant einen vorbeifahrenden Küftendampfer, die Befagung des verjentten 
„Kileoan“ aufzunehmen. (Textſkizze Nr. 3, Geite 33.) 
} Das Auftommen ſchweren Seegangs verhinderte am folgenden Tage 

das Aufbringen weiterer Dampfer. Am 1. Februar feßte „U 21” den 
militärifchen Teil feines Auftrags fort, nahm den Rüdweg wieder durch 
die Dover-Straße und lief am 8. Februar in der Ems ein, nachdem es 
17 Tage in See gemwejen war. 

Das überrafchende Erjcheinen des erjten deutfchen U-Boots in der 

Zriſchen See und das ungeftörte Verſenken dreier englifcher Dampfer auf 
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dem vertehrsreihen Wege der großen atlantifchen Linien, nicht weit von 
einem der wichtigften englifchen Häfen, erregte im Ausland allgemein 
Aufjehen und gab der Preſſe zu Iebhafter Beſprechung Anlaß. Unter 
Vorwürfen gegen die Admiralität wurden in England Iehleunigfte Abwehr- 
maßnahmen verlangt. Schon am Tage nad) dem Auftreten von „U 21“, 
am 31. Januar, wurde eine für alle in See befindlichen englijchen 
Handelsihiffe beftimmte Funkwarnung einer englifchen Bunfftation auf- 
gefangen: „Unterfeeboote im Englifhen und Iriſchen Kanal. Heißt 
neutrale odergarfeine Flagge, folange ihrin Nähe 
britifher Infelnfeid. Die Hausflagge darf nicht geheißt werden. 
Alle Abzeichen, wie 5.8. Schiffsname und Heimathafen, müffen verdedt 
werden. Britifche Flagge muß geheißt werden beim Begegnen mit bri- 
tif hen oder verbündeten Kriegsſchiffen.“ Diefer Funkſpruch war ohne 
Unterfchrift abgegeben worden. 

Zu der gleichen Zeit, Mitte Januar, als der Führer der U-Boote den 
Befehl für die Unternehmung von „U 21“ aufjeßte, faßte das Kom— 
mando der Hochjeeftreitträfte ein neues Vorgehen der U-Boote gegen die 
Kriegstransporte ins Auge, die den Englifchen Kanal überquerten, 
und denen man bis dahin troß wiederholter Verfuche mit den U-Booten 
nicht hatte beitommen können. Die Tätigkeit von „U21“ vor Le Havre 
im November 1914 hatte beftätigt, daß in dem Geegebiet an der fran= 
zöſiſchen Kanalküfte die feindliche Bewachung eine Tätigkeit auf: 
getaudter U-Boote zum Unterfuchen von Schiffen unmöglich machte. 
Äußere Merkmale, die einen Truppen- oder Kriegsmaterialtransporter für 
die Beobachtung dur das Sehrohr des getauchten U-Boots von 
einem gewöhnlihen Handelsdampfer unterfcheiden, waren bei feiner 
Gelegenheit feftzuftellen gewefen. Das einzige Mittel, um an die Trans- 
porte heranzutommen, war das unterfchiedslofe Verjenten aller Schiffe, 
welche die franzöfiiche Kanalfüfte anfteuerten. Zu diefem Zweck ſchien 
dem Flottenkommando das Verhängen einer Blockade über die frangö- 
fiihe Nordküſte das gegebene Mittel zu fein, folange die allgemeine 
U-Bootsblodade, die au den Engliſchen Kanal umfchließen würde, nicht 
angängig war. Zu dem Erklären auch einer Teilblodade mit U-Booten 
bedurfte es aber der Zuftimmung der politifchen Leitung; denn es 
war nicht ausgejchlofjen, daß auch der neutrale Handel, wenn er fi) nicht 
fernhielt, dem allgemeinen Verſenken zum Opfer fiel. Am 15. Ianuar 
überjandte daher der Flottenchef dem Admiralftab einen entiprechenden 
Vorſchlag: 

„Eine Blockade der franzöſiſchen Nordküſte würde ſich ausgeſprochener— 
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weiſe in erfter Linie gegen die feindlichen Kriegstransporte richten und 
würde bejonders geeignet fein, die Öffentlichkeit der ganzen Welt an den 
Gedanken der U-Bootsblodade zu gewöhnen. Sie würde den Neutralen 
feinen Anlaß zu berechtigten Klagen bieten, da für deren Handel die 
Häfen der frangöfifhen Weſt- und Südküſte offenblieben. Sie würde 
uns außerdem wertvolle Erfahrungen zu jammeln geftatten für Die 
fpätere Blodierung der englifhen Küften. Andererjeits erjcheint ein Vor— 
gehen in diefer Richtung beſonders erwünſcht in Anbetracht der dauernden 
englijhen Iruppennadhfchübe und der für März angefündigten Über- 
führung der zweiten englifchen Armee, ebenjo in Anbetracht der großen 
Mengen von Kriegsmaterial, die dauernd über den Kanal tommen.“ 

Dbwohl das Auswärtige Amt und der Reihstanzler gegen 
dieje rein militärifch gedachte U-Bootsunternehmung feine politiſchen Be- 
denken hegten, zogen ſich die Beratungen darüber doch bis über Ende 
Januar hinaus, da der Generalftab des Teldheeres befürchtete, die 
U-Bootsblodade der franzöfifchen Küfte könnte die amerikaniſchen Lebens— 
mitteltransporte für die Bevölterung des bejegten belgijchen Gebiets 
unterbinden. 

Das Flottentommando wartete jedoch das Ende der Erwägungen 
nicht ab. Die Nachrichten über umfangreiche Transporte von England 
nah Frankreich häuften fid. Um endlich) zur Entlaftung der eigenen 
Zandfront einen Erfolg zu erzielen und die Erfahrung des Kommandanten 
von „U 21”, Herjing, vom November 1914 zu ergänzen und nad) 
zuprüfen, entjandte das Flottenfommando auf eigene Verantwortung ein 
U-Boot, „U 20”, Kapitänleutnant Shwieger, mit ausreichender Voll- 
macht nach) Le Havre. Der Befehl des Führers der U-Boote für „U 20” 
vom 23. Januar bejagte: 

„Bis Ende Januar follen in Le Havre oder Calais 50 000 Mann 
englijche Truppen ausgefchifft werden. Große Mengen Kriegsmaterial, 
wahrfjcheinlich in Begleitung weiterer Truppenfommandos, follen Ende 
Januar (vom 26. Januar ab) nad) Le Havre gehen. Ausgangspunft der 
Transporte angeblid Southampton, Folfeftone, Sandgate und Hythe. 
Täglih 7.30 Bm. foll ein belgifcher Poftdampfer mit Munition von 
Dover nad) Dünkirchen fahren. »U 20< ſoll vor Le Havre ftationiert 
bleiben, jolange wie es durchführbar ift, foll Kriegsihiffe und Transport- 
ihiffe vernichten, und zwar mit Torpedo, wenn nidt aus: 
nabmsmweife das bisher gegen Handelsjdiffe geübte 
Berfahren angängig erſcheint. Als Transportdampfer für 
Truppen oder für Kriegsmaterial find mit größter Wahrfjcheinlichteit alle 
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Dampfer anzujehen, die ſich den nordfrangöfiihen Häfen nähern. Alle 
größeren Dampfer, die fih nachts den genannten Häfen nähern, find zu 
verjenten.“ 


Am 26. Ianuar lief „U20%, Schwieger, von Wilhelmshaven 
aus. Bom 29. Januar abends bis 4. Februar hielt fich) das Boot in der 
Seine-Budht. Am 30. Januar, an demfelben Tage als „U21“ in der 
Jriſchen See tätig war, verfentte „U 20“ vor Le Haore die drei englifchen 
Dampfer „Totomaru“ (6084 T), „Ikaria“ (4335 T) und „Oriole“ (1489 —9 
alle drei ohne vorherige Warnung durch Torpedoſchuß, die beiden erſten 
bei Tage im Unterwaſſerangriff, den letzteren abends bei Dunkelheit im 
Angriff über Waſſer. „Tokomaru“ war durch ſein wehendes Unterſchei— 
dungsſignal, „Ikaria“ an dem Namen auf der Bordwand als Engländer 
erkannt worden, „Driole“ an der Flagge, die vom Schein der Hedlaterne 
beleuchtet war. 

In der Abenddämmerung des 1. Februar fichtete der Kommandant 
von „U 20”, nachdem er fih jeit etwa 7 Uhr morgens unter 
Waſſer fahrend in der Geine-Bucht aufgehalten hatte, einen von 
der englifhen Küfte her fommenden größeren Dampfer, der Le Havre 
anfteuerte. In der Annahme, einen Transporter vor ſich zu haben, griff 
Kapitänleutnant Shwieger feinem Befehl entjprechend an und ſchoß 
einen Torpedo, der jedoch während des Laufs verfagte oder fehlging. Zu 
ipät wurde bemerft, daß die Bordwand des Schiffes die weiße Farbe und 
die Abzeichen eines Lazarettjchiffs trug. Diefe waren nicht beleuchtet und 
im Dämmerlicht durch das Sehrohr erft auf nächfte Entfernung zu erkennen 
gewejen. Es handelte fi) um das englifche Lazarettichiff „Afturias“. 
Infolge des Fehlſchuſſes erreichte das Schiff unverfehrt den Hafen. 

Abſchließend meldet der Kommandant von „U 20” im Kriegstagebud) 
über feinen Aufenthalt in der Seine-Budt: 


„Die Tätigkeit von „U 20“ vor Le Havre hat teilweife unter dem 
ſchlechten Wetter und der oft jehr ſchnell unfichtig werdenden Luft gelitten, 
fo daß das Boot wenig über Waffer bleiben konnte. Bei einem Auf- 
enthalt von 137 Stunden in der Geine-Budt war das 
Boot 111 StundenunterWaffer, davon 70 Stunden in Fahrt, 
(die übrige Zeit auf dem Grunde liegend). Ein Vernichten von Dampfern 
mit Sprengpatronen und den Bejagungen erjt die Möglichkeit zu geben, 
das Schiff vor dem Verſenken zu verlafjen, war bei den patrouillierenden 
Booten ausgejchloffen. Außerdem war ich der Anficht, daß die Dampfer 
Truppen bzw. Kriegsmaterial an Bord hatten und daher ein über Waſſer 
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fich näherndes U-Boot leicht hätten bejchießen können. Auch glaube ic) 
nicht, daß bei einem größeren Dampfer Sprengpatronen, außen ange- 
bracht, genügende Wirkung haben. Die Bodenventile durch eigenes 
Perjonal öffnen zu lafjen, ift meines Erachtens vor einem Hafen ausge- 
Ihlofjen, da der Dampfer ficher noch) Meldung vorher abgibt und ſchnelle 
Hilfe bekommen wird. Der Dampferverkehr von Le Havre hat nad) dem 
30. Januar ftart abgenommen, vom 5. Februar ab faft ganz aufgehört, 
foweit beobachtet werden konnte.“ 


Welches die Ladungen der von „U 20“ verfentten Schiffe geweſen 
find, ift nicht befannt; nur von dem Dampfer „Oriole“ verlautete in einer 
Preffemitteilung, daß feine Ladung Munition gewejen jei. Für die 
Richtigkeit dieſer Nachricht ſprach das fchnelle Sinten des Sdiffs; 
„Oriole“ war der einzige der bis dahin vernichteten Dampfer, der mit der 
ganzen Beſatzung ſpurlos verſchwand. Es ift anzunehmen, daf auch die 
Ladungen von „Totomaru“ und „Ikaria“ zu einem nicht unbeträchtlichen 
Teil für die feindliche Streitmacht in Frankreich beftimmt geweſen find. 
Der Zwed der Unternehmung durfte daher als erfüllt betrachtet werden, 
ganz abgejehen davon, daß durch jede Verfentung vor einem feindlichen 
Ausihiffungshafen eine Umleitung und dadurd) Verzögerung in dem Nach— 
ſchub einzutreten pflegte. 

In der Neihe der deutfchen U-Bootsunternehmungen, welche die 
Störung der engliſch-franzöſiſchen Transportverbindung im Kanal zum 
Biel hatten, ift die Unternehmung von „U 20“ die letzte ihrer Art‘). Sie 
ift, troßdem die Aufgabe nicht den Handelstrieg betraf, bier aufgenommen 
worden, da die von „U 20“ vernichteten Schiffe, wenn auch zum Teil, wie 
wahrfcheinlich „Oriole“, in Charter der engliihen Admiralität, fo 








1) Die fonftigen deutfchen U-Bootsunternehmungen gegen den Transportvertehr 
im Kanal, die fhon im erften Kriegsmonat begonnen haben, find in den früheren Ber- 
öffentlichungen des Marinearchivs „Der Krieg zur See 1914—18*, Band 1 und Band 2, 
behandelt worden. Zu verweilen ift befonders auf die Unternehmung von „U 24“, 
Rapitänleutnant Schneider, im Oftober 1914, bei welcher der mit belgijchen Flücht- 
lingen beſetzte franzöfifche Dampfer „Admiral Ganteaume“ vor Boulogne durch 
einen Torpedotreffer von „U 24” bejchädigt wurde. Der U-Bootstommandant hatte bei 
der Beobachtung durch das Sehrohr infolge auffallender Menjhenanfammlungen an 
Ded den unzmweifelhaften Eindrud gewonnen, einen Truppentransporter vor ſich zu 
baben.- Der Vorfall veranfchaulicht die Verhältniffe in gleicher Weiſe wie die Unter- 
mehmung von „U 20“ im Januar 1915: Soll etwas zur Störung jener Transporte 
geihehen, jo müfjen die U-Boote freie Hand haben, unterfchiedslos und warnungslos 
au verjenten; wird aber ein folder Befehl gegeben, fo find Verwechſlungen nicht zu 
vermeiden. 
Der Handelöfrieg mit U-Booten. 5 
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doch nicht als Hilfstriegsfhiff unter Kriegsflagge, jondern als 
Handelsidiffe unter Handelsflagge fuhren. Werner gehört Die 
Unternehmung von „U 20“ auch deswegen hierher, weil fie die aud) für 
den Handelsfrieg zu verwertende Erfahrung erbrachte, daß in dem 
Seegebiet vor Le Havre eine Angriffstätigfeit der U-Boote im allgemeinen 
nur unter Waffer möglich war. Es konnte nur eine Frage der Zeit 
fein — fo war weiter zu folgern —, daß gleiche Bewachungsverhältniſſe 
vor allen wichtigen franzöfifchen und englifchen Häfen herrſchen würden, 
und daß eine fo ungeftörte Tätigfeit, wie fie der Kommandant von „U 21” 
als erfter vor Liverpool hatte ausüben fünnen, über furz oder lang auf- 
hören mußte. 


Die Entfgeidung des Raijers vom 9. Januar hatte ſich nad) Ab— 
wägen der Vor- und Nachteile des Handelstriegs mit U-Booten dahin 
ausgefprochen, daß die Angelegenheit erft wieder zur Sprache zu bringen 
fei, wenn eine veränderte Landfriegslage vorliegen würde. Admiral 
v. Pohl berubigte fie) jedoch dabei nicht, fondern führte bald weitere 
Gründe für umgehendes Eröffnen des U-Bootsfrieges ins Yeld. Zwei 
neue ſachliche Gefichtspuntte waren es vor allem, die der Admiralftabs- 
chef für feinen Zweck verwertete, der eine: daß im Februar die Einfuhr 
der argentinifhen Weizenernte nach England beginne und daß diejer Zeit 
puntt nicht verpaßt werden dürfe, und der andere: daß Nachrichten zu— 
folge, die dem Admiralftab zugegangen waren, mit einem ernitlichen 
Widerfpruc der Neutralen gegen den U:Bootstrieg nicht zu rechnen wäre. 
In einem Schreiben vom 20. Januar, in dem beide Anträge der Marine, 
die U-Bootsblodade im Kanal gegen die feindlichen Transporte jowie Der 
Handelstrieg gegen England, wieder aufgenommen wurden, fuchte Admiral 
v. Pohl mit diefem Beweismittel auf den Reichskanzler einzu- 
wirken: 

„Es ift durchaus geboten, den Truppentransporten und Transporten 
von Kriegsmaterial von England über den Kanal nad) Frankreich ein Ende 
zu machen, fie mindeftens zu jtören, 

„Dies fann am beten durch Erklärung der U-Bootsblodade) 
gejhehen; wenn dieje noch nicht zuläffig, durd eine Erklärung, daß mit 
allen militärifchen Mitteln gegen diefe Transporte vorgegangen werden 
wird. 


1) Gemeint ift der Handelstrieg mit U-Booten in allen Gewäſſern um England 
und im Kanal. 
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„Ich kann die Bedenten gegen die U-Bootsblodade nidt als 
begründet erachten. Die neutralen Staaten werden in ihrer Erklärung 
m. E. eine Äußerung bewußter Kraft jehen, die fie eher abhalten wird, 
fich für unfere Feinde zu entiheiden. Meine durchaus fiheren Nachrichten 
gehen dahin, daß holländiſche Regierungstreife es nicht verftehen, daß wir 
nicht die U-Bootsblodade anwenden, ebenjo erwartet man in Schweden 
und Norwegen die U-Bootsblodade mit Ungedußd). Und Amerika wird 
fih hüten, uns Schwierigkeiten zu machen, weil es dann in den Bürger- 
trieg getrieben wird. Tür Italien liegt es auf der Hand, daß ein großer 
Teil des jeßt nad) England gehenden Handels nad) der Erklärung der 
U-Bootsblodade nad) Italien abgelenft werden wird. 

„Und ſchließlich verlangt das deutjche Volt, daß nicht länger mit der 
Blodade, von der es fi ein Mittel zur ſchweren Schädigung Englands 
verfpricht, gezögert wird. 

„Dede Zögerung ift Deswegen verhängnisvoll und ſchädlich, weil Eng- 
land jet die argentinifche Weizenernte beziehen wird. 

„Werden dieſe Gründe nicht anertannt, fo werde ich bei Seiner 
Majeftät beantragen, daß zur Unterbindung der Truppentransporte 
folgende Befanntmachung erlaffen wird: 

»In den nächſten Wochen follen mehrere 100 000 Mann englifcher 
Truppen und große Munitionstransporte nad) Franfreic) transportiert 
werden. Gegen diefe Transporte wird mit allen zu Gebote ftehenden 
Kriegsmitteln vorgegangen werden. Die friedlihe Schiffahrt wird vor 
dem Befahren des Themfegebiets, des Englifhen Kanals und der an die 
Weſtküſte Frankreichs grenzenden Gewäſſer dringend gewarnt, da bie 
Gefahr der Verwechſlung mit feindlichen Schiffen fehr groß iit.« 

„Ew. Ergellenz beehre ic) mic) um jehr gefällige Stellungnahme hierzu 
zu erſuchen.“ 

Der Admiralftab in Berlin, der, wie erwähnt, urfprünglid im 
gleichen Sinne wie das Auswärtige Amt und der Kanzler mit Rüdficht 
auf die Neutralen für eine Politik des Abwartens eingetreten war, hatte 
im Laufe des Januar auf Grund des eingegangenen Nadhrichtenmateriale 
feinen Standpunkt geändert und fandte feinem Chef am 20. Januar eine 
entjprechende Vorlage ins Hauptquartier, des Inhalts, es ſei keine Zeit 
zu verlieren —, jo daß Admiral v. Pohl nun auch von feinem eigenen 
Stabe vorwärtsgedrängt wurde: 


1) Anlage 22. 
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„Die Ausführbarteit und Zweckmäßigkeit des Handelstriegs mit 
U-Booten“, jo lautete das Schreiben des Admiralftabs, „wird jet allgemein 
anertannt. Auch die Stellungnahme des Herrn Reichstanglers läßt nur 
die Frage offen, wann mit diefer Maßnahme begonnen werden fol. 

„Eine Unterfuhung dieſer Frage muß fich darauf erjtreden, wann 
der richtige Zeitpumft gegenüber England und wann er angefichts 
unjerer Lage da ilt. 

„England hat nach fachverftändigem Urteil für etwa ſechs bis acht 
Wochen Nahrungsmittel im Land. Die angeftrebte ſchnelle Auffüllung 
diefer Vorräte ift bisher dur, den Mangel an Schiffsraum für Maſſen⸗ 
transporte und durch die Überlaftung der Hafeneinrichtungen und Eijen- 
bahnen fehr erfchwert worden. Augenblicklich ift Brot in England teurer 
als in Deutfchland. Es ift anzunehmen, daß jetzt der im »PBarlaments- 
bericht über die Nahrungsmittelverforgung in Kriegszeitene vom Jahre 
1908 gekennzeichnete gefährliche Moment einer Blockade für England da 
iſt, in dem eine ernſte Störung der Zufuhren England zum Frieden zwingen 
könnte. Dieſe Lage Englands wird ſich ändern, ſobald die neue argen— 
tiniſche Ernte, die ſehr reichlich ausgefallen iſt, auf dem engliſchen Markt 
erſcheint. Dies iſt von Februar ab der Fall. Der Handelskrieg mit 
U-Booten muß alfo fo einſetzen, daß er die zahlreichen Dampfer trifft, Die 
diefe Ernte nad) England bringen. Auch die Unterbredung der von 
Amerika fommenden Sendungen an Kriegsmaterial, deren Befi zur Aus- 
rüftung der Kitchener-Armee unentbehrlich ift, muß fo bald als möglich 
eintreten, da die Armee jpäteftens im März nad) Frankreich überführt 
wird. 

„In der Anlage find Urteile Sachtundiger darüber, daß der Februar 
tatfächlich der günftigfte Zeitpunft für uns ift, beigefügt. 

„Deutſchland muß ſchon vom 1. Februar ab dazu übergehen, Die vor- 
handenen Nahrungsmittel zu befhlagnahmen und planmäßig nad) einem 
beftimmten Maßſtabe je Kopf, der etwa der Hälfte des bisherigen Ver— 
brauchs entſpricht, unter Staatstontrolle zu verteilen, da ein untontrol- 
lierter Verbrauch dazu führen würde, aus Rüdficht auf die Nahrungs- 
mittelverforgung Frieden ſchließen zu müſſen. 

„Sobald England Grund zu der Annahme zu haben glaubt, daß feine 
Vorräte einfchließlich der troß des U-Bootstrieges einfommenden Er: 
gänzungen weiter reichen fünnen als die deutſchen, wird es unter größten 
Opfern auch im U-Bootshandelstrieg durchzuhalten fuchen in der dee, 
daß wir früher verhungern als es jelbit. 








Der Admiralſtab in Berlin drängt zur Entfcheidung. 69 





„Deshalb muß der U-Bootstrieg eröffnet werden, bevor diefer Moment 
eintritt, denn fonft ift es zu fpät. Auch diefe Überlegungen führen dazu, 
den Handelsfrieg mit U-Booten baldmöglichſt zu eröffnen.“ 

Was die Unterlagen zu der vorftehenden Beurteilung der feindlichen 
Lebensmittelverforgung anbetrifft, auf die fich der Admiralſtab ſtützte, jo 
ift dazu zunächſt zu bemerken, daß im Admiralftab feinerlei friedens- 
mäßige Vorarbeiten über die wirtjhaftlihen VBorbedingungen und Möglic)- 
feiten eines Seehandelstrieges irgendwelcher Art gegen England vorlagen. 
Auch fein anderes Reichsamt hatte ſich in der Vorkriegszeit mit der Unter- 
fuchung von Fragen befaßt, wie der einer vorausfichtlichen Einwirkung einer 
Blodade auf die englifche Lebensmittelverforgung und das englijche Wirt- 
ichaftsleben. 


Der Admiralftab war daher darauf angewieſen, fi durch Anhören 
von Sachverftändigen auf dem Gebiete der Bolkswirtjchaft, des Han- 
dels ujw. eine Überficht zu verfhaffen. Eine Auswahl von Gutachten, 
die diefem Zwed dienten, und die der Admiralftab dem Admirol v. Pohl 
am 20. Januar vorlegte, find als Anlagen 19, 20, 21 wiedergegeben. Es 
liegt auf der Hand, da diefe Art, ſich zu unterrichten, nur ein durch die 
Berhältniffe bedingter Notbehelf war. 


Im weiteren Verlauf feiner Ausführungen vom 20. Januar feßte fi) 
der Admiralftab mit dem ausfchlaggebenden politifhen Einwand 
gegen den U-Bootskrieg, der Rüdfichtnahme auf die Neutralen, aus- 
einander: 


„Der Gedante, den Zeitpunft der Eröffnung des U-Bootsfrieges von 
unferer Lage auf den Landfriegsihaupläßen abhängig zu maden, um 
eine gute Stellung gegenüber dem etwaigen Einſpruch der Neutralen zu 
haben, darf nicht dazu führen, den Beginn des U-Bootsfrieges zu ver- 
zögern. Wir brauden überhaupt nidt mit einem Ein- 
fprud der Neutralen zu rehnen.* Es folgen Ausführungen, 
die diefe Auffaffung im einzelnen begründen. 

Betrachtet man das Nachrichtenmaterial, das den Admiralftab zu 
der Abfaffung des auffallenden Schlußfages ermutigt hat, jo wird man 
diefes Material, rüdblidend und in Kenntnis des wirklichen Tatbeitandes, 
als unzureichend und unzuverläffig bezeichnen müffen‘). In erfter Linie 
trifft dies auf die Beurteilung der Verhältniffe und der Stimmungen in 
den Vereinigten Staaten von Amerika zu. Der Admiraljtab hatte ſich auf 


1) Bol. Anlage 22. 
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ein politiiches Gebiet begeben, das außerhalb feines Aufgabentfreifes lag, 
und für das jeine Nachrichtenverbindungen nicht ausreichten. 

Allen feinen Sadhgründen fügt der Admiralftab mit Nahdrud hinzu, 
da das deutjche Volk im übrigen den U-Bootsfrieg zur Abwehr der feind- 
lichen Hungerblodade ungejtüm fordere, daß das Zögern als Schwäche 
ausgelegt werde und die berufenen Führer an diefer Volksſtimmung nicht 
achtlos norübergehen dürften. 


Es war fein Zufall, daß der Admiralſtab in Berlin an demjelben 
Tage wie jein Chef im Hauptquartier, aber beide unabhängig voneinander, 
in ihrem Drängen zum U-Bootstrieg die öffentliche Meinung als Bundes- 
genoffen anriefen. Denn in dem gleihen Maße, wie fi) der Chef des 
Admiralftabs und feine Berater von der öffentlihen Meinung unterftüßt 
fühlten, wurden fie offenfichtlich von ihr angetrieben. Das durd) das 
Tirpig-Wiegand-Interview Ende Dezember angejchlagene Thema hatte in 
der deutjchen Prefje lauten Widerhall gefunden‘). Darüber hinaus aber 
wurden die leitenden Gtellen der Marine und nicht weniger wohl die 
politifhen Reichsftellen in einer Fülle von Eingaben, auch namhafter 
PBerfönlichkeiten des deutſchen Wirtjchaftslebens, der Finanz, der Schiffahrt, 
von Bolititern und Wiffenfchaftlern gedrängt, ſich nicht durch falſche Be— 
denfen von dem berechtigten Gebrauch einer wirkſamen Waffe abhalten 
zu laffen. Bejonders verdient eine Denkſchrift beachtet zu werden, Die 
Profeſſor Mar Sering zufammen mit den Profefforen Triepel, 
v. Bilamowig-Möllendorff, Kahl, Otto v. Gierfe, 
Schiemann, v. Harnad und v. Schmoller am 26. Januar 
1915 an den Reichskanzler, den Chef des Mdmiralftabs und den Chef 
der Hochjeeflotte jandte?), betreffend „die wirtſchaftliche und £riegerifche 
Notwendigkeit, welche weite Kreife der Bevölkerung empfinden, daß 
alle verfügbaren Mittel in Anwendung gebracht werden, um den völfer- 
rechtswidrigen Plan einer Aushungerung des deutfchen Volkes im Wege 
der Vergeltung zunichte zu machen”. Ausgehend von den „jehr wenig 
befriedigenden Ergebnifjfen der Statiftit unferer Getreidevorräte“, ſeien 
der Verfaſſer und die Mitunterzeichneten zu der Überzeugung gebradt 
worden, „daß es die höchſte Zeit jei, die von England über uns verhängte 
Handelsfperre im Wege der Bergeltung zu durchbrechen, England mit den- 
felben Mitteln rüdfichtslos niederzuringen, die es gegen uns anwendet; 
das find Sperren und Vernichtung der Unterhaltsmittel. Die in der 


2) Anlage 25. — ?) Anlage 24. 
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Denkſchrift mitgeteilten Daten der britiſchen Statiftit machen es höchſt— 
wahrjcheinlich, daß die Zerftörung der gerade jet übervollen Lagerhäufer 
in den englifchen Häfen, befonders London, und die Unterbindung der 
Zufuhr durch U-Bootsblodade unferen gefährlichiten Feind innerhalb 
weniger Wochen zur Nachgiebigkeit zwingen würden“. 

Bemerkenswert ift aud) ein an den Admiral v. Capelle, im Reichs— 
Marine-Amt, gerichteter Brief des Generaldireftors der Hamburg- 
Amerifa-Linie, Ballin, vom 21. Januar 1915, der fi im gleichen 
Sinne wie vorftehende Dentjchrift auf das entfchiedenfte für eine rüd- 
fichtstofe Kriegführung gegen England ausfpricht'). 


Eine jehriftlihe Gegenäußerung des Reihstanzlers oder des 
Auswärtigen Amts zu dem erneuten Drängen des Admiralftabschefs ift 
nicht erfolgt. Aus der Aufzeichnung einer Unterredung, die am 27. Januar 
zwifhen dem Kanzler und dem Großadmiral v. Tirpib über das 
U-Bootsthema ftattgefunden hat, geht aber hervor, daß der Kanzler nach) 
wie vor die befannten Bedenken hegte. Die Schädigung der Neutralen, 
vor allem der Vereinigten Staaten und Italiens, fei eine Gefahr. Be- 
merfenswert ift, daß Großadmiral v. Tirpig, der früher in diefer Be- 
ziehung zur Vorſicht gemahnt hatte, jeßt die zuverfichtliche Anficht des 
Admirals v. Pohl über die zu erwartende Haltung der Neutralen teilte: 
An eine Kriegserflärung der Vereinigten Staaten aus Anlaß des U-Boots- 
frieges glaube er nicht; im übrigen würde eine folhe Kriegserflärung 
auf den Geefrieg ohne Einfluß fein, da die englifche, franzöſiſche und 
ruſſiſche Flotte Deutfchland gegenüber ſchon ftarf genug feien, und Truppen 
würden die Amerifaner nicht herüberfenden. 


Unterdeffen war zwifchen Admiralftab und Auswärtigem Amt über 
die militärifche Form, in der der U-Bootsfrieg zu führen war, fowie über 
die militärifche und politifhe Ankündigung der Eröffnung des U-Boots- 
frieges volllommenes Einvernehmen hergeftellt. Nur das Datum des 
Beginns war nod) offen. 

Beabfichtigt war, nicht eine Blodade im völkerrechtlichen Sinne 
mit U-Booten zu verhängen, fondern nad) dem englifcehen Vorbild der 
Nordfeefperre jollten die Gewäſſer rings um Großbritannien und Irland, 
einjchließlich des gejamten Englifhen Kanals, als Rriegsgebitt er- 
flärt werden. In diefem Gebiet follten die U-Boote alle feindlichen 
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Handelsichiffe vernichten. Da aus den befannten Gründen angenommen 
murde, dab das Anhalten und Unterfuchen von Schiffen durch das auf- 
oetauchte U-Boot nicht möglich fein würde, beftand Cinmütigkeit darüber, 
dab das Berjenten der feindlichen Handelsihiffe, von Ausnahmen abge- 
ſehen, durch Torpedofhuß des getauchten U-Boots ohne Warnung und 
ohne Rüdficht auf die Sicherheit der Bejagung und der Pafjagiere erfolgen 
müßte. Neutrale Waren, neutrale Mannfchaften und neutrale Paſſagiere 
waren daher in gleicher Weife gefährdet wie feindliche, wenn fie fich auf 
feindliden Schiffen im Ariegsgebiet befanden. Da ferner an- 
genommen wurde, daß bei dem gedachten Verfahren feindliche und neu- 
trale Schiffe nicht immer zu unterfheiden fein würden, beftanden bei 
feinem der Beteiligten im Admiralftab und im Auswärtigen Amt Zweifel 
darüber, daß infolge Verwechjlung unausbleiblich auch neutrale Handels- 
Ihiffe der Vernichtung anheimfallen würden. An die Neutralen war 
daher rechtzeitig vor Beginn des U-Bootstrieges eine dringende War: 
nung zu richten, mit ihren Schiffen das Kriegsgebiet zu meiden, und eine 
ebenjo dringende Warnung davor, feindlichen Schiffen, die das Kriegs- 
gebiet befuhren, Mannſchaften, PBaffagiere und Waren anzuvertrauen. 
Der entjprechende Wortlaut einer militärifchen Ankündigung des U-Boots- 
friegs und einer begleitenden Dentichrift von jeiten der deutfchen Regierung 
waren vom Admiralftab und Auswärtigen Amt gemeinfam entworfen 
worden. Die Dentichrift jollte auch die Rechtfertigung des U-Bootsfriegs 
vor der Welt als einer Maßnahme der Vergeltung enthalten. 

Die Überlegungen, die maßgebend geweſen find, für den Handelstrieg 
der U-Boote die Form der Kriegsgebietserftlärung zu wählen, 
find niedergelegt in einer unterrichtenden Mitteilung des Admiralftabs vom 
26. Januar an das Kommando der Hochjeeftreitfräfte: 

„Der von dem Kaiſerlichen Kommando vorgeichlagene Weg, den 
Handelstrieg mit U-Booten in Form einer genau begrenzten Blodade 
der englijhen und franzöfifchen Küften zu führen, ift nach ausführlichen 
Unterjuchungen als ungangbar zu betradten. 

„Eine Blodade würde uns zwingen, die dafür völferrechtlich aner- 
fannten Grundfäße, die auch in unjerer Prifenordnung als für uns 
bindend veröffentlicht worden find, genau zu beachten, ohne uns das Recht 
zu geben zur Verjentung von Blodadebrechern, deren Beſatzungen vorher 
nicht gewarnt find und nicht gerettet werden fünnen. Die Blodade würde 
uns alſo nur Pflichten auferlegen, die wir nicht erfüllen können, und deren 
Nichterfüllung uns in Konflifte mit Neutralen bringen würde, ohne uns 
größere Rechte zu verleihen. 
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„sm einzelnen zeigen folgende Bedingungen der Blodade, daß es 
ungmwedmäßig ift, das neue Kriegsmittel in alte Formen zu zwängen: 

„1. Tatſächlich wirkſam ift die Blodade nur, wenn die GStreitmacht 
hinreicht, den Zugang zur feindlichen Küfte wirklich zu verhindern. Gie 
wird vom Prifengericht als unwirkſam bezeichnet werden, wenn der Ber- 
kehr eines der blodierten Häfen mit einem nicht blodierten Hafen aufrecht- 
erhalten werden £onnte. 

„Dies wird zweifellos während des Handelstrieges der U-Boote der 
Ball jein. Wir fegen uns aljo durch die Blodade dem aus, daß die 
eigenen Prijengerichte unſere Blodade für unwirkſam erklären. In einem 
Kriegsgebiet kann dagegen ein Teilgebiet zeitweife von unferen Streit- 
fräften unbejegt bleiben, ohne die Wirkung der Erklärung aufzuheben. 
„2. Die Blodadeerklärung muß im ganzen Umfange jedes- 
mal wiederholt werden, wenn die Blodade an einer Stelle vor- 
übergehend aufgegeben ift. Neutralen Schiffen müßte jedesmal eine Frift 
zum Berlaffen der Häfen gegeben werden. 

„Diefe Förmlichkeiten würden uns verhindern, fehnell und hart zu 
treffen. Sie werden vermieden bei einer Erklärung als Kriegs- 
gebiet. 

„3. Die Blodadeerflärung verlangt die Abgrenzung eines 
beftimmten Gebiets durch die Angabe genauer geographifcher Grenzen. Der 
Zweck der U-Bootsverwendung würde die Blodade aller englifchen Häfen 
erfordern. Unfere U-Boote find vor allem der Zahl nad) und wegen ihrer 
beſchränkten Wirkſamkeit in der Nacht nicht imftande, dies zu leiften. 

„sm Kriegsgebiet genügt es, einzelne U-Boote auf den beft- 
gelegenen Punkten zu verteilen, um das ganze Gebiet wirkſam zu ge- 
fährden. 

„4. Der Blodadebredher darf nur vernichtet werden, nachdem 
feine Mannſchaft in Sicherheit gebracht ift. Dies fann bei der Verwendung 
der U-Boote nicht gejchehen. 

„Es ift Deshalb beabfichtigt, die England und Irland umfpülenden 
Gewöſſer nad englifchem Vorbild als Rriegsgebiet zu erklären und 
_ feindliche wie neutrale Schiffe wegen der damit für Schiff, Perſonen und 
Güter verbundenen Gefährdung vor ihrem Befahren, fei es einlaufend 
oder auslaufend, zu warnen. Dieſe Warnung hat etwa 14 Tage vor dem 
beabfichtigten Beginn des U-Bootstrieges zu erfolgen.“ 

Ob Die deutſche Kriegsleitung recht daran tat, den Handelstrieg mit 
U-Booten in der Weife, wie gejchehen, völkerrechtlich einzufleiden, darüber 
find die Meinungen aud) in der Marine auseinandergegangen. Insbe— 
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fondere ift das Verfahren angefochten worden, das Recht der Ver— 
geltung in Anfprud zu nehmen, weil darin das Bekenntnis einer an 
fi) rechtswidrigen Handlung liege. Tatfähli hat es auch nicht Tange 
gedauert, bis der Präfident der Vereinigten Staaten fich diefes Beweis- 
grundes gegen den U-Bootstrieg bediente. 

Wie man fie) dazu auch Stellen mag, Vorteile und Nachteile hatten im 
vorliegenden Falle Blodade- und Kriegsgebietserflärung in annähernd 
gleihem Maße. Praktiſch und realpolitiich gedacht, fam es für die Tätig- 
feit der U-Boote in beiden Fällen auf das gleiche hinaus, und das Ver— 
halten der Neutralen wurde mehr durch andere Dinge beftimmt. 


Dies war der Stand der Dinge Ende Januar 1915. Die Vorarbeiten 
in Berlin — im Admiralftab und Auswärtigen Amt — waren nahezu bis 
zum Ende vorgejchritten. Auf der rein militärifchen Seite jedoch), zwiſchen 
Admiralftab und Front, war noch feineswegs Übereinftimmung und Klar- 
beit vorhanden. 

Der Admiralftab hatte es als unerläßlich bezeichnet, daß die Tätigkeit 
der U-Boote „mitallen zu Gebote ftehbenden Mitteln der 
Kriegführung“ unterftüßt würde. Über die Seefriegsmittel, die am 
meiften geeignet waren, in der gleichen Richtung wie der U-Bootskrieg 
zu wirkten, Vorſtöße der Flotte und ein Kreuzerfrieg im Atlantifchen Ozean, 
waren Meinungsverjchiedenheiten beftehen geblieben. 

Der Führer der U-Boote hatte in feiner letzten Stellungnahme er- 
flärt, und das Flottenkommando hatte ihm darin zugeftimmt, daß Ende 
Januar 4 U-Boote für den Handelsfrieg fahrbereit fein könnten, und vor- 
gejchlagen, mit diefen 4 Stellungen zu beſetzen, je 1 an der englifchen 
Dftfüfte und im Kanal, und 2 an der Weſtſeite von England‘). Diefe 
Bejegung würde aber mit der Zahl der verfügbaren Boote nicht ununter- 
brochen innegehalten werden fünnen, fondern es würden Baufen eintreten, 
die im Winter von längerer Dauer fein fönnten. Danad) fonnte es als 
nicht ausgeſchloſſen gelten, daß die Weſtſeite Englands, auf die es haupt- 
ſächlich ankam, zeitweife nur von einem oder auch von gar feinem U-Boot 
befegt war. Der Admiralftab dagegen hatte nur die Befeung der Geegebiete 
weftlid von England ins Auge gefaßt und, wenigftens zu Beginn des 
U-Bootsfrieges, als Mindejtzahl für die Weſtſeite bis 7 T:-Boote 
bezeichnet. Dieſe Unftimmigfeit war Ende Januar noch nicht geflärt. 

Noch am 26. Januar hatte der Bearbeiter der militärifchen Ange 
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legenheiten des U-Bootsfrieges im Admiralftab, Fregattenfapitän Hey- 
del, fi eine Reihe von Punkten aufgezeichnet, die in feinem Arbeits- 
gebiet der baldigen Klärung bedurften. Die Niederjchrift enthält folgendes: 

„Das Kommando der Hochjeeftreitträfte billigt grundfäßlich die vom 
Vührer der U-Boote vorgejchlagene Aufftellung der U-Boote. Diefe Auf- 
ftellung trägt aber der vom Führer der U-Boote und vom Kommando der 
Hochfeeftreitträfte ebenfalls betonten Notwendigkeit nicht Rechnung, die 
Blodade jo energiſch wie möglich durchzuführen. 

„a) Die Themfe: Der Führer der U-Boote will die Themje durch 
2 Boote jperren lafjen, die aber nicht vor den Themje-Ausgängen Auf- 
ftellung nehmen jollen, fondern deren eines zwijchen Farn-Infel und 
dem Tyne, das andere im Kanal zwijchen Kap de la Hague und St. Aibans 
Head ftehen foll. Das erftere Boot foll unter der Annahme, da der Ver— 
fehr auch weiterhin längs der englifchen Oftfüfte gehen muß, die Nord- 
sufahrt der Themje und zugleich den Tyne und Humber fperren. Gelbft 
wenn die Annahme, daß der Handel fic) auch während der U-Boots- 
blodade längs der englifchen Dftküfte bewegt, zutreffen jollte, würde der 
Handel der drei Häfen durd) die Maßnahme des Führers der U-Boote 
nicht genügend getroffen werden. In Wirklichkeit fteuern aber die Schiffe 
von den verjchiedenen Häfen der Dftküfte vielfach direkt in die freie Nord- 
jee, jobald erkannt ift, daß die betreffenden Häfen durch U-Boote nicht 
gefperrt find. Zur wirkſamen Sperrung würden daher 2 bis 3 U-Boote 
erforderlich werden. Diefe find jedoch nicht verfügbar. Wir werden daher 
die Sperrung der Häfen der Oftküfte durch Minen bewirken müffen. 

„Ebenjo wirkungslos würde die Sperrung des öftlihen Teils des 
Kanals mit den Südeinfahrten der Themfe an der fajt 50 sm breiten Stelle 
zwiſchen Kap de la Hague und St. Albans Head dur) 1 Boot fein, da 
1 Boot unmöglid) ein derartig breites Defilee überwachen kann. 

„Die wejtlich der Linie liegenden wichtigen Häfen, darunter Plymouth, 
läßt der Führer der U-Boote unberüdfichtigt. 

„b) Der Briftol-Ranal: Eine wirkſame Sperrung läßt fie) durch 
1 Boot nicht voll erreichen, da die engfte Gtelle des für die Sperrung 
_ in Betracht fommenden Gebiets zwifchen Naſh Point und Hurtftone Point 
10 sm breit ift und die Häfen des Briftol-Ranals ſowohl an der Nord- wie 
Südfüfte entlang angefteuert werden können. Angefichts des geringen Be- 
ftandes an U-Booten werden wir uns aber auf 1 Boot befchränten müffen. 

„c) Der Iriſche Kanal (gemeint war wohl der St.-Georgs- 
Kanal), der an der engjten Stelle 35 sm breit ift, läßt ſich durch 1 Boot 
nicht wirkſam jperren. Die Sperrung des Nord-Kanals ift vom Führer 
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der U-Boote gar nicht berüdfichtigt. Tür die Sperrung des Südausgangs 
der Iriichen See find mindeftens 2 Boote, für den Nord-Kanal 1 Boot 
erforderlicd). 

„d) Aus welchem Grunde der Hochjeechef fi) auf im ganzen nur 
4 Boote bejchränft, ift aus feinem Schreiben nicht zu erfehen. ... . 

„e) Cine U-Bootsblodade in der vom Führer der U-Boote vor- 
gejchlagenen und vom Kommando der Hochjeeitreitfräfte gutgeheißenen 
Form würde m. E. wenig wirkungsvoll fein. Für eine wirkſame Durch— 
führung der Maßnahme find an fi 10 Boote erforderlih. Angeſichts 
der inzwifchen eingetretenen Ausfälle von Booten wird man fich jedoch 
auf weniger Boote befchränfen müffen. Es wird aber anzuftreben fein, 
nicht unter folgende Bejegung herunterzugehen: 


1. Iriſche See 8 
2. Briftol-Ranal r 1 
3. Weftausgang des Enairhen Kanals 2 
4, Diteingang 1 

Summe 7 


„sm ganzen zeigt die Stellungnahme der Hochjeeftreitfräfte, daß die 
Notwendigkeit, den U-Bootshandelsfrieg von vornherein mit größter 
Energie durchzuführen, und mit ihm zugleic) alle anderen Mittel der Krieg- 
führung zur Anwendung zu bringen, nod) nicht voll erfannt ift. Wie in 
den Dentichriften des Admiralftabs ausgeführt, muß der Handelskrieg 
durch gleichzeitige Anwendung aller anderen Mittel der Kriegführung auf 
das fräftigjte unterftüßt werden. Sonft entſteht die Gefahr, 
daß er fih als ein vergeblider Schlag gegen Eng- 
land erweift, der uns dann mehr jhadet als nüßt“ 

Nach Borjtehendem herrjchte im Admiralſtab die Borjtellung, das 
Vlottenfommando und der Führer der U-Boote hätten die Abficht des 
Admiraljtabs, gerade bei Beginn des U-Bootstrieges eine ftarfe ab- 
fhredende Wirkung zu erzielen, nicht richtig erfaßt; ſonſt ſei nicht zu ver- 
ftehen, warum der am Anfang des Januar eingegangene Plan der Front 
eine jo überrafchend ſchwache Bejegung im Kriegsgebiet um England vor- 
ſah. Diefe Anficht des Admiralftabs war nicht zutreffend. Der Irrtum 
tonnte entftehen, weil der Bericht des Korvettenfapitäins Bauer vom 
27. Dezember feine U-Boots-technifhen Erläuterungen zu der Bered)- 
nung der Zahl der anzufegenden U-Boote enthalten hatte. In Wirklich- 
feit war es praktiſch nicht möglicy, Ende Januar mehr als vier Boote für 
den Handelstrieg bereit zu haben: Durch die Inftandfegungen auf den 
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Werften wurden die U-Boote der Kriegsverwendung länger entzogen, als 
der Admiralftab annahm. Für die Unternehmungen nad) der englifchen 
Weſtküſte, auf die der Admiralftab mit Recht den Hauptwert legte, kamen 
die alten Boote bis „U 18“ nicht in Betracht. Auch unter den neueren 
befanden fich immer einige, die für die Weftfüfte ausfielen, weil die Be- 
ſatzungen nod nicht genügend ausgebildet waren oder die Mafchinen 
Schwächen aufwiefen. Die Zahl der für die Weſtküſte geeigneten Boote 
war daher auf das bejcheidene Maß befchräntt, das der Führer der 
U-Boote fannte und angegeben hatte. Dieſer konnte jeinerjeits nicht 
vorausjehen, daß die Angabe von technifchen Einzelheiten für den Admiral- 
ftab erforderlich fein würde. 

Noch Ende Januar war fich aljo der Admiralftab nicht bewußt, daß 
das, was er für eine wejentliche Vorbedingung für den U-Bootstrieg an- 
jah, der wuchtige Schlag am Anfang, überhaupt nicht zu erfüllen war. 
Ein grundlegender Irrtum an leitender Gtelle wurde für ein Mißverftehen 
der Front gehalten, das unfchwer zu befeitigen fein würde. Aus der Auf- 
zeichnung des Fregattenkapitäns Heydel und der weiteren Verfolgung 
der Angelegenheit im Admiralftab geht aber hervor, daß die Aufklärung 
wenigftens vorbereitet wurde. Die dazu notwendige Auskunft des Flotten- 
tommandos hätte in fürzefter Frift eingeholt werden fünnen, und wäre 
fraglos umgehend eingeholt worden, wenn man in Berlin die Wichtigkeit 
erfannt und geahnt hätte, daß Eile geboten wäre. Im Admiralftab jedoch 
technete niemand mit dem unmittelbaren Bevorftehen einer Entjheidung. 
Die politifchen Bedenken, die dem U-Bootstrieg im Wege ftanden, waren 
befannt; fie würden nicht von heute auf morgen zu beheben fein. Aber 
diejes Unerwartete trat dennod) ein. Überrajchend für feinen ganzen Stab 
führte Admiral v. Pohl am 1. Februar eine Wendung herbei, die alle 
weiteren Erwägungen durchkreuzte. 
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Nach) dem Seegefecht an der Dogger-Banf, am 24. Januar, wurde ein 
Wechfel im Kommando der Hochjeeftreitfräfte durchgeführt, an Stelle 
des Admirals v. Ingenoh! war Admiral v. Pohl als Flottenchef 
vorgejehen worden!). In den leßten Januartagen fam Admiral v. Pohl 
daher nad) Berlin, um die Gejchäfte des Admiralftabschefs an feinen Nach— 
folger, Vizeadmiral Bahmann, abzugeben und danad) das Kom— 
mando der Hochjeeflotte zu übernehmen. Es fann feinem Zweifel unter- 
liegen, daß diefe äußeren Umftände auf das Vorgehen des Admirals 
v. Pohl in den nädften Tagen von bejtimmendem Einfluß gewejen 
find. Sicherlich aber war Admiral v. Pohl von der Befürchtung erfüllt, 
daß die politifche Erörterung um den U-Bootskrieg durch den Wechſel 
in der Leitung des Admiralftabs eine weitere Verzögerung erleiden und 
daß der rechte Zeitpuntt für eine Entſcheidung verpaßt werden würde, von 
deren unerbittlicher Notwendigkeit er fejt überzeugt war. So entitand bei 
ihm der Entſchluß, in der leßten Stunde feiner Amtsführung diefe Ent- 
ſcheidung nod) felbft herbeizuführen. Er veranlaßte, daß vor feiner Ab— 
reife zur Flotte noch eine Ausjpradhe mit dem Reichskanzler zu— 
ftande kam über die beiden ſchwebenden Tragen, die große Frage Des 
Handelstrieges der U-Boote und die feit Mitte Januar nebenhergehende 
Angelegenheit der Blodierung der franzöfifchen Nord- und Weſtküſte mit 
U-Booten zur Unterbindung des feindlichen Iransportverfehrs im Eng- 
liihen Kanal. 

Die Unterredung fand am 1. Februar in der Reichstanglei ftatt. 
Außer dem Kanzler und dem Chefdes Admiraljtabs nahmen 
teil: der Unterftaatsjetretär des Auswärtigen Amts, jpätere Staatsjefretär 
Zimmermann, der Chef des Generaljtabes des Feldheeres, General 
v. Falkenhayn, und der GStaatsfefretär des Innern, Clemens Del- 
brücd, der bezüglich der Verforgung der Bevölkerung des bejegten bel- 
gifchen Gebiets durch amerifanifche Lebensmittelzufuhr beteiligt war. 

Das Ergebnis der Unterredung war, daß Admiral v. Pohl fein 
Ziel vollftändig erreichte. Aber wie es dazu gefommen iſt, daß Der 
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Reichstangler v. Bethbmann Hollmweg, der fih noch wenige Tage 
vorher ablehnend, wie immer, gegen den U-Bootstrieg ausgejprodhen 
hatte, fi nun hat bewegen laffen, nachzugeben, ift nicht reftlos aufzu— 
heilen. Keine amtliche Aufzeichnung über den Verlauf der bedeutfamen 
Beſprechung liegt vor; weder in den Akten der beteiligten Reichsitellen, 
noch in denen der Marine und des Heeres findet ſich eine Angabe darüber. 
Auch die perfünlichen Veröffentlihungen, die von dem Reichskanzler 
v. Bethbmann Hollweg, von Admiral v. Pohl, General 
v. Falkenhayn und Gtaatsfefretär Delbrüd jpäter erjchienen 
find’), enthalten nichts davon. Nur Staatsjefretär Zimmermann 
fonnte nad) Dahren (1928), als die gefchichtliche Bearbeitung in Angriff 
genommen wurde, noch Auskunft geben?). 

Nach feiner Erinnerung ift der Verlauf der Unterredung folgender 
gewefen: 

Der Reihstanzler habe ausgeführt, daß er immer noch Be- 
denten gegen den U-Bootsfrieg hege, und zwar nicht nur mit Rüdficht 
auf die Neutralen, fondern auch, weil er glaube, daß die geringe Zahl von 
etwa 20 U-Booten nicht genügen würde, um den Krieg ausfichtsreich zu 
führen. Admiral v. Pohl habe auf die politifchen Bedenken des Reichs» 
fanzlers in dem befchwichtigenden Sinne geantwortet, daß er ein Unter- 
fcheiden von neutralen und feindlichen Handelsihiffen durch die U-Boots- 
fommandanten wohl für möglich halte, und daß deshalb Schwierigkeiten 
mit den Neutralen nicht zu erwarten wären. Entjprechende Weifungen 
würden den U-Bootstommandanten erteilt werden. Die vorhandene Zahl 
von U-Booten reiche nad) jeiner und anderer Sachverſtändiger Über- 
zeugung aus, um England ſchwer zu jehädigen und binnen kurzer Zeit zu 
einem Einlenten zu bewegen. — Dieſe Zuficherung hätte nicht verfehlt, 
Eindrud auf den Reichstangler zu madhen. Es wäre hinzugefommen, daß 
auch die öffentlihe Meinung in Deutfchland zu jener Zeit bereits nach— 
drüdlich das Einfegen der U-Bootswaffe verlangt habe. Nachdem Groß- 
admiral v. Tirpig in dem Wiegand-Interview auf die U-Boote als unfehl- 


1) Th. v. Bethmann Hollmeg, „Betradhtungen zum Weltkriege“. Hobbing, 
Berlin 1919/1921. — 9. v. Pohl, „Aus Aufzeihnungen und Briefen während der 
Kriegszeit“. Siegismund, Berlin 1920, — Clemens v. Delbrüd, „Die wirtichaftliche 
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bares Rriegsmittel gegen England hingewieſen hätte, wäre durch die Prefje 
für dieſe Waffe eifrig Stimmung gemacht worden. Der Reichstangzler 
fei bei jeiner Rüdtehr aus dem Hauptquartier Ende Januar in weitejten 
Kreifen Berlins dem Glauben begegnet, daß Deutfchland dur den 
U-Bootsfrieg jchnell zu Sieg und Frieden gelangen könne. Auch aus 
den Kreiſen des Reichstags wären ihm entjprechende Vorhaltungen ge- 
macht worden. Er habe fich der Wahrnehmung nicht verſchließen können, 
daß die öffentliche Meinung feine ablehnende Haltung nicht verftehe und 
fi fogar zu der finnlofen Unterftellung verjtiegen habe, daß er aus 
Englandfreundlichkeit den U-Bootstrieg hindere. Diefe Erwägungen und 
Gründe hätten den Reichstangler ſchließlich beſtimmt, am 2. Februar dem 
Admiral v. Pohl feine Zuftimmung zum U-Bootsfrieg telephonifch 
zu erteilen. 

In dieſen wertvollen Mitteilungen des Staatsjefretärs Jimmer- 
mann fällt die dem Admiral v. Pohl zugefchriebene Erklärung über 
das fichere Unterfcheiden der Neutralen auf. Wenn den Staatsjetretär 
Yimmermann das Gedädtnis nicht getäufceht hat, und jene Be- 
hauptung tatjächlich fo, wie angeführt, gemacht worden ift, dann wäre 
allerdings ſchon durch diefen einen Grund die Sinnesänderung des 
Kanzlers volltommen zu verftehen. Man ftände jedod) vor der außer- 
gewöhnlichen Begebenheit, daß ſich Admiral v. Pohl in Widerſpruch 
geſetzt hätte nicht nur zu der Anſicht, die ihm übereinſtimmend von allen 
ſeinen Beratern vorgetragen und von der Front zugegangen war, ſondern 
auch zu dem, was er ſelbſt dem Reichskangler, und was die Vertreter des 
Admiralftabs dem Auswärtigen Amt während der langen Borverhand- 
lungen mündlich) und fehriftlich bei jeder Gelegenheit zum Ausdrud ge- 
bracht hatten. Schon diefe Tatſache läßt einen Zweifel auflommen, ob 
Admiral v. Pohl mit einem derartigen, leicht anfechtbaren Einwand 
bei dem Reichstanzler Eindrud gemacht haben würde. Es fommt hinzu, 
daß die von neutraler Seite beftehende Gefahr noch gar nicht vollftändig 
ausgejchaltet gewejen wäre, ſelbſt wenn die Marine die bemwußte Ge- 
währ für die Gicherheit neutraler Schiffe hätte übernehmen fünnen. 
Die Gefährdung neutralen Menjhenlebens und neutralen Guts 
auf feindliden Schiffen wäre dann immer noch bejtehen 
geblieben, und die angebliche Zufiherung des Admirals wäre etwas 
Halbes geweſen. Auch diefer Zuſammenhang war dem Reichskangzler 
und dem Auswärtigen Amt ebenfo geläufig wie dem Chef des Admiral- 
ſtabs. Und ſchließlich: wie ift es im innere Übereinftimmung zu 
bringen, daß auf der einen Geite der Reichstanzler in Gegenwart des 
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Vertreters des Auswärtigen Amtes feine Zuftimmung abhängig gemadt 
haben foll von der Erklärung, daß neutralen Schiffen nichts gejchehen 
würde, und daß auf der anderen Seite das Auswärtige Amt eine Denk— 
fohrift zur Veröffentlichung bereithält, die der Reichstanzler zwei Tage 
fpäter billigt, in der die Neutralen gewarnt werden, „feindlichen Schiffen 
weiterhin Mannfchaften, Bafjagiere und Waren anzuvertrauen“, und dar— 
auf aufmerffam gemacht werden, „daß es fic) auch für ihre eigenen Schiffe 
dringend empfiehlt, das Einlaufen in das Kriegsgebiet zu vermeiden“ . . 
„da es angefichts des von der Britifchen Regierung angeordneten Mip- 
brauchs neutraler Flaggen und der Zufälligkeiten des Krieges nicht immer 
verhütet werden fünne, daß auch neutrale Schiffe einem auf feindliche be- 
rechneten Angriff zum Opfer fallen”? Die rechtfertigende Dentichrift ebenfo 
wie die ganze Kriegsgebietserflärung würden ihren Sinn verlieren, wenn 
die Sicherheit beftanden hätte, daß man den U-Bootstrieg auf feindliche 
Schiffe beſchränken fonnte. 

Nach alledem darf mit einiger Wahrfcheinlichkeit angenommen 
werden, daß Admiral v. Bohl ein die Seefriegführung bindendes und 
die politifche NReichsleitung entlaftendes Verfprechen in der Form wohl 
nicht gegeben hat. Staatsjefretär Zimmermann hat in der Folge- 
zeit die große Zahl der politifchen und feemännifch-militärifhen Verwid- 
lungen, die der U-Bootstrieg mit fich brachte, an leitender Stelle erlebt. 
Es ift daher nicht ganz ausgejchloffen, daß nach über 15 Jahren nicht mehr 
jede Cingelheit in feinem Gedächtnis haftet. Die Annahme einer be- 
wußten Irreführung von jeiten des Admirals v. Pohl — denn auf fo 
etwas würde es hinaustommen — wird man darum auszufcheiden haben, 
zumal auch in anderer Richtung genügend Anhaltspunkte für das zu 
finden find, was Admiral v. Bohl am 1. Februar an Gründen vermutlich) 
vorgebradt hat. 

Der Reichstangler v. Bethbmann Hollmweg hat jpäter, als der 
Einfprudy der Vereinigten Staaten die erfte Beftürzung bei der deutjchen 
Kriegsleitung hervorrief, mehrfach, au) dem Kaifjer gegenüber, davon 
geiprochen, er wäre von dem Admiral v. Pohl nicht flar unterrichtet 
worden. Bemerkenswert ift jedoch), daß der Kanzler, ſoweit feſtzuſtellen, 
niemals Näheres darüber befundet und insbejondere niemals rund 
heraus den Admiral v. Pohl bezichtigt hat, ihm eine unzutreffende 
militärifche Zufage gemacht zu haben. Letzterer hingegen hat fich zu feiner 
Umgebung, in dem Stabe des Flottenfommandos, immer nur in dem 
Sinne geäußert, er könne das „Umfallen” des Kanzlers nad) der ameri- 
fanifhen Drohung nicht verftehen, er habe den Kanzler nicht im Zweifel 
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gelaſſen, daß den Neutralen gegenüber keine Verpflichtung übernommen 
werden könne. Admiral v. Pohl hat im übrigen ſeinerſeits, ſoweit feſt— 
zuſtellen, ebenfalls nie angedeutet, wie es ihm denn ſonſt gelungen iſt, das 
Widerſtreben des Reichskanzlers zu überwinden. Schon dieſes Wenige, 
was die beiden Hauptbeteiligten über ihre Unterredung gejagt und was 
fie nicht gejagt haben, läßt gewiſſe Schlüffe zu. Man wird zunächſt darin 
bejtärtt, jenen erjten Teil der Zimmermannfchen Angaben, da ſich auch) 
anderweitig feine Beftätigung dafür hat finden laſſen, als nicht unanfechtbar 
angzufehen; dann aber ift zu folgern, daß irgendweldye Erklärungen des 
Admirals v. Pohl doc) erfolgt fein müffen, die beftimmt geweſen find, 
die Befürdtungen des Reichstanzlers zu befeitigen oder abzuſchwächen, 
und die bei dem Reichskanzler irrige Vorftellungen von den Wirkungen 
des U-Bootstrieges auf die Neutralen erwedt haben. 

Um dem Inhalt der unbefannten Erflärungen des Admirals v. Pohl 
auf die Spur zu fommen, ift es naheliegend, fic) nochmals zu vergegen- 
wärtigen, mit welchen fachlichen Gründen er vor dem 1. Februar 
auf hriftlihdem Wege feine militärifche Forderung verfochten 
und welche Gedanken er fi) felbft von der Wirkung des U-Bootsfrieges 
auf die Schiffahrt und die Regierungen der neutralen Länder ge— 
madt hat. Stellt man ferner die Einflüffe in Rechnung, unter denen die 
beiden Berfönlichkeiten an dem entjcheidenden Tage geftanden haben, fo 
fügt fi) alles faft zwangsläufig zufammen, fo daß nichts Unwahrſchein— 
liches übrigbleibt. 

In dem letten Schreiben an den Reichskanzler vom 20. Ja— 
nuar hatte Admiral v. Pohl die Meinung vertreten, daß nad) den beim 
Admiraljtab gefammelten Nachrichten ein Einſpruch der Neutralen gar 
nicht zu erwarten wäre, und daß der günftigfte Zeitpunkt für das Los- 
ihlagen der Anfang des Februar jei, wegen des Hereinfommens der 
argentinifchen Weizenernte nad) England. Auf diefes Schreiben hatte der 
Reihstanzler noch nicht erwidert. Admiral v. Pohl wird daher 
ſicherlich die erjte Gelegenheit, die fi) ihm durch die Ausſprache am 
1. Februar bot, benußt haben, um diefelben Gründe erneut mündlic zur 
Geltung zu bringen. 

Unterzieht man jodann in dem Zufammenhange, um den es fich hier 
handelt, alle übrigen, weiter zurücdliegenden jchriftlihen Äußerungen des 
Admiral v. Pohl einer Prüfung, fo läßt fich ein Gedante erfennen, der 
immer wiederfehrt: Die neutrale Schiffahrt muß von der Fahrt nad) Eng- 
land abgefhredt werden und wenn man es ridtig anfaßt, wird 
fie ſich abjehreden laffen; eine Warnung muß vor der Eröffnung des 
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U-Bootstrieges herausgeben, die auf die drohenden Gefahren des Kriegs- 
gebiets gang eindringlich hinweift; Durch die Nordfeeiperre der Engländer 
im November 1914 haben ſich die Neutralen einjchüchtern Lafjen, und diefe 
ftand nur auf dem Papier; der U-Bootstrieg hingegen würde damit be- 
ginnen, daß am erften Tage ſogleich eine Reihe von Schiffen fpurlos ver- 
ſchwindet; diefe Anfangswirtung, auf die es befonders ankomme, müffe 
dur Anſetzen möglichjt vieler U-Boote auf ein Höchſtmaß gefteigert 
werden; jollten ſich troßdem vereinzelte neutrale Handelsſchiffe in das 
Kriegsgebiet wagen, jo würde das Führen neutraler Flaggen durch die 
feindlihen Schiffe alsbald zur Folge haben, dab auch Neutrale den 
U-Booten zum Opfer fielen. Durch das Aufhören der neutralen Schiff 
fahrt im Kriegsgebiet würde gleichzeitig Die Befürdhtung gegen- 
ftandsios, daß politifhe Weiterungen mit den neu- 
tralen Regierungen entjtehen könnten. 

So war das Bild, das fich nicht nur Admiral v. Pohl, fondern faft 
die ganze Marine, der Admiraljtab, das Flottenfommando und der Führer 
der U-Boote von der Anfangswirfung des U-Bootstrieges machten. 
Dieneutrale Shiffahrt müßte und würde aufhören; 
nur fo fei ein dDurhjdhlagender Erfolg gegen Eng- 
land zu erwarten, und es beftand bei der Marine 
tein Zweifel, daß es bei fraftvoller Durdführung 
aud fo ftommen würde. 

Diefe Borftellungen waren wohl geeignet, dem Admiral v. Pohl 
alle Gefahren von neutraler Geite gering erjcheinen zu laffen, und es 
kann faum anders gewejen fein, als daß er — aus feftefter Überzeugung — 
dem Reichskanzler entjprechende Verficherungen abgegeben hat. Da- 
bei find aber wohl militärijche Ausführungsbeftimmungen nicht zur Sprache 
gefommen: wie die Befehle an die U-Bootstommandanten für ihr Ber: 
halten den neutralen Flaggen gegenüber gedacht waren, oder was ange- 
ordnet werden jollte für den Tall, daß die Neutralen ſich nicht von der 
Fahrt im Kriegsgebiet abhalten ließen, oder wenn der Mißbrauch neutraler 
Blaggen nicht in dem erwarteten Umfang eintreten würde, und das 
Unterfcheiden von Neutralen daher nicht fo ſchwierig war. Der Kanzler 
feinerfeits, in diefen militärifchen Dingen nicht bewandert, konnte ſchwerlich 
darauf verfallen, über Einzelheiten folher bejonderen Art Aufklärung zu 
verlangen. Die Wahrfcheinlichteit ift groß, daß hier der Urfprung aller 
jpäteren Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen Politik und Kriegführung 
binfichtlich des Handelstriegs der U-Boote liegt, und daß diefes die Un- 
Elarheit in dem Vortrag des Admirals v. Bohl am 1. Februar gewefen 
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iſt, über die ſich der Reichskanzler v. Bethmann Hollweg des 
öfteren beklagt hat. 

Außer den politiſchen Bedenken, die für den Reichskanzler im 
Bordergrund geftanden haben, hatte er noch Zweifel an der Zulänglichkeit 
der Zahl der U-Boote zur Sprache gebracht; aber auch in diefer Beziehung 
ift er durch die beftimmte Antwort des Chefs des Admiraljtabs, der als 
der verantwortliche Sachverftändige der Marine vor ihm ftand, offenbar 
ſchnell überzeugt worden. Durchaus in Übereinftimmung damit ftehen die 
Worte, die der Kanzler über fein Vertrauen zu der Marine in feinen 
„Betrachtungen zum Weltkriege“ verzeichnet hat: „Auf mic) felbft ift, wie 
ich nicht leugne, im Winter 1914/15 die Zuverficht der Marine nicht ohne 
Eindrud geblieben. Ich habe mich den ſchon damals fehr dringenden 
Vorderungen des Admiralftabs nicht mit der letzten Schärfe widerfeßt.“ 

Zum vollen Verftändnis der Beweggründe für die Entfchließung des 
Reihstanzlers ift es notwendig, zum letzten aber nicht zum 
wenigften auch das zu beachten, was Staatsſekretär Zimmermann 
von dem Einfluß der öffentlichen Meinung auf den Kanzler erwähnt hat. 
Wenn man nadlieft, was der Kanzler perſönlich in feinen Kriegserinne- 
rungen an bitteren Vorwürfen hinterlaffen hat gegen die U-Bootsftimmung 
im deutjchen Volt, und wie er ſich zu der gleichen Sache vor dem Unter— 
juhungsausjhuß der Nationalverfammlung im Jahre 1919 ausgefprochen 
hat, jo findet man die Beobachtung des Staatsjetretärs Zimmermann in 
dem Sinne beftätigt, daß der Reichstanzler die öffentlihe Meinung als 
eine Macht gegen fich betrachtete, der er eine Mitbeftimmung auf fein 
politiiches Handeln einzuräumen geneigt war, da es ihm nicht gelang, fie 
mit Erfolg zu befämpfen. 


In der gleichen Weife wie der Reichstanzler muß General v. Fal- 
tenhayn die Stellungnahme des Admirals v. Pohl dahin verftanden 
haben, daß Mißhelligkeiten mit den Neutralen nicht zu erwarten wären. 
Denn nur jo ift zu verftehen, daß die Möglichkeit von Kriegserflärungen 
jeitens neutraler Staaten als eine Folge des U-Bootstrieges ſowie die 
Abſchätzung der daraus für die Landfriegführung entftehenden Lage in 
der Sitzung am 1. Februar überhaupt nicht zur Erörterung getommen ift. 
Auch diefe Tatfache, die durch die jpätere Haltung des Generalftabschefs 
als vollends erwiejen zu gelten hat, zeigt, mit welcher Entjchiedenheit die 
Bedenken hinfichtlich der Neutralen als abgetan beurteilt worden find. 

General v. Falkenhayn hat fic) gemäß der Auskunft des Staats— 
jefretärs Zimmermann darauf bejchräntt, zu betonen, daß er auf das 
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Einfegen der U-Bootswaffe gegen den Transportverfehr im Englifchen 
Kanal dringenden Wert lege, und die Unterbindung oder mindeftens 
ihwere Schädigung des feindlihen Nachſchubs über See erwarte; Admiral 
v. Pohl habe diefe Annahme als völlig zutreffend bezeichnet. 

Das einzige Hindernis, das dem Vorgehen der U-Boote gegen die 
Kanaltransporte noch im Wege geftanden hatte, war die Bejorgnis des 
Generalftabs des Teldheeres, die von der Marine beabfichtigte Blodierung 
der frangöfifchen Küfte würde die ameritanifche Zebensmittelzufuhr für 
die Bevölferung des bejetten belgijchen Gebiets ftören. Auch diefe Ange- 
legenheit ift dur) die Beiprechung am 1. Februar in irgendeiner Weife, 
die aber nicht mehr erfennbar ift, zur Befriedigung des Generalftabschefs 
und des anweſenden Staatsjetretärs des Inneren erledigt worden. Ber- 
mutlid) wird Admiral v. Bo HL darauf verwiejen haben, daß dem Handel 
nad) der Nordfee der Weg um Schottland ftatt durch den Englifhen Kanal 
empfohlen werden würde, und daß daher auch den von den Vereinigten 
Staaten fommenden Lebensmitteldampfern für Belgien diefer Weg frei- 
ftünde. Admiral v. Pohl fonnte jedenfalls die Einwilligung des Reichs- 
fanzlers zu der vorgejchlagenen Teilblodade der frangöfifchen Küfte aus der 
Sitzung mitnehmen. 

Das letzte Wort für den Handelsfrieg der U-Boote in der Form der 
Kriegsgebietserflärung behielt fi) der Reichskanzler am Ende der Unter— 
redung noch vor, er fprad) jedoch am folgenden Tage, dem 2. Februar, feine 
Zuſtimmung dem Chef des Admiralftabs telephonifch aus. 


Am 1. und 2. Februar tat der Admiraljtab die notwendigen Schritte 
zur Belanntgabe der Blodierung der frangöfifhen Nord- und Weftküfte, 
die im Einvernehmen mit dem Reichskanzler und nad einer ent- 
[prechenden Meldung an den Kaijer mit dem folgenden Wortlaut am 
2. Februar 1915 im Reichsangeiger veröffentlicht wurde: 


Berlin, den 2. Februar 1915. 


Befanntmadhung. 


England iftim Begriff, zahlreihe Truppen und 
große Mengen von Kriegsbedarfnad Frankreich zu 
verjhiffen. Gegen dieſe Transporte wird mitallen 
3u Gebote ftehbenden Kriegsmitteln vorgegangen. 

Die friedlide Schiffahrt wird vor der Annähe- 
rung an die franzöfifhe Nord- und Wefttüfte drin- 
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gendgewarnt, da ihr bei Verwechſlung mit Schiffen, 
die Kriegszwecken dienen, ernſte Gefahr droht. 

Dem Handel nach der Nordſee wird der Weg um 
Schottland empfohlen. 


Der Chefdes Admiralſtabs der Marine. 
v. Pohl. 


Für die Eröffnung des Handelstriegs der U-Boote war nad) der Ein- 
willigung des Reichskanzlers nod die Entjheidung des Kaifers 
herbeizuführen. Diefer hatte zum 4. Februar feinen Befuch bei der Hoch— 
feeflotte in Wilhelmshaven angefagt; bei der Gelegenheit jollte der Vortrag 
über den U-Bootsfrieg vor dem Kaijer ftattfinden. 


In der kurzen Zwifchenzeit war noch der endgültige Wortlaut der 
vom Admiralſtab entworfenen „Kriegsgebietserflärung“ fowie 
der Wortlaut der begleitenden „Dentjhrift“, die im Auswärtigen 
Amt ausgearbeitet worden war, zwifchen Admiralftab, Auswärtigem Amt 
und Reichskanzler zu vereinbaren. Zu diefem Zwed überfandte der Chef 
des Admiraljtabs am 2. Februar dem Reichstanzler die Kriegsgebiets- 
erklärung und die Denkſchrift mit folgendem Schreiben: 


„Ew. Erzellenz beehre ich mich, unter Bezugnahme auf die gejtrige 
Unterredung und das foeben erfolgte Telephongefpräh, in welchem 
Em. Erzellenz die bisherigen Bedenken zurüdgeftellt haben, anliegend den 
Bortlaut der Bekanntmachung ergebenft zu überfenden, deren amtliche 
Veröffentlichung beabfichtigt ift. Sie hat die Zuftimmung des Auswärtigen 
Amts gefunden. Ich möchte empfehlen, unter diefer Veröffentlichung als 
Begründung die »Denkſchrift über deutfche Gegenmaßnahmen gegen die 
völferrechtswidrigen Maßnahmen Englands zur Unterbindung des neu- 
tralen Seehandels mit Deutjchland«, wie fie vom Auswärtigen Amt ent- 
worfen ift, hinzuzufügen.“ 

Der erfte Entwurf der vorjtehend genannten Bekanntmachung des 
Admiralftabs wurde am 2. und 3. Februar auf Vorfchlag des Auswärtigen 
Amts und am 4. Februar auf Grund des Vortrags vor dem Kaiſer noch 
einigen nicht weſentlichen Anderungen unterzogen. Die daraus hervor- 
gegangene Faſſung der Bekanntmachung jowie die erwähnte Denkſchrift, 
deren urfprünglicher Wortlaut unverändert die Zuftimmung des Reidhs- 
fanzlers und ſpäter des Kaijers fand, lauteten in der Form, wie fie am 
4. Februar veröffentlicht wurden, folgendermaßen: 
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„‚Betanntmadhungund Dentjhriftvom4. Februar 1915 
(Kriegsgebietsertlärung). 
Befanntmadhung. 

„1. Die Gewäffer rings um Großbritannien und Irland einfchließlich 
des gefamten Englifhen Kanals werden hiermit als Kriegsgebiet 
erklärt. Vom 18. Februar 1915 an wird jedes in dieſem Kriegsgebiet an- 
getroffene feindliche Kauffahrteifchiff zerftört werden, ohne daß es immer 
möglich fein wird, die dabei der Befagung und den Paſſagieren drohenden 
Gefahren abzuwenden. 

„2. Auch neutrale Schiffe laufen im Kriegsgebiet Gefahr, da es 
angefichts des von der Britifchen Regierung am 31. Januar angeordneten 
Mißbrauchs neutraler Flaggen und der Zufälligteiten des Geetrieges nicht 
immer vermieden werden fann, daß die auf feindliche Schiffe berechneten 
Angriffe auch neutrale Schiffe treffen. 

„3. Die Schiffahrt nördlic um die Shetland-Infeln, in dem öftlichen 
Gebiet der Nordfee und in einem Streifen von mindeftens 30 sm Breite 
entlang der niederländifchen Küfte ift nicht gefährdet‘). 

Berlin, den 4. Februar 1915. 

Der Chef des Admiralftabes der Marine. 
v. Pohl.“ 


Zur Erläuterung der Bekanntmachung vom 4. Februar 1915 wurde 
den verbündeten, den neutralen und den feindlichen Mächten die nach— 
ftehende Denkſchrift mitgeteilt: 

„DentjhriftderKaiferlih DeutfhenRegierungüber 

Gegenmaßnahmen gegen die völfterredhtswidrigen 

Maßnahmen Englands zur Unterbindung des neu— 
tralen Seehandels mit Deutjdland. 

„Seit Beginn des gegenwärtigen Krieges führt Großbritannien gegen 
Deutjchland den Handelstrieg in einer Weife, die allen völterrechtlichen 
Grundfägen Hohn ſpricht. Wohl hat die Britifche Regierung in mehreren 
Verordnungen die Londoner Geekriegsrechtserflärung als für ihre Gee- 
ftreitfräfte maßgebend bezeichnet; in Wirklichkeit hat fie fi aber von 
diefer Erklärung in den wejentlichften Punkten losgeſagt, obwohl ihre 
eigenen Bevollmächtigten auf der Qondoner Geetriegsrechtstonferenz deren 
Beichlüffe als geltendes Völkerrecht anerfannt hatten. Die Britifche Regie- 
rung hat eine Reihe von Gegenftänden auf die Lifte der Konterbande 
gefeßt, die nicht oder doch nur fehr mittelbar für kriegeriſche Zwede ver- 
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wendbar find und daher nach der Londoner Erklärung wie nach allgemein 
anerfannten Regeln des Bölterrechts überhaupt nicht als Konterbande 
bezeichnet werden dürfen. Sie hat ferner den Unterfchied zwifchen abjo- 
luter und relativer Konterbande tatfächlich befeitigt, indem fie alle für 
Deutichland bejtimmten Gegenftände relativer Ronterbande ohne Rückſicht 
auf den Hafen, in dem ſie ausgeladen werden ſollen, und ohne Rückſicht 
auf ihre feindliche oder friedliche Verwendung der Wegnahme unterwirft. 
Sie ſcheut ſich ſogar nicht, die Pariſer Seerechtsdeklaration zu verletzen, 
da ihre Seeſtreitkräfte von neutralen Schiffen deutſches Eigentum, das 
nicht Konterbande war, weggenommen haben. fiber ihre eigenen Ver— 
ordnungen zur Londoner Erklärung hinausgehend, hat fie weiter durd) 
ihre Geeftreitfräfte zahlreiche wehrfähige Deutſche von neutralen Schiffen 
wegführen laſſen und fie zu Kriegsgefangenen gemadıt. Endlich hat fie 
die ganze Nordfee zum Kriegsihauplag erklärt und der neutralen Schiff⸗ 
fahrt die Durchfahrt durch das offene Meer zwiſchen Schottland und 
Norwegen wenn nicht unmöglich gemacht, ſo doch aufs äußerſte erſchwert 
und gefährdet, ſo daß ſie gewiſſermaßen eine Blockade neutraler Küſten 
und neutraler Häfen gegen alles Völkerrecht eingeführt hat. Alle dieſe 
Maßnahmen verfolgen offenſichtlich den Zweck, durch die völkerrechts— 
widrige Lahmlegung des legitimen neutralen Handels nicht nur die Krieg⸗ 
führung, ſondern auch die Volkswirtſchaft Deutſchlands zu treffen und 
letzten Endes auf dem Wege der Aushungerung das ganze deutſche Volk 
der Vernichtung preiszugeben. 

„Die neutralen Mächte haben fi) den Maßnahmen der Britifchen 
Regierung im großen und ganzen gefügt; insbefondere haben fie es nicht 
erreicht, daß die von ihren Schiffen völferrehtswidrig weggenommenen 
deutſchen Berjonen und Güter von der Britifhen Regierung heraus- 
gegeben worden find. Auch haben fie ſich in gewiſſer Richtung fogar den 
mit der Freiheit der Meere unvereinbaren englifhen Maßnahmen an- 
geſchloſſen, indem fie offenbar unter dem Drud Englands die für friedliche 
Zwecke bejtimmte Durchfuhr nad) Deutſchland auch ihrerſeits durch Aus— 
fuhr- und Durchfuhrverbote verhindern. Vergebens hat die Deutjche 
Regierung die neutralen Mächte darauf aufmerffam gemacht, daß fie ſich 
die Frage vorlegen müffe, ob fie an den von ihr bisher ftreng beobachteten 
Beltimmungen der Londoner Erklärung nod) länger fefthalten fünne, 
wenn Großbritannien das von ihm eingejchlagene Verfahren fortfeßen und 
die neutralen Mächte alle dieſe Neutralitätsverlegungen auungunften 
Deutjchlands länger hinnehmen würden. Großbritannien beruft fih für 
feine völferrechtswidrigen Maßnahmen auf die Lebensintereffen, die für 
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das Britifhe Reich auf dem Spiele ftehen, und die neutralen Mächte 
ſcheinen fi) mit theoretiſchen Proteften abzufinden, alfo tatſächlich Lebens⸗ 
intereſſen von Kriegführenden als hinreichende Entſchuldigung für jede 
Art von Kriegführung gelten zu laſſen. 

„Solche Zebensintereffen muß nunmehr auch Deutſchland für fich an- 
rufen. Es fieht fih daher zu feinem Bedauern zu militärijhen Maß- 
nahmen gegen England gezwungen, die das englifche Verfahren vergelten 
follen. Wie England das Gebiet zwifhen Schottland und Norwegen als 
Kriegsihauplat bezeichnet hat, jo bezeichnet Deutichland die Gewäſſer 
rings um Großbritannien und Irland mit Einfluß des gefamten Eng- 
liſchen Kanals als Kriegsihauplag und wird mit allen ihm zu Gebote 
ftehenden Kriegsmitteln der feindlichen Schiffahrt daſelbſt entgegentreten. 
Zu diefem Zwede wird es vom 18. Februar 1915 an jedes feindliche Rauf- 
fahrteifchiff, das fi) auf den Kriegsihauplag begibt, zu zerftören juchen, 
ohne daß es immer möglich) fein wird, die Dabei den Perfonen und Gütern 
drohenden Gefahren abzuwenden. Die Neutralen werden daher gewarnt, 
ſolchen Schiffen weiterhin Mannſchaften, Baffagiere und Waren anzuver- 
trauen. Sodann aber werden fie darauf aufmerkſam gemadt, daß es ſich 
auch für ihre eigenen Schiffe dringend empfiehlt, das Einlaufen in dieſes 
Gebiet zu vermeiden. Denn wenn auc) die deutſchen Geeftreitfräfte An- 
weifung haben, Gewalttätigfeiten gegen neutrale Schiffe, joweit fie als 
folhe erfennbar find, zu unterlaffen, jo fann es doch angefichts des von 
der Britifchen Regierung angeordneten Mißbrauchs neutraler Flaggen und 
der Zufälligkeiten des Krieges nicht immer verhütet werden, daß auch fie 
einem auf feindliche Schiffe berechneten Angriff zum Opfer fallen. Dabei 
wird ausdrüdlich bemerkt, daß die Schiffahrt nördlich um die Shetland- 
Infeln, in dem öftlichen Gebiet der Nordfee und in einem Streifen von 
mindeftens 30 sm Breite entlang der niederländichen Küfte nicht ge- 
fährdet ift. 

„Die Deutiche Regierung kündigt diefe Maßnahme fo rechtzeitig an, daß 
die feindlichen wie die neutralen Schiffe Zeit behalten, ihre Dispofitionen 
wegen Anlaufens der am Kriegsichauplage liegenden Häfen danach ein- 
zurichten. Sie darf erwarten, daß die neutralen Mächte die Lebensinter- 
effen Deutſchlands nicht weniger als die Englands berüdfichtigen und 
dazu beitragen werden, ihre Angehörigen und deren Eigentum vom 
Kriegsihauplaße fernzuhalten. Dies darf um jo mehr erwartet werden, 
als den neutralen Mächten auch daran liegen muß, den gegenwärtigen 
verheerenden Krieg jo bald als möglich beendigt zu jehen. 


Berlin, den 4. Februar 1915.” 
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Damit waren in Berlin die Vorbereitungen für den Immediat— 
vortrag, der am 4. Februar ftattfinden follte, abgejchlofjen. 

Währenddefjen war der als neuer Chef des Admiralftabs auserjehene 
Bizeadmiral Bahmann am 2. Februar zur erjten Unterrichtung in 
Berlin eingetroffen und hatte an demfelben Tage eine Ausſprache mit 
Admiral v. Pohl gehabt, über welche Bizeadmiral Bahmann folgen- 
des in feinem Tagebuch aufgezeichnet hat: 

„Admiral v. Pohll fagte mir: Der U-Bootsfrieg gegen England wird 
jeßt beginnen. Er habe gerade eben den Erlaß darüber beim Reichs» 
kanzler durchgedrückt, und nun würde dieſer Erlaß nebjt der zugehörigen 
Kriegsgebietserflärung veröffentliht werden. Kaum hatte er mir Dies 
erzählt, als das Telephon anläutete. Der Reichsfanzler rief Admiral 
v. Pohl an und führte mit diefem eine Unterhaltung, offenbar über 
den erwähnten Erlaß. Ich vernahm, wie der Reichstanzler fragte, ob 
Admiral v. Bohls Nachfolger — alſo ih — auch gemillt fein würde, 
im Sinne des Erlafjes zu handeln und alle Folgen auf fi) zu nehmen, 
worauf Admiral v. Pohl antwortete: »Gelbftverftändlich, ich fei ja 
Dffizier und habe nad) den bereits erteilten Befehlen zu handeln.« — 
Ih machte Admiral v. Pohl, als er mit mir nachher über die be- 
vorftehende Eröffnung des U-Bootstrieges ſprach, darauf aufmerfjam, 
daß ich . . . . keineswegs volltommen auf feinem Standpuntt ftände. 
Ich hielt nämlich den Zeitpunkt des Beginns für zu früh; wenn es nad) mir 
gegangen wäre, würde gewartet werden, bis wir mehr U-Boote hätten 
und bis die flandrifhen Stützpunkte weiter ausgebaut wären, zumal, da 
wir noch reichlid” wenig Erfahrung im U-Bootshandelsfriege befäßen, 
außer Flandern feine auswärtigen Stüßpunfte hätten und nicht müßten, 
ob wir ein fo großes Gebiet, wie die in Ausficht genommene U-Boots- 
Kriegszone tatfächlich beherrfhen könnten. v. Pohl erflärte alle meine 
Bedenken für wohl erwogen, aber als hinfällig befunden und fagte: »Im 
übrigen haben alle maßgebenden Stellen ſchon zugeftimmt, der Reichs- 
fanzler, das Auswärtige Amt und der Generalftab. Die Genehmigung 
Seiner Majeftät fteht unmittelbar bevor.«“ 

Sonjt hat Admiral v. Pohl weder feinem Nachfolger noch feinem 
Stellvertreter, Konteradmiral Behnde, noch irgendeinem anderen 
feiner Mitarbeiter nähere Mitteilungen über den Verlauf jeiner Ver- 
bandlungen mit dem Reichskangzler gemad)t. 

Am 3. Februar begaben fid der Reihstanzler und Ndmiral 
v. Bohl nah Wilhelmshaven, letzterer, um zugleich das Kommando der 
Hodjeeftreitfräfte zu übernehmen. 
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Nachdem der Ka iſer am 4 Februar an bie Abordnungen der 
Beſatzungen der Hochjeeftreitträfte in Wilhelmshaven eine Anſprache ge- 
halten hatte, die von Admiral v. Pohl bereits in feiner Eigenſchaft als 
Flottenchef erwidert worden war, begab er fi) in einem Kriegsihiffsboot 
nad) dem Schlachttreuger „Derfflinger“, der zu Ausbefferungen feiner 
Gefechtsbefhädigungen vom 24. Januar eingedodt war. Während diejer 
Bootsfahrt erbat Admiral v. Pohl die Zuftimmung des Raijers 
für den U-Bootstrieg. Außer ihm ſelbſt und dem Reichstangler 
befand fi) nur nod) der Großadmiral v. Tirpib in unmittelbarer Nähe 
des Raifers, fo daß fonft niemand von dem Kaijerlichen Gefolge, auch 
nicht der im Boot befindliche Chef des Marinetabinetts, Admiral 
v. Müller, Zeuge des Vorgangs war. 

Großadmiral v. Tirpi war an der Unterredung vom 1. Februar 
in Berlin durch den Admiral v. Pohl in feiner Weiſe beteiligt worden, 
troßdem die Kaiferliche Willensmeinung vom 30. Juli 1914 ausdrücklich 
betonte, daß der Rat des Großadmirals in allen Fragen der Seekrieg⸗ 
führung zur Geltung kommen ſollte, und trotzdem zwiſchen den beiden 
Admiralen noch nicht in allen Punkten des U-Bootskrieges Überein⸗ 
ſtimmung beſtand. Eine Mitteilung mit den zur Veröffentlichung 
beſtimmten beiden Entwürfen war zwar am 2. Februar von dem 
Admiralftab an den Staatsjetretär des Reihs-Marine-Amts ausgegangen, 
des Inhalts, daß der Reichstanzler feine Zuftimmung zu dem Handelstrieg 
mit U-Booten gegeben habe und daß beabfichtigt jei, die Genehmigung des 
Raifers einzuholen. Diejes Schreiben hatte aber den Großadmiral 
v. Tirpiß in Berlin nicht mehr erreicht, da er am 3. Februar morgens 
nach Wilhelmshaven abgereift war. Über das Weitere führt Großadmiral 
v. Tirpiß in feinen „Bolitifchen Dotumenten!)“ folgendes aus: 

„Ohne im geringften darauf vorbereitet zu fein, mußte ich es erleben, 
daß Admiral v. Pohl, der dod im Grunde gar nicht mehr Admiral 
ftabshef war — zweds libernahme des Flottenfommandos war er ja 
nad) Wilhelmshaven gereift —, dort dem Kaifer im Einverftändnis 
mit dem Reichskanzler die Kriegsgebietserklärung zur Unterſchrift 
vorlegte. Ich ftand zufällig dabei und jah mic in eine eigentümliche 
age verjegt. Die zwifchen dem Kanzler und dem Admiralftabschef ge- 
führten Verhandlungen kannte ich nicht, auch hielt ich an fi) den U-Boots- 
frieg für unbedingt notwendig und unvermeidlih. Nur erſchien mir ein 
Aufihub von wenigen Monaten und eine andere Methode der Einleitung 
weckmäßig. Andererfeits mußte ih es als Gewinn empfinden, daß der 


2) „Bolitifhe Dokumente“ von X. v. Tirpitz. — Hanfeatifhe Verlagsanſtalt. 
Hamburg/Berlin 1926. 
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ſonft nie zu feſten Entſchlüſſen kommende Kanzler anſcheinend feine Be— 
denten aufgegeben hatte und der Kaiſer im Begriff war, dasſelbe zu 
tun. Ih mußte mich hüten, die beiden maßgebenden Stellen wieder 
topfiheu zu machen und ihnen Handhaben für ein Wiederaufgeben des 
nicht leicht gefaßten Entfchluffes zu bieten. Während Admiral v. Pohl 
über alle Unterlagen verfügte — er hielt Erklärung und Denkſchrift drud- 
fertig in der Hand —, war ich gänzlich unorientiert und ausgefchaltet. Es 
bat mir ftets widerftrebt, in Verhältniffe einzugreifen, die ich nicht völlig 
überbliden fonnte. Die Sache war, wie fich fpäter herausftellte, durch) 
das nad) dem Kabinettsihreiben vom 30. Juli 1914 gar nicht zuläffige, 
eigenmächtige und von perfönlichen Rüdfichten diktierte Vorgehen Pohls 
durchaus verfahren. Ich konnte damals trotz meiner Bedenken und Be— 
fürchtungen nur betonen, daß man in der Erklärung auf den engliſchen 
Flaggenmißbrauch Bezug nehmen möchte. Der Kaiſer war in hohem 
Maße gegen mic) erregt, das äußerte ſich bei jedem Wort, das ic) einwarf. 
Wie ich nachher feftgeftellt habe, war ihm gejagt worden, für den Unter— 
gang des Panzerfreuzers »Blücher« bei der Dogger-Bant treffe lediglich den 
Staatsfetretär die Schuld. Jede eingehende Auseinanderjegung wäre in 
diefem Augenblid auf das jchärffte zurückgewieſen worden. Nachdem ich 
mic in den folgenden Tagen über die Sachlage hatte orientieren fünnen, 
habe id) es bedauert, damals nicht troß der Ausfichtslofigkeit eines ſolchen 
Verſuches meine Bedenken dem Kaiſer vorgetragen zu haben.“ 

Noch ſchärfer als Großadmiral v. Tirpi 8 verurteilte der Chef des 
Marinetabinetts das Vorgehen des Admirals v. Pohl, über das fi 
Admiral v. Müller am 8. März 1915 in einem Brief ausfprad): 

„Ih habe ebenfo wie der Staatsfefretär die Art der Inſzenierung des 
U-Bootshandelstrieges nicht gebilligt. Der Zeitpunft war ſchlecht gemählt, 
die Mittel nicht genügend bereitgeftellt, und die Redaktion der Ankündi— 
gung war äußerst ungefhidt. Pohl hat die Zuftimmung des noch jehr 
fahunfundigen Reichstanzlers gefunden und hat dann den Ra ijer am 
4. Vebruar auf der Bootsfahrt durch den Wilhelmshavener Hafen zur 
verabredeien Faſſung der Bekanntmachung überrumpelt. Es war illoyal 
von Pohl, nicht vorher mit dem Gtaatsfefretär über die Vaffung der 
Ankündigung zu ſprechen. Es war aber auch illoyal gegen mid), deſſen 
Rat er fonft immer gefucht hat, wenn es fi) um wichtige Entjchließungen 
handelte. Er wollte durchaus die Veröffentlihung unter feinem Namen 
losjhießen, und da war allerdings der 4. Februar der äußerſte Zeitpuntt, 
denn an diefem Tage hatte er das Kommando der Hochjeeftreitfräfte ſchon 
übernommen und war damals ſchon ftreng genommen nicht mehr Chef 
des Admiralftabs.“ 


Beteiligung des Großabm. v. Tirpig. Zuſtimmung des Kaifers. 95 














Mit dem Verhalten des Großadmirals v. Tirpit während des 
Vortrags vor dem Kaiſer war jedod der Chef des Marinefabinetts 
ebenfowenig einverftanden. In einem Artitel in der „Deutichen Politik“ 
vom November 1919, in der Admiral v. Müller zunächſt feftitellt, daß 
er feinerlei Einfluß auf die Entſcheidung vom 4. Februar ausgeübt hätte, 
da er ja auch reffortmäßig als Chef des Marinefabinetts gar nichts mit 
den Seekriegsentſchließungen zu tun gehabt hätte, fährt er fort: 

„Trotzdem würde ich eher, hätte ih wie Tirpi hören fünnen, 
was Bohl dem Kaifer auf der Bootsfahrt in Wilhelmshaven vor- 
trug, energifche Vorftellungen gegen diefe Überrumpelung erhoben haben. 
Ich war aber bei dem Einfteigen in das Dampfboot zufällig in die kleine 
Kajüte des Bootes geraten, und konnte deshalb fein Wort von dem hören, 
was auf dem Hed des Bootes verhandelt wurde. Tirpib fonnte es 
und hat auch, wie er fchreibt, eine nicht wefentliche Änderung der zu er- 
laffenden Erklärung erreiht. Zu einem energiſchen Worte, zu dem ihn 
damals noch feine ganze Stellung berechtigte, hat er ſich nicht aufraffen 
tönnen, und fo nahm das Unheil feinen Lauf, das in den verjchiedenen 
Amerita-Noten beredten und unerfreulichen Ausdrud fand.“ 

Der Kaifer war im Innerften dem U-Bootsfrieg gegen Handels» 
ſchiffe abgeneigt. Er felbft jowie feine perjönliche Umgebung waren in 
der Anſchauung befangen, die der rein feftländijchen preußifch-deutjchen 
Vergangenheit und der vorwiegenden Beichäftigung mit den Eigentüm- 
lichkeiten der Land friegführung entjpringen mochte, daß der Krieg nur 
der bewaffneten Macht des Feindes gelte. Angriffe auf feindliches Privat- 
eigentum und den nichtfämpfenden Teil der feindlichen Bevölkerung, dieſe 
Kennzeichen der Seehandelstriege, und der englifchen ganz im befonderen, 
waren ihm fremde Begriffe, dünkten ihn mit dem Mafel der Unritter- 
lichkeit behaftet‘). Daß er felbjt eine Maßnahme wie den U-Bootskrieg 
anordnen jollte, dem Nichttämpfer zum Opfer fallen mußten, widerftrebte 
im Grunde feinem menjhlichen Gefühl. 

Über den gefchichtlich bedeutfamen Vorgang, der fie) auf jener Boots- 
fahrt in Wilhelmshaven abgefpielt hat, ift außer der wiedergegebenen 
Yufzeihnung des Großadmirals v. Tirpiß und des Mömirals 
- ». Müller nichts überliefert. Durch eine im Dezember 1930 an den 
Raijer übermittelte Anfrage ift ebenfalls feine andere Auskunft er- 

1) Staatsfefretär Helfferich erzählt in feinem Erinnerungswert „Der Weltkrieg“, 
Band 2, 5.303, von einer bezeichnenden Bemerkung des Kaifers, die am 25. November 
1914 gelegentlich einer Unterhaltung über den deutfhen Minenkrieg in englijhen Ge- 
wällern gefallen war: „Unfer Schwert muß rein bleiben. Wir führen feinen Krieg gegen 
Frauen und Kinder. Wir wollen den Krieg anftändig führen, einerlei, was die anderen tun.“ 
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langt worden. Auch hier bleibt deshalb nur übrig, das Fehlende durch 
Nutmaßungen zu erſetzen. 

Am 9. Januar hatte der Kaiſer die Entſcheidung über den 
U-Bootstrieg vertagt, bis eine günftigere Landfriegslage gejchaffen wäre. 
Seitdem hatte fi) an den Landfronten im großen nichts geändert: Im 
Weiten Stilftand, im Dften Kämpfe, die zwar erfolgreich waren, aber 
gegen die ruffifche Ubermacht einen ftrategifchen Fortſchritt nicht zu erringen 
vermodhten. Dem Kaiſer werden daher wohl Gründe genannt worden 
fein, die dafür ſprachen, eine Beſſerung der Landlage nicht abzuwarten, 
und das fünnen ſchwerlich andere Gründe geweſen fein, als Die Des 
Admiralftabs, die bereits den Kanzler beeinflußt hatten. Der Kaijer 
mußte den Eindrud gewinnen, daß der leitende Staatsmann ganz auf der 
Seite der Marine ftand, und da auch der Großadmiral v. Tirpiß 
ſchwieg, famen feine Bedenten an des Kaiſers Ohr. Er willigte ein und 
erflärte fi) auch einverftanden mit der Art der entworfenen Ankündigung 
des U-Bootsfrieges. Nur in der „Kriegsgebietsertlärung“ war auf An⸗ 
regung des Großadmirals v. Tirpitz eine Anderung dahingehend ange- 
ordnet worden, daß die englifhe Funk-Anweiſung vom 31. Januar 
wegen des Führens neutraler Flaggen auf englifhen Schiffen ausdrücklich 
mit Angabe des Datums erwähnt werden ſolle. 

Der Wortlaut der vom Auswärtigen Amt entworfenen Denkſchrift 
der Deutſchen Regierung blieb unverändert. 

Betanntmachung und Denkſchrift erhielten das Datum des denk— 
würdigen 4. Februar 1915. 


Heute zurüdfhauend zeigt es fi, daß der Entjchluß, den 
die deutiche Kriegführung am 4. Februar 1915 faßte, einer der folgen- 
ſchwerſten des Krieges geweſen ift. Damals jedodh, am Ausgangspuntte, 
als der Verlauf, die Dauer, das Ende des Krieges noch im Dunkeln lagen, 
war die Tragweite der getroffenen Entfheidung nicht voll zu überjehen. 
Eine endgültige Beurteilung der Beſchlüſſe vom 1. und 4. Februar ſchon 
an diefer Stelle würde daher der gefchichtlichen Entwidlung vorgreifen und 
den handelnden Perfönlichteiten nicht gerecht werden. ber bereits Die 
unmittelbar dem 4. Februar folgenden Ereigniffe, die erjten Wirkungen 
der U-Bootsdrohung nad) außen und deren Rüdwirktungen im Inneren 
erhellen die Lage, welche die Ankündigung des U-Bootstrieges für Die 
deutjche Kriegsleitung ſchuf, deutlich genug, um fon die Borgejdi hte 
des U:-Bootsfrieges mit einer vorläufig abjchließenden Befprechung 
beenden zu fünnen. 














8 Zwiſchen Entihluß und Ausführung. 
4. bis 22. Februar 1915. 


Noh am 4A. Februar erfolgte die Bekanntgabe der Kriegsgebiets- 
erklärung des Chefs des Admiralftabs und der Dentichrift der Deutſchen 
Regierung nad) allen Seiten: Veröffentlihung im Reichsanzeiger, Befehle 
und Mitteilungen an Marine und Heer, Benachrichtigung der Regierungen 
der neutralen Staaten, Zunffprud an die Schiffahrt. 

Die Ausführungsbeftimmungen für die U-Boote waren bereits am 
2. Februar vorbehaltlicy der Kaiferlichen Genehmigung vom Admiralftab 
an die Front gegeben worden. Gie lauteten: 


„J. Die Tätigkeit der U-Boote foll ſich vor allem gegen den Englifchen 
Kanal und die Weftfüfte von England und Schottland richten, alfo gegen 
den Überjeehandel. Diefen zu treffen, ift befonders wichtig, angefichts der 
bereits im Januar begonnenen und bis März dauernden Getreidezufuhr 
aus Argentinien. 

„2. Es ift anzuftreben, daß die Friſche See einſchließlich Briftol- 
Kanal zunächſt mit 3, der Englifche Kanal mit 2 bis 3 U-Booten befegt ift. 

„3. Sobald die Tätigkeit der U-Boote eine Umleitung des Handelsver- 
fehrs nad) anderen englifhen Häfen zur Folge haben follte, ift diefer mit 
den U-Booten zu folgen. 

„4. Auf möglichſt ftarfe Wirkung glei) zu Beginn der Maßnahme ift 
bejonders hoher Wert zu legen. 

„5. Die Tätigkeit der U-Boote foll am... .. beginnen. 

„6. Der Handelsverfehr an der Oſtküſte ift durch möglichft umfang: 
reiche Verſeuchung der Haupthäfen, insbefondere der Themje, mit Minen 
zu unterbinden.“ 


In diefem Befehl fällt auf, daß feine Anweifung darin enthalten ift, 
wie fich die U-Bootstommandanten den Schiffen mit neutralen Flaggen 
gegenüber verhalten jollten, und ferner daß eine Verteilung der U-Boote 
auf das Kriegsgebiet vorgefehen wurde, die mit dem Plan des Führers 
der U-Boote vom 27. Dezember 1914 nicht übereinftimmt. Der Führer 
der U-Boote hatte als Höcdhftleiftung 2 Boote für die Srifche See, 
1 für den Englifhen Kanal und 1 für die englifche Oftküfte berechnet. Der 
Admiraljtab beftimmte 3 Boote für die Jrifche See, 2 bis 3 für den Kanal 
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und wollte den Handel an der englijchen Dftküfte nur mit Minen be— 
fümpfen. Als am 8. Februar eine telegraphiſche Mitteilung des Flotten- 
tommandos über die Bereitfchaft der U-Boote beim Admiralftab eintraf, 
aus der hervorging, daß am 8. Februar 1 U-Boot nad) dem Kanal, am 
11. Februar 1 U-Boot nach der Weſtküſte, am 13. Februar 1 U-Boot zur 
Ablöfung nad) dem Kanal und am 16. Februar 1 Boot nad) der Dftfüfte 
von England entjandt werden würde, wurde diefe Unftimmigfeit offenbar. 
Am 12. Februar ging daraufhin folgende jchriftliche Anfrage des Admiral— 
tabs an das Kommando der Hochjeejtreitkräfte: 
„Der Plan des Kaiferlihen Kommandos über die Durchführung des 

U-Bootshandelstrieges fieht nur die Beſetzung 

a) der Jriſchen See und des Briftol-Kanals, 

b) des Englifhen Kanals, 

e) der Dftküfte von England 
mit je 1 U-Boot vor. 


„Auf Grund eingehender, beim Admiraljtab angejftellter Erwägungen 
fann dieſe ſchwache Befegung, die auch nicht im Einklang fteht mit der von 
Seiner Majeftät auf Vortrag des früheren Chefs des Admiralftabs be- 
fohlenen und am 2. Februar mitgeteilten Durchführung nicht als ausreichend 
angejehen werden. Ganz bejonders erjcheint es notwendig, die Unter- 
nehmung glei” zu Beginn mit größtmöglihem Nachdruck einjegen zu 
laffen. Die allgemeine Lage den Neutralen gegenüber, wie fie fie) nad) 
Erlaß der Bekanntmachung entwidelt hat, hat diefe Notwendigkeit in noch 
höherem Maße ergeben, als es vorausgefehen werden fonnte. Nach den 
bisherigen Nachrichten beabfichtigen die neutralen Reedereien, ihre Schiffe 
zunächſt zurüdzuhalten. Wenn nicht in den erften Tagen eine außer: 
ordentlich ſtarke Wirkung erzielt wird, jo fteht zu erwarten, daß die Neu- 
tralen ihre Schiffahrt dann wieder aufnehmen werden. Damit würde nicht 
nur der Erfolg erheblich geſchwächt, ſondern auch die Gefahr von Verluften 
neutraler Schiffe und von hieraus entjtehenden Konflikten erhöht werden. 

„Sch halte es daher für notwendig, wenn irgendmöglich zu Beginn des 
Handelsfrieges mit U-Booten noch über die Allerhöchft befohlene, als 
Durchſchnitt gedachte Zahl von U-Booten hinauszugehen, ſelbſt auf die 
Gefahr hin, ſpäter zeitweife unter diefer Zahl bleiben zu müſſen.“ 

Admiral v. Pohl kam jeßt als Flottenchef in die Lage, dem Admiral- 
ftab, für deffen Leitung er bis vor furzem verantwortlich geweſen 
war, die Auskunft erteilen zu müffen, daß ſich mit den zur Zeit verfüg- 
baren U-Booten mehr als die vorgefehenen Stationen dauernd nicht 
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beſetzen ließen, und daß auf eine ſtärkere Beſetzung der Iriſchen See erſt 
Bedacht genommen werden könne, wenn die Zahl der U-Boote ſpäter 
größer fein würde. 


Der neue Chef des Admiralftabs, Bizeadmiral Bahmann, über- 
nahm feinen Dienft in Berlin am 8. Februar. Schon am 9. Februar 
wurde er von einem PVertreter des Auswärtigen Amts, dem Gejandten 
v. Treutler, und am 11. Februar von dem Staatsjetretär des Außeren 
v. Ja gow perjönlich aufgefuht, welche, wahrſcheinlich veranlaßt durd) die 
eriten beunruhigenden Nachrichten aus dem Auslande, lebhafte Bedenken 
über die Zuläffigteit einer fcharfen Durchführung der Kriegsgebietserflärung 
äußerten hinfichtlich des Vorgehens gegen die Neutralen und der etwaigen 
Schädigung von nichtfeindlihen Menjcenleben. Bizeadmiral Bad- 
mann befand fi) zwar mit dem Vorgehen feines Vorgängers hinſichtlich 
des Handelsfriegs mit U:Booten nicht in Übereinftimmung, aber er hatte 
bereits bei feiner erften Rüdjpradhe im Admiralftab am 2. Februar vor 
einer vollendeten Tatfache gejtanden. Lebt, nachdem die Kriegsgebiets- 
erklärung, unter Zuftimmung der politifhen Reichsftellen, aller Welt zur 
Kenntnis gebracht und der Stein im Rollen war, blieb dem Chef des 
Admiralftabs nur übrig, unter Hinweis auf den Wortlaut der Kriegs- 
gebietserflärung und der im Auswärtigen Amt felbjt entftandenen Dent- 
ſchrift zu wiederholen, daß feine Gewähr für die Sicherheit der Neutralen 
übernommen werden könne, 

über den Eindrud, den die Ankündigung des U-Bootsfrieges im 
Auslande hervorrief, gingen dem Admiralſtab folgende Nachrichten zu: 


Telegraphbijfher Beridht des Deutſchen Botjdhafters 
in Romvom 4 Februar an das Auswärtige Amt: 
„Nachdem ih Sonnino die Bekanntmachung unferes Admiralftabs 
mitgeteilt hatte, jagte ich ihm heute, daß nad) einem Geheimbefehl der 
englifchen Admiralität alle englifhen Handelsſchiffe jofort ihre Abzeichen 
verdeden, die Hausflagge verjteden und falſche Flaggen hiffen follen. Ich 
wies ihn auf die daraus für die italienifhe Schiffahrt entftehenden Ge- 
fahren hin und fragte ihn, was er gegen die unbefugte Führung der 
italienifchen Flagge zu tun gedente.e Sonnino will zunächſt unter- 
fuchen, ob das englifche Vorgehen in Widerfprucd mit Elaren völterrecht- 
lichen Beftimmungen und insbejondere mit den Haager Vereinbarungen 
fteht, und gegebenenfalls die Angelegenheit im Minifterrat zur Spracde 
bringen. Ich hatte den Eindrud, daß für das weitere Verhalten der 
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itafieniichen Regierung das Vorgehen anderer neutraler Staaten von Be- 
deutung fein wird. Wenn namentlich die Vereinigten Staaten gegen das 
engliiche Borgehen proteftieren, würde man fich hier leichter zu einer Ver— 
wahrung aufraffen.” 


Aus einem telegraphifdhen Beridt des Deutfden 
Gefandten in Rriftiania vom 9. Februar an das 
Auswärtige Amt: 

„Leitartikel Norjte Intelligensfedler ausführt, Erklärung zum Kriegs- 
gebiet fönne nicht neutrale Schiffahrt in Gewäſſern ungefeßlich machen. 
Daher feine Gemwaltmittel gegen folhe Schiffe erlaubt, auch nicht, folange 
Zweifel über Neutralität. Folgt Leitartifel Norges Handels: og Sjöfarts- 
tidende: Deutjche Befanntmachung hier in Gegenjaß zu anderen neutralen 
Staaten jehr ruhig genommen. Beftände allerdings Abficht, Schiffe mit 
neutraler Flagge ohne Unterfuhung zu verfenten, oder englifhe Schiffe, 
ohne Paffagiere zu retten oder Mannfchaften von Bord zu laffen, fei feine 
Kritit zu ftart. Solches brauche man aber nicht aus Bekanntmachung 
zu lefen, die wohl nur allgemeine Warnung Neutraler vor Kriegsgefahr 
bedeute.“ 


Yus dem Beridht eines Bertrauensmanns des 
AUdmiralftabs im Haag vom 9. Februar: 

„Im allgemeinen hat fi) die holländifche Preffe objektiv und ruhig 
über die Bekanntmachung, betreffend die Erklärung der englifchen Ge- 
wäſſer als Kriegsgebiet, geäußert und die Gründe gewürdigt, welche die 
Deutiche Regierung zu ihrem Vorgehen veranlaßt haben. Dagegen wird 
durchweg die in der Denkjchrift der deutfchen Bekanntmachung enthaltene 
Bemerkung kritifiert, daß die Neutralen nur theoretifche Protefte gegen die 
Art und Weiſe der englifchen Kriegführung erhoben hätten. Die Zeitungen 
verwahren fi gegen den Vorwurf und behaupten jogar, durch ihre 
Proteſte mehrfach Erfolge erzielt zu haben. Die Anficht der holländifchen 
Preſſe geht im allgemeinen dahin, daß die Neutralen vorläufig feine Ver- 
anlaffung für Beunrubigung hätten, da die Deutfche Regierung ficher doch 
bis zum 18. Februar darüber Aufklärung geben würde, wie die neutralen 
Schiffe, welche in dem angekündigten Kriegsgebiet von deutjchen Gtreit- 
fräften angehalten werden, behandelt werden follen. Es wird aud) darauf 
bingewiefen, daß die Englifhe Regierung verjuchen werde, mit allen 
Kräften die Ausführung der deutſchen Abfichten zu verhindern. Im 
übrigen nimmt man an, daß die bereits vom Holländifchen Gefandten in 
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Bafhington eingeleiteten Bejprechungen zu einer gemeinjfamen Stellung- 
nahme der neutralen Mächte gegenüber der deutſchen Bekanntmachung 
führen werden. 

„Bemerkenswert ift die Außerung des »Nieuwe Rotterdamfche Eou- 
tant«, es jei um jo weniger Anlaß zur Beunrubigung, als die bisherige 
torrefte Haltung der deutichen Seeoffiziere den Gegenjtand allgemeiner 
Bewunderung bilde. 

„»Nieuwe Courant«, Haag, bringt in einem Artikel vom 8. Februar 
eine eingehende fritifhe Beleuchtung der Frage in Verbindung mit der 
von England offiziell, wenn aud nur indireft eingeftandenen Anweifung 
an die englifchen Handelsichiffe, eine neutrale Flagge zu brauden, um 
deutjchen Angriffen zu entgehen. Diefe Tatfache gibt, wie der Berfaffer 
ausführt, Deutjchland jedoch nicht das Recht, neutrale Handelsidiffe ohne 
weiteres in den Grund zu bohren... .. Der Artikel ſchließt wie folgt: 
»Da die Vereinigten Staaten für ihren Anteil an der Nordfeefahrt nicht 
anders denfen werden, fann man einer einheitlichen Haltung der neutralen 
feefahrenden Nationen in diefer Frage entgegenjehen. Dies wird die von 
Deutſchland bereits zu erkennen gegebene Abficht, Gemwalttätigkeiten gegen 
neutrale Schiffe nach Möglichkeit zu unterlaffen, ohne Zweifel verjtärfen. 
Aber auch abgejehen davon halten wir es mit dem nordifchen Blatt 
»Norges Handels- og Gjöfartstidende« für höchft unwahrſcheinlich, daß 
die deutſchen Marinebehörden durch rüdfichtslofes Auftreten gegen die 
neutrale Schiffahrt oder felbft gegen die Bemannung von feindlichen Kauf: 
fahrern den guten Ruf einer ritterlichen und menſchlichen Kriegführung zur 
See aufs Spiel jegen follten, den unter anderen der wadere Kapitän der 
»Emden« der deutſchen Flotte gefchaffen hat.«“ 


Telegramm des Deutfhen Botjhafters in Madrid 
vom11. Februarandas Auswärtige Amt: 

„Auf meine Mitteilung der Befanntmachung Admiraljtabs erwiderte 
ſpaniſcher Staatsminifter, Königliche Regierung fei überzeugt, daß deutfcher- 
jeits die erforderlichen Maßnahmen ergriffen würden, um zu verhindern, 
daß deutſche Streitträfte mit Schiffen der friegführenden Mächte jpanifche 
Schiffe verwechjeln, die eine Tätigkeit im Intereffe der Schiffahrt und des 
Handels ausübten.“ 

Während die italienifhe Preſſe mit ihrem Urteil über die 
deutjche Kriegsgebietserflärung auffällig zurüchielt, äußerte fi) ein Teil 
der amerifanijhen Zeitungen jehr feindlih. Ein Reuter- 
TZelegrammausNewM)ortvom6. Februar,dasam folgenden 

7* 
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Tage in einer holländifhen Zeitung veröffentlicht wurde, meldete: „Die 
Morgenblätter üben ſcharfe Kritit an der deutfchen Kriegsgebietserflärung. 
Der »Herald« jhreibt: Was follen wir tun? Nach der jüngjten Probe 
von deutihem Barbarismus zu urteilen, hat Roojevelt Recht damit, daß 
die Vereinigten Staaten fich doc noch genötigt jehen werden, ihre Streit- 
fräfte mit denen der Bundesgenofjen zu vereinen, um den tollen Hund 
von Europa an die Kette zu legen.“ 

„New York Herald“ gemäß NReuter-Telegramm vom 8. Februar: 
„Deutfchland fteht davor, feinen verhängnisvolliten Fehler zu begehen, 
nämlich ſich einen Krieg mitden Vereinigten Staaten 
aufzuladen.“ 


Museinem Telegramm des Deutſchen Botjhaftersin 
Wafhingtonvomil1.FebruarandasAuswärtige Amt: 

„Englifcher Mißbrauch neutraler Flagge wird in hiefigen informierten 
Kreifen als beabfichtigte Maßregel angejehen, um Deutſchland durd) 
Schießen auf ameritanifhe Flagge unter Vernichtung der Mannfchaft in 
Differenzen mit Amerika zu verwideln. Empfehle dringend, nachdem An- 
fündigung beabfichtigten Erfolg der Ermahnung neutraler Schiffahrt 
erreicht hat, bei Dampfern unter amerifanifder Flagge 
forgfältigfte Prüfung, ob Konterbande an Bord ift oder Miß- 
brauch der Flagge vorliegt ſowie möglihfte ShyonungderMann- 
haft MißgriffewürdenernfteKonjequenzenhaben 
fönnen.“ 


Nur ſchwediſche Zeitungen wurden dem deutjchen Stand- 
punft geredt. 

„Stänfta Aftonbladet“ vom 5. Februar: „Deutſchland 
fonnte nicht anders handeln. So fehr wir ſolche Maßnahmen beflagen 
müffen, jo müffen wir doch zugeben, daß dies eine berechtigte Antwort auf 
Englands Aushungerungsverfuch gegenüber Deutjchland ift. Ihre formelle 
Berechtigung hat die Maßnahme ſchon darin, daß England die Abkommen 
und internationalen Übereinfünfte nicht geachtet hat. England hat die 
Neutralität der nordifchen Länder wiederholt gefräntt und deren Rechte 
mit Füßen getreten, als es die ganze Nordfee als Kriegsgebiet erklärte. 
Wären da die neutralen Staaten mit hinreichender Schärfe gegen Eng- 
land aufgetreten und hätten fie die Beachtung der Rechte neutraler Flaggen 
verlangt, jo hätte man auch gegen Deutjchland auftreten können, als diefes 
gewiſſe Seegebiete als Kriegsgebiet erklärte. Die neutralen Staaten 
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tonnten oder wollten indeffen ihre Stellung gegenüber England nicht 
behaupten. Deutjchland warnt außerdem ſchon vorher und gibt eine Frift 
bis zum 18. Februar, eine Artigkeit, welche England in der fraglichen 
Zeit den neutralen Staaten nicht bewiejen hat.“ 


Der Chef des Admiralftabs gewann aus den Rundgebungen des 
neutralen Auslandes den Eindrud, daß die Gefahr, die der Schiffahrt 
durch die deutjchen U-Boote im Kriegsgebiet drohte, zu gering eingeſchätzt 
wurde, und hielt es daher für notwendig, das Auswärtige Amt zu er- 
fuchen, eine erneute dringende Warnung an das Ausland zu richten. Am 
10. Februar ging daher vom Mdmiralftab ein Schreiben nadjftehenden 
Inhalts an das Auswärtige Amt: „Aus den Äußerungen der neutralen 
Preſſe gehe klar hervor, daß die neutralen Staaten immer noch damit 
rechnen, daß Deutjchland in der Rage fei, im »Striegsgebiet« die der 
neutralen Schiffahrt drohenden Gefahren abzuwenden. Diefer Zuftand 
werde dazu führen, daß jehr bald die erften Fälle von Vernichtungen 
neutraler Schiffe eintreten und damit die Möglichkeit von Konflikten ſich 
ergeben würde. Es werde deshalb gebeten, den Vertretern der neutralen 
Mächte nochmals eindringlich darzulegen, daß die neutrale Schiff: 
fahrt im Kriegsgebiet auf das ſchwerſte gefährdet und Deutjchland 
aus folgenden Gründen außerftande fei, diefe Gefährdung einzufchränfen: 

„1. Die im Kriegsgebiet verwendeten Minen werden wahllos gegen 
feindliche und neutrale Fahrzeuge wirken, 

„2. Selbſt wenn die Abficht beftände, den U-Bootskrieg in der Weife 
zu führen, wie es »U 21« im Januar in der Iriſchen See getan habe, jo 
würde Dies Durd) die neuerdings in England laut gewordenen Abfichten 
verhindert. Herr Churchill hatte ſchon im Frieden begonnen, englifche 
Handelsichiffe zu ihrer Verteidigung zu armieren. Es liegen ſichere Nad)- 
richten vor, daß infolge des Auftretens von »U 21« in der Irifchen See 
nunmehr mit allen Mitteln die Bewaffnung aller engliſchen Handelsjchiffe 
betrieben wird. Auch mit der Anbordgabe von Handwaffen muß gerechnet 
werden. Daß von diefer Bewaffnung voller Gebrauch) gemacht werden 
wird, fann nach) einer früheren amtlichen Erflärung Ehurdills feinem 
Zweifel unterliegen. Ein U-Boot, das zur Unterfuchung der Bapiere neben 
einem armierten Handelsjhiff auftaucht, läuft ſomit große Gefahr. 

„Aud) die englifche Preffe empfiehlt, die legale Unterfuchung der eng- 
liſchen Handelsihiffe durch völferrechtswidrige Gewaltmaßnahmen abzu— 
wehren, die auf Vernichtung der U-Boote durch die zu unterfuchenden 
Schiffe hinzielt. Dies geht aus folgendem klar hervor: 
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a) »Daily Telegraph« vom 2. Februar (Archibald Hurd) fchreibt: 
Die Handelsihiffe jollen in Gruppen fahren. Wenn ein U-Boot zur 
Unterjuchung neben einem der Schiffe auftaucht, foll ein anderes die Ge- 
legenbeit benußgen, das Boot zu rammen. 

b) Die »Shipping Gazette« vom 2. Februar feßt eine Belohnung 
von 500 £ aus für die Bemannung desjenigen Handelsſchiffes, das zuerft 
ein deutiches U-Boot zum Sinken bringt. 

e) In der »Times« vom 3. Februar empfiehlt eine Zuſchrift, daß die 
Handelsihiffe den zur Unterfuhung an Bord kommenden Offizier nebft 
Begleitung durch ihre Mannfchaft überwältigen und das dann längsfeits 
fommende U-Boot durch Bomben mit Erplofivftoffen vernichten folfen. 

„Nach den bisherigen Vorgängen in diefem Kriege ift nicht daran zu 
zweifeln, daß ſolche Vorſchläge von den Engländern verwirklicht werden. 
Ihre Schiffe ftellen fi) daher jelbft außerhalb des Völkerrechts und dürfen 
fi) nicht wundern, wenn fie von deutſchen U-Booten vernichtet werden, 
ohne daß ihnen vorher Gelegenheit gegeben wird, dies Schickſal dem 
U-Boot jelbft zu bereiten. 

„3. Eine milde U-Bootstriegführung nad) der Art von »U 21« ſetzt 
ferner die Möglichkeit voraus, feindliche und neutrale Handelsſchiffe an 
ihren Flaggen und Abzeichen unterſcheiden zu können. Seit dem eng— 
liſchen Geheimbefehl vom 31. Januar beſteht dieſe Möglichkeit nicht mehr. 
Infolge des Mißbrauchs der neutralen Flaggen durch engliſche Schiffe muß 
jedes deutſche U-Boot beim Längsſeitgehen an einem Schiff mit neutraler 
Flagge damit rechnen, vernichtet zu werden, weil das Schiff ein Eng— 
lãnder iſt. 

„Bu demſelben Ergebnis wird mit Sicherheit jedes andere von der 
neutralen Preſſe vorgefchlagene Kennzeichen neutraler Schiffe führen:). 
Sie werden alle durch die Engländer nachgeahmt werden, nicht nur um 
ſich jelbft zu fügen, jondern darüber hinaus, fobald diefe fehen, daß fie 
dadurch ungefährdet in die Nähe unferer U-Boote kommen fünnen, um 
diefe zu vernichten. Damit erledigt ſich der holländifche Vorfchlag, die 
holländiſchen Schiffe mit großen Buchftaben »Holland« und einer Nummer 
zu verjehen. .... 

„4. Auch die Frage, ob die neutrale Handelsichiffahrt im Konvoi 
fiher das Kriegsgebiet paffieren fünne, muß verneint werden. Wenn auch 


1) Aus der neutralen Prefje wurde bald nad) dem 4. Februar bekannt, daß die 
neutralen Reedereien beabfichtigten, die Nationalität ihrer Schiffe dadurch auffallend 
kenntlich zu machen, daß auf der Bordwand die Nationalfarben und der Name des 
Heimatlandes aufgemalt werden follten. Beides follte nachts beleuchtet werden. 
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Konvois bei Tage weniger Gefahr laufen, infolge von Verwechſlungen 
von deutſchen U-Booten angegriffen zu werden, jo bieten fie doch feine 
volle Sicherheit, und nachts ift die Gefährdung nicht geringer als bei 
einzelfahrendem Schiffe. Im übrigen verringern Konvois die Minengefahr 
in feiner Weiſe. 

„Der Admiralftab bat daher, die Vertreter der neutralen Staaten 
eindringlicdhft darauf hinzumeifen, daß nur der Weg nördlih um 
Schottland, der frei vom Kriegsgebiet führt, für die neutrale Schiffahrt 
ficher ift. Wer im Kriegsgebiet fährt, tut es auf eigene Gefahr. England 
war bisher nicht in der Lage, den Weg zwifchen Island und den Faröer zu 
iperren und wird dies auch in Zukunft nicht können. Diefer Weg wird 
daher empfohlen.” 


Das Auswärtige Amt leiftete den Vorftellungen des Admiralſtabs 
Folge und verfaßte im Einvernehmen mit diefem eine diplomatifche Note, 
die den Regierungen der neutralen Staaten am 11. Yebruar 1915 in 
folgender Form übermittelt wurde: 


„Deutihe Aufzeihnung vom 11. Februar 1915 über 
die Gefährdung der neutralen Schiffahrt im Gee- 
triegsgebiet. 

„Sicheren Nachrichten zufolge beabfichtigen die englifchen Handelsſchiffe, 
den deutſchen Geeftreitfräften in dem von der deutfchen Admiralität be- 
zeichneten Geefriegsgebiet bewaffneten Widerſtand entgegenzufeßen. 
Während ein Teil diefer Handelsihiffe bereits früher mit englijchen 
Marinegefhügen armiert war, wird nunmehr auch die Bewaffnung der 
übrigen Schiffe mit allen Mitteln betrieben. Ferner find die Handels- 
ihiffe aufgefordert worden, in Gruppen zu fahren und die deutjchen 
Unterfeeboote während der von diefen vorzunehmenden Unterfuhung zu 
rammen, oder während diefe längsfeits liegen, durd) Bomben zu bewerfen, 
auch die fi) an Bord begebenden deutjchen Unterfuhungstommandos zu 
übermwältigen. Endlich ift auch englijherfeits auf die Vernichtung des 
erſten deutichen Unterfeeboots durch ein englifches Handelsihiff ein jehr 
hoher Preis ausgefegt. Hiernach find engliſche Handelsihiffe in den 
bezeichneten Gewäſſern nicht mehr als unverteidigt anzujehen, jo daß fie 
deutjcherfeits ohne vorherige Warnung oder Unterfuhung angegriffen 
werden können. 

„Inzwiſchen hat die Britifche Regierung aud) die Anordnung wegen 
Mißbrauchs der neutralen Flagge zugegeben. Nach ihren Ausführungen 
ift anzunehmen, daß die englifhen Handelsichiffe jedes Mittel benußen 
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werden, um fi als ſolche unfenntlich zu machen. Damit ift wiederum 
die Ertennbarfeit der neutralen Handelsichiffe, wenn diefe nicht bei Tage 
unter Konvoi fahren, fo gut wie unmöglich) gemacht, da aud die von 
neutraler Seite in Ausficht genommene Bemalung des Schiffsrumpfes mit 
Zandesfarben und ähnlichen Erfennungsmitteln von den englifhen Han- 
deisichiffen ohne weiteres nachgeahmt werden fünnen. Eine Unterfuchung 
ift bei den von den masfierten englifchen Handelsichiffen zu erwartenden 
Angriffen ausgefchloffen, da eine folche das Unterfuhungstommando und 
das Unterfeeboot felbft der Gefahr der Vernichtung ausfegen würde. Bei 
diejer Sachlage befteht feinerlei Gewähr mehr für die Sicherheit der 
neutralen Schiffahrt in den englifchen Seefriegsgebieten. Dazu kommt 
übrigens nod) eine erhöhte Minengefahr, da beabfichtigt ift, in allen Teilen 
des Kriegsgebiets in weiteftem Umfange von Minen Gebraud) zu maden. 
Neutrale Schiffe müffen daher wiederholt auf das dringendfte 
gewarnt werden, ſich in dieſes Gebiet zu begeben. Jedenfalls werden fie 
dagegen unbedentlich den ihnen von der deutfchen Admiralität empfohlenen 
Weg nördlich von Schottland wählen können. 

„Die neue deutſche Seefriegführung ift erzwungen und rechtfertigt ſich 
durch die mörderiſche Art der englifchen Seefriegführung, die das deutjche 
Volk dur die Vernichtung des legitimen Handels mit dem neutralen Aus- 
ande dem Hungertode preiszugeben verfucht. Deutfchland wird daher an 
der angekündigten Kriegführung fefthalten, bis England ſich entjchließt, 
die allgemein anerfannten Regeln des Geefriegsrechts, wie fie in der 
Variſer Seerechtsdeflaration und in der Londoner Seefriegsrechts- 
erflärung niedergelegt find, auch feinerfeits künftig zu beobachten, oder 
bis es von den neutralen Mächten hierzu gezwungen wird.“ 

über das tatſächliche Führen von neutralen Flaggen und Abzeichen 
dur englifhe Handelsihiffe waren ſchon in den erften Tagen nad) dem 
4. Februar Nachrichten bei dem Admiralftab eingelaufen. Bon diefen 
hatte eine auch im Auslande allgemeines Auffehen erregt und wurde zum 
Gegenftand einer diplomatijchen Auseinanderfegung zwiſchen den Regie- 
rungen der Bereinigten Staaten und Englands: die Nachricht von dem 
Führen der amerifanifchen Flagge durch den englifchen Paffagierdampfer 
„Zufitania“. Die ſchwediſche Zeitung „Nya Dagligt Allehanda” vom 
8. Februar berichtete darüber aus London in einem ausführlichen Artikel, 
der gleichzeitig geeignet ift, die Stimmung in gemiffen Teilen des neutralen 
Auslandes gegen England zu beleuchten: 

„Die Paffagiere der »Lufitania«, welche am Sonntag, 7. Februar, 
vormittags, in Liverpool an Land gingen, berichteten, daß der Dampfer, 
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als er fi) auf der Höhe der irländijchen Küfte befand, von der Admiralität 
ein Telegramm erhielt, die amerikaniſche Flagge zu hiffen. Gemäß diejem 
Telegramm lief die »Lufitania« unter dem Sternenbanner in Liver: 
pool ein. 

„sn der ganzen zivilifierten Welt wird diefe Enthüllung die größte 
Erregung hervorrufen. Übereinftimmend hat die englifche Preſſe, ſowie 
überhaupt die dreiverbandsfreundliche Preſſe, den neutralen Ländern 
erklärt, daß es nur eine dumme und freche Lüge von den Deutichen fei, 
daß die englifche Admiralität den Handelsichiffen den Befehl gegeben haben 
fol, unter faljcher Flagge zu fegeln. Solches fteht volltommen mit der 
Würde Englands in Widerfprud; und geht gegen den Nationalcdaratter. 
Diefe Maßnahme ift alfo vorweg von Englands Freunden für gut 
befunden worden. Es ift unnötig, zu ihrer Beurteilung etwas hinzu- 
zufügen. 

„Dagegen muß darauf hingewiefen werden, daß die praftifchen Folgen 
der Handlung die allererniteften fein werden. Deutſchland hat es nun 
ſchwarz auf weiß befommen, daß es im Handelstrieg gegen England ſehr 
ſchwer werden dürfte, die neutralen von den englifchen Schiffen zu unter- 
ſcheiden. Indeſſen legt das Völterrecht den Deutfchen unzweifelhaft die 
Pflicht auf, das Leben der Befagungen zu fchonen. Aber auch hier hat 
England Maßnahmen getroffen, welche die Befolgung des Völkerrechts 
erfchweren. In England wurde gepredigt, daß die Handelsſchiffe Unter- 
feeboote zerjtören jollen, und es wurde ein Preis von 10 000 M. für das 
Schiff ausgeſetzt, welches das erfte Unterſeeboot vernichtet. Dadurch werden 
die deutjchen Unterfeeboote gezwungen, von einer Warnung der Handels- 
Ihiffe und deren Bejagungen abzufehen. In jolcher Weife werden die 
Deutichen zu einer unbarmherzigen Kriegführung gezwungen.“ 

Zur Beftätigung, daß der Fall „Zufitania“ fein Einzelfall war, fam 
am 10. Februar die Nachricht aus New York, daß der große PBaffagier- 
dampfer „DOrduna” der englifhen Cunard-Linie, der am 9. Februar in 
New York eingelaufen war, bei der Ausfahrt aus der Jrifchen See am 
31. Januar gleichfalls die amerifanifche Flagge 24 Stunden lang ge- 
fahren hatte. 

Schließlich traf noch zu derjelben Zeit eine Meldung von dem U-Boot 
„U 16” ein, das am 10. Februar in der Nähe der holländifchen Küfte 
dem englifchen Dampfer „Laertes“ unter holländifcher Flagge begegnet 
war. Der Kommandant von „U 16“, Rapitänleutnant Klaus Hanfen, 
berichtet darüber in feinem Kriegstagebuch: „5 Uhr nachmittags Dampfer 
mit holländifcher Flagge in Sicht, dreht nad) Norden ab und fucht zu 
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enitommen. Gejagt. Mit Maſchinengewehr beſchoſſen. Dampfer zeigt 
Gegenfignal, fährt aber mit äußerfter Kraft weiter. 360 meift gut liegende 
Schüfle. 5.45 Uhr nachmittags Verfolgung aufgegeben, da die Batterie 
faft leer.“ Bon Sjmuiden aus, wo der „Laertes“ eingelaufen war, ver- 
bdreiteten holländifche Zeitungen den Bericht über das geglüdte Entkommen. 

Nachrichten, wie diefe drei, der „Lufitania“, der „Drduna“ und des 
„Laertes“, ließen den Standpunft des Admiralftabes berechtigt erjcheinen, 
da& der Handelstrieg mit U-Booten nicht anders geführt werden könne, 
als es die Marine immer vertreten hatte, durch Unterwafferangriff und 
Torpedoſchuß. 

Im Verlauf weniger Tage trat die Flaggenfrage ſo in den Vorder— 
grund, daß die Regierungen einiger neutraler Seehandelsſtaaten ſich ver— 
anlaßt fahen, bei der Englifhen Regierung vorftellig zu werden. Die 
Regierungen der Niederlande und der Vereinigten Staaten, deren Noten- 
wechjel mit London ſogleich der Öffentlichkeit übergeben wurde‘), legten 
am 7. bzw. 10. Februar Verwahrung gegen den Mißbrauch ihrer National» 
flaggen ein und wiejen auf die Gefahren hin, die den Kauffahrteijchiffen 
ihrer Länder in dem Kriegsgebiet der deutfchen U-Boote bevorftünden, 
wenn nad) dem englifhen Funkſpruch vom 31. Januar und dem %Bei- 
ipiel der „Zufitania“ das Führen neutraler Flaggen allgemeiner Braud) 
englifher Schiffe werden würde. Die Englifche Regierung erklärte, daß 
fie feine Anweifung an die Schiffahrt gegeben habe, daß fie es aber 
als einen alten Brauch im Seekriege und ein Recht der Handelsichiffe 
eradhte, wenn fie fich im Falle der Gefahr vorübergehend neutraler 
Flaggen bedienten, um den Feind zu täufchen und fich feindlicher Befiß- 
ergreifung oder Vernichtung zu entziehen. England habe daher in ver- 
gangenen Seekriegen, in denen es neutral geweſen fei, den SHandels- 
ſchiffen anderer, £riegführender, Staaten feinerjeits auch nicht verwehrt, 
zu ſolchem Zwed die englifhe Flagge zu gebrauchen. Der Englifchen 
Regierung könne jetzt nicht zugemutet werden, ihren Schiffen diefes 
Verfahren zu verbieten. Ein allgemeines und dauerndes Führen neutraler 
Flaggen dur engliſche Schiffe fei nicht in ihrem Sinne. Im übrigen 
würde eine Schädigung der Neutralen nicht eintreten, wenn die deutfchen 
GSeeftreitkräfte die Handelsihiffe vor etwaiger Vernichtung anhielten und 
fie unterfuchten. 

Auf diefe Weife ſchob die Englifche Regierung die Verantwortung der 
deutjchen Kriegführung zu. Es muß aber aud) in diefem Zufammenhange 
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dazu bemerft werden, daß die DVorausfeßung für das Abwenden der 
Gefahren von der neutralen Schiffahrt, nämlich das Anhalten und Unter: 
ſuchen, von englifcher Seite durch die Bewaffnung der Handelsihiffe und 
die Aufforderung zum Widerftand hinfällig gemacht wurde. 

Das Ergebnis des diplomatifhen Notenwechjels war ein negatives, 
die Englifhe Regierung verharrte auf ihrem Standpuntt, und die Neu- 
tralen fahen fi darauf angemwiefen, die weitere Entwidlung der An- 
gelegenheit abzuwarten. Ihr Augenmert richtete fich jet weit mehr auf 
die bevorjtehende deutſche U-Bootsunternehmung felbft. 

Im Laufe von wenigen Tagen, vom 12. bis 17. Februar, ging die 
politijche Stellungnahme der Regierungen der hauptfächlichen neutralen 
Seehandelsftaaten zu der deutfchen Kriegsgebietserflärung ein: von den 
Vereinigten Staaten, den Niederlanden, den drei nordifchen Reichen, von 
Italien und Spanien. Die Noten aller diefer Regierungen ftimmten, 
obwohl in Ton und Form fehr verjchieden, in ihrem fachlichen Inhalt im 
wejentlichen überein. Sie erhoben Einfpruch gegen die durch die Bekannt— 
machung des deutfchen Admiralftabs angekündigte ſchwere Gefährdung der 
neutralen Schiffahrt und des Lebens neutraler Staatsangehöriger, fie ver- 
wahrten fic) dagegen, völterrechtswidrige Handlungen von englifcher Seite 
geduldet zu haben, und fie behaupteten den Willen, die beabfichtigten, dem 
Völkerrecht nicht entfprechenden Maßnahmen der deutfchen Seekriegführung 
ebenjowenig anzuertennen und hinzunehmen, wenn diefen auch der Ginn 
von Bergeltungsmaßnahmen gegen Deutjchlands Feinde gegeben würde. 

Bon den genannten Noten der neutralen Regierungen beanfprudte die 
ameritanijche Note, die auch als die erfte von dem amerifanifden 
Botjhafter in Berlin, Gerard, dem Staatsjefretär v. Jag o w 
am 12. Februar übergeben wurde, durch ihre bedenkliche Schärfe ſowie 
durch das politifche und militär-wirtfchaftliche Gewicht der Großmacht, von 
der fie ausging, die bejondere Aufmerkſamkeit der Deutfchen Regierung. 

Nachftehend ihr Wortlaut: 


„Ameriftanifhe Antwortnote vom 12. Februar 1915 
auf die deutfhe Denkſchrift vom 4 Februar 1915. 
(Die Anweifung des Staatsdepartements in Wafhington an den Botjchafter 
Gerard datiert vom 10. Februar 1915.) 


12. Februar 1915. 
Euere Erzellenz! 
„Ich bin von meiner Regierung beauftragt, Euerer Erzellenz folgendes 
zu übermitteln: 
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„Die Regierung der Vereinigten Staaten iſt durch die Bekanntmachung 
des Deutichen Admiralftabs vom 4. Februar 1915 darauf aufmerkſam 
gemadjt worden, daß die Gewäſſer rings um Großbritannien und Irland, 
einjließlic) des gefamten Englifchen Kanals, als Kriegsgebiet anzufehen 
feien, daß alle in diefen Gewäffern nad) dem 18. d. M. angetroffenen feind- 
lichen Rauffahrteifchiffe zerftört werden follen, ohne daß es immer möglich 
fein werde, die Bejagungen und die Paffagiere zu retten, und daß aud) 
neutrale Schiffe in diefem Kriegsgebiet Gefahr laufen, da angefichts des 
Mikbrauchs neutraler Flaggen, der am 31. Januar von der Britifchen 
Regierung angeordnet worden fein foll, und angefichts der Zufälligkeiten 
des Geefriegs es nicht immer vermieden werden fünne, daß die auf 
feindliche Schiffe berechneten Angriffe auch neutrale Schiffe träfen. Die 
Amerifanifche Regierung erachtet es daher als ihre Pflicht, die Kaiſerlich 
Deutfche Regierung in aufrichtiger Hochſchätzung und mit den freundfchaft- 
lichften Gefühlen, aber doch ganz offen und ernftlich auf die ſehr ernften 
Folgen aufmerffam zu machen, die das mit der Bekanntmachung offenbar 
beabfichtigte Vorgehen möglicherweife herbeiführen fann. Die Amerifa- 
niſche Regierung ſchätzt diefe möglichen Volgen mit folher Beforgnis ein, 
daß fie es unter den obwaltenden Umftänden als ihr Recht, ja, aud) als 
ihre Pflicht erachtet, die Kaiſerlich Deutfche Regierung zu erfuchen, vor 
einem tatfächlihen Vorgehen die kritiſche Lage zu erwägen, die in den 
Beziehungen der Vereinigten Staaten zu Deutfchland entjtehen könnte, 
falls die deutſchen Seeftreitträfte in Befolgung der durch die Befannt- 
madung des Admiralftabs angekündigten Maßnahmen irgendein 
Kauffahrteiſchiff der Bereinigten Staaten zerftör- 
ten oder den Tod eines amerifanifhen Staatsange- 
börigen verurjadten. 

„Es ift jelbftverftändlich nicht nötig, die Deutjche Regierung daran zu 
erinnern, daß einer friegführenden Nation in bezug auf neutrale Schiffe 
auf hoher See lediglih das Rehtder Du rchſuchung zufteht, es 
ſei denn, daß eine Blodadeerklärung ergangen ift und die Blodade effektiv 
aufrechterhalten wird. Die Regierung der Vereinigten Staaten nimmt an, 
daß eine Blodade im vorliegenden Fall nicht beabfichtigt ift. Eine Er- 
klärung oder Ausübung des Rechtes, jedes Schiff anzugreifen und zu zer- 
ftören, das ein näher umfchriebenes Gebiet auf offener See befährt, ohne 
erſt fejtgeftellt zu haben, ob es einer friegführenden Nation angehört, oder 
ob jeine Ladung Konterbande ift, wäre eine Handlungsmweife, die fo ſehr 
im Widerfprud zu allen Borgängeninder Seefrieg- 
führung fteht, daß die Ameritanifche Regierung faum annehmen fann, 
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daß die Kaiferlich Deutjche Regierung im vorliegenden Falle fie als möglich) 
ins Auge faßt. Der Verdacht, daß feindlide Schiffe zu 
Unredteine neutrale $lagge führen, fannnidteine 
bere&tigte Bermutung fhaffen, dahingehend, daß alle 
Scäiffe, die ein näher umjchriebenes Gebiet durchfahren, dem ſelben 
Berdaht unterliegen. Gerade um ſolche Fragen aufzutlären, ift 
nach Anficht der Amerifanifhen Regierung das Recht der Durchſuchung 
anerfannt worden. 

„Die Amerifanijche Regierung hat von der Dentichrift der Kaiferlich 
Deutſchen Regierung, die zugleicdy mit der Bekanntmachung des Mdmiral- 
tabs ergangen ift, eingehend Kenntnis genommen. Sie benußt diefe Ge- 
legenheit, die Kaiſerlich Deutſche Regierung mit größter Hochſchätzung 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die Regierung der Vereinigten Staaten 
zu einer Kritif wegen nicht neutraler Haltung, der fich nad) Anficht der 
Deutſchen Regierung die Regierungen gemwifjer anderer neutraler Staaten 
ausgejeßt haben, feine Beranlaffung gegeben hat. Die Regierung der Ver— 
einigten Staaten hat feinen Maßnahmen zugeftimmt oder 
hat es bei feiner folchen bewenden laffen, Die von den anderen 
triegfühbrenden Nationen im gegenwärtigen friege 
getroffen worden find, und die auf eine Beſchrän— 
tung des Handelshinzielen. Pielmehr hat fie in allen folchen 
Vällen eine Haltung eingenommen, die ihr das Recht gibt, diefe Negie- 
rungen in der richtigen Weife für alle eventuellen Wirkungen auf die 
amerifanijche Schiffahrt verantwortlid” zu machen, welche durch die be= 
ftehenden Grundſätze des Völkerrechts nicht gerechtfertigt find. Daher 
erachtet fich die Amerifanifche Regierung im vorliegenden Falle mit gutem 
Gemwiffen, auf Grund anerkannter Prinzipien für berechtigt, die in der 
Note angedeutete Haltung einzunehmen; falls die Komman— 
dantendeutjher Kriegsſchiffe auf Grund der Annahme, daß 
die Ylagge der Vereinigten Staaten nicht in gutem Glauben geführt werde, 
handeln follten und auf hoher See ein amerifanifdhes Schiff 
oder das Leben amerifanijher Gtaatsangebhöriger 
vernidten follten, fo würde die Regierung der Vereinigten 
Staaten in diefer Handlung jchwerlich etwas anderes als eine unent- 
Ihuldbare Verlegung neutraler Rechte erbliden können, 
die faum in Einklang zu bringen fein würde mit den freundichaftlichen 
Beziehungen, die jeßt glüdlicherweife zwijchen den beiden Regierungen 
bejtehen. 

„Sollte eine folche beflagenswerte Situation entftehen, jo würde ſich 
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die Regierung der Vereinigten Staaten, wie die Kaiferlich Deutfche Regie- 
rung wohl verjtehen wird, genötigt fehen, die Kaiferlich Deutfche Regierung 
für folhe Handlungen ihrer Marinebehörden ftreng verantwort- 
lid zu maden und alle Schritte zu tun, die zum Schutze amerifa- 
niſchen Lebens und Eigentums und zur Sicherung des vollen Genuffes der 
anerfannten Rechte auf hoher See für die Amerifaner erforderlich find. 

„In Anbetracht diefer Erwägungen, die die Regierung der Vereinigten 
Staaten mit der größten Hochſchätzung und in dem ernftlichen Beftreben 
vorbringt, irgendwelche Mißverftändniffe zu vermeiden, und zu verhindern, 
daß Umftände entjtehen, die jogar einen Schatten auf den Verkehr der 
beiden Regierungen werfen könnten, fpricht die Ameritanifche Regierung 
die zuverfichtliche Hoffnung und Erwartung aus, daß die Kaiſerlich Deutjche 
Regierung die Verficherung geben fann und will, daß amerifanijche 
Staatsbürger und ihre Schiffe anders als im Wege der Durchſuchung dur) 
deutſche Seeſtreitkräfte jelbft in dem in der Bekanntmachung des deutfchen 
Admiralftabs näher bezeichneten Gebiet, nicht beläftigt werden follen. 

„Zur Unterrichtung der KRaiferlichen Regierung wird hinzugefügt, daß 
der Regierung Seiner Britannifhen Majeftät bezüglich des ungerecht: 
fertigten Gebrauchs der amerifanifhen Flagge zum Schuße britifcher 
Schiffe Vorftellungen gemacht worden find.“ 

ge3.: Names WB. Gerard, 

Sr. Erzellenz Herrn v. Jagom, 
Staatsjetretär des Auswärtigen Amts. 


Mit diefer Note beginnt die faft ununterbrochen durch zwei Jahre 
gehende Auseinanderjegung mit den Vereinigten Staaten um den U-Boots- 
frieg. Während die in den Anlagen!) enthaltenen Noten der neutralen 
Staaten von deutſcher Seite zur Kenntnis genommen wurden, wandte ſich 
die Deutſche Regierung ungeſäumt der Beantwortung des amerikaniſchen 
Einſpruchs zu. Der erſte Entwurf dazu wurde noch am 13. Februgar im 
Auswärtigen Amt ausgearbeitet und am 14. Februar vormittags im 
Auswärtigen Amt und beim Reichstangler mit dem Chef des Admiraljtabs 
der Marine beſprochen. Der Notenentwurf jah vor, den deutfchen Stand- 
punft hinfichtlich des Rechtsanfprud)s auf den U-Bootstrieg voll zu wahren, 
aber doch der Amerikaniſchen Regierung die Abficht des Entgegenfommens 
deutlich zu zeigen. Lebteres dachte das Auswärtige Amt dadurch zu 
erreichen, daß den Schiffen unter amerifanifcher Flagge vorläufig umd 
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Erfter Entwurf einer deutihen Antwort-Rote, 


nter gewifjer Bedingung Sicherheit im Kriegsgebiet zugejagt 
n follte. Der Antwortentwurf des Auswärtigen Amts lautete: 

„Die Kaiſerlich Deutſche Regierung weiß ſich mit der Regierung der 
inigten Staaten von Amerita darin eins, daß es für beide Teile in 
hohem Maße erwünjcht ift, Mißverſtändniſſe zu verhüten, die fi) aus dem 
son der deutfhen Wdmiralität angefündigten Mafnahmen ergeben 
tönnten, und den Eintritt von Ereigniffen auszufchließen, die die zwiſchen 
den beiden Regierungen bisher in jo glüdlicher Weife beftehenden freund» 
ihaftlihen Beziehungen zu trüben vermöchten. Dabei glaubt aber die 
Deutjche Regierung, von vornherein darauf aufmerkſam machen zu jollen, 
dab ihr Vorgehen keineswegs gegen die neutrale Schiffahrt gerichtet ift, 
fondern lediglicy eine notwendige Gegenwehr gegen die völkerrechtswidrige 
Seetriegführung Englands darftellt, und foweit irgendmöglic unter Wah- 
rung der berechtigten neutralen Intereffen ausgeübt werden foll. 

„Deutichland hat bisher die geltenden völkerrechtlichen Beſtimmungen 
auf dem Gebiete des Seetrieges gemwifjenhaft beobachtet; insbejondere hat 
es dem gleich zu Beginn des Krieges gemachten Vorſchlag der Amerika— 
nifhen Regierung, nunmehr die Londoner Geetriegsrechtserflärung zu 
ratifizieren, unverzüglich zugeftimmt, und deren Inhalt auch ohne ſolche 
formelle Bindung unverändert in fein Prifenrecht übernommen. Die 
Deutſche Regierung hat ſich an dieſe Bejtimmungen gehalten, auch wo fie 
ihren militärifchen Intereffen zumwiderliefen; fo hat fie beijpielsweije bis 
auf den heutigen Tag die Lebensmittelzufuhr von Dänemark nad) England 
zugelaffen, obwohl fie diefe Zufuhr durd ihre Seeftreitfräfte jehr wohl 
hätte unterbinden können. 

„sm Gegenjaß hierzu hat England jelbjt ſchwere Verlegungen des 
Völkerrechts nicht gefcheut, wenn es dadurd den friedlichen Handel Deutjch- 
lands mit dem neutralen Ausland lähmen konnte. Auf Einzelheiten wird 
die Deutjche Regierung hier um fo weniger einzugehen brauchen, als folche 
in der ihr zur Kenntnis mitgeteilten amerifanifchen Note an die Britijche 
Regierung vom 28. Dezember v. I. auf Grund fünfmonatiger Erfahrungen 
zutreffend, wenn auch nicht erfchöpfend dargelegt find. 

„Alle diefe Übergriffe find zugeftandenermaßen darauf gerichtet, 
Deutihland von aller Zufuhr abzuſchneiden und dadurd die friedliche 
Zivilbevölterung dem Hungertode preiszugeben, ein jedem Kriegsrecht und 
jeder Menjchlichteit widerfprehendes Verfahren. 

„Die neutralen Mächte haben die völterrechtswidrige Unterbindung 
ihres Handels mit Deutfchland nicht zu verhindern vermodht. Die Amerifa- 
nifche Regierung hat zwar, wie Deutjchland gern anerfennt, gegen das 
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englüiche Borgehen Proteft erhoben; troß dieſer Protefte und der Protejte 
der übrigen neutralen Regierungen hat England fi) von dem ein- 
geſchlagenen Verfahren nicht abbringen laffen. So ift nod) vor kurzem das 
ameritanijche Schiff »Wilhelmina« von englifcher Seite aufgebracht worden, 
obwohl feine Ladung lediglich für die deutjche Zivilbevölferung beftimmt 
war und nach einer ausdrüdlichen Erklärung der Deutjchen Regierung nur 
für diefen Zwed verwendet werden jollte. 

„Die Deutfche Regierung hat den Regierungen der neutralen Mächte 
und insbejondere auch) der Ameritanifchen Regierung wegen ihrer Stellung 
zu der englifhen Seefriegführung nicht etwa den Vorwurf neutralitäts- 
widrigen Verhaltens gemacht. Gie glaubt aber, im Intereſſe voller Klar— 
heit in den Beziehungen der beiden Länder darauf hinweifen zu müffen, 
daß die öffentliche Meinung des deutichen Volkes es nicht verftehen kann, 
und es lebhaft beflagt, daß ein auf Milliarden geſchätzter Waffenhandel 
ameritanifcher Lieferanten mit Deutjchlands Feinden befteht, während der 
friedliche Handel mit Deutjchland felbft durch England vergewaltigt wird. 

„Bei dieſer Sachlage fieht fich die Deutjche Regierung genötigt, die 
mörderifche Art der Seetriegführung Englands mit ſcharfen Gegenmaß- 
nahmen zu ermwidern, die fich vielleicht durch Präzedenzfälle ebenjowenig 
wie die englifchen Maßnahmen belegen laffen, die aber aus Gründen der 
Vergeltung vollauf gerechtfertigt erfcheinen. Die deutſchen Geeftreitfräfte 
werden daher das von der Admiralität bezeichnete Geefriegsgebiet ſoweit 
irgend angängig dur Minen fperren, aud) die feindlichen Handelsichiffe 
auf jede andere Weije zu vernichten juchen. 

„Dabei bedarf es feiner Ausführung, daß die angekündigten Maß- 
nahmen nur dem Feinde jelbft gelten und nicht etwa aufdie Neu- 
tralenberedhnet find. Andererfeits ift nicht zu leugnen, daß dadurd) 
die neutrale Schiffahrt nad) der einen wie nad) der anderen Richtung in 
Mitleidenichaft gezogen wird. Dies gilt ohne weiteres von dem Minen- 
frieg, der auch bei ftrengfter Innehaltung der völferrechtlichen Grenzen 
jedes dem Minengebiet ſich nähernde Schiff gefährdet. Was den Angriff 
auf feindlihe Handelsjchiffe durch deutfche Unterfeeboote betrifft, fo 
erhalten die Kaiferlichen Seeoffiziere jelbjtverftändlich den beftimmten 
Befehl, Schiffe unter neutraler Flagge, foweit fie 
als folde erfennbar find, und nidt etwa Konter- 
bande führen, nicht weiter zu beläftigen. 

„Diefe Erkennbarkeit der neutralen Schiffe ift aber durch die Anord- 
nungen der Britifchen Regierung, und zwar mit voller Abficht, auf das 
äußerfte erſchwert worden. Wie der Amerifanijchen Regierung deutfcher- 
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feits mitgeteilt worden ift, hat die britiſche Admiralität durd) einen 
Geheimbefehl den englifhen Handelsſchiffen die Benußung neutraler 
Blaggen empfohlen, und diefes Verfahren ift in einer Mitteilung des bri- 
tiihen Auswärtigen Amtes unter Berufung auf inneres englifches Recht 
als völlig einwandfrei bezeichnet worden. Die englifche Handelsflotte hat 
den ihr erteilten Rat auch ſogleich befolgt, wie der Amerikaniſchen Regie- 
tung aus den Fällen der Dampfer »Lufitania« und »2aertes« befannt fein 
dürfte. Weiter hat die Britifche Regierung die englijhen Handelsjchiffe 
mit Waffen verfehen und fie angewiefen, den deutjchen lnterfeebooten 
gewaltfam Widerftand zu Ieiften. Unter diefen Umftänden ift es für 
Die deutfhen Unterjeeboote fehr ihwierig, die neu- 
tralen Handelsſchiffe als ſolche zu erkennen; denn auch 
eine Unterſuchung wird in den meiſten Fällen nicht erfolgen können, da 
die bei einem maskierten engliſchen Schiffe zu erwartenden An— 
griffe das Unterſuchungskommando und das Bootjelbit 
der Gefahr der Bernichtung ausfeßen. 

„Die Britifche Regierung wäre hiernad in der Lage, die deutjchen 
Maßnahmen illuforifeh zu machen, wenn ihre Handelsflotte bei dem Miß— 
brauch neutraler Flaggen verharrt und die neutralen Schiffe nicht ander- 
weit in zweifellofer Weife gefennzeichnet werden. Deutfchland muß aber 
in dem Notftand, in den es rechtswidrig verſetzt wird, an feinen Maß— 
nahmen fefthalten, um dadurd den Gegner zu einer dem "Völkerrecht 
entfprechenden Führung des Geefrieges zu zwingen und jo die Freiheit 
der Meere, für die es von jeher eingetreten ift und für die es auch heute 
kämpft, wiederherzuftellen. Die Deutſche Regierung hat es daher begrüßt, 
daf die Amerikaniſche Regierung gegen den rechtswidrigen Gebraud ihrer 
Flagge bei der Britifchen Regierung Borftellungen erhoben hat, und gibt 
der Erwartung Ausdrud, daß diefes Vorgehen England fünftig zur 
Achtung der amerikaniſchen Flagge veranlaffen wird. In di ejer Er— 
wartung übernimmt fie vorläufig die Gewähr, daß die 
unter ameritanifher Flagge fahrenden Handels- 
Ihiffe von deutſchen Unterfeebooten nicht ange- 
griffen werden; fie würde aber zu ihrem Bedauern nicht in der 
Lage fein, diefe Gewähr noch länger zu leiften, wenn England die amerita- 
niſche Flagge weiter mifbrauchen jollte. Vor allem aber bietet fich den 
Vereinigten Staaten die Möglichkeit, ihre mit friedlicher Zadung be- 
rachlelen, den englilhen Geefriegsihaupla berührenden Schiffe durch 
Konvoiierung kenntlich zu machen und fie damit in der ficherften Weife 
allen Folgen einer Verwechſlung zu entziehen. 

Der Handelötrieg mit U-Booten. 8 
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„Die Deutiche Regierung gibt fich der zuverfichtlichen Hoffnung hin, daß 
die Ameritanijche Regierung den ſchweren Kampf, den Deutjchland um 
jein Dafein führt, in feiner ganzen Bedeutung würdigen und aus den vor— 
ftehenden Auftlärungen und Zufjagen ein volles Berftändnis für Die 
Beweggründe und Ziele der von ihr angekündigten Maßnahme gewinnen 
wird. Sie würde es aber mit befonderem Dank erfennen, wenn Die 
Amerikaniſche Regierung ihren Handelsihiffen dringend empfehlen wollte, 
jedenfalls bis zur Regelung der Flaggenfrage den englifhen See- 
triegsihgauplaß zu vermeiden.“ 


Der Chefdes Admiraljtabs erflärte ſich nicht damit einver- 
ftanden, daß — entgegen dem Wortlaut der deutſchen Bekanntmachung 
vom 4. Februar und entgegen der foeben erjt den neutralen Regie— 
rungen übermittelten erneuten deutſchen Warnung vom 11. Februar — 
eine wenn aud) nur vorläufige Gewähr für die Schonung der Schiffe 
unter amerifanijher Flagge zugefihert würde. Unter dem Schuße dieſer 
neutralen Flagge würde die englifhe Schiffahrt vor den deutjchen 
U-Booten fiher fein, der U-Bootstrieg daher von vornherein ein Fehl: 
ihlag werden. Der Reihstanzler und der Staatsjefretär 
des Kußeren glaubten ihrerjeits in diefem Punkt nicht nachgeben zu 
können, da ernftliche Schwierigkeiten mit den Vereinigten Staaten unter 
allen Umftänden vermieden werden müßten und ein Entgegenfommen 
dazu unumgänglich notwendig wäre. Die Beiprehung am 14. verlief 
daher ergebnislos. Troß des Einſpruchs des Admiralftabs aber wurde der 
unveränderte Entwurf der Antwortnote des Auswärtigen Amts am 
14. Februar nachmittags an den Kaiſer telegraphiert, defjen Haupt: 
quartier fi) in Lößen befand. 


Um völlige Klarheit über den Standpunft der Marine zu geben, über- 
fandte der Chef des Admiralftabs, Vizeadmiral Bahmann, am 14. 
abends an den Reichskanzler und gleichzeitig an den Chef des 
Marinefabinetts zur Vorlage bei dem Kaiſer folgendes Schreiben: 


„Ew. Erzellenz beehre ich mich, nochmals fchriftlich zum Ausdrud zu 
bringen, daß ich die Abjendung der mir mitgeteilten Antwortnote an die 
Amerikaniſche Regierung nicht für angängig halte. 

„Ich bin der Anficht, daß die der Amerikaniſchen Regierung angebotene 
Gewähr keinesfalls gegeben werden fann, da eine folche Gewähr die 
duch die Bekanntmachung des Admiralftabs vom 4. Februar 1915 ange- 
fündigte U-Bootsaftion völlig wirtungslos madt. 
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„Nach meiner Anficht werden wir der Ameritanifchen Regierung gegen- 
über an dem Standpunkt der Mitteilung vom 11. Februar 1915 feſt⸗ 
halten müſſen. Dieſe Mitteilung war vor Überreichung der amerikaniſchen 
Note noch nicht in Händen der Ameritanifchen Regierung; daß wir diefelbe 
jeßt zurüdnehmen, halte ich für ausgefchloffen; in diefer Mitteilung 
vom 11. Februar wird ausdrüdlich und dringend vor dem Befahren des 
Kriegsgebiets gewarnt, da »teinerlei@emwähr für die Sicherheit der 
neutralen Schiffahrt beftände«. Wir werden uns daher in der Antwort- 
note darauf bejehränten müffen, als einziges, freili nur bei Tage und 
auch nicht gegen Minen jchügendes Sicherungsmittel das Fahren in 
Konvois zu empfehlen. 

„Großadmiral v. Tirpiß, dem ich von dem Inhalt der von 
Em. Erzellenz beabfichtigten Antwortnote Kenntnis gegeben habe, teilt 
meinen Standpuntt in jeder Beziehung. 

„Da die Antwortnote, wie ich erfahre, bereits Seiner Majeftät vor- 
gelegt worden ift, halte ich mic) für verpflichtet, Seiner Majeftät zu melden, 
daß die angekündigte U-Bootsattion bei dem beabfichtigten Zugeftändnis 
an die Vereinigten Staaten völlig wirfungslos wird.“ 


Um den Einfpruc) der Marine umgehend zur Kenntnis des Raifers 
zu bringen, jandte Vizeadmiral Bahmann am 14. abends außerdem 
folgendes Telegramm an den Chef des Marinetabinetts: „Reichstangler 
hat Seiner Majeftät drahtlich eine Antwortnote zur Genehmigung unter- 
breitet. Bitte dringendft, Genehmigung verhindern, bevor meine Stellung- 
nahme, welche jofort folgt, bei Ew. Erzellenz eingetroffen.“ 

Auf alle Fälle mußte jedoch verhindert werden, daß ein vorzeitiger 
Beginn der U-Bootsunternehmungen die durch die amerifanijche Note 
veranlaßten neuen politifhen Erwägungen durchkreuzte. Zu diefem Zweck 
gab der Chef des Admiralftabs an den Flottenchef am 14. Februar abends 
die telegraphifche Weifung: „Aus zwingenden politifhen Gründen ent- 
fandten U-Booten Funtbefehl geben: »Borläufig Schiffe mit neutraler 
Flagge nicht angreifen, jofern nicht ſicher als feindlich erfannt.«“ 

Darauf telegraphierte der Flottenchef am 15. mittags zurüd: „»U 30« 
bereits in der Nähe der Iriſchen See, wird faum von dem Befehl, nur 
fiher als feindlich erfannte Schiffe zu zerftören, erreicht werden. Mit 
diefem Befehl ift jeder Erfolg ausgeſchloſſen, da es den 
U- Booten ohne eigene Gefährdung nicht möglich ift, die Nationalität der 
Schiffe feitzuftellen. Anfehen der Marine wird nach meiner Anficht 
ungeheuer leiden, wenn laut verfündete und mit großer Hoffnung vom 

8* 
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Bolt begleitete Unternehmung ergebnislos verläuft. Bitte, Seiner 
Mojejtät meine Auffaffung vorzutragen.“ 

Bizeadmiral Bahmann antwortete am gleihen Tage: 

„Werde dortige Auffafjung Seiner Majeftät jo bald wie möglich vor- 
tragen, muß aber wegen politijcher Lage dringend erfuchen, Benachrich— 
tigung Unterfeeboote mit allen Mitteln zu verfuchen, gegebenenfalls aud) 
über Marineforps. Wie aus Fafjung (des Telegramms vom 14.) her- 
vorgeht, ift Befehl nur ein vorläufiger, um Zeit für Verhandlungen mit 
Neutralen zu gewinnen und ernften Zwifchenfällen vorzubeugen, bevor 
Verhandlungen zum Ergebnis geführt haben. »U 8« 15. Februar DOftende 
eingelaufen. Marineforps ift erjucht, Befehl an »U 8« zu übermitteln.“ 


Daraufhin faßte der Flottenchef den Entſchluß, die bereits ein- 
geleitete Tätigkeit der U-Boote zu unterbrechen und die zum Auslaufen 
bereitliegenden U-Boote zurüdzuhalten. Gdiffe mit neutraler 
Flagge jollten nur angegriffen werden, wenn fie ſicher als feindlich erfannt 
würden; das Führen neutraler Flaggen würde, jo war die Meinung, im 
Kriegsgebiet die Regel fein; die Nationalität der Schiffe einwandfrei feit- 
auftellen, erforderte eine Unterfuchung, die vom U-Boot aus nicht möglich) 
war. Ein Handelstrieg mit U-Booten unter folhen Bedingungen fchien 
dem Flottentommando ausfichtslos und in feinem Verhältnis ftehend zu 
den Gefahren, die dem wertvollen U-Bootsperfonal und -material im 
Rriegsgebiet bevorjtanden. Admiral v. Pohl telegraphierte daher am 
15. an den Chef des Admiralftabs: 

„Da nad) augenbliclich beftehenden Anordnungen fein Erfolg 
zu erwarten ift, die Unterjeeboote aber, die den Kanal paffieren, 
erheblicher Gefahr ausgejegt find, habe ich vorläufig U-Boot für Kanal— 
ftellung in Zeebrügge und U-Boot für Oftfüfte Englands in der Heimat 
surüdbehalten, in beftimmter Hoffnung, daß den U-Booten 
urjprünglicher Befehl wieder erteilt werden kann. Funtentelegraphifche 
Verbindung mit U-Booten nad) Entjendung nicht fichergeftellt. Baldige 
Entſcheidung auf letztes Telegramm erbeten, um beabfichtigten U-Boots- 
frieg vom 18. Februar an wirkſam durchführen zu können.“ 


Die Vorgänge, die fi nad) dem Eintreffen des Notenentwurfs des 
Auswärtigen Amts und des Einfpruchs des Chefs des Admiralftabs im 
Hauptquartier des Kaifers am 15. Februar vormittags abfpielten, find 
aus einem ausführlichen Telegramm zu erfehen, welches der Vertreter des 
Auswärtigen Amts im Hauptquartier, der Gejandte v. Treutler, 
am 15. nachmittags an den Reihstanzler in Berlin fehidte: 
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„Seine Majeftät hatten für 11 Uhr gemeinfamen Vortrag des Chefs 
des Generalftabs, des Admirals v. Müller und des Unterzeichneten 
(vo. Treutler) über die ameritanifche Note und deren Beantwortung 
befohlen. 


„Seine Majestät waren zunächſt im allgemeinen mit dem Ton 
und Tert des Entwurfs einverjtanden, Admiral v. Müller hatte, um 
formell dem Antrag Bachmann zu entjprechen, eine Yusmerzung des 
Wortes »Gewähr« im vorlegten Alinea vorgefhlagen. Seine Maje- 
ftät billigten an Stelle des Satzes »in diejer Erwartung — mißbrauden 
follte« die folgende Fafjung: »In diefer Erwartung wird fie ihre Seejtreit- 
fräfte dahin inftruieren, vorläufig die unter neutraler Flagge fahrenden 
Handelsjchiffe nicht anzugreifen;< Auf Antrag des Chefsdes Gene- 
ralftabs wurde im Schlußſatz des Alinea 6 hinter »durch Minen- 
fperren,« folgendes inferiert: »ein Verfahren, von dem England den aus- 
gedehntejten und die Neutralen in ernftefter Weiſe gefährdenden Gebraud) 
gemacht hatte; es braucht nur an die zahlreichen an die neutralen Küſten 
getriebenen Minen erinnert zu werden. Auch werden fie die«, ebenfo in 
Alinea 7 nad) den Worten »ſich nähernde Schiffe gefährden« der Gab: 
»Diefer Gefährdung könnte nur durd die anempfohlene Vermeidung des 
Seefriegsgebiets mit Sicherheit begegnet werden.« Generalv. Falten- 
bayn wollte die Minenfrage der Unterjeebootsaftion gegenüber nod) 
mehr herausarbeiten, in dem irrigen Glauben, daß Minenjtreuen völfer- 
rechtlich überall völlig einwandfrei fei. Ich erhob dagegen Einſpruch, weil 
Note den Amerikanern keinen Angriffspuntt bieten dürfte. 


„Run ftand die Forderung des Admiralftabs, keinerlei Zufage zu 
machen, fondern nur auf die Konvoiterung zu verweifen, zur Diskuſſion. 
Sh(Treutler) führte aus, daß das in der Note zum Ausdrud fommende 
Entgegentommen unbedingt notwendig jei, denn niemand fünne Gewähr 
übernehmen, daß nicht Amerita bei ablehnender Haltung 
Ihließlih ernfte Maßregeln gegen uns ergreifen 
würde. Der Einfaß in diefem Spiele fei zu hoch, als daß man Riſikos 
übernehmen dürfe, die nicht unbedingt erforderlich jeien. 


„Herr v. Falkenhayn ftimmte bei und erklärte, es müffe unter 
allen Umftänden verhütet werden, daß Amerifainden 
Krieg einträte, folange nicht England niedergefämpft oder fonjt 
unſere Lage gefichert jei. Er jchlage deshalb vor, daß der Admiralſtab, 
was jeiner Anficht nach auch noch nicht gefchehen fei, präzife vor die Frage 
geftellt werde, in weldem Maße er die Gewähr über- 
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nebme,daßEnglanddurhdieANftioninetwa6Woden 
zum Einlentengebradtmwerden fünnte:). 

„Seine Majeftät gingen darauf fofort ein und [prachen Seine 
Unzufriedenheit aus, daß Herr v. Pohl ihm diefe enorm wichtige Frage 
gelegentlich einer Bootsfahrt in Wilhelmshaven vorgelegt habe. Er ftände 
nod auf dem in Charleville verteidigten Standpunkt und habe nicht den 
Eindrud, daß der Admiralftab die fchon damals von Ew. Erzellenz (dem 
Reichstangler) und ihm ſelbſt (dem Kaifer) geftellten Bedingungen er- 
füllen könne. 

„Ich (Treutler) berichtete, was Ew. Erzellenz mir von der Kon- 
ferenz mit Delbrüd, Pohl und v. Falkenhayn (am 1. Februar) gejagt 
hatten, nachdem Herr v. Faltenhayn erklärt hatte, daß er nad den 
Delbrüdichen Ausführungen fi) mit Bezug auf Belgien für befriedigt 
erklärt und die Sitzung verlafjen habe. 

„Seine Majeftät ordneten darauf die Befehle für die Marine- 
behörden an, die ih Ew. Erzellenz bereits telegraphifch mitgeteilt habe, 
und geftatteten, daß die Note mit den obenerwähnten kleinen Qinderungen 
abgehen fünne, jobald und falls der Mdmiralftab, wie er nicht anders an- 
nehmen fönne, zugeftehen müffe, daß er eine Gewähr für ein folch kurz 
befriftetes Einlenten Englands nicht übernehmen könne. Herrn v. Falfen- 
hayns Vorſchlag, Bachmann und v. Tirpig mit Ertrazug herfommen zu 
lafjen, wurde, nachdem Herr v. Müller und ich uns dagegen ausgejprochen 
hatten, von Seiner Majeftät abgelehnt. 

„Seine Majeftät haben mit befonderem Nachdrud erklärt, daß 
er unter allen Umftänden verbiete, die Aktion zu beginnen vor ausdrüd- 
liher Genehmigung, die er ſich vorbehalte.“ 


Der in den beiden le&ten Abjägen des vorftehenden Telegramms er- 
wähnte Befehldes Kaiſers an die Marine enthielt die gleiche ein- 
ſchränkende Anweifung für die Durchführung des U-Bootskrieges, die 
Vizeadmiral Bahmann von fich aus bereits am Abend vorher an die 
Front gegeben hatte, daß nur Handelsichiffe, die ficher als feindliche erfannt 
wären, von den U-Booten angegriffen werden dürften, — die Anweifung, 


1) Es ift nicht erfichtlih, was den General v. Faltenhayn veranlaßt hat, diefen 
Borjchlag zu mahen. Wahrfcheinlich ift, daß während der Unterredung zwifchen dem 
Reichstanzler und dem Admiral v. Pohl am 1. Februar 1915 oder bei einer anderen 
früheren Gelegenheit in Gegenwart des Generals v. Falkenhayn davon geſprochen 
worden ift, England müfje oder könne durch den U-Bootstrieg binnen 
6 Wochen zum Einlenten gebracht werden, und daß General v. Faltenhayn nun 
daraufhin eine entjprehende Gewähr verlangte. 










den Flottenchef veranlaßt hatte, den U-Bootstrieg zunächſt gänzlich ein- 
Die betreffende Anordnung des Raijers wurde von dem 
l des Marinetabinetts am 15. Februar nachmittags in folgender Form 
‚an den Chef des Admiralftabs übermittelt: 
„Seine Majeftät der Kaiſer beftimmen, daß der 
Handelstrieg durh U-Boote gegen Neutrale‘) im 
Sinne der Befanntmahung vom 4. d. M. nit am 18, 
fondern nur auf Allerhbödften Ausführungsbefehl 
beginnt Hohfeehefhathiervon Kenntniserhalten. 
Berner wollen Seine Majeftät eine umgebende tele- 
graphbifhe Meldungdarüberhaben,inweldem Maße 
Sie die Gewähr dafür übernehmen, daß innerhalb 
6Bohennad Beginndes neuenSandelstriegesEng- 
land zum Einlenten gezwungen fein wird Die 
Stellungnahme des Gtaatsjetretärs des Reichs— 
Marine-Amts ift mit zu telegrapbhieren.“ 

Dem Staatsfetretär des Reichs-Marine-Amts, Großadmiral v. Tir- 
pib, und dem Chef des Admiralftabs, Vizeadmiral Bahmann, war 
der Sinn des in den beiden leßten Säßen des vorjtehenden Telegramms 
enthaltenen Kaiferlichen Befehls nicht verftändlich. Nach den perjünlichen 
Aufzeichnungen des Großadmirals v. Tirpiß faßte er den Ausdrud „Ein- 
tenten“ fo auf, daß die Rückkehr Englands zu den Grundfäßen der 
Londoner Geefriegsrechtserflärung gemeint wäre. Bon der Überzeugung 
ausgehend, daß eine verneinende Hußerung, die wohl im Hauptquartier 
erwartet würde, zur Handhabe für eine dauernde Hemmung des Handels- 
frieges gegen England werden fünnte, fandten die Admirale nad) reiflicher 
Überlegung noch an demfelben Abend folgende Antwort an den Chef des 
Marinetabinetts ab: 

„Staatsfefretär des NReichs-Marine-Amts und Chef des Admiraljtabs 
der Marine find überzeugt, daß England 6 Wochen nad) Beginn des neuen 
Handelstrieges einlenten wird, wenn es gelingt, von Anfang an alle 
für dieſe Kriegführung irgend verfügbaren militärifhen Machtmittet 
energiſch einzuſetzen.“ 

Der Kaiſer bezeichnete dieſe Antwort, als fie ihm am 16. vor- 
mittags vorgelegt wurde, als „reichlich verflaufuliert”; er gab jedoch) feine 
Zuftimmung zu einem neuen Antwortentwurf an die Ameritanifche Regie- 
rung, der inzwifchen (15. Februar) vom Auswärtigen Amt im Zufammen- 


1) Gemeint ift das Angreifen von Handelsſchiffen unter neutraler Flagge. 
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arbeiten mit dem Admiralftab und dem Großadmiral v. Tirpit zuftande 
oelommen und telephonifch ins Hauptquartier übermittelt worden war. 
In diejer endgültigen Fafjung ift der deutjche Standpunkt und die Kenn- 
zeichnung der englifchen Kriegführung noch Elarer und beftimmter her- 
ausgearbeitet als in dem erften Entwurf. Bor allem aber wird das Ent- 
gegenfommen praktiſch auf die Mitteilung bejchräntt, daß die U-Boots- 
fommandanten angewiejen werden würden, „Gewalttätigfeiten 
gegen amerifanifhe Handelsjdiffe zu unterlafjen, 
ſoweit fie als ſolche ertennbar find“; eine Gewähr für 
ihre Sicherheit wurde, der militärifchen Forderung des Admiralftabs ent- 
iprechend, nicht übernommen. 

Am 16. mittags ging darauf nachſtehendes Telegramm vom Chef des 
Marinetabinetts aus Löten an den Admiralftab in Berlin: 

„Seine Majeftät der Kaifer haben joeben vorgelegte Neufaffung der 
Note an Amerika, mit der Chef des Admiralftabs einverftanden war, 
genehmigt. Seine Majeftät wollen die daraufhin den U-Booten zu gebende 
Anftruftion vorgelegt haben und behalten ſich Beginn der 
Aftion gegen Neutrale weiterhin vor. Geine Majeftät 
treffen vorausfichtlich morgen wieder in Berlin ein. Empfehle dann gleich 
Vortrag nachſuchen.“ 

Die deutſche Antwort auf die amerikaniſche Note wurde am 16. Fe- 
bruar dem ameritanifhen Botjchafter in Berlin überreicht. Sie lautete: 


Deutjhde Erwiderung vom 16. Februar 1915 auf die 
amerifanijhe Note vom 12. Februar 1915. 


„Die Kaiſerlich Deutſche Regierung hat die Mitteilung der Regierung 
der Bereinigten Staaten in dem Geifte des gleichen Wohlmollens und der 
gleihen Freundſchaft geprüft, von welchem ihr diefe Mitteilung diktiert 
erjcheint. 

„Die Kaiſerlich Deutjche Regierung weiß ſich mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten darin eins, daß es für beide Teile in hohem Maße 
erwünjcht ift, Mißverftändniffe zu verhüten, die ſich aus den von der 
deutjchen Admiralität angefündigten Maßnahmen ergeben könnten, und 
dem Eintritt von Ereigniffen vorzubeugen, die die zwijchen den beiden 
Regierungen bisher in jo glüdlicher Weife beftehenden freundichaftlichen 
Beziehungen zu trüben vermöchten. 

„Die Deutjche Regierung glaubt, für diefe Verficherung bei der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten um fo mehr auf volles Verftändnis rechnen 
zu Dürfen, als das von der deutfchen Admiralität angefündigte Vorgehen, 









Antwort der Deutſchen Regierung auf die ameritanifche Note. 121 







wie in der Note vom 4. d.M. eingehend dargelegt wurde, in feiner Weiſe 
‚gegen den legitimen Handel und die legitime Schiffahrt der Neutralen 
‚gerichtet ift, jondern lediglich eine durch Deutjchlands Lebensintereſſen 
erzwungene Gegenwehr gegen die völkerrechtswidrige Seekriegführung 
Englands daritellt, die fich bisher durch feinerlei Einſpruch der Neutralen 
auf die vor dem Kriegsausbruch allgemein anerfannte Rechtsgrundlage 
bat zurüdführen Laffen. 

„Um in diefem fardinalen Punkte jeden Zweifel auszujchließen, er- 
laubt fich die Deutjche Regierung nochmals die Sacdjlage feitzuftellen: 

„Deutſchland hat bisher die geltenden völferrechtlichen Beftimmungen 
auf dem Gebiete des Geefrieges gewiljenhaft beobachtet, insbejondere hat 
es dem gleich zu Beginn des Krieges gemachten Vorſchlage der Amerika— 
nifhen Regierung, nunmehr die Londoner Seefriegsrechtserflärung zu 
ratifizieren, unverzüglich zugeftimmt und deren Inhalt auch ohne ſolche 
formelle Bindung unverändert in fein Prifenrecht übernommen. Die 
Deutjche Regierung hat ſich an diefe Beftimmungen gehalten, aud) wo fie 
hren militäriſchen Interefjen zumiderliefen; jo hat fie beifpielsweije bis 
auf den heutigen Tag die Lebensmittelzufuhr von Dänemark nad) Eng- 
land zugelaffen, obwohl fie diefe Zufuhr durch ihre Seeftreitkräfte jehr 
wohl hätte unterbinden fönnen. 

„sm Gegenfaß hierzu hat England jelbjt ſchwere Verlegungen des 
Völkerrechts nicht gejcheut, wenn es dadurch) den friedlichen Handel Deutſch— 
lands mit dem neutralen Ausland lähmen konnte. Auf Einzelheiten wird 
die Deutjche Regierung hier um fo weniger einzugehen brauchen, als folche 
in der ihr zur Kenntnis mitgeteilten ameritanifchen Note an die Britifche 
Regierung vom 28. Dezember v.I. auf Grund fünfmonatiger Erfahrungen 
zutreffend, wenn auch nicht erfchöpfend dargelegt find. 

„Alle dieſe Übergriffe find zugeftandenermaßen darauf gerichtet, 
Deutſchland von aller Zufuhr abzufchneiden und dadurd) die friedliche 
Zivilbevölferung dem Hungertode preiszugeben, ein jedem Kriegsrecht und 
jeder Menjchlichteit widerjprechendes Verfahren. 

„Die Neutralen haben die völferrechtswidrige Unterbindung ihres 
Handels mit Deutjchland nicht zu verhindern vermodht. Die Amerifanifche 
Regierung hat zwar, wie Deutjchland gern anerkennt, gegen das englijche 
Berfahren Proteft erhoben; troß diejes PVroteftes und der Proteſte der 
übrigen neutralen Regierungen hat England fi) von dem eingejchlagenen 
Verfahren nicht abbringen lafjen. So ift noch vor furzem das ameritanijche 
Schiff „Wilhelmina“ von englifcher Seite aufgebracht worden, obwohl feine 
Ladung lediglich für die deutſche Zivilbevölterung beftimmt war und nad) 
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einer ausdrüdlichen Erklärung der Deutfchen Regierung nur für diefen 
Zwed verwendet werden ſollte. 

„Dadurd) ift folgender Zuftand geſchaffen worden: 

„Deutichland ift unter ftilffehweigender oder proteftierender Duldung 
der Neutralen von der überfeeijchen Zufuhr jo gut wie abgefchnitten, und 
zwar nicht nur hinfichtlich folher Waren, die abjolute Konterbande find, 
fondern auch hinfichtlich folcher, die nach dem vor Kriegsausbruch allgemein 
anerkannten Recht nur relative Konterbande oder überhaupt feine Konter- 
bande find. 

„England dagegen wird unter Duldung der neutralen Regierungen 
nicht nur mit folhen Waren verjorgt, die feine oder nur relative Konter- 
bande find, von England aber gegenüber Deutjchland als abjolute Konter- 
bande behandelt werden (Lebensmittel, industrielle Rohftoffe ufw.), fondern 
ſogar mit Waren, die ftets und unzweifelhaft als abjolute Ronterbande 
gelten. Die Deutſche Regierung glaubt insbefondere und mit dem größten 
Nachdruck darauf hinweijen zu müffen, daß ein auf viele Hunderte von 
Millionen Markt geſchätzter Waffenhandel ameritanifcher Lieferanten mit 
Deutfchlands Feinden befteht. 

„Die Deutjche Regierung gibt fie) wohl Rechenfchaft darüber, daß die 
Ausübung von Rechten und die Duldung von Unrecht feitens der Neutralen 
formell in deren Belieben fteht und feinen formellen Neutralitätsbrud) 
involviert; fie hat infolgedeffen den Vorwurf des formellen Neutra- 
litätsbruchs nicht erhoben. Die Deutfche Regierung kann aber — gerade 
im Interefje voller Klarheit in den Beziehungen beider Länder — nicht 
umbin, hervorzuheben, daß fie mit der gefamten öffentlihen Meinung 
Deutſchlands ſich dadurch ſchwer benadteiligt fühlt, daß die Neutralen in 
der Wahrung ihrer Rechte auf den völferrechtlic) Iegitimen Handel mit 
Deutjchland bisher feine oder nur unbedeutende Erfolge erzielt haben, 
während fie von ihrem Recht, den Konterbandehandel mit England und 
unferen anderen Feinden zu dulden, uneingejchränften Gebrauch machen. 
Wenn es das formale Recht der Neutralen ift, ihren legitimen Handel 
mit Deutfchland nicht zu ſchützen, ja fogar fi) von England zu einer 
bewußten und gewollten Einſchränkung des Handels bewegen zu lafjen, 
jo ift es auf der anderen Seite nicht minder ihr gutes, aber leider nicht 
angemwendetes Recht, den Konterbandehandel, insbefondere den Waffen- 
handel mit Deutſchlands Feinden, abzuftellen. 

„Bei dieſer Sachlage Sieht fich Die Deutfche Regierung nad) 6 Monaten 
der Geduld und des Abwartens genötigt, die mörderifche Art der Geefrieg- 
führung Englands mit ſcharfen Gegenmaßnahmen zu erwidern. Wenn 
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England in feinem Kampf gegen Deutjchland den Hunger als Bundes- 
genofjen anruft, in der Abficht, ein Kulturvolt von 70 Millionen vor die 
Baht zwijchen elendem Verkommen oder Unterwerfen unter feinen poli- 
tifhen und kommerziellen Willen zu ftellen, jo ift heute die Deutjche 
Regierung entfchloffen, den Handſchuh aufzunehmen und an den gleichen 
Bundesgenoffen zu appellieren; fie vertraut darauf, daß die Neutralen, 
die bisher fich den für fie nadhteiligen Folgen des englijhen Hungerkrieges 
ſtillſchweigend oder proteftierend unterworfen haben, Deutſchland gegenüber 
fein geringeres Maß von Duldjamteit zeigen werden, und zwar au) dann, 
wenn die deutjchen Maßnahmen, in gleicher Weife wie bisher die eng- 
Mühen, neue Formen des Geefriegs darftellen. 

„Darüber hinaus ift die Deutfche Regierung entichloffen, die Zufuhr von 
Rriegsmaterial an England und feine Verbündeten mit allen ihr zu Ge- 
 bote ftehenden Mitteln zu unterdrüden, wobei fie als jelbftverftändlich an- 
nimmt, daß die neutralen Regierungen, die bisher gegen den Waffen- 
handel mit Deutjchlands Feinden nichts unternommen haben, fich der 
gewaltjamen Unterdrüdung diefes Handels durch Deutjchland nicht zu 
widerſetzen beabfichtigen. 

„Bon diefen Gefichtspunften ausgehend, hat die deutſche Admiralität 
die von ihr näher bezeichnete Zone als Seetriegsgebiet erklärt. Sie wird 
diefes Seefriegsgebiet jo weit wie irgend angängig durd) Minen jperren, 
auch die feindlichen Handelsichiffe auf jede andere Weiſe zu vernichten 
fuchen. 

„So jehr nun auch der Deutfchen Regierung bei dem Handeln nad 
diefen zwingenden Gefichtspunften jede abfihtlide Vernich— 
tung neutraler Menfhenlebenund neutralen Eigen- 
tums fern liegt, fo will fie doch auf der anderen Seite nicht verfennen, 
daß durch die gegen England durchzuführenden Aktionen Gefahren ent- 
ftehen, die unterfchiedslos jeden Handel innerhalb des Geefriegsgebietes 
bedrohen. Dies gilt ohne weiteres von dem Minentrieg, der auch bei 
ftrengfter Innehaltung der völferrechtlihen Grenzen jedes dem Minen- 
gebiet ſich nähernde Schiff gefährdet. 

„Hu der Hoffnung, daß die Neutralen fi) hiermit ebenjo wie mit den 
ihnen durd) die englifhen Maßnahmen bisher zugefügten ſchweren Schädi- 
gungen abfinden werden, glaubt die Deutfche Regierung um fo mehr 
berechtigt zu fein, als fie gemillt ift, zum Schuße der neutralen Schiffahrt 
ſogar im Seekriegsgebiet alles zu tun, was mit der Durchführung ihres 
Bwedes irgendwie vereinbar ift. 

„Sie hat den erften Beweis für ihren guten Willen geliefert, indem fie 
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die von ihr beabfichtigten Maßnahmen mit einer Frift von nicht weniger 


als 14 Tagen anfündigte, um der neutralen Schiffahrt Gelegenheit zu 
geben, ſich auf die Vermeidung der drohenden Gefahr einzurichten. 
Zebteres gejhieht am ficherften dur) das Fernbleiben von dem 
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Seekriegsgebiet. Die neutralen Schiffe, die trotz dieſer die Er- 


reichung des Kriegszweckes gegenüber England ſchwer beeinträchtigenden 
langfriſtigen Ankündigung ſich in die geſperrten Gewäſſer begeben, tragen 


ſelbſt die Verantwortung für etwaige unglückliche Zufälle. Die 


Deutſche Regierung ihrerſeits lehnt jede Verantwortung für ſolche 
Zufälle und deren Folgen Ausdrücklich ab. 

„Berner hat die Deutiche Regierung lediglich die Vernichtung der 
feindliden, innerhalb des Geetriegsgebiets angetroffenen Handels- 
ſchiffe angefündigt, nicht aber die Vernichtung aller Handelsidiffe, wie 
die Ameritanifche Regierung irrtümlich verftanden zu haben fcheint. Auch 
dieſe Beſchränkung, die die Deutſche Regierung ſich auferlegt, ift eine Be— 
einträchtigung des Kriegszweds, zumal da bei der Auslegung des Begriffs 
der Konterbande, die Englands Regierung gegenüber Deutjchland beliebt 
hat und die demgemäß die Deutjche Regierung auch gegen England an- 
wenden wird, auch den neutralen Schiffen gegenüber die Präfumption 
dafür jprechen wird, daß fie Konterbande an Bord haben. Auf das Recht, 
das Borhandenjein von Konterbande in der Fracht neutraler Schiffe feit- 
auftellen und gegebenenfalls aus diefer Fejtftellung die Konfequenzen zu 
ziehen, ift die Kaiferliche Regierung natürlich nicht gewillt zu verzichten. 

„Die Deutiche Regierung ift jehließlich bereit, mit der Ameritanifchen 
Regierung jede Maßnahme in die ernfthaftefte Erwägung zu ziehen, die 
geeignet jein fönnte, die legitime Schiffahrt der Neutralen im Kriegs- 
gebiet ficherzuftellen. Sie kann jedoch nicht überfehen, daß alle Be- 
mübungen in dieſer Richtung durch zwei Umftände erheblich erfchwert 
werden: 

1. durd den inzwifchen wohl auch für die Ameritanifche Regierung 
außer Zweifel geftellten Mißbraud der neutralen Flagge 
durch die englifchen Handelsſchiffe; 

2. dur) den bereits erwähnten Konterbandehandel, ins— 
befondere mit Kriegsmaterial, der neutralen Handels- 
ſchiffe. 

„Hinſichtlich des letzteren Punktes gibt ſich die Deutſche Regierung der 
Hoffnung hin, daß ſich die Amerikaniſche Regierung bei nochmaliger Er— 
wägung zu einem dem Geiſte wahrhafter Neutralität ent— 
ſprechenden Eingreifen veranlaßt ſehen wird. 
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„Was den erften Punkt anlangt, jo ift der deutjcherfeits der Amerika— 
Regierung bereits mitgeteilte Geheimbrief der britifchen Admiralität, 
den englifchen Handelsichiffen die Benugung neutraler Flaggen an- 
fohlen hat, inzwifchen durch eine Mitteilung des britiſchen Aus— 
igen Amtes, das jenes Verfahren unter Berufung auf inneres 
iſches Recht als völlig einwandfrei bezeichnet, beftätigt worden. Die 
iſche Handelsflotte hat den ihr erteilten Rat auch ſogleich befolgt, wie 
Amerifanifchen Regierung aus den Fällen der Dampfer „Lufitania“ 
„Laertes“ befannt fein dürfte. 

Weiter hat die Britifche Regierung die engliihen Handels— 
hiffe mit Waffen verſehen und fie angemwiejen, den deutjchen 
Unterjeebooten gewaltfam Widerftand zu leiften. Unter diejen 
Umftänden ift es für die deutjchen Unterſeeboote jehr ſchwierig, die 
neutralen Handelsihiffe als folhe zu erfennen, denn auch eine Unter— 
fuhung wird in den meiften Fällen nicht erfolgen können, da die bei einem 
mastierten englifhen Schiff zu erwartenden Angriffe das Unter- 
fuhungstommando und das Boot jelbft der Gefahr der 
Bernidtungausfeßen. 

„Die Britifche Regierung wäre hiernad) in der Lage, die deutjchen 
Maßnahmen illuſoriſch zu machen, wenn ihre Handelsflotte bei dem Miß- 
brauch neutraler Flaggen verharrt und die neutralen Schiffe nicht ander- 
weit in zweifellojer Weife gefennzeichnet werden. Deutjchland muß aber 
in dem Notftand, in den es rechtswidrig verjegt wird, feine Maßnahmen 
unter allen Umftänden wirkſam machen, um dadurd) den Gegner zu einer 
dem Völkerrecht entjprechenden Führung des Seefriegs zu zwingen und 
fo die Freiheit der Meere, für die es von jeher eingetreten iſt 
und für die es auch heute kämpft, wiederherguftellen. 

„Die Deutfche Regierung hat es daher begrüßt, daß die Amerikaniſche 
Regierung gegen den rechtswidrigen Gebrauc) ihrer Flagge bei der Briti- 
ſchen Regierung PVorftellungen erhoben hat, und gibt der Erwartung Aus— 
druck, daß diefes Vorgehen England künftig zur Achtung der 
ameriftanijchen Flagge veranlaffen wird. 

„In diefer Erwartung find die Befehlshaber der deutjchen 
Unterjeeboote, wie bereits in der Note vom 4. d. M. zum Ausdrud ge- 
bracht worden ift, angewiefen worden, Gemwalttätigfeiten 
gegen ameritanifde Handelsjdhiffe zu unterlaffen, 
ſoweit fie als ſolche ertennbar find. 

„Um in der ficherften Weife allen Folgen einer Verwechſlung — aller- 
dings nicht auch der Minengefahr — zu begegnen, empfiehlt die Deutiche 
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Regierung den Vereinigten Staaten, ihre mit friedlicher Ladung befrad)- 
teten, den englifchen Seekriegsſchauplatz berührenden Schiffe durch Kon- 
voiierung fenntlid) zu machen. Die Deutiche Regierung glaubt Dabei 
vorausjeten zu dürfen, daß nur ſolche Schiffe konvoiiert werden, die feine 
Waren an Bord haben, die nad) der von England gegenüber Deutjchland 
angemwendeten Auslegung als Konterbande zu betrachten find. Über Die 
Art der Durdführung einer ſolchen Konvoiierung ift die Deutfche Regie: 
rung bereit, mit der Amerifanifchen Regierung alsbald in Verhandlungen 
einzutreten. Sie würde es aber mit befonderem Dank anerfennen, wenn 
die Amerifanifche Regierung ihren Handelsfhiffen dringend empfehlen 
wollte, jedenfalls bis zur Regelung der Flaggenfrage den engliſchen 
Seetriegsjhauplaß zu vermeiden. 

„Die Deutſche Regierung gibt fi) der zuverfichtlichen Hoffnung hin, daß 
die Amerifanifche Regierung den ſchweren Kampf, den Deutjchland um fein 
Dafein führt, in feiner ganzen Bedeutung würdigen und aus den vor- 
ftehenden Aufflärungen und Zujagen ein volles Verfjtändnis 
für die Beweggründe und Ziele der von ihr angekündigten Maßnahmen 
gewinnen wird. 

„Die Deutiche Regierung wiederholt, daß fie in der bisher peinlich von 
ihr geübten Rüdfiht auf die Neutralen ſich nur unter dem ſtärkſten 
Zwang der nationalen GSelbfterhaltung zu den ge 
planten Maßnahmen entjchloffen hat. Sollte es der Amerikaniſchen Regie- 
rung vermöge des Gewichts, das fie in die Waagjchale des Geſchicks der 
Völker zu legen berechtigt und imftande ift, in leßter Stunde noch) gelingen, 
die Gründe zu bejeitigen, die der Deutjchen Regierung jenes Vorgehen zur 
gebieterifchen Pflicht machen, follte die Amerikaniſche Regierung ins- 
befondere einen Weg finden, die Beahtung der Londoner 
Seetriegsrehtserflärung aud von feiten der mit Deutſchland 
friegführenden Mächte zu erreichen und Deutfchland dadurd) die legitime 
Zufuhr von Lebensmitteln und induftriellen Rohjtoffen zu ermöglichen, jo 
würde die Deutfche Regierung hierin ein nicht hoch genug anzufchlagendes 
Verdienſt um die humanere Geftaltung der Kriegführung anertennen und 
aus der aljo gejchaffenen neuen Sachlage gern die Folgerungen 
äiehen.“ 


Der Chef des Admiralftabs fonnte mit Genugtuung feftjtellen, daß 
die erfte drohende Beichräntung des Handelstriegs der U-Boote feinem 
Antrag gemäß abgewiejen und von der deutfchen Bekanntmachung vom 
4. Februar nach außen tatſächlich nichts preisgegeben worden war. 









Tätigkeit der U-Boote vorläufig unterbrochen. 









die Berwendung der U-Boote jedoch war die Wirkung des 
ameritanijchen Einjpruchs und des darauf folgenden Kaiferlichen Befehls 
,‚ daß die faum begonnene U-Bootstätigkeit ftillgelegt war. 
Bährend der entjcheidenden Beratungen im Hauptquartier am 15. waren 
der Chef des Admiraljtabes noch ein beauftragter Vertreter von 
zugegen gewejen — die angeregte Heranziehung des Admiraljtabs- 
eis und des Staatsjetretärs des Reichs-Marine-Amts war jogar abge- 
Tehnt worden. Die bevorftehende Rückkehr des Kaiſers nad Berlin am 
16. bot daher dem Bizeadmiral Bachmann die Gelegenheit, zum erften 
Mal dem Kaifer in einem perfünlichen Vortrag die Erforderniffe des 
 V-Boottrieges eingehend darzulegen. 


Für diefen Immediatvortrag hatte der Admiralftab am 16. Februar 
folgende Unterlage ausgearbeitet: 


„1. Der von Euerer Majeftät am 4. d. M. genehmigte Handelstrieg 
mit Unterfeebooten gegen England war gedacht als Vergeltungsmaßregel 
gegenüber dem englijchen Beſtreben, uns ohne Blodade durch Drud auf 
die Neutralen auszuhungern und zum Frieden zu zwingen. 


„2. England hat nad) dem Auftreten von »U 21« in der Srifchen See 
die Bewaffnung möglichft vieler englifcher Handelsichiffe mit Kanonen 
mit allen Mitteln betrieben. Es ift damit zu rechnen, daß die Unterjee- 
boote, wenn jie, wie bisher, neben einem Schiffe zur Unterfuchung 
auftauchen, ohne weiteres durch Gejhüßfeuer vernichtet werden. Auch mit 
Gemwehrfeuer auf den Kommandanten oder dem Einfchießen der Turm- 
fenfter jowie mit Werfen von Bomben muß nad) Vorfchlägen, die in eng- 
liſchen Zeitungen gemacht worden find, gerechnet werden, desgleichen mit 
dem Verſuch, das Unterfeeboot zu rammen. Die »Shipping Gazette« vom 
2. Februar fette jogar eine Belohnung von 500 £ aus für die Bemannung 
desjenigen nicht armierten Handelsichiffes, das zuerft ein deutſches Unter- 
feeboot zur Strede bringt. 


„Die  Unterfeeboote find Daher jet gezwungen, feindliche 
Handelsihiffe in gleicher Weife untergetaucht anzugreifen, wie Kriegs- 
ſchiffe, wollen fie fi) nicht felbft der Vernichtung ausfegen. Ihre Lage 
wäre hierbei nicht jchwierig, wenn fie die Nationalität des anzugreifenden 
Schiffes an der Flagge erkennen fünnten. Das hat die englifche Admiralität 
in richtiger Erkenntnis der Sadlage durd) ihren Geheimbefehl vom 
31. Januar, nur noch neutrale Flaggen zu führen, vereitelt. Sie verfolgte 
damit augenfcheinlich zwei Zwede: einmal follten deutfche Unterjeeboote 
dadurch gezwungen werden, zur Unterfuchung eines Schiffes und zur Feft- 
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ftellung jeiner Nationalität aufzutauchen und ſich dabei der Gefahr der 
Bernihtung auszufegen, wenn das betreffende Schiff ſich als feindliches 
erwies, andererjeits hoffte fie, wenn die Unterjeeboote ſich hierauf nicht 
einließen, und die Schiffe auch neutraler Flagge ohne weiteres vernichteten, 
auf Verwechſlungen und dadurch herbeigeführte Konflitte Deutjchlands mit 
neutralen Staaten .... 

„Die Sachlage ift daher jet fo, daß im Kriegsgebiet nur 
nob Schiffe mit neutraler Flagge fahren. 

„Sogar die von manden Neutralen eingeführte auffällige Bemalung 
des Schiffstörpers wird von den Engländern nachgemadt. Ein Unter- 
jeebootsfrieg,derfihnuraufäfngriffegegenSdiffe 
feindliher Flagge erftredt, wird alfo zu nidts füh— 
ren, da es ſolche niht mehr gibt. Andererjfeits ift eine Feſt— 
ftellung, ob die Flagge zu Recht geführt wird, aus den oben erwähnten 
Gründen nicht möglid. Bei diefer Lage ift es erforderlich, die Neutrglen 
von den Gefahren des Kriegsgebiets abzufhreden. Sie find deshalb 
auf das ernftefte vor den im Kriegsgebiet drohenden Gefahren gewarnt 
worden. Wenn fie trogdem nod) das Kriegsgebiet befahren, und durch 
Verwechſlungen, die bei dem Mißbrauch neutraler Flaggen unvermeidlid) 
find, auf feindliche Schiffe berechneten Angriffen zum Opfer fallen, jo 
fann dafür nicht die Deutjche Regierung verantwortlich gemacht werden. 
Um folhen Verwechſlungen möglichft vorzubeugen, follen den Unterfee- 
booten Offiziere des Norddeutjhen Lloyds und der 
Hamburg-Amerifa-Linie beigegeben werden, die aus ihrer 
Tätigkeit die Schiffe Neutraler, insbejondere ameritanifcher Linien, ihrem 
Äußeren nad) fennen. Ein weiteres Mittel, volle Sicherheit zu ſchaffen, 
würde jein, daß die Neutralen zur Begleitung ihrer Schiffe durch Kriegs- 
ſchiffe veranlaßt werden, die für die richtige Flaggenführung und das Nicht- 
führen von Konterbande garantieren. Auch ein beftimmter Hafen könnte den 
Neutralen freigegeben werden, am beften wohl Newcaſtle, damit fie in der 
Lage find, Kohlen zu befommen. Borausfegung für diefes Zugeftändnis 
unfererfeits würde fein, daß die Englifche Regierung ſich verpflichtet, auf 
die Einfuhr jegliher Konterbande über diefen Hafen zu verzichten. Eine 
dahingehende Anregung ift von dem Botjchafter in Berlin der Amerika— 
nifchen Regierung gemacht worden und ift vom Botfchafter mit VBerftändnis 
entgegengenommen worden. Kommt es auf diefer Grundlage mit Amerifa 
zu einer Einigung, fo ift zu hoffen, daß eine folche auch mit den übrigen 
Neutralen zu erreichen fein wird, und daß dann der linterfeeboots- 
frieg jo einjfegen fann, wie zu feiner wirkſamen Führung notwendig it. 









Einfhräntender Befehl des Kaifers vom 17. Februar 1915. 









augenblidlihe Inftruttion, nur Schiffe feindlider 
lagge zuvernidten,verfjpridtnidt den geringften 
tfolg und rechtfertigt nicht den für die Unterjeeboote gefährlichen Auf- 
pemi: im Kriegsgebiet. 

„Wenn die jetige Bejchräntung aufgehoben wird, würde den 
— der auf der Anlage entworfene Befehl zu geben jein. 

„Der18.%ebruar, für den der Beginn des U-Bootstrieges ange- 
kündigt war, ſteht vor der Tür. Es ift zu befürchten, daß die Neu- 
tralen, wenn am 18. und den folgenden Tagen ſich nichts ereignet, das 
Ganze für eine Täufchung halten und das Kriegsgebiet wie früher befahren 
werden. Dadurch wird die Gefahr von nicht beabfichtigten Verluſten neu- 
traler Schiffe durch Verwechſlungen vervielfacht. ch bitte Ew. Majejtät 
daher, den Beginn des U-Bootstrieges befehlen zu wollen, jobald der 
Stand der Verhandlungen mit den Neutralen es irgend geftattet.“ 

Die von dem Chef des Admiralftabs nad) dem Jmmediatvor- 
trag am 17. Februar gefertigte Aufzeichnung über die Entiheidung 
des Kaifers lautete: 

„SeineMajeftäthabenbefohlen,daßdie U-Boots- 
attioninvollemUmfangeundohne Einſchränkungen 
erft beginnen foll, wenn die diplomatiſchen Unter- 
bandlungen mit den Neutralen zu einem erftenn- 
baren Ergebnis geführt haben Es ſoll alles zum 
fofortigen Einfeßgen des uneingefhräntten Han- 
delstrieges bereit gehalten werden. Den Beginn 
wollen Seine Majeftät noch befehlen.“ 


Für die Tätigkeit der U-Boote hatte der Vortrag vor dem Kaiſer 
fomit feine Veränderung gebracht; die politiche Rüdficht war vorherrſchend 
geblieben. Einen neuen Befehl, auf den die U-Boote zum Auslaufen 
warteten, fonnte der Chef des Admiralftabs der Front nicht jenden. Zur 
vorbereitenden Unterrichtung lediglich erhielten das Kommando der Hod)- 
feeftreitfräfte und das Marinetorps in Flandern vom Admiralſtab am 
18. Februar folgende Verfügung: 

„Seine Majeftät der Raifer haben für die Durchführung des Han- 
delstrieges mit U-Booten folgenden ihm auf Allerhöchften Befehl vor- 
gelegten Befehl erlaffen. Diefer ſoll jedoch erft auf befon- 
deren Allerhbödften Befehl in Kraft treten: 

„J. Der Handelstrieg mit Unterfeebooten ift mit allem Nachdruck zu 
führen. 
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„2. Feindliche Handelsichiffe find zu vernichten. 

„3. Neutrale Schiffe jollen gefehont werden. Das Führen einer neu- 
tralen Flagge oder von Schornfteinabgeichen neutraler Dampferlinien ift 
allein jedoch nicht als Gewähr für neutrale Nationalität anzufehen. Auch 
das Führen weiterer neutraler Abzeichen (Band in Nationalfarben am 
Schiffstörper, aufgemalte Nationalflagge, nachts transparente Tafel mit 
Name und Nationalität ufw.) bietet feine volle Sicherheit. Der Komman- 
dant hat alle begleitenden Umftände, die zur Erfennung der Nationalität 
des Schiffes dienen können, zur Beurteilung heranzuziehen, 3. B.: Bauart, 
Ort, Kurs, allgemeines Verhalten. 

„4. Handelsihiffe neutraler Flagge, die im Konvoi fahren, find 
dadurd) als neutral ausgewiefen. Schwediſche, däniſche und norwegiſche 
Schiffe werden gemeinjame Konvois unter Schuß von Kriegsihiffen des 
einen oder des anderen dieſer Staaten bilden. 

„5. Lazarettichiffe find zu jhonen. Sie dürfen nur dann angegriffen 
werden, wenn fie offentundig zum Transport von Truppen von 
England nad) Frantreid) benußt werden. 

„6. Die Schiffe der Unterftüßungstommiffion für Belgien find eben- 
falls zu fhonen. Sie find kenntlich an: 

a) einer großen weißen Flagge mit roter Infchrift »Commission for 
Relief of Belgium«, 

b) der gleichen Aufſchrift mit großen roten Buchſtaben auf der Bord- 
wand. Einige diefer Schiffe führen die englifche Flagge. 

„7. Sollten trog Beobachtung größter Umficht Verwechſlungen vor- 
fommen, wird der Kommandant gededt werden. 

„Seine Majeftät der Kaifer wollen, daß die U-Boote fo be— 
reitgehalten werden, daß auf feinen Befehl der Handelstrieg mit 
U-Booten im Sinne des obigen Befehls mit Nachdruck einjegen kann.” 

Der 18. Februar, der Tag, an dem der Handelsfrieg der U-Boote 
mit abjchredender Wirkung einfegen follte, war auf diefe Weiſe ver- 
gangen. Nur zwei U-Boote befandenfidhin See, die noch 
por dem einfchräntenden Befehl vom 14. ausgelaufen waren: „U 16“ im 
Englifhen Kanal, und „U 30“ in der Jrifhen See. Kein einziges 
Handelsihiff wurde am 18. Februar von deutjden 
U-Booten verfentt'). 

Der Chef des Admiralftabs ftand vor einer Aufgabe, die militäriſch 
unlösbar ſchien. Auf der einen Seite verlangte die Politif, daß Handels 


1) Die betreffenden Unternehmungen der genannten U-Boote werden erjt im 
folgenden Band des „Handelstriegs mit U-Booten“ behandelt werden. 
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ſchiffe mit neutraler Flagge nicht verfenkt werden dürften, auch nicht, wenn 
über ihre Nationalität Zweifel beftanden, damit vor allem Konflifte mit 
den Vereinigten Staaten und Italien vermieden würden. Auf der anderen 
Seite erwedten die Beifpiele des Flaggengebrauchs der engliſchen Dampfer 
„Lufitania”, „Orduna“ und „Laertes“ ſowie eine große Zahl faſt täglich 
aus neutralen Hafenftädten beim Admiraljtab einlaufender Nachrichten 
den ficheren Eindrud, daß der Rat des engliihen Funkſpruchs vom 
31. Januar allgemein befolgt wurde, und daß die U-Bootstomman- 
danten im Kriegsgebiet nur noch neutrale Flaggen zu jehen betommen 
würden, von denen fie jedoch nicht feitzuftellen vermochten, wieweit fie zu 
Recht geführt wurden. Die Frage, die ſich der Chef des Admiralftabs 
unter dieſen Umftänden vorzulegen hatte, war, ob er es militäriſch ver- 
treten konnte, entweder auf jede Tätigkeit der U-Boote zu verzichten — 
wie es der Standpunkt des Ylottenchefs war —, oder ſich mit den ein- 
ſchränkenden Befehlen vorläufig abzufinden und wenigftens den Verſuch 
zu machen, eine ſchwache Wirkung zu erzielen. 

Ein Mittel, das dazu verhelfen konnte, die Nationalität der im Kriegs- 
gebiet fahrenden Handelsihiffe trog etwaiger falfcher Flagge und Ab— 
zeichen zu erfennen, war die bereits erwähnte Einſchiffung von Handels- 
Ihiffsoffizieren der großen deutjchen Dampferlinien auf den U-Booten. 
Durch eine Ausſprache, die ein Offizier des Admiralftabs am 13. Februar 
mit dem amerikaniſchen Marine-Attach& in Berlin über die Note der Ver— 
einigten Staaten gehabt hatte, war diefe Anregung entftanden. Vom 
15. ab ftanden von der Hamburg-Amerifa-Linie und dem Norddeutſchen 
Lloyd eine genügende Zahl von Offizieren, welche in der atlantifhen Fahrt 
Erfahrung hatten, und die meiften in Betracht fommenden Kauffahrtei- 
Ihiffe, im befonderen auch die amerifanijchen, an ihrem Außeren kannten, 
sur Teilnahme an den U-Bootsunternehmungen zur Verfügung. 

Verner hatten Erhebungen des Admiralftabs ergeben, daß amerita- 
niſche Handelsichiffe mit wenigen Ausnahmen nur die Häfen der englifchen 
Weſtküſte anzulaufen pflegten, daß daher die Möglichkeit, amerikaniſchen 
Schiffen zu begegnen, im Engliſchen Kanal und in der Nordſee kaum 
beſtand. Auch der Verkehr italieniſcher Schiffe nach Häfen des Kanals 
und der Nordſee war nicht groß. Der Chef des Admiralſtabs entſchloß 
ſich deshalb, nicht ohne Bedenken, das grundſätzliche Ablehnen jeglicher 
Einſchränkung hinſichtlich der neutralen Flaggen aufzugeben und ſich mit 
einem Befehl an die U-Bootstommandanten zur Schonung der amerika— 
nifchen und italienifchen Flagge einverftanden zu erklären, wenn unter 
diefer Bedingung der Handelstrieg im Englifhen Kanal und in der 
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Mordjee in Gang gejeßt werden könnte. Der Reichstanzler und das Aus- 
wärtige Amt ftimmten einer ſolchen Zöfung zu, und der Chef des Admiral- 
ftabs legte umgehend, am 19. Februar, dem Kaifer einen dabingehenden 
Antrag vor: 

„1. Die Erklärung des Handelstrieges gegen England hat in der 
Nordfee bereits ihre abſchreckende Wirkung ausgeübt. Der Verkehr der 
nordiſchen Reiche nad) der Oftküfte Englands ift bereits gelähmt. Dieje 
Wirkung würde jedoch bald aufhören, wenn fi) unfere U-Boote in der 
Nordfee nicht bemertbar machen. Die Neutralen würden wieder Mut 
faffen und die Schiffahrt nad) der englifchen Oftküfte wieder aufnehmen. 
Hiermit würde die Gefahr von Verwechſlungen wieder wachſen. 

„Ich halte es daher für geboten, den Handelstrieg mit U-Booten in 
der Nordfee entjprechend dem von Em. Majeftät am 17. Februar ge- 
nehmigten Befehl nunmehr ohne Zeitverluft einfegen zu lafjen. 

„2. Ähnlich liegen die Verhältniffe im Engliſchen Kanal. Hier hat die 
Tätigkeit von »U 20« abjehredend gewirkt. Einzelne holländiſche Reede- 
reien haben ihre Fahrten vorläufig unterbroden, um zunächſt die Entwid- 
lung der Dinge abzuwarten, andere wollen die Fahrten aufrechterhalten. 

Auch im Kanal ift danad) das fofortige Einjegen des Handelstrieges 
mit U-Booten erforderlich). 

„3. Ameritanijhe Schiffe, mit Ausnahme von vielleicht einzelnen 
Baumwolldampfern, fommen für die Schiffahrt im Kanal und in der 
Nordjee nicht in Betracht. Dagegen ift es möglich, daß italieniſche Schiffe 
nad) Häfen des Kanals und der Nordjee fahren. Da die Vernichtung 
amerikaniſcher und italienijder Schiffe augenblidlich ver- 
mieden werden muß, werden, um ganz ficher zu gehen, Shiffeunter 
diefen Flaggen nod zu jhonen fein. 

„4. Der Herr Reichstanzler und das Auswärtige Amt haben dem 
Beginn des Handelstrieges in der Nordjee und im Kanal zugeftimmt mit 
der Einfchräntung, daß amerikaniſche und itafienifche Schiffe geſchont 
werden. 

„Euere Majeftät bitte ich daher, befehlen zu wollen, daß der Handels- 
frieg mit U-Booten in der Nordjee und im Englifhen Kanal 
im Sinne des von Euerer Majeftät am 17. Februar erlafjenen Befehls zu 
beginnen hat, daß jedoh Schiffe unter amerifanifdher und 
italienifher Flagge zufjdonen find, fofern fie nit fiher 
als feindliche erkannt find. 

„5. Die Freigabe der Irifchen See für den Handelstrieg mit U-Booten 
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den bisherigen einſchränkenden Befehl vom 14. Februar hinaus 
erfolgen fönnen, fobald fich die Stellung der Bereinigten Staaten 
Italiens zu unjerem Vorgehen beffer überfehen läßt.“ 


Bon den deutjchen Botjchaftern in Rom und Waſhington lagen in 
Tagen folgende Berichte vor: 


Aus einem Telegramm des de utſchen Botjhafters in 
Rom, Fürft Bülow, an das Auswärtige Amt vom 14. Februar: 


„Habe Aufzeihnung über deutſchen Unterfeebootstrieg gegen England 
Sonnino mit eingehenden Kommentaren übergeben. Herr 
Sonnino hörte Vorlefung und Erklärung ſchweigend an und meinte 
: »Die Jerftörung eines neutralen Schiffes unter 
Mmeutraler Flagge ohne Unterjucdhung wäre eine unge- 
Seuerlidhe Sache (une chose Enorme), eine Sache, die niht zu- 
1 läjjig ift.« — Als ich nachdrüdlich die perfide und barbarijche Krieg- 
Führung der Engländer hervorhob, die uns zu folhen Maßnahmen zwinge, 
erwiderte der Minifter, daß es fich jedenfalls um ein völfiges Novum handele. 
Die Folgen eines folchen Vorgehens für die internationalen Beziehungen 
tönnten ſehr ernft werden . . . . Es gelang mir fchließlic), den Minifter 
von einer unfruchtbaren Distuffion über verwidelte Fragen des Völker: 
rechts auf den praftifchen Gefichtspuntt zu Ienten, was wir tun müßten, 
um bedauerliche Zwifchenfälle zwiſchen uns und Italien zu vermeiden, wie 
dies ja gewiß auch fein Wunfch fei. Der Minifter hat ſchon italienifche 
Schiffe, die zwifchen hier und England fahren, auf die ihnen drohende 
Gefahr aufmerkſam gemacht, will dies weiter tun und meinte, es handele 
ſch nicht um viele Fahrzeuge. ch habe ihm geraten, fich die englifche 
Rohle von englifchen Schiffen bringen zu laffen, die italienifchen Schiffe 
aber nad) Nordamerika und Argentinien zu fenden, um dort Getreide zu 
holen. Herr Sonnino meinte Ichließlich, er werde tun, was er fünne, 
damit fein Unglüd paifiere . 


Nach der Veröffentlichung der ameritanifchen Einfpruchnote folgte ein 
neues Telegramm des deutſchen Botfhafters in Rom vom 
16, Februar: 

„Ameritanifche Note ift geeignet, ftarten Eindrud zu verwifchen, den 
Erflärung Handelsfrieges gegen England in Italien hervorrief. Zur Ber: 
meidung Gefahr ähnlicher Note von Italien ift erwünfcht, in Antwortnote 
bei möglichjter Nüdfichtnahme auf neutrale Intereſſen Notwendigkeit 
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unabänderlihen Feſthaltens an Standpuntt zu verfichern, höchftens als 
äußerftes Entgegenfommen Genehmigung Geleits neutraler Dampfer 
durch neutrale Rriegsichiffe bei Tage durch das Kriegsgebiet in Ausſicht 
zu ftellen. 

In dem jegigen ſchwierigen Augenblick abhängt in Italien viel davon, 
Refpeft vor der Tat Deutjhlands und feiner Flotte auf- 
rechtzuerhalten, und Gefahr für neutrale Schiffahrt deutlich zu 
betonen.“ 

Aus einem telegraphifchen Bericht desdeutf hen Botihafters 
in Waſhington, Graf Bernftorff, datiert aus Stodholm vom 
17. Sebruar: 

„Heute Unterftaatsfetretär Lanjing Aufzeichnung übergeben, der 
unjeren Standpuntt hinfichtlich des legten Abſatzes über Seekriegsrecht als 
»fehr vernünftig« bezeichnet. Wie ſich die amerifanifchen Handelsſchiffe 
verhalten werden, kann ich heute noch nicht melden. Qanfing wieder- 
holte mir, was er mir ſchon früher fagte, daß er die amerifanifche Note 
über den Unterfeebootstrieg in erfter Linie unter dem Eindrud verfaßt 
habe, daß die JZerftörung eines amerifanifdhen Schiffes 
die hiefige öffentliche Meinung außerordentlidh erregen würde 
und unüberjfehbbare Konſequenzen haben könnte.“ 


Ein anderes Telegramm des deutfhen Botjhafters in 
Waſhington, datiert aus Stodholm vom 19. Februar: 


„Senatstomits für auswärtige Angelegenheit nahm heute hinter 
verſchloſſenen Türen Mitteilung Herrn Wilfons entgegen, hinfichtlic) der 
dureh unferen lnterfeebootstrieg gejchaffenen Lage. Diefe wurde, wie ich 
unter der Hand hörte, in den Mitteilungen als »von fehlechter Vorbedeu— 
tung, aber nicht alarmierend« (ominous but not alarming) bezeichnet. 

„Ih glaube nicht, daß hiefige Regierung fich entſchließen wird, in Eng- 
land diplomatiſche Schritte zu tun, welche die Situation verbefjern könnten, 
da fie immer unbeteiligt bleiben will. Indes würde meines Erachtens 
die Zerftörung amerikaniſchen Schiffes eine außer- 
ordentlid bedentlide Erregung fhaffen, melde die 
ihlimmften Folgen haben könnte. Ich rate dringend, Houfe fommen 
zu lafjen, oder, wenn er ſchon dort, Lage mit ihm zu beſprechen. Er hat 
bier mehr Einfluß als irgendein anderer').“ 


+) Gemeint ift der politifche Vertraute des Präfidenten Wilfon, Oberft Houfe, der 
fih Ende Februar mit politifhem Auftrag in London befand. Seine Ankunft in Berlin 
wurde erwartet. 
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Dem Antrag des Admiralftabs vom 19. Februar, den Handelskrieg 
U-Boote in der Nordfee und im Englifhen Kanal unter Schonung der 
e mit amerifanifcher und italienifher Flagge beginnen zu laflen, 
wurde von feiten des Kaifers Folge gegeben, jo daß der Admiralftab 
am 20. eine entjprechende Anmweifung an den Flottenchef und das Marine- 
korps abgehen lafjen konnte: 

„1. Seine Majeftät der Raijer haben den Beginn des Handels- 
trieges mit U-Booten gemäß dem am 18. Februar überfandten Befehl für 
das Gebiet ver Nordfee und für den Englifhen Kanal befohlen. 
Beine Majeftät wollen jedoch, daß vorläufig Schiffe unterameri- 
tanifher und italienifher Flagge in diejen Gebieten ge- 
ſchont werden, fofern fie nicht ſich er als feindlich erfannt find. Die 
Freigabe der übrigen Teile des Kriegsgebiets über den einjchräntenden 
Befehl vom 14. Februar hinaus haben ſich Seine Majeftät noch vor- 
behalten. Ich hoffe, daß fie in kurzer Zeit erfolgen wird. 

„2. Die Rüdfiht auf einen von neutraler Seite ausgegangenen Vor— 
ſchlag, über den verhandelt wird, macht es vorläufig nötig, daß in dem 
nachftehend genau umgrenzten Gebiete nur ſicher als feindlich erkannte 
Schiffe vernichtet werden. In diefem Gebiete dürfen Schiffe unter neu- 
traler Flagge unter feinen Umftänden angegriffen werden. 

„Das Gebiet wird umgrenzt durd) 1. die Linie: Farn-Infel—Lindes- 
nes, 2. die Linie: Englifche Oftfüfte auf 55° Nordbreite bis 0° Länge und 
von diefem Punkte bis Hanjtholm. 

„Das gleiche Gebiet darf nicht mit Minen verfeucht werden.“ (Tert- 
ſtizze Nr. 5, Seite 137.) 


Was für die amerifanifche und italienifhe Schiffahrt im Eng- 
lifhen Kanal und in der Nordfee galt, traf im Grunde aud) für 
den Handel diefer Nationen nad) den Häfen der engliihen Weſtküſte 
zu. Auch dort, in der Iriſchen See und auf den dahin führenden Gee- 
ftraßen, waren, wie die Feftftellung ergab, nur verhältnismäßig wenige 
und zum Teil typiſche amerifanifche und italienische Kauffahrteifchiffe 
anzutreffen, mit deren Unterfcheiden durch fachkundige Handelsſchiffs— 
offiziere gerechnet werden konnte. Wenn die Marine für den Handelstrieg 
in der Jrifchen See die gleiche Einjhräntung bezüglich der amerikaniſchen 
und der italienifhen Flagge in Kauf nahm wie für den Kanal und die 
Norbſee, ſo war dies ſchließlich ein Verſuch, der zeigen mußte, ob und in 
welhem Umfange diefe neutralen Flaggen von feindlichen Schiffen als 
Hilfsmittel gegen die deutfehen U-Boote gebraucht und wie weit die Unter— 
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— der U-Boote in ihrem Ergebnis dadurch beeinträchtigt werden 


— Chef des Admiralſtabs glaubte, auch dieſe Verantwortung über— 
nehmen zu müſſen, zumal der ſonſt ſicher zu erwartende Fehlſchlag der 
groß angekündigten Seekriegsmaßnahme auch einen nicht unerheblichen 
Berluft an politifchem Anfehen bedeutet hätte. Nachdem Vizeadmiral 
Bachmann ſich des Einverftändniffes des Reichstanglers und des Staats- 
jefretärs des Äußeren verfichert hatte, legte er noch am 22. Februar 
dem Raifer folgenden Antrag vor: 

„Durch Befehl Euerer Majeftät vom 19. Februar find der Durch— 
führung des Handelstrieges mit U-Booten gegenüber den grundlegenden 
Befehlen vom 17. Februar noch ſtarke Bejchräntungen auferlegt. Sie haben 
zur Folge, daß englifhe Schiffe in der Srifchen See durch Heißen 
irgendeiner neutralen Flagge, im Kanal und in der Nordfee dur) 
Heißen der amerifanifhen und italienifhen Flagge un- 
gefährdet fahren fünnen. 


„Ein längeres NAufrechterhalten der befohlenen vorläufigen Einjchrän- 
tungen muß zum Mißlingen des Handelstrieges mit U-Booten führen. 
Sie fließen den notwendigen Erfolg gegen englifhe Schiffe aus und 
bedeuten eine nußloje jtarfe Gefährdung und Abnugung von Material 
und Perjonal unjerer U:Boote. Sie führen ferner dazu, daß die an die 
Neutralen erlaffene Warnung ihre Wirkung verliert und diefe ihre Fahrten 
wieder aufnehmen. 


„Das in der Jriſchen See ftationierte U-Boot (»U 30«) muß etwa am 
23. Februar den Rückmarſch antreten. Der Erjat kann nicht hinausgeſchickt 
werden, bevor endgültige Befehle gegeben find, weil eine funfentelegra- 
phijche Übermittlung von Befehlen nad) der Friſchen See nicht gefihert ift. 
Die Irifche See, in der die Hauptwirkung des Handelstrieges erzielt werden 
foll, ift infolgedefjen von den U-Booten in nächfter Zeit entblößt. 

„Bir treiben jo einem militärifhen Fehlſchlag entgegen, 
der unter allen Umftänden vermieden werden muß. 

„Die Handelsjchiffe neutraler Nationalität, die aus politifhen Gründen 
befonderer Beachtung bedürfen, find die amerifanifchen und Die italie- 
niſchen. 

„Bier amerikaniſche Paſſagierdampfer, die nach Liverpool fahren, find 
an ihrer Bauart und infolge ihrer regelmäßigen Fahrzeit mit Sicherheit 
zu ertennen, fomit durch Verwechſlung nicht gefährdet. Die anderen 
ameritanifchen Schiffe europäifcher Fahrt find Baumwolldampfer, die nad) 





Nr. 5. Kriegsgebiet, nad der Ertlärung des Chefs des 
Admiraljtabs vom 4. Februar 1915. 


ABbtEP 
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neutralen und deutihen Häfen des Feftlandes fahren und nur in geringer 
Anzahl den Englifhen Kanal pajfieren. Auf diefe werden die U-Boote 
bejonders hinzumeifen jein. Italieniſche Dampfer fahren nur nad) der 
Srifhen See und dem Briftol-Ranal, um Kohlen zu hofen. Auf fie auf: 
merkjam gemacht, werden unfere U-Boote die nur auf diefem Handelsweg 
fahrenden Italiener fehonen können. 

„Unter diefen Umftänden erfcheint gegenüber den zwingenden militä- 
riſchen Gründen die weitere Aufrechterhaltung der einfchränfenden Befehle 
nicht mehr gerechtfertigt. In voller Übereinjtimmung mit Großadmiral 
v. Tirpiß und dem auf Aufhebung der einfchräntenden Befehle drän- 
genden Chef der Hochjeeftreitkräfte jchlage ich Euerer Majeftät vor, den 
Befehl vom 17. Februar nunmehr allgemein in Kraft zu fegen, dabei 
aber die U-Boote darauf hinzumweifen, daß in bezug auf amerika— 
nijhe Bafjagier- und Baummolldampfer und die ita- 
lienifhen Dampfer die größte Vorficht geboten tft, um ein 
unbeabfichtigtes Verfenten zu vermeiden. 

Der Herr Reichstanzler und das Auswärtige Amt haben zugeftimmt.“ 


Auch diefem einhelligen Vorſchlag ftimmte der Kaifer ſogleich zu, 
jo daß mit dem 22. Februar der durd das Eintreffen der amerika— 
niſchen Note verurfachte Aufenthalt für die Eröffnung des U-Bootshandels- 
frieges als überwunden angefehen werden konnte. An dem gleichen Tage 
ging dem Kommando der Hochfeeftreitfräfte und dem Marineforps von 
feiten des Chefs des Admiralftabs der Iete Befehl in diefer erſten Reihe 
der einfhräntenden und wieder aufhebenden Anordnungen für den 
U-Bootsfrieg zu: 


„Seine Majeftät der KRaifer Haben befoblen, daß 
der am 18. Februar überfandte Allerhöchſte Befehl 
für die Durchführung des Handelstrieges mit 
U-Booten nunmehr für das ganze Kriegsgebiet in 
Kraft zu treten habe. Seine Majeftät der Raifer 
wollen jedod die U-Bootstommandanten ausdrüd- 
ih dDaraufbingewiefen haben, daß mit Rückſicht auf 
das ſchwierige politifhe Verhältnis zu den Ber- 
einigten Staaten und Italien in bezug aufamerißa- 
nijhe und italienifhe Dampfer die größte Borfidt 
geboten ift, um ein unbeabjidtigtes Verſenken der- 
lelben zu vermeiden. Bezüglid der amerifanijden 
PBafjagierdampfer vergleide Sadlage vom 2. Fe- 
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sar) AmerifanifheBaummolldampferpaffieren 
mnRanalaufdemPegenahRotterdamundBremen?) 
dazurüd. Italienifhe Dampfer geben mit Ladung 
Teil nach Häfen der Jrifhen See, in größerer 
abi nah Kohlenhäfen des Briftol-Ranals, um dort 
oblen und Fracht zu nehmen.“ 


Der Weg für das Eröffnen des Handelkriegs mit U-Booten in allen 
len des vorgejehenen Kriegsgebiets um England war vom 22. Februar 
5 frei, mit dem Vorbehalt, daß den U-Bootstommandanten der amerita- 
n und der italienifchen Flagge gegenüber überall die größte Vorficht 
ohlen worden war. Eine nicht unbeträchtliche politifhe Verant— 
tung war damit den die U-Boote führenden Geeoffizieren auferlegt 
orden. 

Am 21. Februar waren bereits zwei Boote von Dftende und 
elgoland in das Kriegsgebiet ausgelaufen, am 25. Februar folgten 
hier weitere. 


Der Handelsfrieg der U-Boote gegen England war endgültig im 


2) Die erwähnte „Sadjlage“, d.h. eine täglih vom Admiralſtab herausgegebene 
mlung von wichtigen Seekriegsnachrichten, enthielt Abbildungen der ameritanifhen 
England fahrenden Pafjagierdampfer fowie deren Abfahrt- und Antunftszeiten. 
2) In der Zeit vom 8. Januar bis 22. März 1915 find 20 ameritanifche Dampfer 
mit Baummolladung in Bremen und Bremerhaven eingelaufen. 
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DVerfolgt man die Linie der Entwidlung, die der Gedanke, einen 
Handelstrieg mit U-Booten zu führen, bei den leitenden Stellen der 
deutſchen Kriegführung durchlaufen hat, von dem Beginn, am 7. November 
1914, als der Chef des Admiralftabs den Vorſchlag der Marine an den 
Reichstanzler gelangen ließ, bis zu dem Zeitpuntt, als der Beſchluß am 
22. Februar zur Tat wurde, dann fieht man, daß diefe Linie nicht ftetig 
und in gerader Richtung einem klar erfannten Ziel zuftrebt. 

Im November und Dezember 1914 beftand zwiſchen dem 
Admiralftab — außer dem Chef des Admiralftabs jelbft — und den 
politifchen Reichsftellen annähernd Einftimmigfeit. Das Zufammen: 
wirten von Marine und Politik auf einem ſchwierigen, nur in dauernder 
gemeinjamer Arbeit zu beherrjchenden Gebiet der Kriegführung ging, 
obwohl in Friedenszeit nicht vorbereitet, ohne Hemmung vonftatten. 

„Angefichts der weittragenden Folgen, die die Maßnahme (der 
U-Bootstrieg) für uns haben fann, rechtfertigt fi) ihre Anwendung nur 
dann, wenn volle Erfolgsausfichten beftehen. Dies ift aber nur dann der 
Fall, wenn die Mafnahme von vornherein in großem Umfange zur 
Anwendung kommt.“ — „Bei der unentjchiedenen Landfriegslage befteht 
die Gefahr, daß neutrale Staaten, in erfter Linie die Vereinigten Staaten 
und Italien, infolge der Schädigung ihres Handels an die Seite Englands 
gedrängt werden fünnten.... Daher abwarten, bis dur) Erfolge im Land- 
friege eine gefeftigte Stellung gegenüber den Neutralen geichaffen fein 
wird.” — So der Ad miralftab in feinen Dentfchriften vom 13. und 
14. November. — „Id halte die Gefahren, die aus einer allgemeinen 
Entrüftung der Neutralen entftehen können, doch für beachtenswert. Biel- 
leicht wäre geplante Blodade nur in Ausficht zu nehmen, wenn fie bei fehr 
günftiger militärifher Lage im Dften und Weften und gleichzeitiger ernſt⸗ 
hafter Bedrohung Englands in ſeinen Kolonien geeignet wäre, England 
zum Frieden zu zwingen, oder wenn umgekehrt in äußerſter Not Blockade 
unſere letzte Zuflucht wäre.“ — Der Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg am 21. November. 

„Bas das Verhalten der Neutralen betrifft, jo dürfte diefes fehr 
weſentlich davon abhängen, wie ſich die Kriegslage zur Zeit unjeres Bor- 
gehens geftaltet hat. Iſt diefe ungünftig, jo würden uns vorausfichtlich 
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om betroffenen Mächte den Krieg erklären. Auf die gleihen Folgen 
en wir uns bei Italien und den Vereinigten Staaten auch dann gefaßt 
wenn fich die Kriegslage noch als unentſchieden darftellt..... 
b U-Bootsfrieg nur dann, wenn einerjeits Lebensinterefjen Eng- 
dadurch gefährdet, andererjeits Kriegsertlärungen der neutralen 
ie mit großer Wahrjcheinlichfeit vermieden werden.“ — Das Yus- 
ärtige Amt am 30. November. 

„Es fragt fi), wieweit der Widerftand der Neutralen für uns 
ic) werden fann und wieweit den gegen England erwarteten Vor— 
nicht anderweitige, durch die Haltung der Neutralen bedingte Nad)- 
gegenüberftehen ... . Eine Maßregel, wie die U-Bootsblodade, die 
F die Haltung der Neutralen und auf unfere Zufuhr abträglich wirten 
läßt fich erft dann ohne gefährliche Folgen zur Anwendung bringen, 
unfere militärifche Lage auf dem Feitland jo gefichert ift, daß die 
ſcheidung hier als zweifellos angefehen werden und die Gefahr des 
tts der Neutralen zu unferen Gegnern als ausgejchlofjen gelten 
Diefer Moment erjcheint heute noch nicht gefommen.“ — Go der 
eihstangler und das Auswärtige Amt in ihrer Dentichrift 
am 27. Dezember 1914. 

Die gleichen Gedanken — hinreichende Zahl von U-Booten, Borficht 
nüber den Neutralen — ſprach zu gleicher Zeit auch der Staatsjefretär 
Reidhs-Marine-Amts, Großadmiral v. Tirpiß, aus: „Zeitpunkt 
früher, als einigermaßen U-Boote zur Stelle.“ — „5 bis 7 Blodade- 
lungen find zu wenig.“ — „Die bisherigen Kriegserfahrungen haben 
Ser gezeigt, da Deutjchland auf die Angelegenheiten der Neutralen 
mehr Rücficht nehmen muß als England.“ 


Im Laufe des Januar 1915 jedoch trat in dem Fortgang der Ermwä- 
gen eine bedeutfame Wendung ein: Marine und Bolitit gerieten in 
:genjah. 

Der Admiralftab änderte feine urfprüngliche Anficht und ftellte 
h mit feinem Bericht vom 20. Sanuar uneingejchränft auf die Geite 
feines Chefs, des Admirals v. Pohl: 

„Es ift anzunehmen, daß jet der gefährliche Moment einer Blodade 
für England da ift, in dem eine ernfte Störung der Zufuhren England 
zum Frieden zwingen könnte. Dieſe Lage wird ſich ändern, jobald die 
. argentinifche Ernte auf dem englijhen Markt erjcheint. Dies ift 
om Februar ab der Fall. Der Handelstrieg mit U-Booten muß 
alio jo einfegen, daß er die zahlreichen Dampfer trifft, die diefe Ernte nach 
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England bringen.... Denn jonft ift es zu jpät.“ — „Der Gedante, den 
Seitpuntt der Eröffnung des U-Bootskrieges von unferer age auf den 
Sandtriegsihaupläßen abhängig zu machen, um eine gute Stellung gegen- 
über dem etwaigen Einfpruc der Neutralen zu haben, darf nicht dazu 
führen, den Beginn des U-Bootstrieges zu verzögern. Wirbrauden 
überhaupt niht mit einem Einfprud der Neutralen 
zu rechnen.“ 

Die Front der Marine wurde in dieſem wichtigen Punkte geſchloſſen, 
als auch der Großadmiral v. Tirpi zur felben Zeit, nach der zu Anfang 
von ihm betonten vorfichtigen Zurüdhaltung, der zuverfichtlihen Auf- 
faffung des Admiralftabes bezüglich der Neutralen, vor allem Amerikas, 
beitrat: An eine Kriegserflärung der Vereinigten Staaten aus Anlaß des 
U-Bootstrieges glaube er nicht; im übrigen würde eine folche Kriegserflär- 
rung auf den Geefrieg ohne Einfluß fein, da die feindlichen Flotten 
Deutjchland gegenüber ſtark genug jeien, und Truppen würden die Ameri- 
faner nicht herüberjenden. Während die leitenden Stellen der Marine 
nad) ihrer Kursänderung im Januar eine baldige Eröffnung des U-Boots- 
handelstrieges anftrebten, hatte die öffentliche Meinung in ganz Deutſch— 
land begonnen, unter dem Einfluß des Tirpig-Wiegand-Interviews, ſich 
in Ddiefer Frage für den rüdfichtslofen Gebraud der U:-Bootswaffe gegen 
England einzufegen und zur Entſcheidung zu drängen. Diefe Bewegung, 
die durch die Anlagen (22 bis 25) veranfhaulicht werden foll, ift ein 
weiterer, nicht zu überfehender Vorgang in der Entwidlung, die ſich im 
Januar 1915 in der Richtung auf den Februar-Beichluß vollzog. 

Allein der Reihstanzler und das Auswärtige Amt ver- 
blieben auf ihrem ablehnenden Standpuntt; ihre Bedenken wegen der 
Neutralen bejtanden fort. 


So jpißte fic) die Frage, wie der U-Bootsfrieg von den neutralen 
Staaten aufgenommen werden würde und wieweit Rückſicht auf fie zu 
nehmen jei, zu der hauptfädhlihen und faft alleinigen Streitfrage 
zwiſchen Marine und Politik zu. 

Daneben geriet die andere Frage, die der Admiralftab als einer der 
erften aufgeworfen hatte, ob die Zahl der U-Boote ausreiche, damit 
„volle Erfolgsausfichten beftehen“ und „die Anwendung der Maßnahme 
fi) angefichts der weittragenden Folgen rechtfertige“, in den Hintergrund. 
Als im Januar die Gutachten der Sachkundigen der Volkswirtſchaft über- 
einftimmend dahin lauteten, daß eine nachhaltige Unterbindung der eng- 
lifchen Seezufuhr von ungeheuerer Wirkung auf die Verforgung des 
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ä Hs jein müßte, und daß der Monat Februar die günftigfte Zeit 
Dahre jei, ſcheinen diefe Hinweife im Admiralftab wie alarmierend 
t zu haben. Zwar follte man meinen, daß gerade die Gutachten, 
eine Vorftellung gaben von der gewaltigen Raummenge der englijchen 
msmittel- und Robhjtoffeinfuhr, geeignet gewefen wären, zu der 
rlegung zu führen, wie groß denn die Aufgabe war, die man 
zumutete, wieviel feindliher Schiffsraum etwa täglich oder monat- 
zu verjenfen wäre, und wie viele U-Boote nad ihrer Waffen- 
üftung und durchfchnittlihen Waffenwirfung dazu gehörten, um der 
ächtlihen Zahl der an jedem Tage in englifchen Häfen einlaufenden 
oder dem Gejamtbeftande des englifchen Handelsihiffsraums von 
19 Millionen Brutto-Regifter-Tonnen einen fo ſchweren Berluft 
fügen, daß von einer Unterbindung der feindlichen Schiffahrt ernftlich 
rochen werden fonnte. Der Unterftaatsfefretär Zimmermann 
auf ſolchem Gedankengang, als er in dem Bericht des Auswärtigen 
ts an den Reichstanzler vom 30. November von den Bedingungen 
ch, die erfüllt fein müßten, um fi für einen SHandelsfrieg mit 
Sooten zu entfchließen: „Unfere GSeeftreitfräfte müßten in der Lage jein, 
ie Sperrung (der englifchen Küften) fo weit durchzuführen, daß die Schiff- 
nad) England wenigftens einige Wochen hindurd im wefentlichen 
Stillftand fommt. Eine lediglich fporadifche Vernichtung einzelner 
glifcher Kauffahrteifchiffe würde die Lebensmittelzufuhr nad) England 
werlich in einer Weiſe verhindern oder abjchreden, daß dadurch das 
ifche Reich im Hinblid auf eine Hungersnot zur Unterwerfung gebracht 
erden könnte.“ Diefe Anregung ift jedoch nicht weiter ins Praktiſche ver- 
(gt worden. Eine zahlenmäßige Berechnung über das Verhältnis des 
s Angriffsziel vorhandenen feindlichen Frachtraums zu der Größe des 
mdeftens zu erreichenden Verjenfungsergebniffes und zu der Zahl der 
dazu notwendigen Boote ift vor dem Februar 1915 nicht angeftellt worden. 
Ein wejentlicher Grund für diefe jegt wohl auffällig erfcheinende Tatfache 
ät der, daß die Marine, wie erwähnt wurde, allgemein mehr mit der 
Birfung rechnete, die durch die Abſchreckung der Schiffahrt enttehen 
würde, als mit der durch die tatfächliche Vernichtung von Schiffen und 
Ladungen. Der Admiralftab hatte zwar erkannt und hervorgehoben, daß 
ein gewiſſer Achtung gebietender Mindefterfolg aufzumeifen jein müffe 
_ um die Neutralen nad) Möglichkeit ganz vom Kriegsgebiet fernzuhalten. 
Sein Plan war aber weſentlich über das hinausgegangen, was die Front 
nad) fünfmonatigen Kriegserfahrungen zu leiften vermochte: Ein technifches 
Mißverftändnis im Admiralftab, das zugleich eine Schwäche in der Vor- 


144 9. Rüdblid. 

— —— —— — — — 
friegsorganifation der leitenden Stellen der Marine offenbarte. Zugunjten 
des Flottenkommandos und vor allem zugunften des Reichs-Marine-Amts 
und jeines Staatsfetretärs, des Großadmirals v. Tirpiß, dem für Die 
Durdführung der Flottengefege eine überragende Stellung eingeräumt 
worden war, waren die Befugniffe des Chefs des Admiralftabs, dem die 
geiftige Vorbereitung auf die Kriegsverwendung der Seejtreitträfte oblag, 
ſtark eingeengt. So war unter anderem der Admiralftab bei der technifchen 
Entwidlung und der militärifchen Ausbildung der U-Boote, die faft aus- 
Ihließlich in den Händen des Reichs-Marine-Amts lagen, bis zu dem Beginn 
des Krieges nicht beteiligt geweſen; der praftifche Gebraud) diefer Waffe 
und Die genaue Kenntnis der Möglichkeiten, die in ihr ftedten, waren ihm 
daher fremd. Dazu fam, daß dem Admiralftab, der im übrigen auch mit 
Perfonal unzureichend ausgeftattet war — im Frühjahr 1915 zählte der 
Stab außer dem Chef 14 attive GSeeoffiziere —, für die täglih an ihn 
herantretenden Tragen der Verwendung der U-Boote fein in diejem 
Sondergebiet ausgebildeter Fachmann zur Verfügung ftand. Wenn daher 
ein Irrtum in einer der erften Erwägungen für den U-Bootstrieg an der 
leitenden Stelle der Marine vorgetommen ift, fo ift der Nachteil, der 
daraus entftanden ift, nicht nur den Perfonen, jondern auch den Berhält- 
nifjen zuzuſchreiben, wie fie durch die Organifation der noch im Ausbau 
begriffenen Marine bedingt waren. 

Der Nachteil fiel allerdings ſchwer in die Waagſchale: Dem Chef des 
Admiralftabes wurde in feinem eiligen Handeln nieht Einhalt geboten, jo 
daß er dem Reichstangzler auf feine Zweifelsfrage im entjcheidenden Augen- 
blid, am 1. Februar, die Erklärung gab, die vorhandene Zahl von 
U-Booten reiche nach feiner und anderer Sachverftändiger Überzeugung 
aus, um England ſchwer genug zu fehädigen und nad) furzer Zeit zu 
einem Einlenten zu bewegen. Die Frage war danach feine militärifche 
mehr, nur die politifhen Bedenken wegen der Neutralen blieben nod) 
übrig, und aud) die politifchen Bedenken verloren an Bedeutung, wenn 
der Admiral den militärischen Erfolg der Geetriegsmaßnahme in fo fichere 
Ausficht ftellte. 

Die Zuftimmung des Kanzlers war aber dadurch zweifellos noch 
teineswegs gewonnen. „Die Zuverficht der Marine iſt“ — wie er fid) 
jelbft ausdrüdte — „nicht ohne Eindrud auf ihn geblieben“; aber das 
Ausfchlaggebende war dies nicht. Im Mittelpunft der Unterredung vom 
1. Februar hat vielmehr wieder, wie aud) in allen früheren Meinungs- 
äußerungen des Reichstanglers und des Auswärtigen Amts, die Erörterung 
der Gefahren geftanden, die durch den U-Bootsfrieg von der Seite der 
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Staaten erwachſen könnten, und die Frage, wie die Gefahren 
häßen und zu vermeiden wären. 

Die militärifche Zuverfiht des Admirals v. Bohl war auf die 
hme gegründet, daß die neutralen Schiffe nach eindringliher Warnung 
Rriegsgebiet meiden, und daß vereinzelte, die fich nicht davon abhalten 
en, infolge unvermeidlicher Verwechſlung der Vernichtung durch die 
Boote anheimfallen würden. In dem Gedanten der Abjchredung als 
5 bewußten militärijchen Hilfsmittels war inbegriffen, daß gerade 
neutralen Schiffsperlufte wirkungsvoll dazu beitragen könnten, die 
ale Schiffahrt nad) England zum Erliegen zu bringen. Vorſorgliches 
ichränten der Handlungsfreiheit der U-Bootstommandanten, um die 
Möglichkeit von politischen Zufammenftößen mit den Neutralen zuverläffig 
wuszujchalten, würde deshalb dem militärifchen Grundgedanfen der Marine 
verlaufen. Aufgabe der Politik müßte es im Gegenteil jein, durch 
Feite Haltung gegen neutrale Einſprüche, die kommen mocdten, die Krieg- 
Führung der U-Boote zu unterftügen. 
„Esergibtfid,daß,wenndie®Bßlodadeeinmalaus- 
gejprodhen ift, dem Handel der Neutralen feine Zu— 
Beftändnifjegemadht werden können.“ Mit diefen Worten 
batte der Führer der U-Boote, Korvettenfapitan Bauer, am 27. De- 
mber vorausfchauend den Punkt bezeichnet, über den Klarheit beftehen 
mußte, wenn der U-Bootstrieg Wirkung und Erfolg haben follte. Im 
demjelben Sinne hätte der Chef des Admiralftabes, Admiral v. Pohl, am 
1. Februar die Auffaffung der Marine vor der politifchen Reichsleitung 
‚vertreten müffen. Nur wenn der Ernft der Dinge, die bevorftanden, in 
der Ausſprache nicht verkleinert oder verfchleiert, fondern deutlich bis in 
die militärifche Einzelheit, die wichtig werden fonnte, ins Auge gefaßt 
wurde, waren Einhelligkeit und Gejchloffenheit der Führung weiterhin 
gefichert. Bei aller Vorficht in der Benußung der wenigen vorhandenen 
Ungaben muß jedod) als feitftehend angefehen werden, daß Admiral 
». Pohl am 1. Februar einen anderen Weg eingefchlagen hat, um nur 
zu jeinem Ziel zu gelangen, daß er den Kanzler nicht überzeugt, ſondern 
überredet hat und daß diefer die Beiprechung verließ und am folgenden 
Tage jeine Einwilligung gab, ohne flar und vollftommen unterrichtet 
worden zu jein. 

Wenn aus der militärischen Betrachtungsmweife ein Beitrag gebracht 
werden ſoll zu einem gejchichtlichen Urteil über die Verantwortlichkeit für 
den Entſchluß, der unter fo eigenartigen Umftänden zuftande gefommen ift, 

fo wird der Sa voranguftellen fein: daß eine militäriſche Kriegs— 
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maßnahme, die politifhen Einfhlag hat, von der Politik 
führend zu bejtimmen ift. Der vorliegende Fall war ein ſolcher, in 
dem die Belange der militärifchen Kriegführung aufs engfte mit der Politik 
verknüpft waren. Hier aber, in der Entjcheidung über den U-Bootstrieg, 
ift nicht zu verfennen, daß der Admiral die Führung genommen und 
der Staatsmann ſich ihm, widerftrebend, angejchloffen hat. Militä- 
rifhe Vorteile und politifhe Nachteile waren gegeneinander abzumägen. 
Für den militärifhen Erfolg verbürgte fic) der Chef des Admiralftabes 
und war fich der alleinigen Verantwortung dafür ficherlich bewußt. Dar- 
über hinaus aber hat er in gleicher Weije bei dem Beurteilen der politijchen 
Kehrfeite feine Stimme zur Geltung zu bringen gefucht, und es gewinnt den 
Anſchein, daß auch auf dieſem Gebiet jeiner Führung gefolgt worden ift. 
Die Stimmung des neutralen Auslandes zu ergründen, war politifche 
Aufgabe. Die politifchen Reichsftellen waren im Beſitz der Hilfsmittel, fich 
auf diefem, ihrem eigenften Gebiet ein felbftändiges Urteil zu bilden. Sie 
trugen die Verantwortung, wenn fie die weitere Entwidlung der politifchen 
Beziehungen nicht feft in ihrer Hand behielten. 

Das letzte Wort war von der Gtelle zu jprechen, die über Wehrmacht 
und Politik ftand. Die Wahl des Orts und der Stunde dazu, die Heran- 
siehung der Führenden der anderen Refforts der Reichsleitung konnte nicht 
forglich genug bedacht werden. Es war die große Gelegenheit, das Für 
und Wider und alles das, was an Gedankenarbeit zwiſchen Marine und 
Heerführung, Bolitit und Wirtfchaft, vorbereitet war, vor der letzten Unter- 
fohrift noch einmal darzulegen und wirken zu laffen. Der Vorgang am 
4. Februar war nicht von diefer Art. Eine Form wurde erfüllt; die Ent- 
fheidung war bereits am 1. Februar gefallen. 

Die Wirkung des Einfpruchs der Vereinigten Staaten, die Art der 
Beihlußfaffung im Großen Hauptquartier am 14. und die bis zum 
22. Februar jchnell fie folgenden Vorſchläge und Befehle legen Zeugnis 
davon ab, daß ein einheitliches Zuſammenwirken von Kriegführung und 
Politik nicht entftanden ift. Zwiſchen dem Beſtreben des Reichstanglers 
und des Auswärtigen Amts, die Kriegführung den unvorhergefehenen 
politifhen Schwierigkeiten anzupaffen, und dem Willen des Admiralftabs, 
an dem gefaßten Entſchluß unentwegt feitzuhalten, war fchließlic) ein 
Ausgleich gefunden worden. Ob aber die inneren Gegenfäße in der Kriegs— 
leitung damit überbrüdt waren, mußte die Zukunft lehren. 

Zu derfelben Zeit, als fi) die deutfche Regierung in den Winter: 
monaten 1914/15 mit der zwiefpältigen Frage auseinanderzufegen hatte, 
ob der Handelsfrieg mit U-Booten gegen England, den die Seefriegs- 
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eitung für notwendig erachtete, die ungewiſſen Gefahren lohne, die er 
heraufbeihwören konnte, befand fi) die politifhe Leitung auf engliſcher 
in einer ähnlichen Zwangslage. Die Konterbandemaßnahmen zur 
hnürung Deutichlands trafen den Handel der Vereinigten Staaten 
Senſo wie den aller anderen feefahrenden Neutralen. Es war aud) für 
land die Frage, wieweit diefer Bogen gefpannt werden durfte. Mit 
großer Behutjamteit und ohne Haft wurde in London mit den Maßnahmen 
des Seehandelstriegs gegen den einen Neutralen mit achtbarer Macht, die 
einigten Staaten, an die Grenze herangegangen, die politiſch zuläffig 
erihien. „Bei allen Auseinanderfegungen mit den Vereinigten Staaten 
Ronterbande“ — fo fehreibt der Leiter der englifchen Außenpolitik, 
Bord Edward Grey — „waren wir in der gleichen Lage wie ein Mann, 
. fein Schiff durch ein unbekanntes Meer voll gefährlicher Untiefen, 
Mlippen und verräterifcher Strömungen zu fteuern hat. Wir hielten 
feren Kurs und famen glüdlich durch, aber wir hatten uns durchloten 
d oft recht langſam fahren müſſen.“ 

In weit höherem Grade jedoch als die englifhe Hunger-Blodade führte 
# deutfche U-Bootsfrieg unbefannten politifchen Schwierigkeiten und 
Fährniffen entgegen. Sn dem diplomatifchen Ringen der fommenden 
Jahre um die Haltung der Vereinigten Staaten und ihres Präfidenten 
waren bei der befonderen Art der amerifanifhen „Neutralität“, bei der 
finanziellen und wirtfchaftlihen Verbundenheit Englands mit den Ver— 
einigten Staaten und bei der günjtigen geographifchen Lage Englands alle 
Sorteile auf der Seite unjeres mächtigen Gegners. Nur größte Erfolge 
der U-Bootswaffe konnten einen Ausgleich jchaffen. 


> 


10* 











10. Das U-Bootsmaferial. Die milikäriſch-kechniſchen Vor- 
bereitungen und Borbedingungen für den U-Bootsfrieg. 


Um die Leiftungsfähigteit und die Eigenart der deutſchen U-Boots- 
waffe, wie fie bei Beginn des Handelskriegs gegen England bejchaffen 
war, verftändlich zu machen, ift es notwendig, einen Bli auf ihr Ent- 
ftehen und ihre Entwidlung in den Jahren vor dem Kriege zu werfen. 

Die deutſche Marine hat ſich mit der Konſtruktion von U-Booten erft 
bejchäftigt, als die technifche Möglichkeit vorlag, Boote zu bauen, die be- 
fähigt waren, auf hoher See verwendet zu werden und ihre Angriffe 
bis vor die feindlichen Häfen zu tragen. Für die örtliche Verteidigung 
der deutſchen Küfte und den Schuß der Oſtſee-Gewäſſer ftanden andere 
Mittel zur Verfügung. Auf U-Boote, die fi nur für diefe Zwede eigneten, 
wurde in der deutfchen Marine verzichtet. 

Zum Erfüllen der Aufgaben, vor die ein Hohjee-U-Boot in 
dem gedachten hauptſächlichen Tätigfeitsgebiet der deutſchen Seekrieg— 
führung, der Nordjee mit ihrem im Winter fehr rauhen Wetter geftellt 
werden würde, waren Seefähigteit und ein großer Fahr- 
bereicd die wichtigsten Vorbedingungen, daneben Betriebsficherheit der 
Maſchinen und nicht zum wenigften ausreichende Unterbringungs- und 
Verpflegungsmöglichkeit für die Befagung, zur Erhaltung ihrer Spann- 
kraft. Seefähigkeit, großer Fahrbereih, Wohnlichkeit ftellen Anfprüche 
an den Tonnengehalt. Großer Tonnengehalt wiederum erfordert bei einer 
gewiffen Geſchwindigkeit ftarfe Maſchinen. Der Beginn des U-Boots- 
baus war daher für die deutſche Marine in erfter Linie eine 
Majihinenfrage. 

Mitte des Jahres 1904 hielt das Reichs-Marine-Amt, dem die Kon— 
ftruftion und die Beichaffung des Kriegsichiffsmaterials oblag, den Zeit- 
punft für gefommen. Der von der Mafchinenfabrit Körting entwidelte 
Petroleum-Erplofionsmotor verſprach, die geftellten Anforderungen zu er: 
füllen. Zu gleicher Zeit war auch) die optifche Induftrie in der Lage, ein 
friegsbrauchbares Sehrohr für U-Boote zu liefern. 

Die weitere Entwidlung des U-Bootsbaus vor dem Kriege wird durch 
folgende Daten bezeichnet: 
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Herbſt 1904, Beginn der Konftruftionsarbeiten für das erfte U-Boot. 

14. Februar 1905, Auftragserteilung für das erjte U-Boot, „U 1“, 
an die Germania-Werft in Kiel, die bereits im Bau von 
kleinen U-Booten für fremde Marinen Erfahrung bejaß. 

4. März 1906, Heranziehung einer zweiten Werft, der Kaiſerlichen 
Werft Danzig, zum Bau von U-Booten durch den Auftrag 
028; 

14. Dezember 1906, Zertigftellung von „U1* nad 22monatiger 
Bauzeit. 

13. Auguſt 1907 bis 6. Mai 1910, Inbaugabe weiterer 16 Boote 
mit PBetrolmotoren bei den beiden genannten Werften, „U 3“ bis 
„U 18”, 

27. November 1912, Fertigftellung des letten Petrolboots, „U 18“, 
bei der Werft Danzig nach 30monatiger Bauzeit. 


Inzwifchen war, etwa Anfang 1908, auch die technifche Entwidlung 
des Kreiſel-Kompaſſes fo weit gediehen, daß die Ausrüftung der 
U-Boote mit diefem wertvollen navigatorifchen Hilfsmittel vorgefehen 
werden fonnte. 1910/1911 war die Neuerung in der Front durchgeführt. 
Das Erjegen des Magnet-Kompaffes, der bei der Aufftellung im U-Boot 
äußerft unzuverläffig war, durch den Kreifel-Rompaß verbefjerte die Ver— 
wendungsfähigfeit der U-Boote für weite Unternehmungen bedeutend. 

Die mit der neuen Waffe allmählic) gewonnenen militärifchen und 
techniſchen Erfahrungen führten von Auftrag zu Auftrag zu Verbeffe- 
rungen und zur Steigerung der Leiftungsfähigteit. Der Tonnengehalt 
wuchs von 238 t') bei „U1“ bis 465 bei „U 18“, die Gefamtmajdinen- 
ftärfe entjprechend von 400 PS bis 1400 PS, die Überwaffergefhmwindigteit 
von 8 kn bis 14 kn. Die übrigen Angaben über die Boote find aus 
der Zufammenftellung (Seite 158) erſichtlich. 

Bei Übungen zum Feftftellen der Seeausdauer im Jahre 1912 
blieben Boote der Reihe „U 5—18“ unter friegsmäßigen Bedingungen 
11 Tage in See. Am 29. November 1913 ſchrieb die Torpedo- 
infpeftion in einem Erfahrungsbericht über die Leiftungen diefer Boote: 
„Für Kriegsaufgaben kann man mit einem Marſch von 300 sm 
zum Operationsgebiet, 5 Tagen Tätigkeit dort und Rückmarſch von 300 sm 
technen. (300 sm — Helgoland bis Mitte der englifchen Dftküfte, oder 
Helgoland bis öftliher Teil des Englifchen Kanals). Nur „U 1” bis „U 4“, 


1) Der bei den U-Booten angegebene Tonnengehalt bezieht ſich auf das auf- 
getauchte Boot. 
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die mehr als Verſuchsboote anzuſehen ſind, waren den Anſprüchen der 
Nordjee-Berwendung auf weitere Entfernungen nicht gewachſen. Mit den 
Booten „U5“ bis „U18“ konnte jedocd) das geftedte Ziel, ein Hochſee— 
U:Boot zu fhaffen, im allgemeinen als erreicht angejehen werden. 

Eine betriebsfichere Antriebsmafchine für U-Boote aber war der 
Betroleum-Erplofionsmotor noch nicht. Durch häufige Störungen über- 
anjtrengte er auf Fahrten das Bedienungsperfonal, fefjelte die Boote 
übermäßig an die Werft und fchräntte fo die militärische Leiſtung beträdht- 
li ein. Hinderlid) für friegsmäßige Verwendung war ferner der meilt 
weithin fichtbare weiße Petrolqualm. Auch der Brennftoffverbrauc) der 
Maſchinen war jo groß, daß der wünjchenswerten Erweiterung des Fahr- 
bereichs eine Grenze gezogen war. 

Das Augenmert der deuten U-Boots-Ronftrufteure richtete fich 
daher frühzeitig auf die Berbrennungstraftmafdhine, den Diefel- 
motor, der im Kommen war. “Bereits 1905 waren von der 
Mafhinenfabrit Augsburg-Nürnberg Entwürfe für 
U-Boots-Diefelmafhinen erbeten worden. Diefe ergaben aber für die 
damalige U-Bootstonftruttion zu großen Gewidhts- und Raumbedarf. 
1906 erhielt die Majchinenfabrit Augsburg einen Auftrag der fran- 
zöſiſchen Marine auf 2 Baar 300 PS-Diejelmafchinen für 2 fleine Küften- 
U-Boote von 350 t, worüber fi) das Reihs-Marine-Amt auf dem laufen- 
den hielt. 300 PS-Mafchinen, die für die frangöfifhen Küften-U-Boote 
ausreichten, genügten aber für Hochjee-U-Boote von etwa 600 t nit. Es 
ergaben fi daher Verhandlungen wegen ſtärkerer Mafchinen, die 1908 
zu einem Auftrag an die Mafchinenfabrit Augsburg auf einen 850 PS- 
Probemotor für die deutſche Marine führten. Gleichzeitig wurden die 
Germania-Werft, die Firmen Körting, Daimler und Fiat-Turin zu einer 
gleichen Probelieferung aufgefordert. Bezeichnend für die technifchen 
Schwierigkeiten des verlangten Diefelmotors, von einer etwa dreimal jo 
großen Konftruftionsleiftung als der bisherigen, war, daß es nur der 
Majchinenfabrit Augsburg, und auch diefer erft nad) 2Omonatiger Arbeit, 
gelang, die Aufgabe zu löjen; der Germania-Werft erjt ein weiteres Jahr 
jpäter und in zunächſt unbefriedigender Form, während die anderen drei 
großen Firmen ſich an der Lieferung nicht beteiligten. 

Auguſt 1910 erledigte der Probemotor die Abnahmeprüfung in 
der Fabrik mit gutem Erfolg. Won jeßt ab konnte der U-Boots-Kon- 
ftrufteur mit einer Antriebsmaſchine rechnen, die durch ihre Betriebs- 
fihderbeit, ihre Stärfe und ihren fjparfamen Brennftoff- 
verbraud das Beſte verhieß. Der übergangvom®Petroleum- 













Übergang zum Diefelmotor. 


otor zur Dieſelmaſchine wurde im Reihs-Marine-Amt fofort 
fien und am 25. November 1910 die erfte Reihe von Diejel- 
ten, „U 19“ bis „U 22“, der Werft Danzig in Bau gegeben. Gleich— 
entfhied der Staatsfetretär des Reichs-Marine-Amts, daß in die 
lottennovelle 1912 ein Plan für den Ausbau der U-Boots- 
waffe eingeftellt werden follte, der einen jährlichen Neubaupvon 
6 U-Booten und das Erreihen eines Gejamtbeftandes von 
72 U-Booten vorfah. Der Probelauf des großen Diejelmotors in 
Yugsburg im Sommer 1910 war für den deutjchen U-Bootsbau ein 
Bendepuntt. 

Der Typ „U 19“ erreichte bei einem Tonnengehalt von 650 t einen 
Fahrbereich von rund 5000 sm bei 8kn Marjchgefhwindigkeit, d. h. etwa 
das Afache der Fahrftrede von „U 18“. Die höchſte Geſchwindigkeit über 
Baffer wurde auf rund 15 kn gebradt, das Torpedofaliber von 45 cm 
auf 50cm gefteigert. Zu allen fonftigen Verbefferungen und Leiftungs- 
fteigerungen, die aus der Zufammenftellung (Seite 160) hervorgehen, 
tommt der erwähnte, nicht hoc) genug zu veranfchlagende militärifche 
Borteil der größeren Betriebsficherheit der Mafchinen und ihre voll- 
tommene Rauchloſigkeit. 

Bon Ende 1910 bis zum Beginn des Krieges wurden im ganzen 
27 Diefel-U-Boote, „U 19“ bis „U 45“, in Bau gegeben, davon 11 bei 
der Werft Danzig, 15 bei der Germania-Werft und eins, „U 42“, bei der 
Fiat-Werft in Italien, um die Bauerfahrungen diefer ausländijchen 
U-Bootswerft fennenzulernen. 

Am 6. Juli 1913, nad) rund 31monatiger Bauzeit, wurde „U 19“ 
vollendet. 

Am 31. Juli 1914 waren 10 Diefel-Boote, „U 19“ bis „U 28”, unter 
der Slagge. 


Die Bemeffung der Zahl der zu bauenden U-Boote und die Höhe der 
Mittel, die im Rahmen der Gejamtausgaben der Marine zwedmäßig für 
fie aufzuwenden waren, wurde, wie für alle Waffen, beftimmt durch den 
Kriegswert, den die maßgebende Stelle, der Staatsjefretär des Reichs- 
Marine-Amts, den U-Booten zuerfannte. Die U-Bootswaffe galt, ebenjo 
wie das Torpedoboot und die Minenwaffe, als ein Kampfmittel des 
Kleintriegs, dem es zufällt, neben der ausichlaggebenden Kriegführung der 
Flotten, in felbftändigen Angriffsunternehmungen und auch im Zufammen: 
wirken mit der Flotte den Feind zu ſchädigen, und bejonders einem 
Stärteren zur See gegenüber nad) Möglichkeit einen Kräfteausgleich 
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herbeizuführen, um fo der großen Entfcheidung, die die Ylotte zu [uchen 
bat, vorzuarbeiten. Wie hoch der Staatsjetretär v. Tirpit den Wert 
des U-Boots für den bezeichneten Zwed veranſchlagte, geht daraus hervor, 
daß er vom Jahre 1912 ab, nachdem durch den Diefelmotor die technijche 
Grundlage für einen Bauplan auf weite Sicht gegeben war, dem U-Boots- 
bau die gleichen Mittel im Haushalt zumwies, wie dem Bau der Torpedo: 
boote, einer Waffe, die in der deutfchen Marine ein hohes Anfehen genoß, 
und von der in einem Kriege immer viel erwartet wurde. Die in den 
Jahren 1905 bis 1913 für den U-Bootsbau und für den Torpedobootsbau 
im Marinehaushalt bewilligten und verausgabten Summen find: 





Jahr Haushaltsmittel für Haushaltsmittel für 
U:Bootsbau Torpedobootsbau 

1 1,5 Millionen Mart 7,201 Millionen Ma 
1000: 4.8; 2,5 - - 12,885 . = 
WEST. . 3,0 . . 16,98 . 
BONS. 5 7,0 . . 21,22 
111: 10,0 - 5 22,68 
1910.25 . . . 15,0 . . 21,78 
AD ins 15,0 ⸗ 21,78 
J 20,0 18,58 
DIE Auen 20,0 s ⸗ 23,45 


Das Verhältnis des Umfangs des deutfchen U-Bootsbaus vor dem 
Kriege zu dem der anderen großen Marinen, die ſchon früher als die 
deutjhe mit dem Bau von U-Booten begonnen hatten, zeigen folgende 
Bergleichszahlen: 

In den fieben Jahren von 1906 bis 1912 find von 

der englijhen Marine für U-Bootsbau . . 54,1 Millionen Mart, 


der ameritanifhen Marine . . . . . 677 - - 
Brbeuntihen Marne „ . ... 2.2. +75 ⸗ 
der franzöfifhen Marine .. .. 932 ⸗ 


ausgegeben worden. 


Im Jahre 1914 beſaß die engliſche Marine 55 U-Boote, die fran- 
zöſiſche 77 (3. T. fehr kleine), die amerifanifche 38, die deutfche 28. Den 
24 deutſchen U-Booten, „U5“ bis „U 28“, die die Bezeichnung 
Hochjee-U-Boote verdienen, waren jedod von allen vorſtehend aufgezählten 
U-Booten der anderen Marinen ihrem technifchen und militärifchen Wert 
nah nur 17 von den 55 englifhen U-Booten, 8 Boote der 
D-Klaſſe und 9 Boote der E-Klaffe, vergleichbar. Alle übrigen 
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nicht für Überfeeverwendung, fondern lediglih für enge Küften- 
ing zu gebrauchen. über die 17 englifhen Boote der D- und 
urteilte der Chef der englifchen Großen Flotte, Admiral Jellicoe, 
fie an See-Eigenfchaften und Fahrbereich den deutſchen U-Booten 
gleichtämen. 

Dem deutjchen U-Bootsbauplan der Vorfriegszeit lag der Gedante 
nde, daß es der Zwed des U-Boots wäre, gegen die feindliche 
Totte eingefeßt zu werden. An eine Verwendung des U-Boots 
m Handelstrieg hingegen ift im Reichs-Marine-Amt im Zu- 
menhang mit dem U-Bootsbau vor dem Kriege nicht gedadjt worden, 
find, wie bei früherer Gelegenheit betont, vor dem Kriege feinerlei 
ngen oder VBerfuche mit U-Booten unternommen worden, die irgendwie 
Vorbereitung für einen Handelstrieg hinausliefen. 

Es verdient jedod erwähnt zu werden, daß es an der Borausficht, 
Unterfeeboot fönne in einem kommenden Kampfe Deutjchlands 
gen die englifche Seeherrſchaft durch) Störung des engliſchen Handels 
e entſcheidende Rolle ſpielen, in Deutſchland vor dem Kriege nicht 
efehlt hat. 

Der Bizeadmiral z. D. Frhr. v. Schleinif ift im Auguft 1908 in 
er „Deutjchen Revue“ in einem Aufſatz „Der Außen- und Kleinfrieg zur 
See und jeine Bedeutung für Deutjchland“ dafür eingetreten, daß Deutſch— 
fand fi) mit dem Bau von U-Booten für den Kriegsfall eine Waffe zur 
Sekämpfung der englifchen Lebensmittelzufuhr jchaffen möge, um Die 
von England bedrohte Freiheit der Meere damit zu erfämpfen. Diejer 
Hinweis, der bald in Vergefjenheit geriet, war als ein Zufunftsbild auf- 
zufaffen, jedoch nicht als ein praftifcher Vorfchlag, der auf den damals 
vorhandenen technifchen Möglichkeiten fußte. Ganz anders verhielt es fich 
mit einer Anregung, die zur rechten Zeit, an rechter Stelle, im Dienft- 
bereich der deutjchen U-Bootswaffe gegeben worden ift. 

Am 15. März 1914 wurde mit der Infpeftiondes Unter— 
feebootswejens in Kiel eine dem Reichs-Marine-Amt unterftellte 
befondere U-Bootsbehörde gejchaffen‘), deren Aufgabe die Konjtruftion 
der U:Boote und ihre Ausbildung war. Der neuernannte Inſpekteur, 
Rapitän zur See Nordmann, beauftragte alsbald feinen Stab, Üüber- 
fegungen darüber anzuftellen, wieviel U-Boote die deutjche Marine im 
Kriegsfall brauche, um von diefem Ausgangspunfte aus einen neuen 
U-Bootsbauplan aufzuftellen und dem Reichs-Marine-Amt vorzufhlagen. 
Der militärifche Referent der U-Inſpektion, Kapitänleutnant Blum, ein 


1) Bis dahin lag die U-Bootsentwidfung bei der Torpedo-Infpettion. 
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um die U-Bootswaffe hervorragend verdienter Seeoffizier, legte bei dieſer 
Gelegenheit feinem Inſpekteur einen Bericht vor, in dem er erklärte, daß 
nad) jeiner Anficht die an erfter Stelle ins Auge zu faffende Kriegs- 
aufgabe deutſcher U-Boote der Handelstrieg gegen England jei, und daß 
bei der Berechnung des Bedarfs an U-Booten von diefem Gefichtspuntt 
ausgegangen werden müffe. Kapitän zur See Nordmann trat diefer 
Auffaffung bei, und es entjtand, aus der Feder des Kapitänleutnants 
Blum, eine entjprechende Dentfchrift, die dem Staatsjetretär 
v. Tirpiß gelegentlic) feiner Anwefenheit in Kiel im Juni 1914 mündlich 
vorgetragen wurde, der Inſpekteur vertrat aber die Anficht, daß das 
Ganze doch noch nicht fpruchreif fei. Die Dentichrift verblieb bei der 
U-ünfpettion; fie ift jedocd nach dem Krieg verlorengegangen. Die dazu- 
gehörige Skizze, deren Entwurf erhalten geblieben ift, wird durch Die Text: 
jizge Nr. 6 (Seite 155) dargeftellt. Rapitänleutnant B [u m hatte im ganzen 
einen Bedarf von 222 U-Booten berechnet, davon die Mehrzahl zur 
dauernden Befegung von 48 Blodadeftellungen um England, 
deren Orte nad) dem Entwurf von Blum in der Skizze verzeichnet find. 

In dem Kreife der U-Bootsoffigiere ift dann in der Zeit kurz vor 
dem Kriege hie und da über die Durchführbarfeit eines U-Bootshandels- 
frieges gegen England gefprochen worden. Bor allem die Offiziere, denen 
die neuen Diefelboote anvertraut waren, waren überzeugt, daß es an der 
Leiftungsfähigteit ihrer Boote nicht fehlen würde, aber nach „oben“, bis 
su den leitenden Gtellen, ift dies nicht fo ſchnell gedrungen. Fronterprobt 
waren bei Kriegsbeginn nur die Petrolboote „U 5“ bis „U 18“. Bon den 
Diejelbooten waren „U 19“ bis „U 22“ zwar ſchon von Mitte Vebruar 1914 
ab zu einem Frontverbande vereinigt. Sie hatten jedoch bei Beginn des 
Krieges joeben erft ihre ſchulmäßige Ausbildung beendet; eine furze Teil- 
nahme an den Flottenübungen im Mai 1914 hatte noch wenig Gelegen- 
heit zur Entfaltung ihrer hervorragenden Zeiftungsfähigteit gegeben. 
Daher gründete fi) die Anfchauung des Staatsjetretärs des Reichs- 
Marine-Amts, des Admiraljtabs und des Flottentommandos über die 
Möglichkeiten der U-Bootswaffe naturgemäß auf die Leiftungen des 
älteren Materials, und wenn auch der Eleine Kreis der auf den neuen 
Booten fommandierten Offiziere ein unbegrenztes Vertrauen zu ihrer 
Waffe hatten, jo ift man fi) über das Können diefer Boote an 
leitender Stelle doch erft im Kriege felbft klar geworden. 

Benn es einer Erflärung bedarf, daß der für die Bereitftellung der 
Kriegsmittel verantwortliche Führer, Großadmiral v. Tirpiß, nit 
einen Handelstrieg mit U-Booten vorausbedacht hat, fo wäre auf vor- 








Textſtizze Nr. 6. 
Von U-Booten zu bejegende Stationen 
(Entwurf des Kapitänleutnant Blum, Mai 1914.) 
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fehende Zufammenhänge zu verweifen: Erft die U-Boote von „U 19“ ab 
waren zu einem Handelskrieg gegen England befähigt. Nur fie konnten 
die Gewäſſer vor der Weſtküſte von England erreichen, um die [lebens- 
wichtige Zufuhr, die atlantifche, die hauptſächlich hätte bedroht 
werden müffen, zu befüämpfen. Die Boote bis „U 18“ find jpäter tatſächlich 
nicht über den öftlihen Teil des Englifchen Kanals nad) Weiten hinaus» 
getommen. Das Diefelboot war, wenn vor Kriegsbeginn aud) ſchon vor- 
handen und kurze Zeit in der Front, doch noch nicht voll erfannt. Nüchterne 
Überlegung, die nur rechnet mit dem, was vorhanden und zuverläffig 
erprobt ift, unternimmt es nicht, eine Kriegsmaßnahme von höchfter 
politifcher Bedeutung und ſchwer zu berechnenden militärifchen Folgen in 
Angriff zu nehmen, folange die Mittel dazu noch nicht vollendet find. 

Ebenfowenig wie die verantwortliche Führung der Marine hat ſich 
die deutſche Öffentlichkeit jemals merklich mit diefer Frage be- 
ihäftigt. Zwar ift von unverantwortlicher Seite vielfach, erklärt worden 
daß man in Deutichland an Stelle der teuren Linienjchiffe die weniger 
foftjpieligen U-Boote bauen folle, doc) waren die Verfechter diefes Ge— 
dankens nicht etwa Verfechter eines Handelsfriegs mit U-Booten, fondern 
fie glaubten das Linienſchiff ganz oder teilmeife durch das U-Boot erfegen 
zu fünnen'). 

Anders war es in dem Lande, das feine unentbehrliche Seezufuhr 
durd die Möglichkeit eines feindlichen U-Bootsangriffs im Kriege bedroht 
fühlen fonnte, in England. 

Dort wurde faft unmittelbar vor Ausbruch des Krieges der warnende 
Hinweis auf die U-Bootsgefahr in die Öffentlichkeit gebracht und felbft 
die Admiralität in London veranlaßt, zu diefer Frage Stellung zu nehmen. 
Im Mai 1914 ging dem Erften Lord der Admiralität, Winfton 
Churchill, eine Denkjchrift des Admirals Lord Fifher zu, der 
einige beachtenswerte Süße über das U-Boot im allgemeinen und die 
deutichen im befonderen entnommen jeien: 

„Es erhebt fich die Frage, was ein Unterfeeboot gegen ein Handels- 
Ihiff, das es trifft, ausrichten fann. Es kann das Handelsichiff nicht 
fapern, denn es hat feine Leute übrig, die es als Prifenmannfchaft 
an Bord jhiden fann... Es fann es nicht in einen Hafen geleiten, 
kurz, es ift für das Unterfeeboot unmöglich, mit dem Handel nad) den Bor- 
ichriften des anerkannten Völkerrechts zu verfahren. Unter diefen Um— 
ftänden ift anzunehmen, daß das feindliche Unterfeeboot diefe Vorſchriften 


1) Auch Vizeadmiral a.D. K. Galfter hat in feiner Schrift „Welche Seetriegs- 
Rüftung braucht Deutſchland?“ (Boll & Pidardt, Berlin 1907) nicht die Verwendung 
der U-Boote zum Handelstrieg im Auge gehabt. 
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tet lafjen und jedes Fahrzeug verjenten wird, das nad) einem eng- 
Handelshafen fährt, auf alle Fälle jedes, das bewaffnet ift oder 
are befördert. Es bleibt dem Unterfeeboot nichts anderes übrig, 
feine Priſe zu verjenten, und deshalb muß man zugeben, daß (an- 
Sommen, es gejchieht, ſo unmenſchlich und barbarifc es erjcheinen mag) 
Unterfeebootdrohung wahrhaft fürdhterlih ift für den englifchen 
| wie für England; denn gegenwärtig läßt ſich dagegen fein Mittel 
außer Wiedervergeltung Man würde nur erfahren, daß ein 
s Schiff mit feiner Mannſchaft verihwunden ift oder eines feiner 
würde aufgefifht werden mit ein paar Überlebenden, um Die 
hte zu erzählen. Die Gefchichte würde die Welt mit Graujen 
en, und allgemein würde eine folche Kriegführung als ganz barbariſch 
inet. Wenn fie aber von den Deutjchen angenommen wird, dann 
nichts anderes übrig als Wiedervergeltung zu üben. Das Wejen des 
5 ift Gewalt, Mäßigung im Kriege ift Unfinn ... 

„Es it höchft wünfchenswert, daß man das Verhalten der Unterjee- 
als Handelszerftörer gründlich überdenft. Vor allem ift es von 
Hlagender Bedeutung für die Neutralen. Im Sehrohr gegen das 
gejehen, erjcheinen alle Flaggen ziemlich gleih, und es fteht zu 
hten, daß der Offizier eines feindlichen Unterfeebootes ſich nur zu 
wiſſern fuchen wird, daß die Flagge, die er fieht, nicht die feines 
n Landes iſt.“ 

Die gleichen Gedanken, in allgemeinerer Form und ohne ausdrücklich 
Deutjchland Bezug zu nehmen, wurden am 16. Juli 1914 von dem 
ital Sir Bercy Scott in einem offenen Brief an die „Times“ 
führt, und gleichfalls im Juli 1914 erſchien im „Strand Magazine” 
abenteuerliche Erzählung des befannten englifchen Schriftitellers 
onanDopylet), in der er die Schreden der Aushungerung des Inſel— 
s durch wenige U-Boote einer fleinen feindlichen Seemacht ausmalt. 
Alle diefe Hußerungen englifcher Befürdtungen und Ahnungen find 
ch in Deutjchland faum jo befanntgeworden, um etwa anregend 
en zu fönnen. Auch hat die englifche Admiralität dem Warnungsruf 
's Admirals Lord Fifher feine Folge gegeben, ebenfo wurde jenfeits 
Nordfee, wie aus den Erinnerungen Winfton Churdills zu 
minehmen ift, an der leitenden Stelle der Marine nicht ernftlich an einen 
eutichen U-Bootshandelstrieg geglaubt, als [yon der Ausbruch des Krieges 
der Tür ftand. 


2) Conan Doyle, „Danger! AStoryofEnglands Peril“. (Deutide 
rjeung Mar Tefchner, Berlin 1915.) 





Angaben über die bis Ende Februar 1915 


Erläuterung zu ben Tabellen: 


Spalte2: 6.8. = Germania-Berft, Kiel; K. W. D. = Kaiſerliche Werft Danzig 
Vulkan = Bullan-Werft, Hamburg; Weſer = A. G. Wefer, Bremen. 

Spalte 5: unter a) ift die A Verdrängung de3 tauchklar ausgerüfteten und ausge 
trimmten Bootes mit vollen, normalen Bunfern, unter b) die v Verdrängung de 
Bootes im Zuftande wie zu a) jedoch einſchließlich Tauchtanks ohne durchflutete 
Räume angegeben. (A-Überwafier, v-Unterwafer.) 

Spalte 6: vB = Unterwafjer-Bugrofr; YH = Unterwafjer-Hedrohr. 

Spalte 8: unter bı) bedeutet 3.8. 1400/8,0: den größten Überwafjer-Fahrberei 
= 1400 Seemeilen bei 8,0 Knoten Stundengeſchwindigkeit (bei normalem Dlvorrat); 
unter b2) bedeutet 3. ©. 3360/8,6: den größten Mberwafjer-Fahrbereich = 3360 See» 
meilen bei 8,6 Knoten Stundengeſchwindigkeit (einſchließlich Zuſatzbunker). 


1 2 8 4 5 6 | ni 


Verdrängung Torpedo- und 
Iudienfte |.) (-Berdrän- Minenausrüftung 


b) 611 


Bau⸗ Auftra um gung 
Beet | we | min "ur > Imyenmem| — | m Eee 
Abnahme | due Adele | d) Minenropre | And Kaliber 
Räume | oder »ihächte | b) Minen 
cbm Stüd und Art 
238 ivB 8— 45cm 
ı |s3 |i. 20 “ min 5 > “ a 
84 a) 2vB — 
22 I4W. D. 4. 3.06 — — 
421 a) 2vB 5 
„34 |e®.2|ıs 8.07 R w a 2yH x som 
uss| o@ |s 4.08 5 ei — 45cm 
a)2vB 
29-12 |0.®.2.|15. 7.08 sen ayH |06—45cm 
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m und in Auffrag gegebenen Unterjeeboofe. 

alte 9: bedeutet 50/5,0 den Unterwafjer-Fahrbereih = 50 Seemeilen bei 5,0 Knoten 
\ dengeſchwindigkeit. 

alte ii: M.A.N. = Maſchinenfabrik Augsburg⸗Nürnberg; G. W. = Germania⸗ 
Eerft, Kiel; PS = Pferdeſtärke; E = Eleltriſche Maſchine 


Artillerie ·Ausrũſtung: 
Bei Beginn des Krieges hatten nur „U21* und „UBS“ je 1— 88 em⸗Geſchütz 
Erprobung. Nach Beginn der Unternehmungen gegen feindliche Handelsihiffe wurde 
S und nad die Bewaffnung aller in der Front befindlichen U-Boote durchgeführt. 
= Saliber der Gefchüge richtete fich nach der Tragfähigkeit der U-Boote; die älteren 
„U18" erhielten 8,7 cm», die neueren von „U19" ab 8,8 cm-Geihüge. Die voll- 
Ausrüftung aller in der Front befindlichen U-Boote war im Februar 1915 noch 
beendet. 
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Der Handelskrieg mit U-Booten. 
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Bei Beginn des Krieges waren 28 U-Boote, „U1” bis 
„U 28“, fertiggeftellt und mit Ausnahme von „U 2“, „U11* und „U 12“, 
die einer längeren Inftandfegung unterzogen wurden, verwendungsfähig. 
16 U-Boote, „U 30“ bis „U 45“, befanden fich noch im Bau. Bon dieſen 
ift „U 42“, bei der Fiat-Werft in Italien, nicht mehr in deutjchen Beſitz 
gelangt. 

Der Mobilmahungsplan für die deutjhe Marine jah vor, 
der Germania-Werft 12 und der Kaiferlihen Werft Danzig 5 U-Boote 
des zuleßt von ihnen gebauten Typs in Auftrag zu geben. Demgemäß 
erhielt die Werft Danzig am 7. Auguſt 1914 den Auftrag „U 46” bis 
„U 50°. Die Arbeitslage auf der Germania-Werft war jedoch infolge 
von Schwierigkeiten mit den Diefelmafchinen von „U 31“ bis „U 41” und 
entjprechenden Bauverzögerungen diefer Boote derart, daß von den 12 für 
fie vorgefehenen Mobilmacjungsbooten nur 6 in Bau gegeben wurden. 
Der betreffende Auftrag, „U 51“ bis „U 56“, an die Germania-Werft 
erfolgte am 23. Auguft. 

Die weiteren 6 Ms-Boote follten, um den Gejamtumfang des Ms-Auf- 
trags ficherzuftellen, nach Plänen der Werft Danzig von der Wejer- 
Werft in Bremen gebaut werden, der einzigen von den übrigen 
großen deutſchen Werften, die bereits begonnen hatte, ſich mit U-Boots- 
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konftruftionen zu befaffen. Die Verhandlungen mit der Wejer-Werft 
gelangten am 6. Dftober zum Abſchluß und führten zu dem Auftrag 
„U 57" bis „U 62“. 

Die Arbeitstraft der Germania-Werft war noch dadurch bei Kriegs- 
beginn belaftet, daß fie außer einem für die norwegifche Marine in Bau 
befindlichen kleinen U-Boot von 270, das am 14. Auguſt mit der Be- 
zeihnung „U A“ übernommen wurde, mit dem Ausbau von 5 großen 
U-Booten für die öfterreichifh-ungarifche Marine befchäftigt war, deren 
Übernahme für die deutfche Marine unter der Bezeichnung „U 66“ bis 
„U 70° im November 1914 vertraglich vereinbart wurde. Die Ger- 
mania-Werft hatte jomit nach erhaltenem Ms-Nuftrag im ganzen 22 große 
U-Boote in Bau und war damit vollauf in Anſpruch genommen. 

In Anbetracht der langen Bauzeit der großen U-Boote, und da die 
Verwendung fleiner U-Boote von der belgifhen Küfte aus bald 
in den Bereich der Möglicheit rücdte, wurde ſchon kurz nad) Beginn des 
Krieges an die Schaffung eines neuen Typs Eleiner U-Boote mit furzer 
Bauzeit gedacht. Am 8. Auguft 1914 wurde der U-Boots-Infpektion vom 
Reichs-Marine-Amt die Aufgabe geftellt, zu unterfuchen, ob es möglid) fei, 
eine größere Zahl kleiner Boote mit einem Fahrbereic) von etwa 500 sm 
und einer geringen Torpedobewaffnung in fo kurzer Zeit fertigzuftellen, 


| 


ke 5 


“ 


daf mit der Verwendung der Boote „noch während des Krieges“ gerechnet 
werden fönne. Die Infpektion jhäßte die Bauzeit ſolcher Boote ver- 
bältnismäßig hoc, ihren militärifhen Wert dagegen jehr gering ein und 
äußerte fi) zunächft ablehnend. Der Plan wurde jedoch vom Reid)s- 
Marine-Amt nicht fallen gelaffen. Die Fortjchritte des Heeres in Belgien 
beftärften die Forderung nad bald greifbaren U-Booten für Küften- 
verwendung; die weiteren Verhandlungen führten dann zu der Kon- 
ftruftion eines U-Boots von etwa 125 t mit 2 — 45 cm-Bugrohren, 2 Tor- 
pedos und einer kleinen Beiboots-Diefelmafchine, die ſchnell geliefert 
werden fonnte. Am 15. Oftober erfolgte die Beftellung der fogenannten 
„UB-Boote“, „UB1“ bis „UB8“ bei der Germania-Werft und „UB 9“ 
bis „UB 15“ bei der Wejer-Werft. Lebtere erhielt am 25. November 
noch den Nachtragsauftrag „UB 16“ bis „UB 17“, da inzwifchen die Ab— 
gabe von „UB 1“ und „UB 15“ nad) ihrer Fertigftellung an die öfterreichiich- 
ungarijche Marine bejchlofjen worden war. Als Verwendungsorte der 
UB-Boote waren in erfter Linie die Häfen an der bejeßten belgijchen 
Küfte, Zeebrügge und Dftende, gedacht, die im Kommandobereid) des 
Marineforps lagen. Da jedoch zweifelhaft erjchien, ob die Gee-Eigen- 
ſchaften diefer kleinen U-Boote ausreichen würden, um fie über See nad) 
Flandern überführen zu können, wurden fie jo gebaut, daß fie in 3 Teile 
zu zerlegen und mit der Eijenbahn nad) Antwerpen zu transportieren 
waren, wo fie wieder zufammengejeßt werden jollten. 

Am 9. Oktober wurde die U-Snfpeftion beauftragt, fih mit der 
Konftruttion von Minen-U-Booten zu befaffen. Der Gebante, 
das U-Boot als Minenträger zu verwenden, war an ſich nichts Neues. 
Bon der ruffifhen Marine der Vorkriegszeit war bekannt, daß fie jolche 
U-Boote bejaß, und es war 1913 im Reichs-Marine-Amt erwogen worden, 
ob es zwedmäßig fei, ſolche Boote auch für Deutjchland zu bauen. Dies 
wurde nicht ausgeführt, da es für richtiger gehalten wurde, alle Mittel 
auf die Entwidlung der Torpedo-U-Boote zu vereinen, von denen eine 
größere Kriegswirfung erwartet wurde als von Minen-U-Booten. 
Die Klärung der Unterbringung der Mineneinrichtung auf einem U-Boot 
fowie die Konftruttion einer für U-Vootzwede geeigneten Mine be- 
anfpruchte daher einige Zeit. Bei den Verhandlungen mit den 
Werften über die Vergebung der Aufträge ftellte fich heraus, daß die 
Germania-Werft und die Werft Danzig bereits jo mit Bauaufträgen 
belaftet waren, daß fie für einen weiteren nicht in Frage famen. Neben 
der Wejer-Werft wurde die Bulfan-Werft in Hamburg, 
die damit als vierte große Werft zum U:-Bootsbau herangezogen wurde, 
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dem Bau der Minen-U-Boote beauftragt. Am 23. November 
e die Beftellung von 15 Minen-U-Booten, die die Bezeihnung 
J0-Boote“ erhielten. „UC 1” bis „UC 10“ beim Bultan und „UC 11" 
„UC 15“ bei der Wefer-Werft. Es waren Boote von etwa 150 t, 
Tragen von 12 Minen eingerichtet, die in 6 Schächten im Vorſchiff 
gebracht waren und vom Innern des U-Boots aus bei über- und bei 
xwaſſerfahrt gejchlippt werden konnten. Die Ladung der Minen betrug 
hit 120, fpäter 150 kg. Neben der Minenausrüftung trugen die 
Boote außer einem Majchinengewehr feine Bewaffnung. Auch für die 
wendung diefer Boote waren in erjter Linie die Stüßpunfte in lan: 
in Ausficht genommen. 
Die Bauzeit der UB- und UC-Boote war auf etwa 4 Monate 
das erfte Boot jeder Reihe veranſchlagt worden. Die übrigen An- 
n über die UB- und UC-Boote ſowie über „U A“ find aus der Zu— 
menjtellung zu erjehen. 
Da von der überrajhenden Wirkung von Minen-U-Booten ein wejent- 
r Erfolg zu erwarten war, wurde die Konftruftion von größeren und 
Derbefjerten Minen-U-Booten bald nad) dem Abſchluß der Arbeiten für die 
VC-Boote in Angriff genommen. Die kleinen C-Boote hatten Schwäden. 
furze Bauzeit zu erzielen und Bahntransport zu ermöglichen, war 
Tonnengehalt fnapp bemefjen worden. Zum Antrieb über Waſſer 
ußten, ebenfo wie bei den B-Booten, Beibootsmajchinen gewählt werden, 
in der Ronftruftion fertig waren und die kurze Bauzeit fiherten, aber 
ie eine geringe Geſchwindigkeit ergaben. Die Tiefenfteller der Minen 
waren in den Minenfchächten untergebracht, in denen fie während der 
Fahrt in See nicht zugängig waren. Die Tiefeneinftellung der Minen 
mußte daher vor dem Anbordgeben der Minen im Hafen vorgenommen 
werden und die Minen konnten nur auf der vorher beftimmten Waſſer— 
iefe geworfen werden. Eine Ünderung des Minenwurfplans, die ſich 
etwa während der Unternehmung durch feindliche Gegenwehr als not- 
wendig erwies, war danad) nur foweit möglich, als die vorbedachte 
Waſſertiefe für das Minenlegen eingehalten werden fonnte. Die Ber- 
wendungsmöglichkeit der C-Boote befchränfte fi) außerdem wegen der 
geringen Lagerbeftändigkeit der Tiefenfteller im Seewaffer auf Unterneh- 
mungen von etwa Stägiger Dauer. Aus diefen Gründen wurde die 
Schaffung eines Hohjee-Minen-U-Bootes als dringendes Er- 
fordernis angefehen. Die am 5. Januar 1915 fertiggeftellten Konſtruktions— 
pläne jahen im Gegenjag zu den C-Booten eine Unterbringung der Minen 
im Innenförper, im Hinterjchiff des U-Boots, vor, wo fie jederzeit 
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zugängig waren. Das Ausftoßen der Minen erfolgte durch Rohre am 
Het und war bei Überwaffer- wie bei Unterwafjerfahrt möglid. Das 
Faffungsvermögen der etwa 700 t großen U-Boote betrug 34 Minen. 
Ferner waren diefe Minen-U-Boote mit Torpedo- und Geſchützbewaffnung 
ausgerüftet. (Vgl. Zufammenftellung ©. 164.) Tür den Bau der Boote 
tamen nad) der Arbeitslage nur die Werft Danzig und die Vulkan-Werft 
in Betracht. Auf der Danziger Werft war die Übernahme des Auftrags 
nur dadurch möglich, daß der Bau von „U 47“ bis „U 50* bis zum Herbjt 
1915 ftillgelegt wurde. Die Germania- und die Wejer-Werft dagegen 
waren durch U-Boots- und andere Kriegsihiffsbauten fo ftart in Anſpruch 
genommen, daß es ausgejchloffen war, ihnen einen neuen Auftrag zu 
geben. Am 6. und 9. Januar 1915 erhielten die Vulkan-Werft 
den Auftrag, „U 71“ und „U 72“, die Werft Danzig „U 73“ und „U 74° — 
die leten U-Bootsaufträge vor dem Beginn des Handelstrieges. 


Bon den bei Beginn des Krieges in Dienft befindlichen U-Booten 
waren dem Kommando der Hochjeeftreitträfte die Boote „U 5“ — „U 18“, 
„U 19“ — „U 22“, „U 24“, „U 27“ und „U 28“ zugeteilt gewejen'). Bon 
diefen 21 U-Booten waren bis Anfang Februar 1915 verlorengegangen: 


„U 13° — 6. Auguft 1914 von Helgoland ausgelaufen, hatte am 8. in der 
nördlichen Nordfee die englifche Flotte ohne Erfolg angegriffen. 
Seit diefem Tage vermißt. Urſache des Verluſtes unbefannt. 
Kmdt. Kapitänleutnant Graf v. Schweinib. 


„U 15° — 9. Auguft in der nördlichen Nordfee während eines Unter- 
wafferangriffs auf englifche Geeftreitfräfte von dem Kreuzer 
„Birmingham“ gerammt. Kmdt. Kapitänleutnant Pohle. 


„U18“ — 23. November während einer Tauchfahrt im Pentland-Firth, 
vor Scapa Flow, durch Tiefenruderverfager und Grundberührung 
manöpvrierunfähig geworden, von englijhem Bewadhungsfahrzeug 
gerammt. Kmdt. Kapitänleutnant v. Hennig. 











„UD 11“ — 9. Dezember von Zeebrügge ausgelaufen nad Englijchem 
Kanal, feitdem vermißt. Mit hoher Wahrſcheinlichkeit auf dem 
Wege nad) der Dover-Straße auf englifhe Minenfperre gelaufen. 
Kmdt. Kapitänleutnant v. Suchodoletz. 


1) „U1“— „U4“, „U23*, „U 25“, „U26“ und das von der norwegijchen Marine 
übernommene „UA“ hatten zum Oſtſeekriegsſchauplatz gehört, bzw. zu Schulzweden 
gedient. 
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5" — 18. Dezember von Zeebrügge ausgelaufen zum Vorpoftendienft 
vor der belgiſchen Küfte, feitdem vermißt. Ebenjo wie „U 11“ 
wohl auf englifche Minenfperre gelaufen. Kmdt. Rapitänleutnant 
Lemmer. 


031“ — 13. Januar 1915 nad) den Hoofden ausgelaufen. Vermutlich 
auf deutſche Minenfperre geraten. Kmdt. Oberleutnant zur See 
Wachendorff. 

„U 7“ wurde am 21. Januar vor der Ems irrtümlich von „U 22“ für ein 
englifhes U-Boot gehalten und durch Torpedojhuß verjentt. 
Kmdt. Kapitänleutnant König. 


In der gleichen Zeit, von Kriegsbeginn bis Anfang Februar 1915, 
zu dem der Hochfeeflotte unterftellten U-Boots-Berband die 7 Boote 
729° — „U 35“ hinzu, ferner noch „U 23“, das zeitweilig in der Dit- 
verwendet worden war, fo daß Anfang Februar 1915 folgende Boote 
den Handelsfrieg gegen England zur Verfügung ftanden: 


8, „US — Ui, „032,047, U 152° 1 17” 
— 8 ältere U-Boote mit Petroleummotoren, 

„U 19“ — „U 24“, „U 27“ — „U 30“, „U 32° — „U 35“ 
— 14 neue U-Boote mit Diejelmafchinen, 

ammen 22 U-Boote. 


Bon den erlittenen U-Bootsverluften find die von „U15*, „O 11* 
und „U 5“ uneingefchräntt feindlichen Abwehrmaßnahmen zugufchreiben, 
der Berluft von „U 18“ einer Betriebsftörung, die vom Yeind benußt 
wurde, um das Boot völlig fampfunfähig zu machen. Die übrigen 
3 Boote find ohne feindliche Einwirkung verloren gegangen. 

Die Gefahr, während einer Tauchfahrt in ftart bewachtem Seegebiet 
oder bei einem Angriff gerammt zu werden, wird für U-Boote, bejonders 
bei unfichtigem Wetter, immer beftehen. Ausbildung und Erfahrung des 
Kommandanten verringern die Gefahr. Die befjeren Tiefenfteuereigen- 
ihaften der neueren Boote ermöglichten ferner ein ſchnelleres Ausweichen 
nach der Tiefe. Auch war die Tauchzeit aller U-Boote durch eine Zinde- 

rung an der Entlüftung der Tauchtants, der Behälter für das Aufnehmen 
des Wafferballaftes, wejentlich abgefürzt worden. Im Frühjahr 1915 
betrug die Zeit, die ein Boot vom „U 19*-Typ brauchte, um von voller 
überwafjerfahrt bis auf Angriffstiefe unter Waſſer zu kommen, durd- 
ſchnittlich nur noch 1 Minute, gegen 3 bis 5 Minuten zu Beginn des 
Krieges. Diefe Verbefjerung trug in hohem Maße dazu bei, die U-Boote 
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davor zu jehügen, bei unſichtigem Wetter und bei Nacht von ſchnellen feind- 
lichen Fahrzeugen überrafcht und während des Tauchmanövers überrannt 
zu werden. 

Ernfter einzufchägen war die Bedrohung der deutichen U-Boote durch 
die im Oktober 1914 vor der belgifchen Küfte und in den Hoofden auf dem 
Wege zum Kanal gelegten englijchen Minenſperren. Jedoch auch diefes 
Hindernis galt nicht als unüberwindlih. Es wurde bald erfichtlich, daß 
die englifhen Minen damals technifch noch nicht auf der Höhe waren. 
Sie wurden infolge unvolltommener Tiefeneinftellung bei Niedrigwaffer 
an der Oberfläche fichtbar, jofern die See nicht zu bewegt war. Ein großer 
Teil der Minen riß bei ftürmifchem Wetter nach und nad) ab und vertrieb. 

Andererjeits war das Vertrauen zur U-Bootswaffe dur eine Reihe 
von Erfolgen gegen die englifhen Seeftreitträfte gewachſen: 8 englijche 
Kriegsfahrzeuge — 1 Kleiner Kreuzer, 3 Panzerkreuzer, 1 Ranonenboot, 
1 Fluggeugträger, 1 Linienjhiff und 1 U-Boot — waren in den erften 
6 Kriegsmonaten in der Nordfee und im Englifchen Kanal von deutſchen 
U-Booten verjenft worden‘). Auch was die Seeausdauer der Boote an- 
betrifft, war ein Zunehmen der Leiftungen zu verzeichnen. Während die 
Dauer der Unternehmungen der alten Betrolmotoren-U-Boote entſprechend 
den Friedenserfahrungen im allgemeinen nicht über 8 Tage hinausging 
und nur in wenigen Einzelfällen auf 12—16 Tage gejteigert wurde, famen 
10—14tägige Fahrten der Diefel-U-Boote bereits öfter vor, auch eine 
Vahrtdauer von 17 Tagen wurde in zwei Fällen erreicht. 

Ein ſchwacher Punkt in der Ausrüftung der U-Boote für den Handels- 
krieg iſt zunächſt das Fehlen einer Gejchügbewaffnung gewejen. Nur 
„U 21“ und „U25° waren ſchon bei ihrer Indienftjtellung vor dem 
Kriege zum Verſuch mit je einer 8,8 cm-Kanone verfehen worden. Als 
dann der Handelstrieg in den Bereich der Möglichkeit gerüdt war, wurde 
der bejchleunigte Einbau von Gefchügen auf allen Booten eingeleitet, fo 
daß von März 1915 alle U-Boote von „U 19“ ab je eine 8,8 cem-Ranone 
bejaßen. Die Boote bis „U 18“ konnten nur eine 3,7 cm-Revolverfanone 
tragen. 


Im ganzen durften die Ausfichten der einzelnen U-Boote im Vergleich) 
zu den Möglichkeiten, fie zu bekämpfen, als befonders günftig angefehen 


1) Kreuzer „Rathfinder“ durh „O 21“, Panzerkreuzer „Aboukir“, „Hogue“, 
„Erefiy“ durch „UI“, Kanonenboot „Niger“ durch „U 12“, Flugzeugträger „Hermes“ 
und „U-Boot E 3“ durd „U 27°, Linienfchiff „Formidable“ durch „U 24“. Vgl. Marine: 
Archiv. Der Krieg zur See 1914—1918, Nordfee, Band 2 und 3. 
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nde 

In freier See beftand gegen das marjchierende und angreife 

60% faum ein Abwehrmittel; nur das Anfteuern und Durdfahren der 
Straße erforderte im Hinblid auf die engliſchen Minenjperren 

At und war nicht unbedenklich. 


Weit weniger günftig ftand es dagegen bei der Eröffnung des U-Boots- 
's mit dem Zumwads an U-Booten und der entjprechend zu erwar- 
Steigerung der Gejamtwirfung der Waffe. Mit den im Auguft 
September 1914 in Auftrag gegebenen 17 großen Booten „U 46“ bis 
fonnte die Front erft im Jahre 1916 rechnen, im Laufe des Jahres 
nur mit den fehon vor Kriegsbeginn in Bau befindlichen 9 Booten 
36“ — „U41“ und „U43— „U45“, ſowie mit den von der öfter- 
biich-ungarifchen Marine übernommenen 5 Booten „U 66“ — „U 70, 
men alfo mit 14 großen U-Booten. Das ergab für die 22 Monate 
m 1. März 1915 bis Ende 1916 31 U-Boote, mithin einen durchfchnitt- 
ben Zuwachs von 1—2 Booten im Monat. Blieben die Verlufte etwa 
der gleichen Höhe wie in den erjten 6 Kriegsmonaten, jo reichte 
Hinzutreten neuer U:Boote (des großen leiftungsfähigen Typs) 
ade aus, um die Verlufte der Front auszugleichen. Dazu kamen zwar 
bis Mitte 1915 die 30 kleinen UB- und UC-Boote, und in der zweiten 
Mljte 1915 die 4 Minen-U-Boote „U 71” — „UT4". Wie ſich jedoch 
fleinen Boote bewähren würden, war aweifelhaft. Die Anfichten in 
Streiſen waren geteilt. Aber jelbft bei günftigem Ergebnis ihrer 
ıterprobung durften die Erwartungen, die an ihre militärifche Ver- 
ungsfähigkeit zu fnüpfen waren, nicht hoc) gejpannt werden. 
Diefer Stand der U-Bootspermehrung bei Beginn eines Unterneh- 
vens, das die größten Anforderungen an die Waffe ftellen follte, kann 
befriedigend erjcheinen, und es drängt ſich die Frage auf, ob der 
fang der Bauaufträge die technifchen Möglichkeiten voll ausnußte, ob 
&t vielmehr eine größere Leiftung der hoch entwidelten deutjchen Werft- 
ajtrie hätte erreicht werden können. 
Ein Leichtes ift es, jeßt den Nachweis zu erbringen, daß für den un- 
geſchränkten U-Bootstrieg im Jahre 1917, als es um die Entſcheidung 
eine erheblich größere Zahl von U-Booten hätte vorhanden fein 
men, wenn ſchon 1915 ein großzügiger U-Bootsbaupfan auf weite 
Sicht in Angriff genommen und die ganze Leiftungsfähigteit der Induftrie 
ehmlich auf diefe Aufgabe eingeftellt worden wäre. Eine jolche rüd- 
Hauende Betradhtungsweife führt aber nicht zu einer richtigen Beurteilung 
aufgeworfenen Frage. 


— —— — 
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Das fertigftellen einer Reihe großer U-Boote (vom „U 19*:Typ) 
vom Auftrag bis zur Verwendung in der Front war mit durchſchnittlich 
zwei Jahren zu veranfcdlagen!). Ein U-Bootsbauprogramm in dem Um- 
fange, daß es nad) der heutigen Kenntnis des Kriegsverlaufs ausgereicht 
hätte, um 1917 den Krieg erfolgreich zu beenden, hätte aljo 1915 befchlofjen 
werden müffen. Oder umgekehrt: Ein Bauplan von 1915 fonnte erft 
1917 zur Wirkung fommen. An eine Kriegsdauer bis in das Jahr 1917 
hinein dachte aber damals faum jemand; vielmehr herrjchte die Anficht 
vor, daß die wirtfchaftlichen und finanziellen Kräfte auf beiden Seiten 
der Kriegführenden frühzeitig erjchöpft fein würden. Auch der für den 
U-Bootsbau verantwortliche Staatsjetretär des NReichs-Marine-Amts, 
Großadmiral v. Tirpib, war der Meinung, daß die 1914 und 1915 in 
Bau gegebenen großen U-Boote im Kriege wohl nicht mehr zur Tätigkeit 
gelangen würden. Alle Maßnahmen, die bis zum ebruar 1915 und 
darüber hinaus hinfichtlic) der Ausnugung der Werften für den U:Boots- 
bau getroffen wurden, find von dem Gedanken an eine kurze Kriegsdauer 
beftimmt und dadurcd naturgemäß nachteilig beeinflußt worden. 

Die Durchführung eines großen U-Bootsbauplans war ferner ſchon 
Anfang 1915 eine Arbeiterfrage. Die Mobilmahungsvorbereitungen 
für die deutfche Wehrmacht, die gleichfalls auf eine kurze Kriegsdauer 
eingeftellt waren, hatten eine weitgehende Einziehung der Kriegsver- 
wendungsfähigen zur Fahne, auch aus allen Induftriebetrieben, vor— 
gefehen. Durch die ſchweren Verlufte des Heeres in den erſten Kriegs- 
monaten war der Erfaßbedarf außerordentlich geftiegen. Gleichzeitig aber 
waren durch den ungeheuren Nachſchubbedarf des Heeres an Munition 
und Kriegsgerät aller Art erhöhte Anſprüche an die in ihrem Perſonal— 
bejtand geſchwächte Rüftungsinduftrie herangetreten. Ebenſo hatte Die 
Marine an die durch die Einziehung zum Heere ebenfalls ſtark betroffenen 
Geejchiffswerften vermehrte Aufträge zur Erhöhung des Kriegsichiffs- 
bejtandes gegeben. Die Anforderungen der Marine an die Schiffs- 
Mafchinenbau- und Waffeninduftrie begegneten daher dem doppelten Wett- 
bewerb des Heeres: der Erfaganfprüche der Heeresfront und der Arbeiter- 
forderungen zur Fertigung des Heeresnachſchubs. 

Eine gemeinfame Kriegswirtichaftsorganifation der Wehrmacht hatte 
1914 als Vorbereitung zu einer Mobilmachung nicht beftanden. Aus den 
Bedürfnifen des Krieges heraus wurde unter Führung des Heeres eine 
entfprechende Organifation gefchaffen, deren Aufgabe es war, die gejamte 


1) Zu der Bauzeit waren noch 3 Monate und mehr für die Erprobung und erfte 
militärifche Musbildung der Boote hinzuzurechnen. 
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teilung der waffen- und arbeitsfähigen Menjchenträfte des Landes 
die Wehrmacht und ihre Verforgung mit Waffen und allem Gerät 
Maßgabe der Dringlichkeit für die Gejamttriegführung vorzunehmen. 
diefer Organifation arbeiteten Heer und Marine auf dem Wege des 
reinfommens. Wefentlich ift nun, dab fi) das Reichs-Marine-Amt 
in jeinem Eintreten für die Leiftungsfähigteit der U-Bootswerften und 
er über taufend als Unterlieferer am U-Bootsbau beteiligten Firmen, 
in den Arbeiter- und fonftigen Perfonalforderungen für diefe Betriebe 
ſchränkung auferlegte, in der pflichtmäßigen Überzeugung, daß die 

akbeihaffung für das Feldheer die wichtigfte Aufgabe der Gejamttrieg- 
hrung jei. 
Diefe beiden Umftände, das Rechnen mit einer kurzen Kriegsdauer 
> ein gewiſſes Sich-Befcheiden zugunften des Heeres, jind es haupt- 
hlich gemwefen, die dem U-Bootsbau bis zum Februar 1915 und auch 
h weiterhin verhältnismäßig enge Grenzen gezogen haben. 

Innerhalb diefer Grenzen aber gejchah alles Mögliche, um den Bau 
U-Boote entjprechend ihrer Bedeutung für die Seefriegsführung nad 
Rräften zu fördern: Die Wiederherftellung des perjonellen Leiſtungsver⸗ 
‚mögens der 4 Werften in Kiel, Danzig, Bremen und Hamburg und der 
am U-Bootsbau beteiligten Fabriten wurde als die wichtigſte Arbeiter: 
forderung den Heeresbehörden gegenüber vertreten. Die Förderung des 
V-Bootsbaus wurde als dringlichfte Aufgabe der Werften den anderen 
riegsſchiffsbauten vorangeftellt. 

Jede Beitrebung jedoch, in fchnellerer Folge eine größere Zahl von 
U-Booten für den Handelstrieg bereitzuftellen — etwa durch Heranziehen 
weiterer Werften oder durch Vergrößerung der einzelnen Werftbetriebe — 
wäre auf eine jo große Arbeiterforderung hinausgefommen, daß fie bei 
dem großen Perjonalbedarf des Heeres nicht für durchſetzbar gehalten und 
deshalb vom Neichs-Marine-Amt nicht geftellt wurde. Ein großzügiger 
U-Bootsbauplan, welcher, 1915 begonnen, in zwei Jahren ein Mehr von 
ungefähr 100 bis 200 U-Booten gegenüber dem tatfächlich Geleifteten hätte 
_ bervorbringen follen, würde eine jo gewaltige Zahl von ausgewählten Fach⸗ 

arbeitern, Technikern uſw. erfordert haben, daß dies für den Erſatz- und 
Rüſtungsbedarf, und ſomit für Leiſtung und Erfolg des Heeres, empfindlich 
fühlbar geweſen wäre. Die Anſprüche eines derartigen Bauprogramms 
hätten infolgedeſſen nur dann erfüllt werden können, wenn auch die Oberſte 
Heeresleitung, auf deren Stimme es bei ihrer überragenden Stellung ent— 
ſcheidend angekommen wäre, ſich ſchon 1915 überzeugt erklärt hätte, daß 
U-Bootstrieg und U-Bootsbau wichtiger oder wenigſtens ebenſo wichtig 
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wären, wie die Schlagfertigkeit der Heeresfront. Die Notwendigkeit des 
uneingejhräntten U-Boots-Handelsfrieges vom Jahre 1917 hat Feld» 
marjhall v. Hindenburg fpäter mit den Worten begründet: „Die 
Führung des U-Bootskrieges wurde zur Pflicht, da andere Mittel, der 
ſchwer bedrängten Weftfront zu Hilfe zu fommen und den Feind durch 
Mittel der Kriegführung friedenswillig zu machen, nicht mehr beftanden.“ 
Anfang 1915 hingegen war für die deutfche Heeresleitung fein Grund, 
die Landfriegslage fo ungünftig zu beurteilen. Wenn auch nac) dem 
Erftarren der Weftfront mit einem fchnellen Sieg Anfang 1915 nicht 
mehr gerechnet wurde, fo wurde doc feft angenommen, den Krieg zu 
Lande zu einem günftigen Ende zu bringen, und es lag den damaligen 
Vorftellungen beim Heer ebenjo wie bei der Marine vollfommen fern, 
daß die Hauptkraft der Rüftung auf die Vorbereitung eines großen 
Schlages des Seefrieges gegen den Handel eingeftellt werden müffe, 
der erſt 1917 fallen follte. 


Dietedhnifche Vorbereitung des U-Boots-Handelsfrieges und feine 
militärpolitifche Einleitung weifen manche gemeinjame Züge 
auf. Auf beiden Gebieten wurden die Intereffen der Seekriegführung 
in enge Berührung gebracht mit denen der Geſamtkriegführung und in 
Abhängigkeit von ihnen. Auch die Überlegungen über den Umfang und 
die Anfprüche eines U-Bootsbauplans wären geeignet geweſen, die oberſte 
Leitung von Marine und Heer zuſammenzuführen zu einer Beratung 
über die Grundfrage, welcher Anteil dem Handelskrieg der U-Boote für 
das Erreichen des Kriegsziels im ganzen zuzumeſſen fei. Eine folche Ein- 
gliederung der U-Bootswaffe auf weite Sicht ift in militärifcher wie in 
techniſcher Hinficht nicht erfolgt, weil die fommende Entwicklung nicht vor- 
ausgejehen wurde. Auf beiden Gebieten, der militärpolitifchen und der 
militärtechnifchen Vorbereitung des U-Bootsfrieges, blieb der Anfang aus- | 
ſchlaggebend für den ganzen Verlauf und das Ende des Unternehmens. 
Insbefondere gilt für den Bau der U-Boote, daß das, was 1915 unter- 
blieb, infolge der langen Bauzeit der Boote fpäter nicht wieder eingeholt 
werden fonnte. 

U-Bootsfrieg und U-Bootsbau begannen unter wenig günftigen Vor— 
zeichen. Um fo höher aber müffen die Leiftungen der deutfchen U-Boots- 
waffe, und zwar derer, die fie gefchaffen, befonders aber derer, die fie am 
Veinde geführt haben, bewertet werden. 








Bericht des Führers der U-Boote vom 8. Offober 1914 au 

das Kommando der Hochſeeſtreitkräfte, betreffend Handels- 

frieg mit U-Booten als Vergeltung gegen Sperrung des 
Engliihen Kanals mit Minen. 

Führer der U-Boote 


G.B, Nr. 246 F. Schillig Reede, den 8. Oktober 1914. 
Betrifft: Sperrung des 
Kanals durch Minen. Geheim! 


Nach den eingegangenen Nachrichten muß mit der Tatjache gerechnet 
_ werden, daß England tatfächlich in dem von ihm befanntgegebenen Gebiet 
des Ranals Minen gelegt hat. Es hat alfo eine große internationale Ver— 
fehrsftraße und ein großes offenes Geegebiet dadurch unbefahrbar 
gemacht. 

Soweit dies hier zu überfehen ift, ftellt das englifche Vorgehen einen 
Vorſtoß gegen das Geefriegsreht dar, wenn dieſer Fall aud in dem 
Abfommen A VIII der II. Haager Friedenstonferenz nicht ausdrüdlic) 
vorgefehen ift. 

Die Folge ift, daß die an ſich ſchon befonders ſchwierigen U-Boots- 
unternehmungen gegen den Englifhen Kanal noch weiter außerordentlich) 
erſchwert werden. Da die englifhe Maßnahme fich vorausfichtlich in erjter 
Linie gegen unfere U-Boote richten foll, wird die Tiefenlage der Minen 
dementfprechend bemeffen fein. Die Forderung, das ganze minenverdäd- 
tige Gebiet nur bei Hochwaſſer zu paffieren, würde das Vorwärtstommen 
der U-Boote fehr verzögern und fie zwingen, andere nicht weniger wichtige 
Gefichtspuntte dafür zu vernadhjläffigen. Auch braucht England nur in der 
Nähe der Minenfelder Fahrzeuge zu ftationieren, welche die U-Boote zum 
Tauchen zwingen und fie jo in Berührung mit den Minen bringen. Daß 
die engliſchen Krängungsminen auch dann zur Detonation kommen, wenn 
ein getauchtes U-Boot gegen das Ankertau fährt, iſt durch unſere Verſuche 
des letzten Sommers nachgewieſen worden. 

Der Handelskrieg mit U- Booten. 12 
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Man wird fjomit bei U-Bootsunternehmungen gegen den Kanal in 
Zukunft mit großer Wahrfcheinlichkeit mit Bootsverluften dur‘ Minen 
rechnen müjjen. 

Ich beantrage gehorfamft, der englifchen Regierung und der HÖffent- 
lichkeit folgendes mitteilen zu lafjen: 

„Wenn die völferrechtswidrige Sperrung des Kanals nicht in be- 
ftimmter Zeit rüdgängig gemacht wird, wird deutfcherfeits als Ver— 
geltungsmaßregel der Handelstrieg mit U-Booten an allen eng— 
lichen Küften eröffnet.“ 


Wir werden dann entweder erreichen, daß der Kanal wieder frei 
wird, oder wir werden im Handelskrieg einen vollwertigen Erjaß für die 
bisherigen Ranalunternehmungen erhalten. 


Das beantragte Vorgehen hat weiterhin folgende Vorteile: 

1. England wird darauf hingewieſen, daß auch wir in der Lage find, 
gegen jeine fortgejegten Verletzungen des Seekriegsrechts Vergeltung 
au üben. 

2. Die durch das englifche Vorgehen gejchädigten neutralen Mächte, 
in erfter Linie Holland, werden bei geeigneter Abfafjung der Veröffent- 
lihung das deutſche Verhalten als Vertretung ihrer eigenen Intereſſen be- 
trachten müffen. Unfere Sympathien in den genannten Ländern fönnen 
fo nur gewinnen. Bejonders werden aber die nachteiligen Folgen ab» 
geſchwächt, falls bei dem beabfichtigten Handelstrieg auch ein Fahrzeug 
ihrer Nationalität vernichtet werden follte. 


Bauer. 
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Schreiben des Kommandos der Hodhjeeftreiffräfte vom 

10. Oftober 1914 an den Chef des Admiraljtabs im Haupt- 

quarfier und an den Admiraljtab in Berlin, enthaltend 

Stellungnahme zum Bericht des Führers der U-Boote 
vom 8. Oftober. 


Rommanbo der Wilhelmshaven, den 10. Ottober 1914. 
Hochfeeftreitträfte. 
Gg. 2267 0. Ganz geheim! 


Euerer Erzellenz beehre ich mich beiliegenden Bericht des Führers der 
U-Boote in Abfchrift zur gefälligen Kenntnisnahme ergebenjt zu über- 
jenden. 

Diefer Bericht veranſchaulicht die Gefahr für unſere nad) der füdlichen 
Nordjee und den Kanal bejtimmten U-Boote und enthält im Anſchluß 
daran einen Borfchlag über Vergeltungsmaßnahmen unfererjeits gegen 
England, der bereits in diefer oder ähnlicher Form früher mehrfach aus 
der Ylotte heraus an mid) herangetreten ift und über den ich auch mit 
Euerer Erzellenz bei Ihrer Anmwejenheit an Bord S. M. S. „Friedrich der 
Große“ vor einigen Tagen gejprochen habe. 

Es entzieht fich meiner Beurteilung, ob es für möglich und angezeigt 
gehalten wird, jet oder fpäter auf diefen Vorſchlag einzugehen, da hier 
in erfter Linie politifche und völterrechtliche Erwägungen, namentlich auch 
eventuelle Rüdfichten auf die Stimmung der neutralen Mächte und die 
Brage, welchen Wert man diefen beimißt, mitfprechen müffen. 

Bom rein militärifchen Standpunkt aus, der die rüdfichtsiofefte Be- 
kämpfung des Gegners fordert, möchte ich betonen, daß der Kampf mit 
U-Booten gegen den englifhen Handel an Englands Küfte offenbar den 
Veind an feiner empfindlidhften Stelle faßt und ihm und feinen 
Verbündeten vor Augen führt, daß feine Machtmittel zur See zum Schuß 
der eigenen Zufuhr heute nicht mehr ausreichen. 

12* 
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Die U-Boote haben im Firth of Forth einen beſonders regen Handels— 
verfehr fejtgeftellt, 80 Dampfer find an einem Vormittag, 100 im Laufe 
eines Tages beobachtet worden. Durch die Downs geht ein bejonders leb⸗ 
hafter Verkehr nach der Themſe. — Die Folgen der Vernichtung eines 
oder des anderen Dampfers an dieſen Hauptverkehrsſtellen innerhalb der 
feindlichen Hoheitsgrenzen find gar nicht abzuſehen. — Das Eiſenbahn— 
netz ift meiner Beurteilung nad) nicht derart ausgebaut, daß England auf 
direfte Zufuhr von See nach London verzichten könnte; ebenſo würde die 
Sperrung des Handelsverkehrs in der Einfahrt des Firth of Forth wahr⸗ 
ſcheinlich die geſamte Zufuhr nach der Oſtküſte unterbinden, die ſich dort 
konzentriert zu haben ſcheint. 

Da der Seehandel nach unſeren Häfen in der Nordſee nur gering iſt, 
wir auch nicht unbedingt darauf angewieſen ſind, kann unſerem Gegner 
die Anwendung des gleichen Mittels uns gegenüber keinen nennenswerten 
Nutzen bringen im Vergleich zu dem enormen Schaden, den wir ihm zu— 
fügen können. 

Die Jahreszeit, in der die U-Boote noch mit Ausſicht auf Erfolg ver— 
wendet werden fünnen, drängt nad) baldiger Entjcheidung. Inwieweit die 
erfolgreiche U-Bootsverwendung im Winter durch Kälte und Wetter- 
verhältniffe ungünftig beeinflußt werden wird, wiffen wir nod) nicht. 

Ich möchte Euere Erzellenz ergebenjt bitten, in eine Prüfung dieſes 
Vorſchlages, der durch die Vernichtung aller deutichen Handelsichiffe in 
Antwerpen — zweifellos auf Betreiben Englands — noch an Bered- 
tigung gewinnen dürfte, einzutreten und mir Ihre Anficht darüber mög- 
lichſt bald mitzuteilen, ob feine Verwirklichung für möglich und angezeigt 
gehalten wird. 


v. Ingenohl. 








Meldung des Admiraljtabs vom 12. Oftober 1914 an den 


Chef des Admiraljtabs. Stellungnahme zum Schreiben des 
- Kommandos der Hochſeeſtreitkräfle vom 10. Dftober. 


Zum Schreiben des Hochſeechefs vom 10. Dftober. 


Vorſchlag wird nicht befürwortet, da jetzige Verhältniffe diefe jcharfe 
Verlegung des Völkerrechts nicht rechtfertigen. Auch Mineniperre im 
Ranaleingang und Vernichtung deutfcher Handelsihiffe in Antwerpen be⸗ 
gründen dieſes Vorgehen nicht, weil Menſchenleben von Nichtkombat⸗ 
tanten, Neutrale und neutrales Eigentum gefährdet. Dagegen halte ich es 
für dringend geboten, daß vor allem Firth of Yorth und aud) Moray Firth 
mit Minen gefperrt werden. Befürworte, Diejes Hochſeechef nochmals 
dringend nahezulegen mit Rüdficht auf baldigen Neumond. 


Behnde. 


ee | 


ABER 


iſche Anweiſung des Chefs des Admiralſtabs ı 

ober 1914 an den Admiralſtab, betreffend B 

=, wortung des Schreibens des Kommandos der Hochſee- 
® fteeiffräffe vom 10. Offober. 


{ An Hochſeechef übermitteln: 


i Vorſchlag, durch Unterſeeboote engliſchen Handel zu bekämpfen, wenig 
ns jetzt noch nicht ausführbar, da dieſe ſcharfe Verlegung des * 
s nicht gerechtfertigt durch bisherige engliſche Maßnahmen. u 
errung des Firth of Forth, Firth of Moray und wenn irgend mö 
jemündung duch Minen C/A dringend erwünſcht. Dabei 

och zu berüdfichtigen, daß genügend Minen C/A für die beabfichtig 


— von den Häfen von Belgien und Nordfrankreich aus üb 
bleiben 


v. Pohl. 








fwortihreiben des Chefs des Admiralitabs vom 24. Of- 
fober 1914 an das Kommando der Hocjeeitreitträfte. 


Der Chef des Admiralftabs 


der Marine. Großes Hauptquartier, den 24. Dftober 1914. 
B. 7751. 
Auf B. Nr. Gg. 2267 0. 
vom 10. Oftober 1914. Ganz geheim! 


Wenn ich auch nicht verfenne, daß die Durchführung des Vorfchlages 
wenigjtens anfänglich einen großen Eindrud auf die englifche Bevölkerung 
und namentlich auf die Handelskreife ausüben, unter Umftänden jogar 
England zum Frieden zwingen könnte, jo überwiegen doch zur Zeit noch 
meine Bedenken gegen die Anwendung diefes äußerften Mittels. Die bis- 
ber englifcherfeits vorgefommenen Fälle von Völkerrechtsbruch find m. €. 
noch nicht jo jchreiend, daß fie einen ſolchen Schritt rechtfertigen könnten. 

Das Sperren des Kanals durch Minen kann nicht unbedingt als 
Völkerrechtsbruch bezeichnet werden. Im übrigen könnte man uns be- 
züglich des Großen Belts denjelben Vorwurf maden. 

Auch das Unbrauhbarmahen der deutſchen Handelsichiffe in Ant- 
werpen, das übrigens in dem durch die Zeitungen gemeldeten Umfang 
nicht ftattgefunden hat, würde formell nicht England zur Laft gelegt 
werden können. 

Nah allem muß ich von einer Befürwortung des Vorſchlages an 
Allerhöchiter Stelle, wenigſtens zur Zeit, abjehen. 


v. Pohl. 


IE EL 
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Ynlage 6. 


Befanntmahung der Briliſchen Admiralität 
vom 2. November 1914 über die Erklärung der Nordfee 
zum brifiihen Seekriegsgebiet. 
(überfegung.) 
London, den 2. November 1914. 

In der legten Woche haben die Deutichen auf offener See auf dem 
Haupthandelswege von Amerifa über Nordirland nad) Liverpool unter- 
Ihiedslos Minen ausgelegt. Friedliche Kauffahrteifchiffe find bereits in- 
folge dieſes Vorgehens mit Verluft von Menfchenleben in die Luft ge- 
Iprengt worden. Der White-Star-Dampfer Olympic ift diefem Schickſal 
nur durch einen glücklichen Zufall entgangen. Aber ohne die Warnungen 
britiſcher Kreuzer wären noch andere britiſche und neutrale Fracht- und 
Paſſagierſchiffe vernichtet worden. Dieſe Minen können nicht von einem 
deutſchen Kriegsſchiff ausgelegt worden ſein. Sie ſind vielmehr von einem 
unter neutraler Flagge fahrenden Kauffahrteiſchiff ausgelegt worden, das 
anſcheinend zum Zwede friedlichen Handels diefen Weg entlang gefahren 
ift und unter voller Ausnußung der neutralen Kauffahrteiſchiffen ge- 
währten Unverleßlichteit rückſichtslos und gewiffenlos das Leben aller 
derer gefährdet hat, die auf See fahren, gleichgültig, ob es fi) um Freund 
oder Feind, um Zivil: oder Militärperfonen handelt. 

Minenlegen unter neutraler Flagge jowie Erfundungen durch 
Vifchereifahrzeuge, Lazarettfchiffe und neutrale Schiffe find die üblichen 
Kennzeichen der deutfchen Geekriegführung. Unter diefen Umftänden hat 
es die Admiralität im Hinblid auf die großen, der britifhen Flotte an- 
vertrauten Intereſſen, auf die Sicherheit des friedlichen Handels auf hoher 
See und auf die Aufrechterhaltung des Handels zwiſchen den neutralen 
Ländern innerhalb der Grenzen des Völkerrechts für notwendig erachtet, 
außerordentlihe Maßnahmen zu treffen, die den neuartigen Bedingungen, 
unter denen diefer Krieg geführt wird, angepaßt find. 

Die Admiralität gibt daher bekannt, daß die ganze Nordfee als 
Kriegsgebiet anzufehen ift. In dieſem Gebiet find jede Art von Handels- 
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biffahrt, Kauffahrteifchiffe aller Länder, Filchereifahrzeuge und alle 
n Schiffe durch Minen, die ausgelegt werden mußten, und dur) 
riegsichiffe, die Tag und Nacht angeftrengt nad) verdädhtigen Fahrzeugen 
schen, den jchwerften Gefahren ausgejegt. Alle Rauffahrtei- und 
Fühereifahrzeuge jeder Art werden hiermit vor den Gefahren gewarnt, 
denen fie fi) bei Befahren diefes Gebiets ausjegen, falls fie die Wei- 
ngen der Mdmiralität nicht aufs genauefte beachten. Es wird alles ver- 
ucht werden, um diefe Warnung zur Kenntnis der neutralen Länder und 
er auf See befindlichen Schiffe zu bringen; die Admiralität fündigt aber 
daß vom 5. November ab alle Schiffe, die eine vom nördlichjten 
Buntte der Hebriden über die Farder nad) Island gezogene Linie über- 
reiten, dies auf eigene Gefahr tun. 

Schiffen aller Länder, die Handel von und nad) Norwegen, der Ditjee, 
Dänemarf und Holland treiben wollen, wird empfohlen, bei der Einreife 
ch den Englischen Kanal und die Meerenge von Dover zu fahren. Es 
rden ihnen dort Weifungen für die Fahrt gegeben, die fie, joweit es 
Großbritannien angeht, ficher an der engliſchen Oſtküſte entlang zur Infel 
Farn führen werden, von wo, wenn möglich), ein ficherer Weg nach) dem 
Rindesnes-Leuhtturm angegeben werden wird. Bon dort follten fie je 
nach ihrem Beftimmungshafen nad) Norden oder Süden fahren, und zwar 
möglichſt nahe der Küfte. Für Schiffe auf der Ausreife gilt das Umge— 
tehrte. Bei genauer Einhaltung diefer Wege wird der Handel aller 
Länder feine Beftimmung in Sicherheit zu erreichen vermögen, foweit es 
Großbritannien angeht; aber jede Abweichung von dem angegebenen 
Kurſe, fei es auch nur um wenige Meilen, kann unheilvolle Folgen haben. 


= 
3 
„. 
5 
* 


* 
ar 


N * Bl 7 


fyh 


- - — 4 har N 4 
— RU EHRE SNK RR; Ah u DE 


Er 








> I et 
ER 


SAL x 


A 


186 Anlagen. 





Anlage 7. 


Brifiihde Order in Council vom 20. Auguff 1914. 
(Überfegung.) 
Am Hofe im Budingham-Palais, den 20. Auguft 1914. 


Gegenwärtig: 
Des Königs Erhabene Majeftät im Rate. 


Da während der gegenwärtigen Feindfeligfeiten die Seeſtreitkräfte 
Seiner Majeftät mit den frangöſiſchen und ruſſiſchen Seeſtreitkräften zu⸗ 
ſammenwirken ſollen, und 

da es wünſchenswert iſt, daß die Seekriegsoperationen der ver— 
bündeten Streitkräfte, ſoweit fie neutrale Schiffe und den neutralen 
Handel berühren, nach denfelben Grundfäßen geführt werden, 

da ferner die Regierungen von Branfreih und Rußland der Re— 
gierung Seiner Majeftät mitgeteilt haben, daß fie beabfichtigen, während 
der gegenwärtigen Teindjeligkeiten, ſoweit durchführbar, in üÜberein- 
ftimmung mit den Beftimmungen des unter der Bezeichnung Londoner 
Erklärung vom 26. Februar 1909 befannten Abkommens zu verfahren, 

jo hat Seine Majeftät nunmehr auf Vorſchlag und mit Zuftimmung 
Seines Geheimen Rates zu befehlen geruht, und es wird hiermit be- 
fohlen, daß während der gegenwärtigen Yeindfeligfeiten das unter der 
Bezeihnung Londoner Erklärung befannte Abkommen mit den folgenden 
Zufäßen und Linderungen angenommen und durd) Seiner Majeftät Re— 
gierung in Kraft geſetzt wird, gleich als ob es von Geiner Majeftät rati- 
figiert worden fei. 

Die Zufäße und Üinderungen find folgende: 

1. Die in der Proflamation vom 4. Auguft 1914 enthaltenen Liften 
der abfoluten und der relativen Konterbande treten an die Gtelle der 
Liften, die in den Artiteln 22, 24 der erwähnten Erklärung enthalten find. 

2. Ein neutrales Schiff, dem es gelungen ift, mit Hilfe falfcher Papiere 
dem Feinde Konterbande zuzuführen, fann wegen der Beförderung 
ſolcher Konterbande feitgehalten werden, wenn es vor Wollendung der 
Rückreiſe angetroffen wird. 
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3. Die in Artikel 33 erwähnte Beftimmung kann aus jedem 
den Beweiſe gefolgert werden und wird — in Erweiterung der in 
titel 34 feftgelegten Vermutung — vermutet, wenn die Warenjendung 
telbar oder unmittelbar an einen Agenten des feindlichen Staates oder 
einen Kaufmann oder eine andere unter der Kontrolle des feindlichen 
Staates jtehende Perfon gerichtet it. 

4. Das Beitehen einer Blodade wird als befannt vermutet: 

a) bei allen Schiffen, die aus einem feindlichen Hafen ausgelaufen 
> oder ihn angelaufen haben, nad) einer Frift, die — nad) Bekanntgabe 
Blodade-Erklärung an die örtlihen Behörden — der feindlichen Re- 
g hinlängliche Zeit gegeben hat, das Beftehen der Blodade bekannt 
maden; 

b) bei allen Schiffen, die nach der Bekanntmachung der Blodade- 
relärung von einem britifchen oder verbündeten Hafen ausgelaufen find 
r ihn angelaufen haben. 

5. Ungeachtet der Beftimmungen in Artifel 35 der Erklärung unter- 
liegt relative Konterbande der Beſchlagnahme, wenn bewiejen wird, daß 
fie die in Artitel 33 erwähnte Beftimmung hat, gleichgültig nach welchem 
Hafen das Schiff führt, und in welchem Hafen die Ladung gelöfcht 
werden joll. 

6. Der Generalberiht des Redaktionsausſchuſſes über die erwähnte 
Erklärung, der der GSeekriegsrechtstonferenz vorgelegt und von ihr in der 
elften Vollverfammlung am 25. Februar 1909 angenommen worden ift, 
gilt für alle Prifengerichtshöfe als bindende Feſtſetzung der Bedeutung 
und des Zwedes der genannten Erklärung, und diefe Gerichtshöfe follen 
die Beftimmungen der Erklärung im Sinne der darin gegebenen Er- 
läuterungen feftftellen und auslegen. 

f Und die Lords Commiffioners Seiner Majeftät Schagamtes, die 

Lords Commiffioners der Admiralität ſowie jeder der Hauptftaatsjetretäre 
Seiner Majeftät, der Präfident der Erbſchafts-, Eheſcheidungs- und 
Admiralitätsabteilung des High Court of Juſtice, alle übrigen Richter 

Seiner Majeftät Prifengerichtshöfe und alle Gouverneure, Beamten und 
Behörden, die es angeht, haben in ihrem Gejchäftsbereiche die hierzu 
erforderlichen Anweifungen zu geben. 

Almeric Fiß Roy. 
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Anlage 8. 


Brifiihe Order in Council vom 29. Oktober 1914. 
(überjegung.) 
Am Hofe im Buckingham-Palais, den 29. Oktober 1914. 


Gegenwärtig: 
Des Königs Erhabene Majeftät im Rate. 


Da Seine Majeftät durch eine „Order in Council“ vom 20. Auguft 
1914 zu erklären geruht hatte, daß während der gegenwärtigen Feind- 
jeligteiten das als Londoner Erklärung befannte Abkommen mit be- 
ftimmten, darin erwähnten Zufägen und Abänderungen angenommen 
und von Seiner Majeftät Regierung in Kraft gejeßt werden folle, und 

da die darin erwähnten Zufäße und Abänderungen dur die 
bejonderen Verhältniſſe des gegenwärtigen Krieges notwendig ge 
worden find; 

da es ferner erwünfcht und nunmehr möglid ift, die „Order in 
Eouneil“ mit ihren Ergänzungen neu zu fafjen, um die durch den Krieg 
veranlaßte Beeinträchtigung des unfchädlichen neutralen Handels ſoweit 
als möglic) herabzumindern, 

jo hat Seine Majeftät nunmehr auf Vorfchlag und mit Zuftimmung 
Seines Geheimen Rates zu befehlen geruht, und es wird hiermit be- 
fohlen, was folgt: 

1. Während der gegenwärtigen Feindjeligfeiten werden die Be- 
ftimmungen des als Londoner Erklärung befannten Abtommens, ab- 
gejehen von den Liften der Konterbande und der Nichtkonterbande, mit 
den nachjtehenden Abänderungen angenommen und von Geiner Majeftät 
Regierung in Kraft geſetzt. 

Die Abänderungen find folgende: 

I. Ein neutrales Schiff, aus deſſen Bapieren die neutrale Beftimmung 
zu erjehen ift, und das ungeachtet der aus den Papieren erfidht- 
lichen Beftimmung nad) einem feindlichen Hafen fährt, unterliegt 
der Beichlagnahme und Einziehung, wenn es vor Beendigung 
feiner nächften Reife angetroffen wird. 








II. Die in Artitet 33 der genannten Erklärung erwähnte Beitimmung 
wird — in Erweiterung der in Artikel 34 aufgeftellten Ver⸗ 
mutungen — vermutet, wenn die Warenſendung an einen Agenten 
des feindlichen Staates gerichtet oder für ihn beſtimmt iſt. 

. Ungeachtet der Beſtimmungen in Artikel 35 der genannten Er— 
klärung unterliegt relative Konterbande an Bord eines nach einem 
neutralen Hafen fahrenden Schiffes der Beſchlagnahme, wenn die 
Warenſendung „an Order“ gerichtet iſt, oder wenn die Schiffs⸗ 
papiere nicht erſehen laſſen, wer der Warenempfänger iſt, oder 
wenn ſie einen Warenempfänger auf feindlichem oder vom Feinde 
beſetzten Gebiete erkennen laſſen. 


IV. In den durch den vorſtehenden Paragraphen gedeckten Fällen trägt 
der Eigentümer der Ware die Beweislaſt für ihre unſchädliche Be- 
ſtimmung. 

2. Wenn einem der Hauptſtaatsſekretäre Seiner Majeſtät der Nach— 
weis erbracht wird, daß die feindliche Regierung Lieferungen für ihre 
‚Streitkräfte von einem neutralen Lande oder durch ein folhes erhält, kann 
er Weifung geben, daß der Artitel 35 der genannten Erklärung nicht für 
Schiffe gilt, die nad) einem Hafen diefes Landes fahren. Eine derartige 
Weifung wird in der „London Gazette“ veröffentlicht und bleibt bis zu 
ihrer Zurückziehung wirkſam. Solange die Weifung in Kraft ift, foll ein 
mit relativer Ronterbande beladenes, nad) einem ſolchen Hafen fahrendes 
Schiff nicht frei von der Beſchlagnahme bleiben. 

3. Die „Order in Council“ vom 20. Auguft 1914, die für die Dauer 
der gegenwärtigen Feindjeligfeiten die Annahme und Intraftfegung des 
als Londoner Erklärung bekannten Abtommens mit den darin näher be⸗ 
zeichneten Zufägen und Abänderungen anordnet, wird hiermit auf- 
gehoben. 

4. Diefe Order foll als “the Declaration of London Order in 
Couneil, No. 2, 1914” angeführt werden. 

Und die Lords Commiffioners ...... 7* 
haben in ihrem Gejchäftsbereiche Die hierzu erforderlichen Anweiſungen 
zu geben. 

Almeric Fig Roy. 
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Denkſchrift der Deuffjhen Regierung vom 10. Oftober 1914, 
betreffend die Mafnahmen des englifhen Handelstriegs. 


Nach einer Order in Council vom 20. Auguft 1914 will die britifche 
Regierung während des gegenwärtigen Krieges die Londoner Seekriegs— 
rechtsertlärung vom 26. Februar 1909 mit einigen Zufägen und Ab— 
änderungen beobachten. Dieje Zufäge und Mbänderungen find aber 
derart, daß fie die Londoner Erklärung in wejentlichen Bunften aufheben 
und dadurd gleichzeitig in das geltende Völkerrecht eingreifen. Weitere 
fehr erhebliche Abweichungen von der Londoner Erklärung find in einer 
britiihen PBroflamation vom 21. September 1914 enthalten. 


I, 


Die einjchneidendfte Abänderung der Londoner Erklärung findet fi 
in den Bejtimmungen über die relative Konterbande unter Nr. 3 und 5 
der Order in Council. 

Die Londoner Erklärung beftimmt im Artitel 33, daß der Begriff der 
relativen Konterbande nur dann Anwendung findet, wenn die ver- 
frachteten Gegenftände für den Gebrauch der Verwaltungsftellen oder der 
Streitmadht des feindlichen Staates beftimmt find. Ferner ſoll nad 
Artifel 35 der Begriff der relativen Konterbande ohne weiteres aus- 
geſchloſſen fein, wenn ſich das Schiff auf der Fahrt nad) einem neutralen 
Hafen befindet. 

Dieſe Beftimmungen, die im wejentlichen dem geltenden Völkerrecht 
entjprehen und auf einer billigen Abwägung der Intereſſen der frieg- 
führenden Staaten einerjeits und der neutralen Staaten andererfeits be- 
ruhen, find durch die Order in Council jo gut wie aufgehoben worden. 
Denn nad) Nr. 3 der Order foll die Vermutung für die feindliche Be- 
ftimmung der Güter in jedem Talle Pla greifen, wo der Empfänger der 
Ware unter der Kontrolle der Behörden des feindlichen Staates fteht; das 
bedeutet aber nichts anderes, als daß jede nach) dem feindlichen Lande 
gerichtete Sendung der Beſchlagnahme ausgefeßt ift, da fich dort fämtliche 
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ohner unter der Kontrolle der Landesbehörden befinden. Diefe Be- 
mung erhält ihre Ergänzung in Nr. 5 der Order, wonad) aud) das auf 
der Fahrt nad) einem neutralen Hafen befindliche Schiff wegen relativer 
'onterbande aufgebraht werden kann; hier wird alfo entgegen dem 
Triitel 35 der Londoner Erklärung der nur auf die abfolute Ronterbande 
pendbare Begriff der fortgefegten Reife auf die relative Ronterbande 
sgedehnt. 
Auf diefe Weiſe werden die milderen Regeln der Londoner Er- 
Märung über die relative Konterbande bejeitigt und letere im Ergebnis 
abjoluten Konterbande völlig gleichgeftellt. Damit wird der zur Ber- 
forgung der Bevölterung eines kriegführenden Staates bejtimmte neutrale 
andel mit Gegenftänden der relativen Konterbande, alſo insbejondere 
mit Zebensmitteln, der im geltenden Völkerrecht als legitim anerkannt ift, 
nahezu illuforifch gemacht und fo das Intereffe des Kriegführenden wie 
der Neutralen in völferrechtswidriger Weife verlegt. Wie die Ereigniffe 
auf dem Geetriegsihauplag beweifen, geht England nad) diefer Richtung 
in der rüdfichtstofeften Weife vor, dergeftalt, daß es fogar den für Die 
Rachbarländer Deutichlands bejtimmten Bedarf in Kontrolle nimmt und 
dadurch auc) deren Verſorgung in Frage ftellt. 










I 


Die britifche Regierung glaubt fi über die in den Artikeln 22, 24 
und 28 der Londoner Erklärung enthaltenen Liften der abfoluten Konter- 
bande, der relativen Konterbande und der nicht als Konterbande zu 
erflärenden Waren (Freilifte) ohne weiteres hinwegfegen zu fünnen. Gie 

bat in ihrer dur die Order in Council unter Nr. 1 aufrechterhaltenen 
- Konterbande-Erflärung vom 5. August 1914 Luftfahrzeuge und deren 
Beſtandteile als abjolute Konterbande bezeichnet, während Ddiefe nad 
Artikel 24 Nr. 8 der Londoner Erklärung nur als relative Ronterbande 

angeſehen werden können. Bor allem hat fie aber in der Proflamation 
vom 21. September 1914 Gummi, Häute und elle fowie verfjchiedene 
Sorten Eijenerz als relative Konterbande erklärt, obwohl diefe Gegen- 
ftände nicht oder doch nur fehr mittelbar für kriegerifche Zwede verwendbar 

_ find und daher auf der Treilifte des Artikels 28 ftehen (vgl. 3, 4, 6). 
Damit wird zugleich allgemein anerfannten Regeln des Völkerrechts ins 
Geficht gefchlagen, wonad) der neutrale Handel mit Gegenftänden aus- 
ſchließlich friedlichen Gebrauchs durd die Kriegführenden nicht geftört 
werden darf. 
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IH. 


Eine weitere Berjchärfung der Beftimmungen über die Konterbande 
ergibt fih aus Nr. 2 der Order in Council. Denn der Artifel 38 der 
Londoner Erklärung läßt, entjprechend dem geltenden Völkerrecht, eine 
Beihlagnahme des Schiffes wegen Konterbande nur zu, folange ich diefe 
an Bord befindet; dagegen will die britifche Regierung, wenn die Be- 
förderung der Konterbande unter Mitnahme falſcher Bapiere erfolgt ift, 
das Schiff während der ganzen Dauer der Reife mit Befchlag belegen. 
Auf diefe Weife ift der neutrale Schiffsverkehr in dem feindlichen Gebiet 
andauernden Schikanen ausgefeßt, da das Schiff nicht nur auf Grund 
einer ofjenkundigen Tatfache, nämlich des Vorhandenfeins von Konter- 
bande, jondern auch auf Grund einer häufig nicht nachweisbaren Be- 
hauptung über fein früheres Verhalten aufgebracht werden wird. 


IV. 


Durch die Beftimmung in Nr. 4 der Order in Council wird die Weg- 
nahme wegen Blodadebrudhs in unbilliger Weife erweitert, da hiernach 
die Vermutung für die Kenntnis der Blodade auch dann eintreten foll, 
wenn das Schiff nach Ablauf einer gewiſſen Zeit feit der Bekanntgabe der 
Blodade eines feindlichen Hafens an die dortigen Ortsbehörden einen 
anderen feindlichen Hafen verlaffen hat. Durch diefe Beftimmung will die 
britifche Regierung die Behörden des feindlichen Staates über die durch 
das Völkerrecht gezogenen Grenzen hinaus in den Dienft der eigenen Gee- 
ftreitfräfte jtellen und diejen Dienft durch die Wegnahme neutraler Schiffe 
erzwingen. 

V. 


Nach einem in der Londoner Erklärung beſtätigten völkerrechtlichen 
Grundſatz dürfen an Bord eines neutralen Kauffahrteiſchiffs nur ſolche 
Perſonen zu Kriegsgefangenen gemacht werden, die bereits in die feindliche 
Streitmacht eingereiht find. Diefer Sat ergibt fie) aus dem Artikel 45, 
Abj. 1, Nr. 2 in Verbindung mit dem Artikel 47 und ift im Generalbericht 
des Redaktionsausſchuſſes der Londoner Konferenz im erften Abſatz der 
Bemerkungen zum Artikel 45 noch näher ausgeführt worden; denn wie 
der Generalbericht bemerkt, war ſowohl aus juriftifchen wie aus praftifchen 
Gründen die ganze Konferenz darin einig, daß nur aktive Militär- 
perfonen, nicht aber folche Perſonen, die fich, wie beifpielsweife Refer- 
viften, zur Erfüllung ihrer allgemeinen Dienftpflicht nach der Heimat be- 
geben, der Gefangennahme auf einem neutralen Schiffe unterliegen. 
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{ die britifche Order in Council die beiden Artikel ebenfo wie die 
rtungen des Generalberihts als für die Regierung verbindlich an- 
t hat, haben doc die britiſchen Seeftreitträfte deutſche Wehr- 
ige, die nicht in die Streitmadht eingereiht waren, von Rauffahrtei- 
en der niederländifchen, der norwegifchen und der italienijchen Flagge 
enommen und zu Kriegsgefangenen gemacht. Auf dieſe Weiſe haben 
fie nicht nur die in der Londoner Erklärung wiedergegebenen völferrecht- 
fihen Grundfäße, jondern auch die eigenen jtaatsrechtlihen Normen 
sröblich verlegt. 

Nach einem im „Journal officiel“ vom 26. Auguft 1914 veröffent- 
lichten Dekret des Präfidenten der Srangzöfifhen Republit hat fi) Frank— 
rei) auf denfelben Standpuntt geftellt wie Großbritannien in feiner 
Drder in Council. Auch haben die frangöfifchen Geeftreitkräfte in gleicher 
Beife wie die britifhen wehrpflichtige Deutjche von neutralen Schiffen, 
insbefondere von niederländifhen und fpanifchen, weggenommen. 

Die Verordnungen und darüber hinausgehend die Seeſtreitkräfte 
Großbritanniens und Frankreichs fegen fi) hiernach über die in der 
Sondoner Seefriegsrechtserflärung niedergelegten Regeln in willtürlicher 
Beife hinweg. Sie verfolgen ausgefprochenermaßen den Zwed, dur 
Lahmlegung des neutralen Handels nit nur die Kriegführung, jondern 
auch die Volkswirtſchaft ihrer Gegner zu treffen, und greifen dabei in 
unzuläffiger Weife ſowohl in den legitimen Handel der Neutralen mit dem 
Gegner als aud in den Handel der Neutralen untereinander ein. Die 
Londoner Erklärung ift zwar bisher nicht ratifiziert worden; wie indes die 
Bevollmächtigten der Signatarmächte, mit Einfluß der britifhen und 
frangöfifchen, in der einleitenden Beftimmung ausdrüdlich feitgeftellt 
haben, entfprechen die Regeln der Londoner Erklärung im wejentlichen 
den allgemein anerfannten Grundfäßen des internationalen Rechts. Die 
von Großbritannien und Frankreich beliebten Verlegungen der Londoner 
Erflärung ftellen fi) daher zugleich als Verlegungen des Völkerrechts dar, 
die um fo ſchwerer ins Gewicht fallen, als Großbritannien in Kriegen, in 
denen es neutral war, wie beifpielsweife im Ruſſiſch-Japaniſchen Kriege, 
gegen ſolche Rechtsverlegungen auf das nahdrüdlichfte Einſpruch erhoben 
bat (vgl. das englifche Blaubuch Ruffia Nr. 1, 1905, Correspondence 
respecting Contraband of War, ©. 8 ff.). 

Die Kaiſerlich Deutſche Regierung hat bisher die Beſtimmungen der 
Londoner Erklärung ftreng beobachtet, auch deren Inhalt in der deutſchen 
Brifenordnung vom 30. September 1909 (Reichs-Geſetzbl. 1914 ©. 275) 
finngetreu wiedergegeben; an diefer Haltung hat fie fich ſelbſt durch die 
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e Verfahren fortfeßen und die neutralen Mächte ſich fe 
5 rlegungen zuungunften deutſcher Interefjen gefallen Ic 
| _ Für die — —— — es — von Bath‘ (eh, zu — 


und alte einzunehmen —— * 
fie insbejondere gegen die an Bord ihrer Schiffe vorgenommenen Gew. 
Rec an deutjchen Perſonen und deutfhem Gut einſchreiten wollen. 








aphiſcher Auftrag des Chefs des Admiral 

ember 1914 an den re die Mo 

es Handelsfriegs mit U-Booten zu unferfuhen. ES 
ef des Admiralſtabs — 

E Marine. Großes Hauptquartier, den 4. November 1914. 


Admiralſtab. Sr 
Berlin. & 


Nach Zeitungsnachrichten beabſichtigt England die geſamte No: djer N 
‚neutralen Handel zu fperren, alfo zu blodieren. 25 


Da dies mit den internationalen Abmachungen nicht in Einklang ſteht 
England ſich dauernd des Bruchs des Völkerrechts ſchuldig macht, jo nn 


ehrmaßnahmen unjererjeits notwendig. 
bitte daher die Frage zu unterfuchen, ob wir England durch 
n und U-Boote blodiert erklären und androhen fünnen, daß jedes ° ” 
elsihiff, das ſich engliſchen Häfen nähert, fi der Gefahr ausſetzt, 
U-Boote abgejchoffen zu werden, ohne daß feine Beſatzung — 
ommen werden fann. : 





Zar an 
F 





Schreiben des Chefs des Admiralftabs vom 7. November 1914 
an den Reichskanzler. Vorſchlag, einen Handelstrieg mit 
U-Booten als Bergelftungsmaßnahme gegen England und 
Franfreih zu eröffnen. 
Großes Hauptquartier, den 7. November 1914. 


An den Reichstangler. 


Hier. 


Die Tatfache, daß England alle Mittel, unbefümmert darum, ob fie 
den bisherigen Grundfägen des Völkerrechts entfprechen oder nicht, anzu— 
wenden verjucht, um uns wirtſchaftlich zu vernichten, laſſen es angezeigt 
erjcheinen, auch unfererfeits jehärfere Mittel im Handelstrieg anzuwenden 
als bisher. Bejonderen Erfolg verjpricht eine Blodade der gegnerijchen | 
Küften durch Unterfeeboote, für deren Erklärung ic) einen erjten Entwurf 
zur geneigten Prüfung überfende. Ich darf mir vorbehalten, iinderungen, 
die ſich nad) weiterer Durcharbeit diefes Entwurfes im Admiralftabe in 
Berlin noch als notwendig herausftellen jollten, E. E. fpäter zu über- 
mitteln, Der Einwand, daß eine Unterjeebootsblodade den bisher gültigen 
Beitimmungen des Völkerrechts nicht entjpräche, läßt ſich ohne weiteres 
durch) den Hinweis auf die völferrechtlich auch nicht zuläffige Sperrung der 
Nordjee durch die englifche Admiralität entkräften. Gegen den Vorwurf, 
daß die Unterjeebootsblodade bejonders graufam fei, weil der Blodade- 
brecher in den meiften Fällen vernichtet würde, ift geltend zu maden, daß 
der Blocdadebrecher fi bewußt in Gefahr begibt und daher aud) die Folgen 
tragen muß. 

Bon diefem Standpunkte aus betrachtet ift die Unterfeebootsblodade 
gegenüber den Neutralen ein viel fchonenderes Kriegsmittel als Die 
Sperrung der freien See am Dftausgange des Englifhen Kanals durd) 
englijche Minen. 

Der Zeitpuntt des Beginns der Blodade würde möglichft bald anzu- 
ſetzen, jedoch jo zu bemefjen fein, daß amerifanijche Schiffe mit einem 


—— vor — aus dem 
n der Blockade-Erklärung erhalten und daraufhin 
anen. Danach würde die Blodade etwa 12 Tage nad) Überg 
flärung an die ameritanifche Regierung zu beginnen haben. —— 
Ih würde es für erwünſcht halten, wenn bei Überreichung der 
lockade-Erklärung an die neutralen Mächte darauf hingewieſen würde, 
; England uns durd) die Abkehr von den bisher als gültig betracht: 
imungen des Völkerrechts, wie fie in der fait — Er— 
ung des Begriffs der Kriegskonterbande, in der Wegnahme eines 
zarettſchiffes unter den nichtigſten Vorwänden u. ä. mehr zutage —* 
dieſen verſchärften Maßnahmen gegen den engliſchen Seeverkehr zwingt. 
Auch Beſprechungen in der Preſſe in dem angedeuteten Sinne würden. 
ir bei Veröffentlihung der Blodade-Erflärung angezeigt erjheinen. 


Der Chef des Admiraljtabes der Marine. 
v. Pohl. 


E Entwurf einer Blodade-Erflärung. 
Am Namen und auf Befehl Seiner Majejtät des Kaiſers ertläre 


h die Blodade der Küften des Königreiches Großbritannien und Irland 
wie der Nord- und Weſtküſte Frantreichs. 

Die Blockade beginnt am... . November 1914'). 

Die Blockade umfaßt die genannten Küften mit allen Häfen, Reeden, 
Buchten, Flußmündungen und fämtlihen diefen Küften vorgelagerten 
Inſeln. 

Schiffe unter neutraler Flagge, die ſich am Tage des Beginns der 
B — innerhalb des blockierten Gebietes befinden, erhalten eine Friſt 
vo fünf Tagen zum Auslaufen. £ 
Da die Blodade großenteils durch Unterjeeboote ausgeführt werden i 


wird, laufen Schiffe, die die Blockade zu brechen verfuchen, ſchwere Gefahr, S 


ohne vorherige Warnung verjenft zu werden. 


Auch werden alle neutralen Schiffe auf ihren Fahrten nad) neutralen 
4 Häfen gut tun, das Paſſieren der blodierten Küften zu vermeiden. 


Großes Hauptquartier, den... . November 1914°). 
Der Chef des Admiralftabes der Marine. 


1) Datum follte fpäter eingefügt werden. 
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Schreiben des Chefs des Admiralftabs vom 7. November 1914 

an den Admiralftab. Nochmaliger Auftrag, die Duchführ- 

barkeit eines Handelstriegs mit U-Booten zu prüfen. Bor- 
läufige Stellungnahme dazu jeitens des Admiralſtabs. 


Großes Hauptquartier, den 7. November 1914. 


An N 
Admiralftab. Berlin. 


1. Anliegende Abjchrift eines Schreibens an den Reichstangler, be- 
treffend eine Blodade-Erklärung gegen England und Frankreich, bitte ich 
umgehend zu prüfen und etwaige Einwendungen fofort durch Fernſpruch 
und jchriftlich hierher zu melden. 

2. Der Behauptung der englifchen Admiralität, daß die deutjchen 
Minen unter neutraler Flagge von Handelsfahrzeugen gelegt würden, ift 
die amtliche Erklärung entgegenzuftellen, daß Minen nur von Kriegs— 
ſchiffen und Hilfstriegsfchiffen ausgelegt worden find und fein Mißbrauch 
mit der neutralen Flagge getrieben worden ift. Ebenjo wird amtlich zu 
erflären fein, daß die Behauptung der englifchen Admiralität, wir miß- 
brauchten Hofpitalfchiffe, Tramwler und neutrale Handelsihiffe zu völfer- 
rechtswidrigen Kriegszweden, in jeder Hinfiht unwahr fei und von der 
engliihen Admiralität auch nicht durch Beweiſe geftügt werden fünnte. 


Berlin, den 9. November 1914. 
Fernſpruch an Ehef im Großen Hauptquartier. 
Zum Schreiben vom 7. November. 


Vührung von Handelstrieg mit Unterfeebooten wird grundjäßlich zu— 
geftimmt. Frage bedarf aber noch Erwägung in folgenden Punkten: 

1. Maßnahme erſt dann zu empfehlen, wenn militärifhe Durch— 
führung gegen ganze England-Küfte und längere Zeit hindurd) möglich). 
Hierzu müffen zunächft genügend Torpedos vorhanden fein. Dies fcheint 
zur Zeit nicht der Fall. Augenblicklich nur 24 Referve-Torpedos für 









„U 5“ bis „U 18“ und 28 Rejerve-Torpedos für „U 19“ bis „U 34“ vor: 
en. Durch Austauſch von Schifistorpedos wird Zahl der Referve- 
dos für Unterjeeboote gefteigert werden. Wie ſchnell Austauſch und 
notwendige Aptierung fortiehreiten fann, wird nod gemeldet. Verner 
wird geprüft, ob ältere Torpedoart durch Aptierung der Rohre oder 
Einbau von Einfagrohren von Unterjeebooten verwendet werden fönnen. 
Dedenfalls dürfen Unterjeeboote wegen Torpedomangel nicht gegen Haupt: 
gegner, nämlich feindliche Flotte, Lahmgelegt werden. Ferner Befig Kanal- 
ftüßpunft notwendig, damit Stellung der Unterſeeboote England Beit- 
füfte genügend lange innegehalten werden kann. 

2. Ausdehnung auf Weſtküſte Frankreich wegen Mangel an Unter- 
jeebooten nicht möglich, auf Nordküſte Sranfreich vielleicht, went kleine 
Unterfeeboote verfügbar. 

3. Wirkung Maßnahme wird durch die langen Winternächte jtart 
berabgejegt werden, da Handelsſchiffe jofort Anweifung erhalten werden, 
Küfte nur nachts anzufteuern. 

4. Maßnahme kann Neutrale an Seite Englands drängen. Inkauf— 
nehmen dieſer Gefahr erft angebracht, wenn Landfriegführung ſoweit, dab 
Erfolg ficher erfcheint, oder wenn unfere Lage verzweifelt. 

5. Da England Maßnahme mit gleihen Mitteln in Deuticher Budt, 
Stagerrat, Oſtſee erwidern wird, wird Zufuhr ganz aufhören, auch über 
neutrale Länder. Ob England dasjelbe durch fein jegiges Vorgehen er- 
reicht, ift noch zweifelhaft. Müßte man dies annehmen, jo fpräche das 
für baldigen Beginn, bevor Rohftoffe verbraudit. 

6. Bei Anwendung diefes Mittels muß man fi) außerdem darüber 
flar fein, daß England möglicherweife Vergeltungsmaßnahme gegen ge- 
fangene Deutfche anwenden wird, da Maßnahme ohne Zweifel jehärfer 
ift als bisherige Englands Verlegungen des Völkerrechts. 

7. Bezeichnung als Blodade ftößt auf ernfte Bedenken. Für Blodade 
völferrechtlic) viel Formalitäten feitgefegt, die bei Verwendung Unterjee- 
boote nicht erfüllt werden können, deren Nichterfüllung uns aber jedes- 

mal als VBölferrechtsbrud angerechnet werden wird. Für Diejes neue 
Kriegsmittel erfcheint daher eine neue Form angezeigt, vielleicht derart, 
daß nad) Englands Vorgang gejamte England-Küftengemwäffer als Kriegs- 
gebiet erklärt werden und befanntgemadht wird, daß ihr Befahren ernite 
Gefahr bringt. 

Näheres ſchriftlich nach Einvernehmen mit Auswärtigem Amt in 
einigen Tagen. 
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Gleidylautende Proteftnoten der Däniſchen, der Norwegiihen 
und der Shwediichen Regierung vom 12./13. November 1914 
an die bei ihnen beglaubigten Gejandten Englands, Frant- 
reichs, Rußlands und Deuficdhlands gegen deren Maknahmen 
im Seehandelsfrieg. 
(Üüberfegung.) 
Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten. 


Kopenhagen, den 13. November 1914. 
Kriftiania, den 13. November 1914. 
Stodholm, den 12. November 1914. 


Es liegt in der Natur der Dinge, daß der unheilvolle Brand, in den 
jo viele Mächte geraten find, auch die neutralen Staaten in fehr fühlbarer 
Weife berührt, und daß er ihnen jehr jchwere Opfer auferlegt. Diefe 
Opfer, die in gewiffen Grenzen als unvermeidlich gelten können, dürfen 
aber ficher nicht willfürlich durch Maßnahmen der Kriegführenden ver- 
ſchärft werden. Das Völkerrecht hat in Anjehung der Rechte und Pflichten 
der Neutralen gewiffe Grundfäße aufgeftellt, denen man nicht vorwerfen 
tann, daß fie die Neutralen auf Koften der Kriegführenden begünjtigen. 
Nun ſcheint aber jelbft der jehr beſcheidene, den Intereſſen der Neutralen 
durch das geltende Völkerrecht zugebilligte Schuß im Laufe des gegen- 
mwärtigen Krieges zu verſchwinden. 

Die neutralen Länder, die forglich die ſtrengſte Unparteilichfeit be- 
achten und ihren Handel im Geifte vollfommenfter Loyalität gegenüber 
den Kriegführenden betreiben, glaubten ſich auf die Unverleglichfeit der 
grundfäglichen Regeln des internationalen Rechts verlaffen zu können. 
Indeſſen haben fie von Tag zu Tag zu ihrem Schaden feſtſtellen müffen, 
daß die Kriegführenden für fi) die Anwendung von Grundfäßen in 
Anſpruch nehmen, die ebenjowenig mit den Interefjen der Neutralen wie 
mit den Vorſchriften des Völkerrechts vereinbar find. Man verjteht ſchließ— 
li, wenn ein Kriegführender in der Hite des Gefechts dazu neigt, nur 


Anlagen. 201 





die Regeln anzuwenden, die ihm im Augenblid am vorteilhafteften er- 
feinen, und fo ein Völkerrecht je nach Umftänden zu verkünden. Aber die 
Verlegung der Rechte der Neutralen wird dadurch nicht befjer gerecht- 
fertigt. Im Grunde genommen ift diefes Nüßlichkeitsprinzip auch den 
Intereſſen der Kriegführenden jelbjt abträglich. Die augenblidliche ge- 
fpannte Lage nimmt einmal ein Ende, und dann wird es den frieg- 
führenden Staaten ficher nicht unangenehm fein, wenn fie einige Grund- 
füge noch in Kraft finden, die ihnen einft teuer waren, und für die fie 
oft als ruhmreiche Borfämpfer auftraten. 

Die Grundjäße des WVölferrehts in Erinnerung rufen heißt das 
gemeinjame Erbe der zivilifierten VBölfer wahren, indem dadurch ver- 
hindert wird, daß die den Anjtrengungen mehr als eines Jahrhunderts zu 
dankenden Fortichritte in Vergefjenheit geraten. Zugleich hat die auf dem 
neutralen Seehandel lajtende Unficherheit ein Maß erreicht, das den neu- 
tralen Regierungen ſchwere Sorge bereiten muß; aud) ſehen fie fich ver- 
pflichtet, gegen die Maßnahmen Einfpruch zu erheben, die zur Zeit jeitens 
beider friegführenden Teile den erlaubten Handel ihrer Länder bedrohen. 

In Anfehung mehrerer feiner wichtigften Teile ift das Völkerrecht auf 
Grund der Konferenzen im Haag und in London fodifiziert worden. Es 
ift richtig, daß die dort ausgearbeiteten Abkommen nicht von allen Geiten 
ratifiziert worden find. Sie find indefjen als maßgebendfter Ausdrud des 
Rechtsbewußtjeins der Völker und deshalb als Niederjchlag des gegen- 
wärtigen Standes des internationalen Rechtes anzufehen. Dies trifft be- 
jonders auf die Londoner Erklärung zu, die durch die Vertreter von zehn 
Seemädten gebilligt wurde, wovon ſechs zur Zeit Kriegführende find. 
Der Wortlaut diefes Abkommens ftellt felbft ausdrüdlich feſt, daß die 
darin enthaltenen Regeln tatfächlih den allgemein anertannten Grund- 
fügen des Völkerrechts entjprechen. Ganz abgejehen von den Erklärungen, 
wonach das Londoner Abtommen glei) einem ratifizierten Vertrag an- 
gewandt werden foll, muß gegenwärtig die völlige Gültigkeit beinahe aller 
feiner Beftimmungen anerfannt werden. 

Um unfere Bejchwerdegründe befjer hervortreten zu laffen, genügt es, 
auf einige befonders wichtige Punkte kurz hinzumweifen. 

Eine große Gefahr bedroht den neutralen Handel infolge der Legung 
von Minen auf den großen Seehandelsftraßen. Das Legen von Minen 
ohne Rüdfiht auf die Sicherheit der friedlihen Schiffahrt widerfpricht 
offenfichtlich den Rechten der Neutralen und hat nicht allein beträchtliche 
Sachſchäden verurfadht, jondern fogar den Verluſt zahlreicher Menjchen- 
leben zur Folge gehabt. 
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Die Freiheit der Meere und das unverjährbare Recht der Neutralen, 
fh der allen gemeinfamen Handelsitraßen zu bedienen, find dur den 
Anfprud, den neutralen Schiffen die Verpflichtung aufzuerlegen, einen 
beftimmten Weg zu nehmen und beftimmte Häfen anzulaufen, ab» 
geſchwächt und eingefchräntt worden, ohne daß die Neutralen begründeten 
Anlaß zu einem Verdacht gegeben hätten, der ſolche Beſchränkungen ver— 
ſtändlich machen oder gar rechtfertigen könnte, 

Die Liften ſowohl der abjoluten wie der relativen Konterbande find 
entartet und maßlos erweitert worden, was entjprechende Schädigungen 
der Rechte der Neutralen bedeutet. 

Indem man die Theorie von der fortgefegten Reife und gewiſſe den 
Neutralen ungünftige Rechtsvermutungen auf die relative Konterbande 
zur Anwendung bringen will, nimmt man in Wirklichkeit für ſich die 
Gleichftellung diefer Konterbande mit der abjoluten Konterbande in An- 
ſpruch, was eine ganz gefährliche Neuerung bedeuten würde. { 

Die feit Jahrhunderten anerkannten Regeln für die Durchfuchung und 
MWegnahme werden nicht mehr beachtet; dies verurſacht dem erlaubten 
Handel Verzögerungen, die beträchtliche Verlufte im Gefolge haben. 

I€n den angedeuteten wie auch in anderen Maßnahmen erfennt man 
die Abficht, eine mit den Rechten, ja jogar mit den Pflichten der Neutralen 
unvereinbare Kontrolle über den Handel der neutralen Länder auszuüben. 

Die Königliche Regierung gibt ſich der Hoffnung hin, daß die krieg— 
führenden Mächte fich diefen Vorftellungen, die fie nur gerechtfertigt 
finden können, anpaffen werden. 








Broteſtnote der Niederländiihen Regierung vom 16. No- 
vember 1914 an den Britiſchen Gejandten im Haag gegen 
die britiſche Nordjeejperre. 


(Überjegung.) 
Im Haag, den 16. November 1914. 

Mit Ihrem Schreiben vom 3. d. M. haben Euere Erzellenz mir eine 
Bekanntmachung der Britifhen Admiralität über die Schiffahrt in der 
Nordfee mitgeteilt. 

Nach diefer Bekanntmachung foll die ganze Nordjee als Kriegsgebiet 
angejehen werden, worin die Schiffahrt den ſchwerſten Gefahren aus- 
gejeßt ift, nicht nur, weil dort Minen ausgelegt, jondern auch britifche 
Kriegsſchiffe mit der Auffuchung verdächtiger Schiffe bejchäftigt find. Des- 
wegen werden Kauffahrteifchiffe und Fiſchereifahrzeuge vor den Gefahren 
beim Befahren der Nordjee gewarnt, wenn fie nicht aufs genauefte die zu 
erlaffenden Anweifungen der Admiralität befolgen. 

Ich beehre mich, Euerer Erzellenz die Bedenken mitzuteilen, zu denen 
die Bekanntmachung der Admiralität bei der Regierung der Königin 
Anlaß gegeben hat. 

Nach dem Völkerrecht bildet lediglich der unmittelbare Umkreis der 
militärifchen Unternehmungen der Kriegführenden das „Kriegsgebiet“, in 
dem die Polizeihoheit eines Kriegführenden ſich auswirken kann. 

Ein Meer von der Größe der Nordjee fann nicht in jeiner ganzen 
Ausdehnung als unmittelbarer Aktionsbereich militärifher Unterneh- 
mungen der Kriegführenden angejehen werden. 

Wenn diefe ganze Gegend als Kriegsgebiet bezeichnet wird, jo be 
deutet das einen ſchweren Eingriff in den von allen Völkern des Erdballs 
anerfannten Grundjaß der Freiheit der Meere. 

Der Artitel 3 des von Großbritannien gezeichneten und ratifizierten 
VIH. Haager Abtommens verpflichtet den Kriegführenden, der veranterte, 
jelbfttätige Kontaktminen legt, alle möglichen Vorfichtsmaßregeln für die 
Sicherheit der friedlihen Schiffahrt zu treffen. Aus diefer Einſchränkung 
folgt, daß die Schiffahrt in der Lage fein muß, über freie Vahritraßen zu 
verfügen. So hat auch die Regierung der Königin nicht das Recht in An- 
jpruch genommen, gegen die vor etwa fünf Wochen getroffene Entjchlie- 
Bung der Britifchen Regierung in Anfehung der Minenlegung in der von 
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Euerer Erzellenz in der Note vom 3. Oktober d. I. bezeichneten Gege 



























Einpruch zu erheben. Anders liegt es bei der gegenwärtigen Ausdehnun 
diejes Gebiets auf die ganze Nordfee, eine Ausdehnung, die für die nieder- 
ländifhe Schiffahrt ernftlihen Nachteil zur Folge hat, weil fie ihr Die 
Durchfahrt fperrt. 

Die Betanntmachung der Admiralität hat zur Folge, daß Schiffe, die 
fi) auf der Reife vom Ailantifchen Ozean nad) Norwegen, der Oſtſee, 
Dänemart und den Niederlanden befinden, vom Armelkanal in die Nordjee 
durch die Meerenge von Dover und weiter an der englifchen Küſte entlang 
bis zur Infel Farn fahren müffen, um dann Richtung nad) dem Leuchtt i 
von Lindesnes zu nehmen. Bon diefem Punfte aus müffen fie fi) 
nad) dem Beftimmungshafen nad) Norden oder nad) Süden wenden und 
dabei fo dicht als möglich an der Küfte halten. Die Schiffe, die von der 
Dftfee oder den erwähnten Ländern nad) dem Nilantifchen Ozean fahren, 
müffen den umgefehrten Weg einjchlagen. 

Die Auftlärungen, die ich von Euerer Exzellenz vor zehn Tagen dat- 
über zu erbitten die Ehre gehabt habe, ob der gerade Weg, den die nieder- 
ländiſche Schiffahrt feit dem 3. Oktober 1914 benußt, nichtsdeftoweniger 
offen bleibt, find mir bisher nicht zuteil geworden. j 

Es ift offenfichtlich, daß der von der Britiſchen Regierung bezeichnete 
Weg ſchwere Nachteile für die Schiffahrt zwifchen dem Atlantifchen Ozean 
und den Häfen der Südoftfüfte Englands einerfeits und den niederländi« 
ichen Häfen andererfeits bietet. Zunächſt ift der Umweg unverhältnismäßig 
groß. Die Entfernung zwifhen Dover und einem niederländifhen Hafen 
beträgt etwa 150 sm; die Überfahrtftrete nad) Maßgabe des von der 
Admiralität bezeichneten Weges würde fie auf mehr als 1000 sm erhöhen; 
ferner ift der zwifchen Lindesnes und den niederländijchen Häfen einzu⸗ 
haltende Weg zu allgemein bezeichnet, um ausreichende Gewähr in An- 
fehung der Sicherheit der Schiffahrt zu bieten. 

Was die Verkehrswege zwiſchen den niederländifchen Häfen und der 
Nordoftküfte Englands betrifft, jo beitehen fie überhaupt nicht mehr. 2 

Schließlich muß man fragen, wie Die niederländifchen Fiſcher fich in 
der Nordfee verhalten ſollen, um nicht unter unüberwindlichen Wider- 
ftänden zu leiden und ſich ſchweren Gefahren bei der Ausübung ihres 
Gewerbes auszufjegen. 

Ich würde Euerer Erzellenz dankbar fein, wenn Sie mir möglichſt 
bald geeignete Mitteilungen zukommen ließen, um die Unficherheit zu zer— 
ftreuen, die über die vorftehenden Punkte beiteht. 
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Erſte Proteffnote des Bofihaffers der Vereinigten Staaten 
von Amerifa in London vom 28. Dezember 1914 an die 
Britiihde Regierung gegen die brifiihen Maßnahmen im 
Seehandelsfrieg. 
(überfegung.) 
Amerikaniſche Botſchaft. 
London, den 28. Dezember 1914. 


Herr Page, Botſchafter der Vereinigten Staaten in London, 
an Sir Edward Grey. 

Auf telegraphiſche Weiſung meiner Regierung beehre ich mich, Ihnen 
mitzuteilen, daß die gegenwärtige Lage des amerikaniſchen Außenhandels, 
wie ſie ſich aus der häufigen Beſchlagnahme und Feſthaltung amerikani— 
ſcher, für neutrale europäiſche Häfen beſtimmter Ladungen ergibt, ſo ernſt 
geworden iſt, daß ſie eine offene Darlegung der Anſichten meiner Regie— 
rung erforderlich macht, damit die Regierung Seiner Majeftät über die 
Haltung der Vereinigten Staaten zu der von Seiner Majeftät Behörden 
während des gegenwärtigen Krieges befolgten Bolitit vollftändig unter- 
richtet ift. 

Ich bin demzufolge beauftragt worden, Ihnen folgende Erklärung 
abzugeben und gleichzeitig zu verfichern, daß dies im freundſchaftlichſten 
Geifte und im Vertrauen darauf geichieht, daß eine offene Ausjprache der 
Fortdauer herzlicher Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern befjer dient 
als ein Stillfhweigen, das fälſchlich als Duldung des englifchen Vorgehens 
angejehen werden fünnte, während meine Regierung dies Vorgehen nur 
als Eingriff in die Rechte amerifanifcher Bürger betrachten kann. 

„Die Regierung der Vereinigten Staaten hat mit wachjfender Beſorg— 
nis gefehen, wie eine große Zahl von Schiffen mit amerifanifchen, nad) 
neutralen europäifchen Häfen beftimmten Waren auf hoher See mit Be- 
ſchlag belegt und nad) britifhen Häfen eingebradht worden find. In den 
erften Tagen des Krieges nahm meine Regierung an, daß die von der Bri- 
tifchen Regierung befolgte Politit dem unerwarteten Ausbruch der Feind— 
feligfeiten und der Notwendigkeit unmittelbaren Handelns zuzujchreiben 
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war, um zu verhindern, daß Konterbandewaren den Gegner erreichten. 
Aus diefem Grunde wollte fie diefe Politik nicht unfreundlich beurteilen 
oder dagegen nachdrüdlich Einſpruch erheben, obwohl fie offenfichtlich dem 
amerifanijehen Handel mit den neutralen Ländern Europas ſehr ſchädlich 
war. Die Regierung der Vereinigten Staaten vertraute feſt auf die hohe 
Achtung, die Großbritannien früher jo oft für die Rechte anderer Völker 
bewieſen hat, und erwartete zuverfichtlich die Änderung eines Vorgehens, 
das dem neutralen Handel die ihm nad) Völkerrecht zuftehende Vreiheit 
verfagte, 

Diefe Erwartung ſchien durch die Erklärung des Foreign Dffice An- 
fang November betätigt zu werden, daß nämlich die Britifche Regierung 
die von der norwegijchen Regierung, der ſchwediſchen und der dänifchen 
Regierung angebotenen Bürgſchaften für die Nichtausfuhr von Konter- 
bande für ausreichend erachte, wenn diefe an namentlic) bezeichnete Per— 
fonen im Gebiet diefer Regierungen fonfigniert würde, und daß der briti- 
ſchen Flotte und den britifchen Zollbehörden befohlen worden fei, bei neu— 
tralen Schiffen mit jolchen derart an Neutrale fonfignierten Ladungen 
einen Zugriff von dem Ergebnis der Prüfung der Schiffspapiere und 
Ladungen abhängig zu maden. 

Es ift daher jehr zu bedauern, daß die Britifche Regierung, obwohl 
feit Beginn des Krieges nahezu fünf Monate verfloffen find, ihre Politit 
nicht weſentlich geändert hat und Schiffe und Ladungen, die zwiſchen neu— 
tralen Häfen in friedlicher Verfolgung rechtlich erlaubten Handels ver- 
tehren, nicht weniger als früher ſchädigt, obwohl die Kriegführenden den 
rechtli erlaubten Handel eher ſchützen als unterbinden follten. Größere 
Befreiung von Fefthaltungen und Bejchlagnahmen, die von der Konfignie- 
rung der Warenjendungen an beftimmte Warenempfänger Statt „an Order“ 
ficher erhofft wurde, wird noch erwartet. 

Der Regierung Seiner Majeftät, die gewöhnlich) für die Freiheit der 
Meere und die Rechte des Handels eintritt, braucht nicht bedeutet zu 
werden, daß Friede und nicht Krieg das normale Verhältnis zwiſchen 
Völkern iſt, und daß der Handel zwiſchen nichtkriegführenden Ländern von 
den Kriegführenden nicht beeinträchtigt werden ſollte, es ſei denn, daß 
ſolche Beeinträchtigung offenſichtlich eine gebieteriſche Notwendigkeit zum 
Schutze der nationalen Sicherheit iſt, aber auch dann nur in dem Maße, 
wie die Notwendigkeit es erfordert. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten vertennt feinesmegs die ge= 
waltige Bedeutung des gegenwärtigen Kampfes, den Großbritannien führt, 
und beabfichtigt nicht, ſich in jelbftfüchtiger Weife ungebührliche Handels- 





vorteile zu fihern. Mit Widerftreben fieht fie fich jedoch zu der Erkenntnis 
genötigt, daß die gegenwärtige Politit der Britifhen Regierung gegenüber 
neutralen Schiffen und Ladungen über die Mar zutage liegenden Notwen- 
digfeiten der Kriegführung hinausgeht und die Rechte amerikaniſcher 
Bürger auf hoher See in einer Weije bejchräntt, die weder durch die 
Regeln des Völkerrechts gerechtfertigt noch nad) dem Rechte auf Selbit- 
erhaltung erforderlid) ift. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten beabfichtigt nicht, in dieſem 
Augenblid die Befugnis zu erörtern, gewiffe von Seiner Majeftät öffentlich) 
namhaft gemachte Waren in die Liften abjoluter und relativer Konter— 
bande aufzunehmen. Mögen auch mande davon der Ameritanijchen Regie- 
rung anfechtbar erfcheinen, jo bildet die hauptfächliche Veranlaſſung zu 
diefer Beſchwerde doch die Behandlung von Ladungen beider Klafjen von 
- Waren, die nad) neutralen Häfen beftimmt find. 

Als abjolute Konterbande bezeichnete Waren, die aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika nach) neutralen Ländern verſchifft wurden, find mit 
der Begründung in Beſchlag genommen und feitgehalten worden, daß die 
Länder, nad) denen fie beftimmt waren, die Ausfuhr folder Waren nicht 
verboten haben. Sind ſchon ſolche Fefthaltungen nad) Meinung der Re- 
gierung ungerechtfertigt, jo werden die amerikaniſchen Rupfer-Erporteure 
durch die zutage tretende Unjchlüffigkeit der britifhen Behörden bei An— 
wendung ihrer eigenen Anordnungen über neutrale Qadungen beunruhigt. 
So wurde beifpielsweife eine Ladung Kupfer feftgehalten, die aus den 
Vereinigten Staaten an einen genau bezeichneten Empfänger in Schweden 
ging, und zwar weil nach Angabe Großbritanniens Schweden fein Aus— 
fuhrverbot auf Kupfer erlaffen hatte. Italien dagegen hat nicht nur die 
Ausfuhr von Kupfer verboten, jondern nad) Information der Regierung 
fogar eine Verordnung in Kraft gefegt, wonach Sendungen, die in italie- 
niſchen Häfen für italienifhe Empfänger oder „an Order“ eingehen, nicht 
ausgeführt oder umgeladen werden dürfen; die einzige Ausnahme, die 
Italien macht, betrifft Kupfer, das im Durchgangsverkehr durch das eigene 
Land nach einem anderen Lande geht. Trotz diefer Verordnungen hat das 
Britifche Auswärtige Amt es bisher abgelehnt, die Verficherung abzugeben, 
daß Kupferladungen für Italien auf hoher Gee nicht beläftigt werden. 
Beichlagnahmen find derart zahlreich und Verzögerungen fo erheblich, DaB 
Erporteure fich fheuen, ihr Kupfer nad) Italien gehen zu laſſen, daB 
Dampfichiffahrtsgefellichaften es ablehnen, Kupfer anzunehmen, und daß 
Berficherungsgefellfchaften fich weigern, Bolicen für Kupfer auszuftellen. 
Mit einem Worte: ein rechtmäßiger Handel wird erheblich beeinträchtigt 
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durch die Ungewißheit, welche Behandlung er durd) die britifchen Behörden 
zu gewärtigen hat. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten glaubt allen Grund zu haber 
Aufklärung zu erbitten, in welcher Weife die Britifche Regierung ihre Maß 
nahmen durchzuführen beabfichtigt, damit die Amerifanifhe Regieru 
fich über die Schritte zu entjcheiden vermag, die notwendig find, um unfe 
Außenhandel treibenden Bürger in ihren Rechten zu ſchützen und vor der 
ſchweren Berluften zu bewahren, denen fie durch die Unkenntnis der ihren 
Ladungen drohenden Gefahren ausgejeßt find. 

Was relative Konterbande betrifft, jo erjcheint die Politit Groß— 
britanniens der Amerifanifhen Regierung von gleich großem internatio- 
nalen Intereffe. Zum Beweife hierfür wird die Aufmerfjamteit der Bri— 
tijchen Regierung auf die Tatfache gelenkt, daß eine Anzahl mit Beſchlag 
belegter ameritanijcher Ladungen aus Nahrungsmitteln und andere 
Waren befteht, die in allen Ländern dem allgemeinen Gebrauche dienen 
und zugeftandenermaßen relative Konterbande find. Obwohl die Ver— 
mutung für unfchädliche Verwendung ſprach, da die Waren für neutrales 
Gebiet bejtimmt waren, haben die britifchen Behörden diefe Bejchlag 
nahmen und Fethaltungen vorgenommen, ohne, joweit die Regierung der 
Vereinigten Staaten unterrichtet ift, im Befiß von Tatſachen zu fein, die 
vernünftigerweijfe die Mutmaßung redhtfertigten, daß die Ladungen wirk— 
lich feindliche Beftimmung hatten — jo wie diefer Begriff im Völkerrecht 
verftanden wird. Bloßer Verdadht ift noch kein Beweis, und zweifelhafte 
Fälle follten zugunften des neutralen Handels und nicht gegen ihn ent— 
jchieden werden. Die Wirkung auf den Handel mit diefen Waren zwiſche 
neutralen Völkern, die durch Unterbrechung von Reifen und Feithaltung 
von Ladungen entjteht, wird nicht voll dadurd) ausgeglichen, daß den 
Eigentümern der erlittene Schaden erfegt wird, nachdem die Unterjuch 
eine feindliche Beftimmung nicht ergeben hat. Durch die beftehenden G 
fahren und durch die wiederholte Fernhaltung von Waren von feiten 
Märkten wird der amerifanifche Handel mit neutralen Ländern in feiner 
Gejamtheit gejchädigt. 

Ladungen diejer Art ſcheinen auch von den britifchen Behörden in der 
feften Glauben mit Bejchlag belegt zu fein, daß fie fchließlich doch das © 
biet der Feinde Großbritanniens erreichen werden, wenn dies auch von 
den Verjchiffern urjprünglich nicht beabfichtigt war. Im Hinblid auf die 
Anordnungen (regulations), welche die neutralen Beftimmungsländer für 
die in den Ladungen enthaltenen Waren erlaffen haben, bleibt aber von 
diefem Glauben lediglich die Furcht vor einer ſolchen Möglichteit übrig. 
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Daß eine Ladung von Waren, die auf der Lifte der relativen Konter- 
bande ftehen und nad) einem neutralen Hafen gehen, die rechtliche Ver— 
mutung einer feindlichen Endbeftimmung geftattet, jheint in vollem Gegen- 
faß zu der Lehre zu ftehen, die Großbritannien früher hochhielt. Diefe 
Lehre wurde von Lord Salisbury während des füdafrifanijchen 
Krieges folgendermaßen ausgedrüdt: 

„Lebensmittel fönnen, auch wenn fie für Feindesland beftimmt find, 
als Ronterbande nur dann betrachtet werden, wenn fie für die feindlichen 
Streitkräfte beftimmt find. Es genügt nicht, daß fie fo verwendet werden 
können, vielmehr muß bewiejen werden, daß dies zur Zeit ihrer Beichlag- 
nahme in der Tat ihre Beftimmung war.“ 

Mit diefer Begriffsbeftimmung relativer Konterbande ſtimmen die 
Anfichten der Amerikaniſchen Regierung volltommen überein, und Die 
amerikaniſchen Verlader waren berechtigt, fi) auf diefe hiftorifche Lehre 
zu verlaffen, die von Großbritannien ftändig befolgt worden ift, und zwar 
fomohl wenn es jelbft am Kriege beteiligt war, als auch wenn es neu- 
tral war. 

Die Regierung der Bereinigten Staaten gejteht den Kriegführenden 
ohne weiteres die volle Berechtigung zu, die Schiffe ameritanifcher Bürger 
oder neutrale Schiffe mit amerifanifchen Waren auf hoher See zu betreten 
und zu durchſuchen, auch fie feitzuhalten, wenn genügend Beweife vor- 
liegen, die die Annahme rechtfertigen, daß ihre Ladungen Konterbande 
enthalten. Aber die Britifche Regierung muß auf Grund eigener Erfahrung 
in der Vergangenheit anertennen, daß die Ameritanifche Regierung es 
nicht ohne Proteft zulaffen fann, wenn ameritanijche Schiffe oder amerifa- 
nifche Waren nach britifchen Häfen eingebracht und dort zu dem Zwecke, 
fie überhaupt erſt nach Konterbande zu durdfuchen, oder auf Grund von 
Vermutungen fejtgehalten werden, die durch befondere Landesgeſetze ge- 
Ichaffen wurden und offenbar mit Lehre und Praris des Völkerrechts 
unvereinbar find. 

Die Amerikanifche Regierung glaubt und hofft ernftlich, die Regierung 
Seiner Majeftät wird zu derfelben Überzeugung fommen, daß ein Ver- 
halten, das ich mehr mit den von Großbritannien viele Jahre hindurd) 
nahdrüdlich vertretenen Regeln des internationalen Berfehrs dedt, legten 
Endes ſowohl den Intereſſen der Kriegführenden als auch denen der Neu- 
tralen beſſer dienen wird. 

Nicht nur ift die Lage bedauerlich für die Handelsintereffen der Ver— 
einigten Staaten, fondern es leiden aud) viele der großen Induſtrien dieſes 
Landes, weil ihren Erzeugniffen lange behauptete Märkte in europätjchen 
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Bändern verjchloffen werden, die, obwohl neutral, an die Eriegführenden 
Bölter angrenzen. Die Fabrikanten und Erporteure, Schiffahrts- und 
Berficherungsgefellfchaften drängen — und nicht ohne Grund — auf Be- 
feitigung der Bedrohung des Überjeehandels, die allmählich, aber ficher ihr 
Geſchäft zugrunde richtet und fie mit finanziellem Ruin bedroht. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten rechnet noch mit dem hohen 
Gerechtigkeitsſinne des britifhen Volkes, der im Verkehr zwiſchen den 
beiden Ländern während einer langjährigen, ununterbrodenen Freund- 
Iihaft fo oft zum Ausdrud gekommen ift, und fpricht auverfichtlich die 
Hoffnung aus, daß die Regierung Seiner Majeftät ſich der Hinderniffe 
und Schwierigkeiten bewußt fein wird, die ihre jetzige Politit dem Handel 
zwiſchen den Vereinigten Staaten und den neutralen Ländern Europas 
in den Weg gelegt hat, daß fie ihre Behörden anmeilt, von jeder unnötigen 
Störung der Handelsfreiheit von Völkern abzufehen, die Leidtragende, 
aber nicht Beteiligte im gegenwärtigen Konflikte find, und daß fie fich bei 
der Behandlung neutraler Schiffe und Ladungen enger an die Regeln für 
den Seeverfehr zwiſchen Kriegführenden und Neutralen hält, die die Be- 
ftätigung der zivilifierten Welt gefunden haben, und die Großbritannien 
in anderen Kriegen jo eindringlich und erfolgreich) befürwortet hat. 

Zum Schluffe möchten wir es der Britifchen Regierung bejonders 
nahelegen, daß der gegenwärtige Zuftand des amerifanifchen Handels mit 
den neutralen europäifchen Ländern, falls feine Befferung eintritt, eine 
Stimmung hervorrufen fünnte, die das Gegenteil der Stimmung wäre, 
die folange zwifchen dem ameritanifchen und dem britifchen Volke beftanden 
hat. Diefer Zuftand wird bereits mehr und mehr Gegenftand öffentlicher 
Kritit und lagen. Es wächſt zweifellos nicht ganz ohne Berechtigung die 
Anfhauung, daß die gegenwärtige britifche Politik gegenüber dem amerika— 
nifhen Handel für den Rückgang gemiffer, von den europäifchen Märkten 
abhängiger Erwerbszweige verantwortlich fei. Die Britifche Regierung 
wird auf diefe mögliche Folge ihrer gegenwärtigen Politik in der Abficht 
aufmerkfam gemacht, darzutun, wie fich diefe Politit weithin auf das Wirt- 
ſchaftsleben der Vereinigten Staaten auswirkt, und zu betonen, wie wichtig 
es ift, die Urfache der Klage zu befeitigen.“ 
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Anlage 16. j 

J 

Engliſcher Proteſt vom 26. Seplember 1914 gegen den 3 
deutihen Minentrieg. J 


( Aberſetzung.) 


Die Britiſche Regierung erachtet es für ihre Pflicht, die fremden Mächte > ; 
auf die Handlungsweife aufmerkſam zu machen, die von der deutjchen 4 
Marineleitung befolgt wird, indem fie Minen in der See auf den Handels- 
ftraßen nicht allein nad) britifchen, fondern auc) nad) neutralen Häfen aus- 
legt, und zwar nicht, um irgendwelche beftimmte militärijche Operationen 
zu fördern. Die Britifche Regierung hat Grund zu glauben, daß Fiſcher— 
boote, womöglic in neutralem Gemwande, zu diefem Zwede benußt werden, 
und daß fie Minen auslegen, während fie anfcheinend die gewöhnliche 
Tätigkeit eines Fijchers ausüben. Minen find mehrere Male jogar 50 eng- 2 
liſche Meilen von der Küfte entfernt gefunden worden. > 

Diejes Verfahren hat jeit Beginn des Krieges das Ergebnis gegeitigt, 
daß, foweit bekannt, bereits acht neutrale und fieben britifche Kauffahrtei- 
und Fifcherfahrzeuge zerftört worden find mit einem Verluft von ungefähr 
60 Menfchenleben, alles Neutrale oder Nichtfämpfer. 

Diefes Ausftreuen von Minen in den allgemeinen Geefahrtsitraßen 
ohne Rüdficht auf die Gefahren, die es für friedliche Fahrzeuge mit ſich 
bringt, ift ein ſchamloſer Bruch der vom internationalen Gejeß gut- 
geheißenen Grundfäße und fteht im Widerftreit mit den erften Vorfchriften 
der Humanität. Es fteht auch in unmittelbarem Widerfpruch mit der F 
Außerung des Barons Marſchall v. Bieberftein, Erften Delegierten ar 
auf der Friedenstonferenz 1907. Er fagte: „Wir beabfichtigen nicht RS 
— menn ich mic) eines Ausdruds des britifchen Delegierten bedienen A 
darf —, Minen in alle Meere zu freuen .... Wir find nicht der Meinung, 
daß alles erlaubt fei, was nicht ausdrüdlich verboten ift.“ 

Die Freiheit der Meere für friedlichen Handel ift ein beftätigter und 
überall angenommener Grundja; diefe Tatſache ift niemals deutlicher 
anerfannt worden als in den folgenden Worten aus dem Bericht der 
3. Rommiffion der zweiten Internationalen Friedenstonferenz, welche die 
Frage der unterfeeifchen felbfttätigen Rontattminen behandelte: „Selbit 
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ohne jede jhriftlihe Vereinbarung muß ficher in aller Bewußtfein der 
Gedante lebendig fein, daß der Grundfa der Freiheit der Meere famt den 
damit verbundenen Verpflichtungen derer, die fich dieſes allen Völkern 
offenftehenden Verkehrsweges bedienen, eine endgültige Errungenfchaft 
der Menjchheit ift.“ 

Diefer Grundjag wurde außerdem noch durch Artitel 3 des Ab— 
kommens über die Legung von unterfeeifchen jelbfttätigen Kontaktminen 
anerkannt: 

„Bei der Verwendung von veranterten jelbfttätigen Kontaktminen find 
für die Gicherheit der friedlichen Schiffahrt alle nur möglichen VBorfichts- 
maßregeln zu treffen. 

Die Kriegführenden verpflichten fich, nac) Möglichkeit dafür zu forgen, 
daß diefe Minen nach Ablauf eines begrenzten Zeitraums unfchädlich 
werden; aud verpflichten fie fich, falls ihre Überwachung aufhört, die 
gefährlichen Gegenden den Schiffahrtstreifen, fobald es die militärifchen 
Rüdfihten geftatten, durch eine Bekanntmachung zu bezeichnen, die auch 
den Regierungen auf diplomatifchem Wege mitzuteilen ift.“ 

Die deutjche Regierung hat nicht allein unterlaffen, alle möglichen 
Maßregeln für die Sicherheit der neutralen Schiffahrt zu treffen, ſondern 
es ift ihr fogar im Gegenteil gelungen, Gefahr auf den Schiffahrtsitraßen 
zu verbreiten; auch ift feine Aufficht über die Minenfelder geführt worden, 
ebenjowenig wie deren Lage jemals befanntgemadht worden ift. Die 
Beftimmungen des Artikels, zu deffen Befolgung fich die deutjche Regie— 
rung verpflichtet hat, find deshalb in dreifacher Hinficht gebrochen worden. 

Artikel 1, Nr. 2, desjelben Abkommens ift ebenfalls von der deutjchen 
Regierung verlegt worden, da die Minen, die fie ausgelegt hat, in zahl- 
reichen Fällen im Meere treibend gefunden find, ohne daß fie zuvor 
unjhädlich geworden waren. Die deutjche Regierung hat aber feinen Vor- 
behalt hinfichtlicy diefes Artitels weder bei der Unterzeichnung noch bei der 
Ratifitation des Abkommens gemacht. 

Mit wieviel Achtung die deutfche Regierung die von ihr unter- 
ſchriebenen und die in ihrem Namen von ihren Vertretern mündlich abge- 
gebenen Berfprechungen behandelt, erfieht man deutlich aus dem Vor— 
ftehenden; noch deutlicher geht dies aber hervor aus der Beleuchtung der 
nachftehenden Darftellung, wie fie von Baron Marſchall im 3. Aus— 
fhuß der legten Konferenz, und unverkürzt und mit erhöhtem Nachdruck 
wiederholt in der 8. Vollfigung der Konferenz abgegeben worden ift: 

„Ein Kriegführender, der Minen auslegt, übernimmt eine ſchwer— 
wiegende Verpflichtung gegenüber der neutralen und friedlichen Schiff: 





unbedingt | 

| Aidfisten werden nicht allein von % Gr 
{en Rechtes geleitet. Es gibt auch noch — — 

Vernunft und ein von Gründen der Menſch 3 
efühl; dieſe alle werden die ſicherſten Führer für * 

e und die wirkſamſte Bürgſchaft gegen einen Mißbrauch ſei 

e aufs nachdrücklichſte, daß die Offiziere der deutſchen Flot 
erſter Genauigkeit die Pflichten erfüllen „werden, die 


e Britifche Regierung wünjcht hiermit naddrüctichft Einfprud) ı ge 
nn Mittel —— die die Gegner bei ihrer Ari eg 


e ie Urheber lenken muß. 
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YUnlage 17. 


Deutihe Erwiderung vom 7. November 1914 auf den eng- 
liſchen Proteft gegen den deutſchen Minenfrieg. 


Der Deutfchen Regierung ift bekannt geworden, daß die britifche Regie- 
rung unter dem 26. September d. I. an Die neutralen Mächte eine Note 
gerichtet hat, worin fie gegen die Legung deutjcher Minen Verwahrung 
einlegt. In dem Protefte wird behauptet, Daß Die Minen in völterrechts- 
widriger Weife und an unzuläffigen Stellen gelegt, daß fie nicht hinreichend 
verankert und überwacht und den Neutralen nicht vorfehriftsmäßig ange- 
zeigt fein. Es wird ferner hingewiejen auf die entgegenftehenden Er- 
flärungen des Erften Deutjchen Bevollmächtigten auf der zweiten Haager 
Friedenstonferenz und auf die willkürliche Schädigung des neutralen 
Handels, die das deutfche Vorgehen auf dem freien Meere in ſich 
ſchließen ſoll. 

Auf dieſen Proteſt hat die Deutſche Regierung nachſtehendes zu 
erwidern: 

I 


Bei der Verurteilung des angeblichen deutſchen Vorgehens ftüßt ſich 
die britifche Regierung auf das achte Haager Abtommen vom 18, Oktober 
1907 über die Legung von unterfeeifchen jelbfttätigen Kontattminen. Dabei 
überfieht fie, daß nad) Artitel 7 Diejes Abkommens jeine Beftimmungen 
zwiichen den Vertragsmächten nur Anwendung finden, wenn die Krieg- 
führenden ſämtlich Vertragsparteien find. Nun hat aber das mit England 
verbündete Rußland das Abkommen nicht ratifiziert; es ift aljo völter- 
rechtlich in dem gegenwärtigen Kriege für feinen Beteiligten bindend. 

Dennoch hat fich die Deutfche Regierung an feine Beftimmungen, 
abgefehen von dem Artikel 2, den ſowohl Deutjchland wie Franfreid) aus- 
drüdlich vorbehalten haben, freiwillig gebunden. Die Behauptung der 
britifchen Regierung, daß dieſe Betimmungen deutfcherfeits verlegt worden 
jeien, wird auf das entjchiedenite beftritten. 





EL 


1. Ein völferrechtswidriges Verfahren findet die britifche Regierung 
zunächft darin, daß die deutjchen Minen offenbar durch Fiſcherboote, viel- 
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leicht ſogar unter neutraler Flagge gelegt worden jeien, die ſich anfcheinend 
dem friedlichen Fijchereigewerbe hingegeben hätten. Dieſe Behauptung 
ift unzutreffend und völlig aus der Luft gegriffen; die deutſchen Minen find 
ausfchließlich von deutſchen Kriegsichiffen gelegt worden. 

2. Die britifche Regierung beſchwert fich darüber, daß deutihe Minen 
bis auf fünfzig Meilen von der englifhen Küfte und nicht nur auf bri- 
tifchen, fondern auch auf neutralen Zufahrtftraßen gelegt worden jeien. 
Wie weit von der Küfte und den Häfen des Gegners Minen verantert 
werden dürfen, ift in dem Abkommen nicht beftimmt, auch nicht durch eine 
völferrechtliche Übung feftgelegt; im übrigen ift die englifche Angabe über 
die Entfernung der deutjchen Minen von der bedrohten Küfte weit über- 
trieben, vielmehr find die Minen fo nahe gelegt worden, wie es die Ge- 
ftaltung des Antergrundes und die Verhältniffe der Küfte geftatteten. 
Unmwahr ift die Behauptung über die Sperrung neutraler Zufahrtjtraßen; 
feine deutſche Mine ift auf der Zufahrtftraße von der hohen See zu einem 
neutralen Hafen gelegt worden. 

3. Der britijche Proteft behauptet ferner, in zahlreichen Fällen jeien 
deutjche Minen treibend gefunden worden, ohne ihre Sprengwirkung ver- 
loren zu haben. Deutjcherjeits find die Minen mit aller möglichen Sorgfalt 
verankert worden. Sollten einzelne infolge der Strömungen oder Stürme 
ins Treiben gekommen jein, jo find diefe Fälle jedenfalls weit weniger 
zahlreich, als die der englifcherfeits gelegten Minen, die an der belgijchen 
und niederländifchen Küfte angetrieben find und dort durch ihre unver- 
minderte Sprengwirtung Schaden getan haben. 

4. Die Pflicht, die Minen zu überwachen, deren Verlegung britifcher- 
feits gerügt wird, fann naturgemäß einer friegführenden Partei nur 
ſolange obliegen, als fie den Teil des Kriegsihauplaßes beherrjcht, auf dem 
fie in völferrechtlich zuläffiger Weife Minen gelegt hat. Dieſe Pflicht wird 
alfo in der Regel nur für defenfive Minen, nicht aber für offenfive Minen 
gegeben fein. Für leßtere fällt, wenn der Kriegführende fie ſachgemäß 
gelegt und ihre Legung angezeigt hat, jede weitere Verantwortung hinweg. 

5. In dem britifchen Protefte wird der Deutfchen Regierung vor- 
geworfen, daß fie niemals irgendeine Bekanntmachung über den Ort der 
Minenlegung erlaffen habe. Dieje Behauptung widerftreitet den Tatjachen. 
Schon am 7. Auguft 1914 hat die Deutiche Regierung allen neutralen 
Mächten die Mitteilung zugehen laffen, daß die Zufahrtftraßen zu den 
englifchen Häfen deutfcherjeits durch) Minen gejperrt werden würden. Die 
neutrale Schiffahrt war daher über die Tatſache der Minenlegung und 
über die Orte, an denen fie deutſche Minen zu erwarten hatte, aufgeklärt. 
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_ amgegeben hat, fo ertlärt fi) dies aus den Umftänden, unter denen die 
Minenlegung erfolgen mußte. 


II. 


Der Aufwand an ftarfen Worten und fittlicher Entrüftung, womit der 
britifche Proteft die Deutjche Regierung vor den neutralen Mächten denun- 


ziert, ift hiernash durch das deutfche Vorgehen in feiner Weife geredht- 
fertigt. Diefer Proteft ift offenbar nur ein Mittel, um die englifcherfeits 
beliebten ſchweren Verletzungen der in der Londoner Geefriegsrecdhts- 
erklärung niedergelegten Regeln des geltenden Völkerrechts zu verdeden 
und die inzwijchen erfolgte völferrechtswidrige Schließung der Nordjee, 
die in ihrer wirtjhaftlichen Bedeutung der Blodade neutraler Küften 
gleihtommt, in der öffentlichen Meinung vorzubereiten. Angefichts diefer 
Tatſachen berührt es doppelt eigentümlich, wenn fich die britifche Regie- 
rung als „Vortämpferin des feftftehenden und allgemein angenommenen 
Grundfaßes der Freiheit der Meere für den friedlichen Handel“ aufwirft; 
ein friedlicher Handel ift augenfcheinlich für das im Kriege befindliche Eng- 
land nur derjenige neutrale Handel, der Waren nad) England bringt, nicht 
aber derjenige, der Waren feinen Gegnern zuführt oder möglicherweife 
zuführen fönnte, 


Die Deutjche Regierung ift überzeugt, daß die andauernde Vergewalti- 


gung des neutralen Handels durd England den britifchen Proteſt überall 


in dem richtigen Lichte erfcheinen laffen wird. Sie ift ſich bewußt, ihrer- 


jeits bei den durd) die militärifche Notwendigkeit gebotenen Maßnahmen 2 


die Gefährdung oder Schädigung neutraler Schiffahrt in möglichft engen 
Grenzen gehalten und fic) dabei ftreng nad) den Regeln gerichtet zu haben, 
die bisher zwifchen zivilifierten Völkern für die Seefriegführung galten. 
Dagegen rechtfertigt fi) die Beeinträchtigung der neutralen Lebens- 
interefjen von engliſcher Seite durch feinerlei militärische Notwendigteit, 
da fie mit den friegerifhen Maßnahmen nicht im Zufammenhang fteht 
und lediglich) die Volkswirtfchaft des Feindes durch Lahmlegung des 
legitimen neutralen Handels treffen will. Dieje grundfäßliche Mißachtung 
der von ihr angerufenen Meeresfreiheit nimmt der britifchen Regierung 
jedes Recht, in der Frage der die Neutralen ungleich weniger jehädigenden 
Minenlegungen als Anwalt diejer Freiheit aufzutreten. 


Benn die Deutſche Regierung nicht die genaue Lage der einzelnen Minen 
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ht des Führers der U-Boote vom 27. Dezember 1914 


an das Kommando der Hochſeeſtreitträfte, betreffend Durd- 
führung einer U-Bootsblodade gegen England und Stellung- 


nahme des Kommandos der Hochjeeitreiffräfte dazu vom 
1. Januar 1915 an den Admiralftab. 


Führer der U-Boote. 


Ge. 1157 F Wilhelmshaven, den 27. Dezember 1914. 


Ganz geheim! 
Durchführung der U-Bootsblodade gegen England. 


1. Umfang der Blodade. 
Zunädjft kommen nur die Häfen des eigentlichen England in Frage: 


Newcaftle . . - . mit 141/, Mill. ts Handelsverfehr, 
Hull at = 8 — ⸗ 
Shane 7 020 — — * 
Southampton . . 1 — ⸗ 
Phymonuh 
Briſtol und Cardiff . = 29%, - = e 
Siherpool ...°. 272.28 a ii . 


Demgegenüber kommen die ſchottiſchen Häfen Glasgow und Leith mit je 
7 Mill. ts wenig in Betracht, um jo weniger, als der Verkehr vor Glasgow 
durch die dort liegenden Minen, derjenige im Firth of Forth durch deſſen 
Charakter als Kriegshafen weſentlich beeinträchtigt wird. 

Die iriſchen Häfen können zunächſt gang außer Betracht bleiben. 
Wenn auch ein Teil des engliſchen Handels über Queenstown nach Irland 
eingeführt werden könnte (Friedenshandel über 7 Mill. ts und ent— 
ſprechende Hafenanlagen), ſo würde der Weitertransport, für den nur die 
Häfen Belfaſt (1 Mill. ts) und Londonderry (11, Mill, ts) in Frage 
kommen, Schwierigkeiten bieten. Der Handel wird erſt unter ſtarkem 
Druck dieſen teuren und umſtändlichen Umweg einſchlagen. Wenn dies 
der Fall iſt, wird eine Blockierung von Queenstown in Frage kommen. 

Von Zeit zu Zeit würde ſchließlich feſtzuſtellen ſein, ob weſentliche 
Teile des engliſchen Handels anfangen, ſich der nordſchottiſchen Häfen 
Aberdeen (0,4 Mill. ts) und Dundee (0,6 Mill. ts) zu bedienen. 
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2. Erforderlihe Anzahl von U-Booten. 
Für die gleichzeitige Blodierung diefer erftgenannten Haupt-Handels- 
mittelpunfte find 4 U-Boote erforderlich (Verteilung fiehe weiter unten). 


3. „Blodade“ ftatt „Handelstrieg“. 


Es wird angenommen, daß in dem Schreiben des Admiralftabs, da 
wo von Handelsfrieg die Rede ift, die „Blodade der englifchen Küften und 
der franzöfifchen Nordküſte“ gemeint ift. 

Andernfalls würden die U:Boote zur Verwendung ungeeignet fein. 


4. Beurteilung des zu erwartenden Erfolges. 


Um die Möglichkeit des vom Admiralftab befürdteten „Mißerfolges“ 
zu beurteilen, muß zunächft fejtgelegt werden, welcher „Erfolg“ von der 
U:Bootsblodade zu erwarten ift. Der zu erwartende Erfolg fann nicht 
bejtehen in völliger Vernichtung des englifchen Handelsverfehrs, jondern 
nur in feiner Abjchredung und dadurd) Verminderung und bejonders in 
feiner Berteuerung durch Wahl unötonomifcher Wege und durch hohe Ver- 
fiherungsprämien. 

Ein Mißerfolg würde alſo dann eintreten, wenn die Schädigung des 
englifchen Handels nicht wefentlich größer ift als unfere eigene Schädigung 
dur) Berfeindung der Neutralen und durch Zwangsmittel der englifhen 
Regierung. Die Rüdficht auf die Neutralen fällt fort, da der Admiralftab 
nad) feiner Dentjchrift den Beginn der Blodade erft dann anfegen will, 
wenn eine feindliche Stellungnahme der Neutralen feinen entjcheidenden 
Einfluß auf die Kriegführung mehr haben kann. 

Englifhe Zwangsmaßregeln gegen die internierten Deutfchen werden 
— wenn überhaupt — dann immer eintreten, wenn die deutſche Krieg- 
führung Maßregeln anwendet, die englifche Zebensbedingungen gefährden. 
Da aber ohne ſolche der Krieg nicht zu einem befriedigenden Abſchluß 
gebracht werden kann, wird man notgedrungen diefe Rüdficht fallen laffen 
müffen. 

Auf die Ausfichten einer englifchen Dftfee-U-Bootsblodade wird weiter 
unten näher eingegangen. Sie find jedenfalls bejchränfte. 

Mit einem „Mißerfolg“ wird man nad) vorftehendem nicht zu rechnen 
brauchen. Die Größe des Erfolges wird von der Energie der Durchführung 
und von der Dauer der Blodade abhängen. Das Moment der Verteuerung 
des Handelsverfehrs wird mit der Dauer der Blodade immer mehr in die 
Erſcheinung treten. 














5. Verhalten gegen Neutrale. 


Die Prifenordnung Abſchnitt V Nr. 60 verlangt, daß die Blodade, um 
ih wirkſam zu fein, „unparteiifch“ fein muß. Damit allein verbietet 
die Schonung neutraler Schiffe, abgejehen davon, daß jedes Schiff 
rt eine neutrale Flagge führen würde. 


Auch ſcheint die Erwartung des Admiralftabs — Dentichrift zu 2 —, 
daß die Neutralen bei Schonung ihrer Schiffe feinen Einjprud erheben 
würden, nicht voll berechtigt. Beftehen bleibt die Vernichtung neutraler 
Zadungen auf feindlichen Schiffen; beftehen bleibt ferner die Erhöhung 
der Verficherungsprämien, unter der Neutrale und Engländer gleihmäßig 
leiden werden, da eine Garantie zur Schonung neutraler Schiffe — ſelbſt 
wenn die Abficht beftände — nicht übernommen werden fann. Andern- 
falls würde jedes Vorgehen bei Nacht hinfällig, wodurd gleichzeitig die 
ganze Blodade faft wirfungslos werden würde. 


6. Handelswege zwiſchen neutralen Zändern. 


Es ergibt fi, daß einerfeits, wenn die Blodade einmal ausgejprochen 
ift, dem Handel der Neutralen feine Zugeftändniffe gemacht werden 
fönnen, andererjeits daß dem Handel zwifchen neutralen Staaten, der 
nicht im Interefje Englands erfolgt und geſchont werden foll, beftimmte 
Wege vorgefchrieben werden müffen, wo er ungefährdet vor ſich gehen kann. 


7. Amerifa. 


Über Amerika jagt die Dentichrift des Admiralftabs: „Auch in 
Amerika könnte... . die durch unfere U-Bootsblodade fih mit Gewißheit 
bis zur Unerträglichkeit fteigernde Wirtfhaftstrife zum Eingreifen gegen 
uns treiben. Diefes Eingreifen. ... würde... . auf den Krieg militärifch 
ohne entjcheidenden Einfluß fein.“ 

Wenn wirklich die Wirtſchaftskriſe fih mit Gewißheit bis zur 
Unerträglidteit fteigert, und wenn ein militärifhes Eingreifen 
Amerikas uns gegenüber fein durchichlagendes Zwangsmittel darſtellt, fo 
ift anzunehmen, daß Amerita andere Mittel fuchen wird, um feine Wirt: 
ihaftstrife zu erleichtern. Das Nächitliegende wären Verhandlungen, die 
beide Kriegführenden im Intereſſe Ameritas zu Zugeftändniffen ver- 
anlaffen. Würde England fi) unter dem gemeinfamen Drud Amerikas 
und unferer Blodade bereitfinden lafjen, alle diejenigen Artitel zum Ver— 
fehr freizugeben, die nach der Londoner Erklärung von 1909 nicht als 
Konterbande erklärt werden dürfen, jo würde damit die Gefahr unferes 
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wirtjchaftlichen Ruins in den meiften Punkten bejeitigt fein, England aljo 
feine Hauptwaffe verlieren. In diefem Fall würde es wohl berechtigt fein, 
unfererjeits als Gegenleiftung auf die Fortführung der Blodade zu ver 
zichten. Die Blodade hätte uns dann einen außerordentlichen Worte 
verſchafft. Auf unferer Seite bleiben dann noch die anderen vom 
Admiralftab vorgejehenen Maßregeln, durch die Amerika nicht unmittelbar 
berührt wird, gegen England verfügbar, außerdem werden die U-Boote 
wieder zur rein militärifchen Verwendung gegen feindliche Kriegsichiffe frei. 

Die Londoner Erklärung ift zwar nicht ratifiziert, aber von allen in 
Frage fommenden Großmädhten gezeichnet, ihr Inhalt alfo als Recht aner= 
fannt worden. 

In diefem Falle müßte Frankreich veranlaßt werden, fic) dem Ver— 
halten Englands anzufchließen, damit nicht die von England freigegebene 
Schiffahrt durch franzöfifche Kreuzer verhindert wird. 

Ein derartig entgegenfommendes, das Intereffe der Neutralen wahr: 
nehmendes Verhalten unfererjeits würde wohl geeignet fein, bei den Neu— 
tralen unjer Vorgehen berechtigt erfcheinen zu laffen und würde fie viel- 
leiht zu einer gemeinjamen Einwirkung auf England veranlaffen. 


8 Durchführung der Blodade. 

Die Art der Durchführung ift gegeben durch die unter 1. zufammen- 
geftellte Bedeutung der einzelnen Häfen. 

A. Themſe. Das Nächftliegende wäre die Stationierung eines 
U-Bootes vor dem Queens-Channel, welches gleichzeitig auch die Einfahrt 
in die Themje von Norden her zu überwachen hätte. Dem mwiderfpricht 
jedoch der Umftand, daß die Engländer in Erwartung eines ſolchen An- 
griffs die dem Handelsverkehr offenen Themje-Einfahrten mit hoher Wahr: 
feheinlichfeit durch quer vorgelegte Minenfperren ſchützen werden. Diefer 
Gefihtspunft läßt auch Minenunternehmungen von Zeebrügge aus gegen 
die Themjemündung bedenklich erfcheinen. 

Da der gejamte Handel von England gezwungen wird, längs der 
englifhen Küfte nad) Süden zu fteuern, jo muß die Themſe — foweit der 
Nordverkehr in Frage kommt — an der Küfte zwifchen Farn-Island und 
dem Tyne blodiert werden. Hier find weder eigene noch fremde Minen 
zu erwarten, das U-Boot hat reichlich Bewegungsfreiheit, der Handel nad 
Nemcaftle und Hull wird gleichzeitig mit dem Ihemje-Handel kontrolliert. 
Gegen den aus dem Kanal fommenden Themje-Handel muß ein U-Boot 
zwifchen Kap de la Hague und St. Albans Head ftationiert werden, welches 
gleichzeitig den Handel nad) Southampton kontrolliert. 





B. Briftol-Channel. Je ein weiteres U-Boot ift ferner im Briftol- 
nnel zu ftationieren. 

C. Iriſcher Kanal. Je ein weiteres U-Boot ift ferner im JIriſchen 
al zu jtationieren. 

Wenn die englifhen Handelswege ſich verjchieben, vielleicht nad 
ottland oder Irland, oder wenn der Dampferweg längs der engliſchen 
te aufgegeben wird, würden die Blodadejtationen fi dem anpafjen 
en, 

Die Verteilung bitte ich gehorſamſt nicht als endgültige zu betrachten. 














9. Zeitpunfttdes Beginns. 


Die Zahl der U-Boote geftattet den Beginn der Blodade Ende 
Januar. So lange der Winter dauert, muß naturgemäß mit größeren 
Bauen in der Beſetzung der einzelnen Stationen gerechnet werden als 
im Sommer. 

Abhängig ift der Beginn ferner von dem Zeitpunft, zu dem das 
Reichs-Marine-Amt die Aptierung der Torpedoarmierung für die zum 
Handelstrieg beftimmten älteren Torpedos durchgeführt haben wird. 

Diefer Zeitpuntt ift hier nicht befannt. Es ift zu erwarten, daß bier- 
für ein unprogrammäßiges Aufjuhen der Werft und dadurch eine vor- 
übergehende Beſchränkung der freien Verfügbarfeit der Boote nötig 
werden wird. 

Es wird für günftig gehalten, das Beſchießen der Dampfer nicht jofort 
mit Ablauf der zu ftellenden Frift zu beginnen, da dann die Aufmert- 
ſamkeit überall bejonders jcharf fein wird. Wartet man einige Tage, jo 
wird die Aufmerfjamteit nachlaſſen, die Zeitungen werden anfangen, 
unfer Vorgehen zu verhöhnen, und das Publitum wird um jo unan- 
genehmer durch den Verluſt der erften Schiffe überrafeht werden. Die Bor- 
ſchrift, daß die Blodade fofort mit ihrem Anfündigungstermin wirffam 
fein muß, trifft hier nicht zu, da die Blodadeftationen ja jomwiejo nicht 
dauernd bejegt gehalten werden jollen. 

Auch während der Blodade wird es ſich empfehlen, die einzelnen 
Stationen ungleihmäßig zu verfchiedenen Zeiten zu bejegen, damit nicht 
durch einen Angriff an einer Stelle der ganze Handel gewarnt ift. Durch 
zeitlich auseinanderliegende Angriffe an verjchiedenen Stellen muß der 
Handel in einer dauernden Unficherheit gehalten werden. 

Eine vorherige Überführung von U-Booten nach) Zeebrügge empfiehlt 
ſich nicht; aud) wird Zeebrügge nur im Notfall anzulaufen jein. England 
wird zweifellos eine ftarte Blodade einrichten, Die bei den dortigen Waſſer— 
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verhältniffen durchführbar ift, und wird durd Minen, U-Bootsfallen uſw 
den Verkehr in der Nähe diefes Hafens erſchweren. Schon das bis 
betanntgewordene Anlaufen von U-Booten jcheint England zu ausgiebig 
Maßnahmen diefer Art veranlaßt zu haben. 


10. Englifhe BlodadederDftjeehäfen., 

Die meiften Oftfeehäfen haben vor der Einfahrt bei allmählich zu— 
nehmender Waffertiefe einen Streifen flahen Wafjers, der für U-Boote 
nicht verwendbar ift. Wo dies der Fall ift, fann der Handel zunächſt ein 
Stüd weit der Küfte folgen und dann an beliebiger Stelle Die hohe See 
anfteuern. 
Ferner geftattet die ftromfreie Oſtſee die ausgiebige Verwendung der 

in Ronftruftion befindlichen Abwehrneße, eventuell auch Nee mit Minen 
zum Schuß der Einfahrten. Gerade die Blodade wird auch Gelegenheit 
geben, feindliche U-Boote durch Dampfer auf ſolche Netzſperren loden zu 
laſſen und dadurch den englifchen Dftjee-U:Booten Abbruch zu tun. 


Bauer. 
An das Kaiſerliche Kommando der Hochjeeftreitkräfte. 


Kommando der 
Hocjfeeftreitträfte. S. M. S. „Friedrich der Große“, den 1. Januar 1915. 
Gg. 9. 
Ganz geheim! 


Zu den Ausführungen Euerer Erzellenz über die Unterſeeboots— 
biodade geftatte ich mir nachftehendes zu bemerten. Ich möchte voraus 
ſchicken, daß der mehrfach gebraudte Ausdrud „Handelstrieg mit 
U-Booten“ leicht zu einer falfhen Auffaffung führen fann. Zur Führung 
des eigentlihen Handelstrieges eignet fi) das U-Boot, wie ic) bei 
früheren Gelegenheiten ausgeführt habe, nit. Das Wefentlihe b 
dem geplanten Vorgehen mit U-Booten ift m. €. die Erklärung der 
„Blodade“, die zur Folge hat, daß jeder Vlodadebrecher dem U-Boot 
verfallen ift. 

3u2. a)Anfegender U-Boote. Id billige grundſätzlich die 
in der anliegenden Dentjhrift des Führers der Unterfeeboote zur Be— 
ſetzung mit U-Booten vorgefchlagenen Stellen. Was die Zahl der anzu- 
jeßenden Boote anbelangt, jo wäre es natürlich) erwünſcht, namentlid) zum 
Beginn der Blodade, mehr als 4 Boote anzufegen. Das halte ich jedoch 
in Anbetracht der Zahl der zur Zeit für die Blodade geeigneten Boote und 
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namentlich wegen des in diejer Jahreszeit zu erwartenden ungünjtigen 
Wetters nicht für durchführbar. Ich habe daher bereits in meinem erjten 
Bericht über die U-Bootsblodade betont, daß die Jahreszeit eine baldige 
Entſcheidung verlange. Leider hat fich letere jo hingezogen, daß der 
Beginn der Blodade (Ende Januar) fajt in die ungünftigfte Jahreszeit 
fällt. Wir müffen daher entweder den Berhältnifien Rechnung tragen 
und uns während der Wintermonate mit einem geringeren Erfolge der 
Blodade begnügen, bis die gute Jahreszeit und die allmählich erfolgende 
Vermehrung unferer U-Boote das Anjeßen einer größeren Anzahl von 
Booten und damit eine intenfivere Blodadetätigkeit gejtattet, oder der 
Beginn der Blodade müßte auf die günftigere Jahreszeit verlegt werden. 
Lebteres würde ich aber nicht für erwünjcht halten. Schließlich liegen die 
Berhältniffe bei der U-Bootsblodade in diefer Hinficht nicht anders als bei 
der alten Form der Blodade, deren Wirkſamkeit ebenjojehr vom Wetter 
abhängig war. 

Nach den Erfahrungen mit „U5* und „U11”“ empfiehlt fich 
Beebrügge nicht als Stüßpunft. Bei der geringen Entfernung der eng- 
liſchen Küfte ift zu befürchten, daß es dem Gegner gelingt, U-Boots- 
operationen von Zeebrügge aus zu vereiteln. Weitere Erfahrungen dort 
müffen erft abgewartet werden. 

b) Perjeuhung des Humber, Firth of Forth und Cromarty Firth 
wird vorbereitet für den Monat Januar. Meine Anfichten über Verlegen 
einer Torpedobootshalbflottille nad) Zeebrügge und deren geringe Aus» 
fihten dafelbjt habe ich in Gg 3551 O vom 23. Dezember 1914 nieder- 
gelegt. 

e) Über die Möglichkeit der Durchführung eines gleichzeitig anzu— 
fegenden Handelstrieges durch Kreuzer der Flotte möchte ich mich erft 
äußern, wenn mir die in Ausficht geftellten Vorarbeiten darüber zu— 
gegangen jein werden. Ich möchte jedoch ſchon jet bemerken, daß jeder 
der Flotte entzogene Kreuzer — das gilt namentlich von den modernen 
Kreuzern — die Ausficht auf Erfolg bei einem Zufammentreffen der Flotte 
mit dem Feind erheblich herabjegt. Ich nehme deshalb an, daß eine Rüd- 
fehr der zum Handelstrieg verwendeten Schiffe nad) einer gewiffen Zeit 
geplant ift und in diefer Zeit die eigene Flotte fich zurüdhalten ſoll. 

d) Vorſtöße der Hochjeeftreitträfte: Es kommt in Euerer Erzellenz 
Niederjchrift nicht Elar zum Ausdrud, ob mit den bisherigen Allerhöchſten 
Direftiven, betreffend Einjegen und Verwendung der ſchweren Streitkräfte, 
gebrochen werden foll oder ob, entgegen dieſen bisherigen Direktiven, 
Seine Majeftät gejtatten, daß die Flotte auch außerhalb der erweiterten 
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Seutſchen Bucht verwendet und voll eingefeßt werden darf, wie dies bei 
Borftößen bis an die englijche Küfte ftets der Fall fein fann. Die Mög- 
lichkeit einer Schlaht unter ungünftigen Bedingungen gegen erhebliche 
Abermacht oder, da die Flotte eine zweite Nacht auf Gee fein muß, ihrer 
Schwähung auf dem Rückmarſch durch Torpedoboots- und U-Boots- 
angriffe wird dabei unter Umftänden in den Kauf genommen werden 
müſſen. 

Falls eine Anderung der bisher geltenden Direktiven erfolgen ſoll, 
ſo bitte ich, eine Allerhöchſte Willensmeinung darüber herbeizuführen. 

e) Luftkrieg. Der Luftkrieg iſt bisher m. E. zu ſaumſelig be— 
trieben worden. Es ſind genügend Luftſchiffe für Fernunternehmungen 
vorhanden. Man wird ſpäterhin vielleicht der Marine den Vorwurf der 
zu läſſigen Führung des Luftkrieges nicht erſparen. Ich bitte deshalb, daß 
wir uns hierin von der Führung der Armee frei machen und England für 
Fernunternehmungen freigeben. Es ſteht ſonſt zu befürchten, daß unſere 
Luftſchiffe von den feindlichen Fliegern in ihren Hallen vernichtet werden, 
bevor ſie zu einer Aktion kommen. 

Zu 3. Die Anweiſungen für Bereithaltung der U-Boote zur Blockade 
Ende Januar 1915 find erteilt. 

SH füge eine mir eingereichte, recht beachtenswerte Gefihtspunfte 
enthaltende Dentjchrift des Führers der Unterfeeboote bei. Insbefondere 
it Die darin gemachte Schlußfolgerung nicht von der Hand zu weijen, daß 
der Drud der U-Bootsblodade auf den neutralen Handel der Vereinigten 
Staaten uns ohne eigene Anftrengung Erleichterung unferer Zufuhr ver- 
ſchaffen kann; Sache unferer auswärtigen Vertretung wird es fein, hier 
baldigft die Hebel anzufegen. Ob die Empfindlichkeit Italiens als fo aus- 
ſchlaggebend einzufchäßen ift, daß darum die U-Bootsblodade Icheitern 
muß, erfcheint mir doch zweifelhaft zu fein. Italien wird an eigenen 
Schiffen und Mannſchaften dur die U-Bootsblodade kaum gefchädigt 
werden und dieſe daher nicht fo unmittelbar am eigenen Leibe empfinden 
wie die nordifchen Staaten. Die von le&teren uns drohende Gefahr ſchätzen 
aber Euere Erzelfenz felbft nicht ſehr hoch ein. 





v. Ingenopl. 


An den Chef des Admiralftabes der Marine, Großes Hauptquartier. 
An den Admiralftab der Marine, Berlin. 








Anlagen. 225 





Anlage 19. 


Ausarbeitung des Heidelberger Nationalöfonomen 
Profeffors Dr. Levy für den Admiraljtab über die wirt- 
ſchaflliche Lage Englands im Falle der Blodade. 


Berlin, den 10. Januar 1915. 
Die wirtihaftlide Cage Englands im Falle der Blodade. 

England ift feit langem imftande gemwejen, als Inſelland und gleid)- 
zeitig als Land von fleiner Binnenflähe ſowie in feiner bisherigen 
Eigenſchaft als hauptjächlicher Vermittler des internationalen Handels 
alle Waren, die es vom Auslande benötigte, relativ ra ſch dem heimifchen 
Verbrauche zur Verfügung zu ftellen. Die Folge hiervon ift gewejen, daß 
es auch) in all denjenigen Waren, die es nicht oder nur in geringem Maße 
produgiert, fei es in Nahrungsmitteln oder in Rohſtoffen induftrieller Art, 
Borräte auf längere Zeit nicht anzufammeln pflegt; es wurde gerade ein 
befonderer weltwirtjchaftlicher Vorzug Englands darin gejehen, dieſe Vor— 
räte gewifjermaßen „von der Hand in den Mund“ zu beziehen. 

Diejer „Borzug“ aber iſt jhon in Friedenszeiten und befonders in 
dem letzten Jahrzehnt von hervorragenden englifchen Perjönlichkeiten als 
Quelle großer Nachteile für England in einem Seefriege bezeichnet worden. 
Der im Jahre 1908 tagende parlamentarische Ausſchuß über die „Ber: 
jorgung Englands mit Nahrungsmitteln und Rohmaterialien im Kriegs— 
fall” jtellte feft: Dab für Weizen zwar die regelmäßigen Vorräte im 
Monat September bis marimal 17 Wochen ausreichend feien, daß aber 
der Borrat zeitweilig auf eine Verforgung von nur 6 bis 7 Wochen zu— 
rüdgehe; beim Eijenerz reiche der Durdjfchnittsporrat 1 bis 2 Monate, 
beim Zuder 3 Monate; bei der Baummolle wären in den Häfen von Liver- 
pool gewöhnlich Vorräte von 6 Monaten, bei den Fabriken jedod nur 
folhe für etwa 5 Wochen vorhanden; bei der Wolle feien die Vorräte für 
2 bis 3 Monate ausreichend; bei eingeführtem und bejonders bei dem 
gefrorenen Fleijch, deffen Verbrauch allein zwei Drittel des Londoner 
Bleifchfonfums ausmache, jeien die Einfuhrvorräte als für einen Monat 
ausreichend zu veranſchlagen. — Die Wirkung diefer vom Kriegsjtand- 
punkt mangelhaften Vorſorge hat fich jofort in diefem Kriege gezeigt. Die 
Zuderpreife ftiegen nad) dem Fortfall der deutfchen, frangöfiihen und 
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ruſſiſchen Zuderausfuhr nad) England und im Zufammenhang mit unjeren 
Waffentaten zur See um das Doppelte, teilweife um das Dreifache, wenn 
gleich es der englijhen Regierung auch nad) einiger Zeit gelang, durch 
eigene Antäufe der Knappheit vorderhand zu jteuern. Aber ähnlich jteht 
es heute mit den Getreidepreifen. Der Weizenpreis, der im Durd)- 
ſchnitt des Jahres 1913: 31 sh 2d je Quarter betrug, ift am 23. Dezember 
für befte Sorte auf 53 sh 6.d geftiegen, d.h. um etwa 100 Markt je Tonne. 
Dieſe Steigerung ift zurüdzuführen auf die Verſchiebung der Getreide- 
ausfuhr auf dem Weltmarkt, nämlid vor allem auf die ftärferen An⸗ 
ſprüche, welche an den nordamerikaniſchen Markt von ſolchen Ländern 
geſtellt werden, die bisher aus den Donauländern und Südrußland Ge— 
treide bezogen. Hätte England im Augenblick reichliche Vorräte für 
Monate, ſo würde ſicherlich — ſelbſt wenn man das Moment der Speku— 
lation nicht außer acht läßt — der Preis heute nicht dieſe Höhe erreichen; 
dieſe iſt vielmehr durch eine tatſächliche Knappheit zu erklären. Wenn 
man bedenkt, daß ſ. 3. der Chamberlainſche Vorſchlag von 1 sh Boll je 
Quarter als zu ftarte Belaftung des Konſums abgelehnt wurde, fo kann 
man fie) vorftellen, was die jegige Erhöhung um das 22fache diefes Zoll- 
betrages bedeutet. 

So wichtig das Ernährungsproblem für England in dieſem Zus 
jammenhange ift, es ift durchaus nicht die einzige Sorge, die aus der 
Blodade droht. Während in Deutſchland noch in überwiegenden Maße 
die Produkte der eigenen Landwirtfchaft und Induſtrie miteinander ge= 
taufcht werden, bafiert die englifche Volkswirtſchaft geradezu auf dem Aus» 
taufh heimiſcher induftrieller Erzeugniffe für ausländijde 
Rohſtoffe und Waren. So kommt es, daß heute in England nur 11,9 0.9. 
aller Berufstätigen auf die Landwirtfchaft (bei uns 35,2 v. H.), dagegen 
44,8 v.9. auf die Induftrie und 21,1 v.9. (bei uns nur 12,4 v. H.) auf 
Handel und Verkehr entfallen. Ein viel größerer Prozentſatz aller Be— 
rufstätigen als in Deutſchland ift alſo an dem Handelsverfehr mit dem 
Ausland direft oder indirekt intereffiert und wird durd) jede Beſchränkung 
der Ausfuhr getroffen. In diefem Zufammenhange aber ift es hödjt 
beachtenswert, daß jhon heute der Außenhandel Englands erheblich unter 
dem Kriege leidet. Der Rüdgang der Einfuhr gegenüber dem Borjahre 
betrug im Monat November 18,2 v. H., der der Ausfuhr 45 v. 9., das ift 
jo viel wie der entfprechende Rüdgang im Monat Auguft 1914, d.h. in 
der Zeit der allgemeinen erften Verwirrung, betragen hatte, von deren 
Beilegung man fih in englifhen Wirtſchaftskreiſen damals eine ftarfe 
Wiederbelebung der Ausfuhr verjprochen hatte. 
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Aber nit nur der Abjat an Waren im Auslande, auch die hei- 
mifhe Brodufttion Englands würde dur eine Blodade auf das 
ſchwerſte getroffen werden, und hieraus würde ſich ergeben, daß England 
nicht einmal in der Lage wäre, wie etwa zur Zeit der Rontinentalfperre, 
für den heimifchen Bedarf allein oder auch auf Vorrat gleihe Mengen 
wie früher weiter zu produzieren. England ftellt nicht den Zuder ber, den 
die große englijche Marmeladen und Schotoladeninduftrie als Rohſtoff 
benötigt, es produgiert keine Anilinfarben für ſeine Textilinduſtrie, eine 
Reihe von Chemikalien und pharmazeutifchen Produkten, vor allem aber 
Kali für die Landwirtfchaft und Ferromangan für die Induftrie, muß 
vom Ausland bezogen werden; da aber nicht verhindert werden kann, daB 
diefe Produlte aus Deutſchland über ein neutrales Land nad 
England kommen, jo iſt erit die Blodade das Mittel einer effektiven 
Abfperrung der englichen Industrie von ihren Rohftofiquellen. England 
bezieht aber ferner auch Robjtoffe vom Auslande, die es zwar jelbft produ- 
siert, aber nicht in den für die weiterverarbeitende Induftrie nötigen 
Mengen. Bejonders benötigt England die den englifhen Eifenerzen über- 
legenen ſpaniſchen und nordijchen Eifenerze; etwa 50 v. 9. der heutigen 
engliſchen Roheifenproduttion wird aus ausländifhen Erzen hergeftellt. 
Durch einen mangelnden Vorrat an Baumwolle würde freilich) England 
am bärteften getroffen werden, weil die Baummollinduftrie den über: 
tagenden Platz innerhalb der gefamten englifchen Induſtrie einnimmt. 
Ganz bejonders jhwer müßte die Abiperrung auf England deshalb 
laften, weil es in erjter Linie jeine Produktion an induftriellen Waren auf 
die Herftellung hochwertiger Fertigfabritate zugeſchnitten hat. Bekannt: 
lich wird durch jede Abſatzſtockung — wie es bei jeder fintenden Kon- 
junttur beobachtet werden fann — die dertiginduftrie härter getroffen als 
Rohproduttion und Halbfabritation. Denn die dertigfabrifation fteht dem 
Verbrauche am nächſten und ſpürt am eheſten deſſen Einſchränkung, 
während die Rohſtoffe, die gefördert werden — wie etwa Kohle oder Eifen- 
erz — nicht für den unmittelbaren Abſatz und deffen momentane An- 
forderungen produziert zu werden brauchen und eine Aufftapelung 
wirtfhaftlich und technifch beffer vertragen. Gerade aber dur die Ein- 
ſchränkung der Fertigfabritation würden in England in erfter Linie die 
Arbeiter in Mitleidenichaft gezogen, denn je hochwertiger die Ware it, 
um jo bedeutender find die zu ihrer Erzeugung notwendigen Arbeitsträfte. 
Der obengenannte englijche Bericht ift ſich der Gefahren einer Blockade 
aus den hier angeführten Gründen wohl bewußt geworden. Nur die 
Machtftellung der engliihen Flotte, fo heißt es in dem Schlußbericht, 
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Aber nicht nur der Abſatz an Waren im Auslande, auch die hei- 
mifhe Broduftion Englands würde durch eine Blodade auf das 
ſchwerſte getroffen werden, und hieraus würde ſich ergeben, daß England 
nicht einmal in der Lage wäre, wie etwa zur Zeit der Kontinentaljperre, 
für den heimifchen Bedarf allein oder auch auf Vorrat gleiche Mengen 
wie früher weiter zu produzieren. England ftellt nicht den Zuder ber, den 


die große englijhe Marmeladen und Schotoladeninduftrie als Rohſtoff 


benötigt, es produziert feine Anilinfarben für ſeine Tertilinduftrie, eine 
Reihe von Chemikalien und pharmazeutijchen Produften, vor allem aber 
Kali für die Landwirtfhaft und Ferromangan für die Induftrie, muß 
vom Ausland bezogen werden; da aber nicht verhindert werden kann, daB 
diefe Produkte aus Deutſchland über ein neutrales Land nad 
England fommen, jo ift erft die Blodade das Mittel einer effektiven 
Abjperrung der englifhen Induftrie von ihren Rohſtoffquellen. England 
bezieht aber ferner auch Rohſtoffe vom Auslande, die es zwar felbft produ= 
ziert, aber nicht in den für die mweiterverarbeitende Induſtrie nötigen 
Mengen. Bejonders benötigt England die den englifchen Eifenerzen über- 
legenen fpanifchen und nordiſchen Eifenerze; etwa 50 v. 9. der heutigen 
englifhen Roheifenproduttion wird aus ausländifchen Erzen bergeftellt. 
Durch einen mangelnden Borrat an Baumwolle würde freilich England 
am härteften getroffen werden, weil die Baummollinduftrie den über 
ragenden Platz innerhalb der gefamten englifhen Induftrie einnimmt. 
Ganz befonders jhwer müßte die Abjperrung auf England deshalb 
laften, weil es in erjter Linie feine Produktion an induftriellen Waren auf 
die Herftellung hochwertiger Fertigjabritate zugeſchnitten hat. Bekannt— 
lic) wird durch jede Abſatzſtockung — wie es bei jeder finfenden Kon- 
junftur beobachtet werden fann — die Fertiginduftrie härter getroffen als 
Rohproduftion und Halbfabrifation. Denn die Zertigfabritation fteht dem 
Berbrauhe am nächſten und ſpürt am eheften deffen Einſchränkung, 
während die Rohftoffe, die gefördert werden — wie etwa Kohle oder Eifen- 
erz — nicht für den unmittelbaren Abſatz und defjen momentane An- 
forderungen produziert zu werden brauden und eine Aufftapelung 
wirtſchaftlich und techniſch befjer vertragen. Gerade aber durch die Ein- 
ihräntung der Fertigfabritation würden in England in erjter Linie die 
Arbeiter in Mitleidenichaft gezogen, denn je hochwertiger die Ware ift, 
um fo bedeutender find die zu ihrer Erzeugung notwendigen Arbeitsträfte. 
Der obengenannte engliſche Bericht ift fich der Gefahren einer Blodade 
aus den hier angeführten Gründen wohl bewußt geworden. Nur die 
Machtftellung der englijhen Flotte, jo heißt es in dem Schlußbericht, 
15* 
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fönne vor dem wirtſchaftlichen Ruin durch die Blodade retten. Wäre 
diefe Machtſtellung zu erſchüttern, fo könne nicht damit gerechnet werden, 
daß England wirtjchaftlihe Kraft genug befäße, um durchzuhalten: „Im 
Gegenteil, in diefem Falle würde eine ernfte Rnappheit der Zufuhren vom 
Ausland die Folge fein, und träte diefe Anappheit zu einer Jahreszeit 
ein, wenn unſer Sauptbeftand an heimifchem Weizen und anderen 
Zerealien und Nahrungsmitteln verbraucht wäre, jo würde infolge des 
Ausfalls nit nur eine heftige Preisfteigerung einjegen, welche wiederum 
zu einer heftigen Panik führen müßte, fondern es würde geradezu 
eine ſolche Not hbinzufommen, daß unfer Land den 
Kriegnidtlänger weiter führen könnte.“ (Seite 44 des 
Berichts.) 

Bemerkenswert aber ift für die Frage, wie lange England den Ver- 
ſuch machen würde, einer derartigen Attade und ihren Folgen zu wider- 
ftehen, daß der gleiche Bericht ausdrüclich darauf hinweift, daß das heutige 
England nicht mehr das England der Kontinentalfperre fei. Obſchon da— 
mals die Lage der arbeitenden Klaffen in England gegenüber heute viel 
ihlechter gewefen wäre, jo wären diefe doch widerftandsfähiger 
gegenüber einer Teuerung gemwejen, während man nicht er- 
warten dürfe, daß die heutige Bevölkerung gemwiffermaßen unter dem 
automatifchen Zwang der Verhältniffe „zu den Lebensgewohnheiten jener 
Zeit, ja nicht einmal zu den Lebensbedingungen, die während des Krim- 
frieges geherrſcht hätten, zurüdtehren könne“. 
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Brief des Profeflors Eßlen von der Berliner Handelshod)- 
ſchule an den Admiralſtab über die Berjorgung Englands 
mit Nahrungsmitteln. 


Berlin, den 13. Januar 1915. 
Großbritannien führte an Weizen aus Argentinien ein: 


in den Jahren 1911 1912 1913 
Mill. hundred-weights . . 14,87 18,92 14,80 
Prozent der Gejamteinfuhr . 13 15 12 

Außerdem famen im Jahre 1912 aus Argentinien nad) Groß- 
britannien u. a. 28,8 Mill. hundred-weights Mais von 43,9 Mill. hundred- 
weights Gejamteinfuhr. 

Die argentinifche Weizenernte findet im Dezember jtatt. Sie ift in 
diefem Jahre gut ausgefallen im Gegenjaß zu allen übrigen Verforgungs- 
ländern Großbritanniens. 

Die Ausfuhr beginnt Ende Januar, fo daß die erften Lieferungen im 
allgemeinen Ende Februar in England anzutommen pflegen; fie erreicht 
meift im März ihren Höhepunft. 

Da in diefem Jahre die indifche, auftralifhe und ruffifche Getreide: 
zufuhr wegfältt, jo ift damit zu rechnen, daß die Einfuhr aus Argentinien 
jehr früh beginnen wird. Daneben wird noch dauernd eine ftarte Einfuhr 
aus den Vereinigten Staaten ftattfinden, da von dort bisher nod) verhält- 
nismäßig wenig Getreide ausgeführt werden konnte. 

Die Vorräte in England dürften wohl geringer als in fonftigen Jahren 
fein und nur für 6, höchſtens 8 Wochen reichen. 

Ferner ift zu bemerken, daß Großbritannien aud) für etwa die Hälfte 
feiner Fleifhverforgung auf die Einfuhr angemiefen ift. Allerdings könnte 
im Falle einer Unterbindung diefer Einfuhr der heimifche Viehbeſtand 
ftärfer abgefchlachtet werden; doch ift dies ficherlich bis jeßt bereits in 
gewiſſem Maße gejchehen. 
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Anlage 21. 


Brief des Direktors der Disconfogejellihaft Herrn Urbig 
an den Admiraljtab über die vorausſichtliche Einwirkung 
einer U-Boofsblodade auf das engliihe MWirtichaftsleben. 


Berlin W 8, den 16. Januar 1915. 

Sie haben die Trage an mich gerichtet, ob eine Blocdade der eng- 
liſchen Küfte einen Einfluß und eventuell weldhen auf die wirtjchaftlichen 
Verhältniffe in England ausüben würde. 

Man muß bei der Beurteilung diefer Frage zunächft die Tatjfache in 
den Vordergrund ftellen, daß England in fehr ftartem Maße auf die Ein- 
fuhr der wichtigsten, der Ernährung des Volkes dienenden landwirtfchaft- 
lihen Produkte angewiefen ift. Während Deutfchland einen ſehr erheb- 
lihen Teil des für die Volfsernährung erforderlichen Brotgetreides und 
Vleifches felbft produziert und in bezug auf die Verforgung mit Kartoffeln 
gänzlih unabhängig ift, muß in England der weitaus größte Teil diejer 
Nahrungsmittel vom Auslande eingeführt werden. 

Der vorjtehende Umftand beweift jchon zur Genüge, daß England auf 
einen ungeftörten Betrieb feiner Schiffahrt angewieſen ijt, bei der 
wiederum die an der Weftfüfte gelegenen Häfen die Hauptrolle fpielen. 

Bezüglich der Bauftoffe, welche England zur Fortſetzung feiner indu- 
ftriellen Tätigkeit braucht, befindet fi) England in der gleichen Lage wie 
Deutihland, denn es muß diefe Rohjtoffe, ebenfo wie wir, aus überjeeijchen 
Ländern einführen, und eine Störung des Schiffsperfehrs muß demnach 
früher oder fpäter die gleiche Wirkung ausüben, wie das bei uns der 
Fall ift. 

Daß eine fehr umfangreiche Anhäufung von Nahrungsmitteln und 
Rohprodukten in England ftattgefunden hat, ift ſchwerlich anzunehmen, 
denn das englifche Volk ift durch den langen Frieden und die feftgemurzelte 
Überzeugung von der militärifchen Unerreichbarkeit des Landes in feinen 
Gewohnheiten jo fonfervativ geworden, daß die geringfte Störung in diefen 
Gewohnheiten bei den gefättigten, nur auf das Geldverdienen eingewöhnten 
Eriftenzen der Londoner City ſchon in Friedenszeiten faft jo wirkte, als 
wenn eine Weltfrifis im Anzuge wäre. 
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Natürlich würde eine Blockade der beiden nach Liverpool führenden 
Schiffswege nicht ausreichen, um Zufuhren nach England zu verhindern. 
Inwieweit die ſchwierige, auf internationalen Rechtsgrundſätzen fi auf⸗ 
bauende Frage der Vollſtändigteit einer Blodade der engliſchen Küſte gelöft 
werden kann, laſſe ich dahingeftellt. Würde fie aber gelöft werden fünnen, 
fo würde fie das einzige fein, was nad) meiner Kenntnis von Land und 
Leuten in England einen gewaltigen Umſchwung in der Stimmung der 
englifhen Bevölterung hervorrufen würde. Der Eindrud, welchen eine 
Abfchneidung von Zufuhren auf die aus ihren Gewohnheiten plötzlich auf- 
geſcheuchten Kreife in England machen würde, wäre in feiner Größe faum 
zu überfehen, denn man darf nicht vergeflen, daß der ganz überwiegende 
Teil des den englifhen Reichtum und die englifche Intelligenz repräfen- 
tierenden Volkes den Krieg erft am eigenen Leibe fpürt, wenn ihm die Be— 
friedigung feiner Gewohnheiten unterbunden wird. 

Die Engländer fehen mit Behagen, wie viele Schiffe jede Woche die 
Weſtküſte Englands verlaffen und anlaufen, und fie können ſich angefichts 
diefer Tatjache nicht ohne gewiſſe Berechtigung auf den Standpuntt ftellen, 
daß fie den Krieg jahrelang aushalten. ch habe die feſte Überzeugung, 
daß die ganze Theorie diejes Standpunttes zufammenbrechen wird, wenn 
eine Störung in die Regelmäßigfeit dieſes Sciffsverfehrs hineingetragen 
werden kann. Diefe Störung muß aber eine empfindliche fein. 

Der Umftand, daß bei einem etwaigen, aus einer ſolchen Störung fi 
ergebenden Steigen der Verfiherungsprämien die Regierung das Berfiche- 
rungsrifito in irgendeiner Form felbft übernehmen könnte, wird, wenn 
überhaupt, die von mir angenommene Wirfung nur auf furze Zeit hin- 
halten fünnen, denn die Übernahme des Kriegsrifitos durch die Regierung 
ichafft weder Schiffe noch Menſchen, welche fih in die durch eine Blodade 
entftandenen phyſiſchen Gefahren hineinbegeben. 

Natürlich wird bei Unterbindung des Schiffsverkehrs nad) England 
zunächſt eine ſtarke Verftimmung in Amerika Platz greifen, weil man auch 
dort den Charakter der Welt in erfter Reihe nach den für das Geld- 
verdienen gegebenen Möglichkeiten zu beurteilen pflegt. Da aber Amerita 
ſchwerlich einen militärifchen Konflitt mit uns wagen dürfte, fo neige ich der 
Anficht zu, daß auch in Amerika eine wirtfame Unterbrechung des Schiffs⸗ 
verfehrs mit England einen Umſchwung der Stimmung herbeiführen 
fönnte, der fi) auf dem Wunfche aufbaut, den Krieg alsbald beendigt zu 
fehen. Solange Amerifa fieht, daß England alles von ihm befommen 
kann, während Deutſchland langſam „ausgehungert“ wird, wird in Ame⸗ 
rika die Stimmung für uns nicht freundlich ſein, weil man ſich auch dort 
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bei der gegenwärtigen Gelegenheit gern einen unangenehmen Konfurrenten 
vom Halje jhaffen möchte, mit dem man aber ohne weiteres wieder paf- 
tieren wird, jobald man fieht, daß wir auch England gegenüber fehließlich 
eine wirffame Waffe in der Hand haben. 

Ich kann nach allem mein Urteil nur dahin zufammenfaffen, daß in 
einer empfindlichen Störung des englifchen, über den Atlantifchen Ozean 
geführten Sciffsverfehrs das wirkſamſte Mittel liegen wird, die Eng- 
länder wirtſchaftlich empfindlich zu treffen. Die Engländer glauben fejt 
daran, uns durch Abfchneidung der Zufuhren wirtfchaftlich ruinieren zu 
fönnen, und es wäre meines Gradtens ein ſchwerer Yehler, wenn man 
unfererjeits nicht alles daran jegen würde, durch ein ähnliches Mittel den 
Engländern die Ausficht zu eröffnen, daß ihnen das gleihe Schidfal 
bevorfteht. 


Anlage 22. 


Meldung des Konteradmirals Behnde (Admiralſtab Berlin) 
vom 15. Januar 1915 an den Chef des Admiralitabs. 


Direftor Ullner von der Discontogefellfchaft berichtete geftern hier 
folgendes: 

1. Ein Verwandter von ihm, Holländer, der in engften Beziehungen 
zu bolländifhen Regierungstreifen ftehe, habe ihm fürzlich gejagt, man 
verftehe in Holland nicht, warum wir nicht das England mit Sicherheit 
niederzwingende Mittel der U-Bootsblocdade anwendeten. 

2. Auch in Schweden fei er bei feiner fürzlichen Anweſenheit von 
PVerfönlichteiten, die Beziehungen zu offiziellen Kreifen haben, auf das 
U-Boots-Interpiew des Admirals v. Tirpib angeredet worden. Auch 
bier fei ihm gejagt worden, man erwarte unfer Vorgehen mit U-Booten 
mit Ungeduld und könne fie) nicht erklären, warum wir noch Zögerten. 
Ende Januar bei Beginn des argentinifchen Weizenimports fei die gün- 
ftigfte Zeit. 
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Anlage 23. 


Aus einem Brief des Generaldireftors Ballin 
an Admiral v. Capelle. 


„Hamburg, 21. Januar 1915. 


.... . Inzwiſchen hat die englifche Regierung zu jo gemeinen Mitteln 
in ihrer riegsbetätigung gegriffen, daß jede Rüdficht unfererjeits 
Schwäche wäre, und endlich nimmt die Abjperrung Deutichlands und der 
neutralen Länder eine Geftalt an, die im Hinblid auf unfere ungenügende 
Verforgung mit Getreide und Rohſtoffen eine große Gefahr für uns 
darjtellt. 

Jeder einzelne diefer Gründe weift uns ſchon darauf hin, nichts un- 
verfucht zu laffen, um unfererfeits den entjprechenden Gegendrud auf 
England auszuüben. Die Gejamtheit diefer Gründe iſt aber fogar jo 
ihwermwiegend, daß ſelbſt Maßnahmen gegen England, die unter Um— 
ftänden uns in Schwierigfeiten mit neutralen Ländern bringen könnten, 
doch nicht unterlaffen werden ſollten. Gelingt es uns nicht, eine ſtarke 
Preſſion auf England auszuüben, jo werden wir zu dem erwünjchten 
baldigen befriedigenden Ende diefes mörderifchen Krieges nicht kommen. 
Deshalb binid für die brutalfte Durdhführung einer 
U-Bootsblodade... .“ 


ER 
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Zwei Anſchreiben von Profefjoren der Univerfifät Berlin 
zur nachfolgenden Denkſchrift. | 


Berlin-Grunewald, den 26. Januar 1915. 
Zuciusftraße 9. 


An den Chef der Hochjeeflotte. 


Euer Erzellenz 


bitte ih, von der beifolgenden Denkjchrift gütigft Kenntnis zu nehmen. 
Die jehr wenig befriedigenden Ergebniffe der Statiftit unſerer Getreide- 
vorräte haben mic) zu der Überzeugung gebracht, daß es die höchfte Zeit 
ift, die von England über uns verhängte Handelsiperre im Wege der Ber: 
geltung zu durchbrechen, England mit denjelben Mitteln rüdfichtslos nieder- 
auringen, die es gegen uns anwendet; das find Sperre und Vernichtung 
der Unterhaltsmittel. 

Die in der Denkſchrift mitgeteilten Daten der britifchen Statiftit mahen 
es höchft wahrjcheintich, daß die Zerftörung der gerade jet übervollen 
Lagerhäufer in den englifchen Häfen, befonders London, und die Unter- 
bindung der Zufuhr durch Unterfeeboots-Blodade unſeren gefährlichiten 
Feind innerhalb weniger Wochen zur Nachgiebigkeit zwingen würden. 

Diejelbe Denkſchrift wird morgen mit einem von einer Reihe ange- 
fehener Männer unterzeichneten Anfchreiben dem Herrn Reichstangzler und 
dem Herrn Chef des Admiralftabs zugehen. 

Da ich feine Zeit verlieren wollte, glaubte ich Euerer Erzellenz den mir 
augenblidli) nur verfügbaren Durchſchlag der Denkichrift zugehen laffen 
zu dürfen. 

Euerer Erzellenz 

ehrerbietigft ergebener 


Sering, 
Profefjor an der Univerfität Berlin, Geh. Reg.-Rat. 
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Berlin, den 26. Januar 1915. 


Euer Erzellenz 

bitten wir, von der beifolgenden Denkſchrift über die Durchbrechung der 
von der englifhen Regierung gegen Deutjchland ins Wert geſetzten 
Handelsfperre hochgeneigteft Kenntnis zu nehmen. Mit uns empfinden es 
weite Kreife der Bevölterung als wirtfchaftliche und friegerifche Notwendig- 
feit, daß alle verfügbaren Mittel in Anwendung gebracht werden, um den 
völferrechtswidrigen Plan einer Aushungerung des deutfchen Boltes im 
Wege der Vergeltung zunichte zu maden. 


Euer Erzellenz 
ehrerbietigft ergebene 


Sering, Triepel, v. Wilamowigß-Möllendorf, Kahl, 
Dttov. Gierke, Shiemann, v, Harnad, v. Shmoller. 


Herrn Reichskanzler. 
An Den | Chef des Admiralftabs der Marine. 
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Dentihrift über die Durchbrechung der Handelsiperre gegen Deutſchland. 

I. Die von England über uns verhängte Handelsfperre und die Unter- 
brechung des Landverkehrs über die Oft- und Weftgrenze haben im erjten 
Halbjahr des Krieges die deutjche Volkswirtſchaft wenig gejtört; denn Die 
Induftrie paßte fich mit großer Elaftizität den Anforderungen des Krieges 
an, und die Landwirtfchaft vermochte das Nahrungsbedürfnis reichlich zu 
befriedigen. Aber eine Einfuhr von Lebensmitteln im Werte von 11, Mil- 
liarde Marf netto, von Futter- und Düngemitteln für rund 1 Milliarde 
Mart läßt fic) jo wenig ohne weiteres erjegen wie die Mehreinfuhr von 
induftriellen Rohſtoffen im Werte von 3,5 Milliarden Mark. Die jtörenden 
Wirkungen der Handelsfperre werden im zweiten Halbjahr des Krieges 
ihon fehr empfindlich werden, in einem dritten und befonders vierten 
Kriegshalbjahr aber ſich noch weiter verjchärfen. 

Dies ift in einer bejonderen Dentfchrift für die Nahrungsmittel 
verjorgung näher dargelegt worden. 

Es darf deshalb fein Mittel unverfucht bleiben, um die Einfuhr 
während des Krieges, wenn auch in bejchränttem Maße, wieder aufzu- 
nehmen. Unter diefem Gefichtspuntt erfcheint die Herftellung guter poli- 
tifcher Beziehungen zu Rumänien und die Bindung unferer dort unentbehr- 
lihen Lieferungen von Kohle und Chemitalien an Gegenlieferungen von 
Lebensmitteln dringend erwünfcht. Iſt die rumäniſche Ernte auch nicht 
gerade günftig gewefen (vgl. die Anlage), jo wird über Rumänien doc) viel 
Getreide aus Südrußland und Bulgarien zu beziehen fein. Im Falle eines 
Sonderfriedens mit Rußland müßte ein Nebenabtommen getroffen werden, 
das uns zu einem feften, jei es auch hohen Preife große Mengen von 
Roggen und Weizen, vor allem auch Gerfte und Hafer fichert. 

Das wichtigſte aber ift die Durchbrechung der britifchen Handelsfperre. 
Wie die Verhandlungen der Vereinigten Staaten mit England deutlich 
gezeigt haben, wird die Einfuhr von Nahrungs- und Futtermitteln über See 
nicht anders durchgufegen jein als auf dem Wege einer entjchloffenen Ver— 
geltung. Sie erjcheint deshalb als ein dringendes Erfordernis unjerer 
VBoltswirtfchaft und als Vorausfegung für ein längeres Durchhalten des 
Krieges. 

II. Die englifche Voltswirtfchaft beruht ganz auf dem Austauſch von 
Induftriewaren, Rapitalien, Fradhtleiftungen gegen ausländifche Nahrungs- 
mittel und Rohſtoffe. Die hoch entwidelte Schiffahrt ermöglicht es, und 
der Wunſch, Zinfen zu fparen, läßt es als wirtjchaftlich erjcheinen, mit ver- 
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bältnismäßig geringen Borräten auszutommen, aus der Hand in den 
Mund zu leben. 

Die englijche Weizenernte reicht durchſchnittlich nur zur Dedung von 
22 v. 9. des Jahresbedarfs aus, rund vier Fünftel werden — je zur Hälfte 
auf fejten Dampferlinien und auf Trampſchiffen — eingeführt, und man 
vertraut fo jehr auf die Konſtanz dieſes Zufluffes, daß die gefamten Bor- 
räte, fobald die eigene Ernie verbraucht ift, in Friedenszeiten regelmäßig 
nur für 6 bis 8 Wochen genügen. In „erfter Hand“, d.h. in den Speichern 
der Dodgejellihaften und der Importeure, liegen dann Vorräte für 3 bis 
4 Wochen, oft weniger, in den Mühlen für 3 bis 5 Wochen, während die 
Bäder meift nur für 7 bis 10 Tage verforgt find. Dieje wichtigen Feit- 
jtellungen find im Jahre 1905 durch eine Königliche Kommiffion durch Be- 
fragen von Sadjverftändigen gemacht und in einem Bericht “Supply of 
food and raw material in time of war” veröffentlicht worden. Nach der- 
jelben Quelle ift die auswärtige Fleifchzufuhr auf 45 v. H. des Verbrauchs 
zu veranfchlagen. Die befonders wichtigen Vorräte an gefrorenem Fleifch 
überfteigen in Zondon und Liverpool faum den Bedarf eines Monats. Das 
unentbehrliche fremde Eijenerz reicht im allgemeinen für 1 bis 2, die aus- 
ländifhe Wolle (75 v. H. des ganzen Bedarfs) für 2 bis 3, der Zuder- 
vorrat für 3 Monate. Dagegen lagert Baummolle in den Häfen von 
Liverpool gewöhnlich für 6 Monate und in den Fabriken für 5 Wochen. 
Bauholz (Bretter und Latten) ift im Londoner Hafen wechjelnd für 2 bis 
8 Monate aufgefpeihert. Die Petroleummengen pflegen für 6 Monate 
und länger zu reichen. 

Aus dem vorigen ergibt ſich, wie leicht die britifche Volkswirtſchaft 
verwundbar ift, namentlich jeßt die Ernährung der Bevölkerung die 
ununterbrodhene Schiffahrt voraus. 

Der erwähnte Bericht jchließt mit den Worten: „Wenn die Dinge 
einen Punkt erreichten, bei dem unjere Kriegsflotte nicht mehr imftande 
wäre, einen organifierten Angriff auf unferen Handel zu verhindern, fo 
würde es nicht länger zutreffen, dab wir unſere Unterhaltsmittel ohne 
wejentliche Verminderung erhalten fönnten, oder daß eine wirkliche 
Hungersnot nicht zu fürdhten fei. Im Gegenteil, in diefem Falle würde 
eine ernfte Knappheit der Zufuhren vom Ausland die Folge fein, und 
träte dieſe Knappheit zu einer Jahreszeit ein, wenn unfer Hauptbeftand 
an heimifhem Weizen und anderen Zerealien und Nahrungsmitteln ver- 
braucht wäre, jo würde infolge des Ausfalls nicht nur eine heftige Preis- 
fteigerung einjegen, welche wiederum zu einer heftigen Panik führen 
müßte, jondern es würde geradezu eine ſolche Not hinzu— 
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tommen, daß unſer Land den Krieg nicht länger 


weiter führen könnte.“ 

Zwei Mittel ftehen uns zur Verfügung, um für den Verſuch, das 
deutjche Volt auszuhungern, Vergeltung zu üben, England zur Aufhebung 
der Handelsiperre zu nötigen und den Urheber des jegigen Welttrieges ver— 
nichtend zu treffen: die Unterfeebootsblodade und die Jerftörung 
der Borräte in den Hafenpläßen, vor allem in Zondon, durd) 
Luftſchiffe. 

Beide Maßnahmen ergänzen einander. Die erſte wirkt nachhaltiger, 
die zweite kräftiger und rafcher. 

Der Zeitpuntt für beide Angriffe erfcheint jet günftig; es darf aber 
aud nicht mehr viel Zeit verloren werden. 

Die wichtigften Nahrungsmittel find im Januar jedes Jahres in der 
Hauptjache erſchöpft. Man hat jeit Ausbruch des Krieges allerdings ver- 
hältnismäßig große Vorräte eingeführt. Nach den Mitteilungen des 
Internationalen Iandwirtfchaftlichen Inftituts in Rom vom Dezember 1914 
gingen in Großbritannien und Irland je 1000 Doppelzentner (100 kg) 
Weizen (ohne Mehl) ein. 

1914 1913 1908 bis 1912 


durchſchnittlich 
Auguft bis OQtiser . . 16126 13 702 13 781 
durdichnittlih im Monat . . 5342 4564 4 593 
1. Auguft bis 31. Juli durch 
fchnittli im Monat . . . — 4215 4317 
Schr im ganzen . +... 3; — 50 575 51 809 
aniserltag 6 15 431 16 081 


Der vermehrten Einfuhr während des Krieges fteht jedoch eine er- 
höhte Ausfuhr (für die Truppen) gegenüber. 

Die Wiederausfuhr von ausländifhem Weizen betrug Auguft—Dftober 
1914: 144 000 Doppelzentner gegen 19 700 im Vorjahre und 37500 in 
den gleichen Monaten der Jahre 1908 bis 1912. Mit Einfchluß des auf 
Körner umgerechneten Weizenmehls war die Weizenausfuhr in dem einen 
Monat, Oktober 1914, 219 000 Doppelzentner gegen 90 000 im Borjahre. 

Nimmt man an, daß die Zufuhr im zweiten PVierteljahre des Krieges 
mit gleicher Energie betrieben wurde wie im erften — und dies war nad) 
Zeitungsnadhrichten der Fall —, jo würde ſich für die 6 Monate Auguft 
bis Ende Januar insgefamt eine Mehrverforgung von 4,8, nad) Abzug der 
Mehreinfuhr von 4,1 Millionen Doppelzentnern, d.i. die Mehranfamm- 
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lung von etwa 3% eines durchſchnittlichen Monatsbedarfs an Weizen und 
Weizenmehl, ergeben. 

Die Widerftandstraft der britifchen Voltswirtſchaft ift aljo durch die 
Mehreinfuhr doch nur wenig verjtärkt worden. 

Dies zeigt ſich auch in der BVorratsitatiftit. 

Die Vorräte in Magazinen und Häfen, ausichließlich der Bahn- und 
Sciffstadungen, waren: 

Ende November 1914 1913 


1000 dz 
BE RE 1026 
Gates rn er 8 42 


Für Hafer und Mais waren die fichtbaren Vorräte jogar erheblich) 
niedriger als im Vorjahre: 


nn... 18 56 
Tee. Wr: 


Dies wird auch durch die Einfubrftatiftit beftätigt. Die Einfuhr für 
Hafer und Mais blieb für die Zeit bis Oktober 1914 (weiter reichen die 
Nachrichten nicht) bedeutend hinter den Vorjahren zurüd. 

Nach dem allen ift die Verforgung mit Yuttermitteln vermutlich feine 
reichliche, die mit Brotgetreide reicht ftatt für 6 bis 8 Wochen vielleicht für 
9 bis 11 Wochen. 

Weiter ergibt fi), da in den Lagerhäufern der Hafenpläße fait Yu 
der Körnerzufuhr eines Kriegsmonats zu vermuten ift, ungerechnet Die 
noch nicht ausgeladenen Schiffe. Dazu kommen gewaltige Vorräte an 
Petroleum, Holz, Wolle, Baumwolle, Fleiſch ufw. 

Der Londoner Hafen ift jet überfüllt. „Alle verfügbaren Arbeiter 
werden beſchäftigt, um neue Lagerfchuppen zu bauen und die beifpielloje 
Menge von Gütern aufzufpeihern, die Hauptarbeit bejteht augenblidlich in 
der Löſchung der Wolladungen, da während der Tätigkeit des Kreuzers 
»Emden« wenig Wolle von Auftralien eingeführt wurde. Jetzt treffen 
große Mengen ein. 160000 Ballen werden bei der nädjften Monats» 
auftion angeboten werden. Die Behörde erwartet, daß Ende Januar eine 
erhebliche Erleichterung der Lage eingetreten fein wird.“ (Meldung des 
Reuterfhen Büros, London, 13. Januar 1915.) 

Ein Ruftangriff auf die Lagerhäufer, Schiffe, Leichter würde in kurzer 
Zeit ungeheure Werte vernichten. Man rechnet auch damit. Nad) dem 
legten Zeppelinangriff auf Yarmouth hat die Verficherung für Waren in 
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den Londoner Dods gegen Luftangriffe 10 v. H. erreicht (Qondon, 23. Ja— 
nuar, T.R. vom 24. Januar 1915.) 

Fordert die Überfüllung des Londoner Hafens einen jehleunigen An— 
griff heraus, fo eine andere Erwägung die baldige Erklärung der Blodade 
der englifchen Infeln. Die ſtarken Zufuhren von Weizen während der erften 
ſechs Kriegsmonate ftammen ganz überwiegend aus dem atlantijchen Teil 
der Vereinigten Staaten, die fi) im Gegenjaß zu Kanada einer reichen 
Ernte zu erfreuen und die Zufuhren vom Schwarzen Meer mit zu erfegen 
hatten. Aber die nordamerifanijchen Zufuhren werden bald zur Neige 
gehen. Im Februar und März vollziehen fich die Zufuhren aus Argen- 
tinien, diejenigen aus Indien fegen erft im Mai ein. Argentinien aber hat 
eine mäßige Ernte; man rechnet auf eine Ausfuhr von 31% bis 4 Millionen 
Tonnen Weizen, und wir müffen verfuchen, uns daran einen großen Anteil 
zu fichern, da wir, wenn uns die ruffifhen Zufuhren weiter verfagt bleiben, 
auch die rumänifchen nur fjpärlich fließen, recht fnapp verjorgt find und 
ohne Vorräte in das neue Erntejahr eintreten werden. 

Auf der anderen Geite würde die Unterbindung der Zufuhren aus 
Argentinien England ganz bejonders empfindlic) treffen. Schon jetzt find 
die Preife für Weizen!), Brot, Zuder ufw. ſehr hoch, weil die Verminde— 
rung der Schiffsräume durd die britifchen Truppentransporte und die 
Ausfchaltung der deutfchen Reederei die Trachten um 300 bis 400 v. 9. er- 
höht haben, die hohen Berficherungsprämien hinzutreten und alle euro- 
päifchen Erportländer als Lieferanten ausgeſchieden find. 

Der erwähnte Bericht der Königlichen Kommiſſion von 1905 weiſt aber 
ausdrüdlich darauf hin, um wieviel weniger widerftandsfähig das heutige 
England gegen eine ſchwere Teuerung fei als zur Zeit der Kontinental- 
iperre; obwohl die Lage der arbeitenden Klafjen fich ſeitdem fehr gehoben 
habe, dürfte man nicht erwarten, daß die heutige Bevölkerung gemiljer- 
maßen unter dem automatifchen Zwang der Berhältniffe „zu den Lebens- 
gewohnheiten jener Zeit, ja nicht einmal zu den Lebensbedingungen, die 
während des Krimfrieges geherrjcht hatten, zurüdtehren könne“. 


III. Als nächſtes Ziel der Blodade ift die Aufhebung der über unfere 
nicht bewaffnete Bevölkerung verhängten Sperre für Lebens- und Futter- 
mittel angufehen. Es ift völlig unbeftritten, daß eine derartige Sperre 
gegen das Bölferrecht verftößt. Als Frankreich, entgegen feiner bisherigen 






2) Der Preis für Weizen ftand im Dezember 1913 auf etwa 160 M. je Tonne, 
im Dezember 1914 auf 216 bis 224, Mitte Januar 1915 auf 264 M., und ift jebt 
höher als die Berliner Höchſtpreiſe. 
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unveränderlichen Praxis, im Kriege mit China 1885 die Abſicht ankündigte, 
Reis wegen feiner Wichtigkeit für die Emmährung der chineſiſchen Bevölte- 
rung und Armee als Ronterbande zu behandeln, protejtierte Die britiſche 
Regierung dagegen; die Streitfrage fam jedoch wegen der raſchen Be- 
endigung des Krieges nicht zum Yustrag. 

Als aber Rußland bei Beginn des japaniſchen Krieges die Nahrungs- 
und Futtermittel, wie Reis, Öltuchen, Getreide, in die Lifte der abjoluten 
Konterbande aufnahm, haben die Mächte, befonders England und die 
Nordamerikaniſche Union, den ſtärtſten Proteft eingelegt, und Rupland 
mußte nachgeben. 

Jet find zwar die Lebensmittel nicht ausdrüdlic) zu abjoluter Konter- 
bande erklärt worden, aber tatfächlich behandeln die Weſtmächte fie als 
ſolche, indem fie die Theorie von der einheitlichen Reife darauf anwenden. 
Es ift deshalb aud nicht ein Korn über den Atlantiſchen Ozean während 
des Krieges nad) Deutichland hereingetommen, ja, mit brutaler Offenheit 
wird die Aushungerung unferer Bevölkerung als Ziel des Krieges hin- 
geftellt. Der Handel der Neutralen ift zu diefem Zwecke unter britifche 
Kontrolle gebracht, ohne daß eine Blodade über die deutjchen Häfen er- 
tlärt, gefchweige denn aufrechterhalten wäre. 

Sollten wir deshalb im Wege der Vergeltung, etwa durch Luftangriff 
auch auf unbefeftigte und militäriſch nicht verteidigte Häfen wie etwa 
Liverpool, unfererfeits die völkerrechtliche Übung überjchreiten, würde 
England fein Recht haben, fich darüber zu beſchweren. 

Eine Unterfeebootsblodade erſcheint aber vom völkerrechtlichen Stand- 
punft aus als einwandfrei; da die Londoner Erklärung über das See— 
friegsrecht von 1909 nicht ratifiziert worden ift, gibt es für die Blodade nur 
einen förmlichen fejtgeftellten und anertannten Grundfaß: den der Effek— 
tivität. Die Blodade muß, wie es die Pariſer Seerechtsdeflaration von 
1856 ausdrüdt, dur) eine Streitmacht aufrechterhalten werden, welche ge- 
nügt, um das Anlaufen der feindlichen Küfte wirklich (r&ellement) zu ver- 
hindern. Diefe Effettivität läßt ſich wohl herftellen. Die Vereinigten 
Staaten find aber nicht einmal der Parifer Deklaration beigetreten, und 
nad) ihrer amtlich wiederholt tundgegebenen Auffaffung ift für Die Wirt- 
famteit einer Blodade nur erforderlich, daß das Blockadegeſchwader genügt, 
um Ein- und Ausgang zu einem Wagnis (hazardous) zu machen. Beim 
Blodadebrud würde es fi) auch überwiegend um britifche Schiffe Handeln, 
die uns ſchon ohne fürmliche Blodade verfallen find. Für Die neutrale 
Schiffahrt bedeutet eine deutſche Unterfeebootsblodade kein härteres Vor— 
gehen als die durch England bewirkte Verfeuchung der offenen See mit 
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Minen. Eine Mafregel, die, verbunden mit einer Verwarnung der neu- 
trafen Schiffahrt, einer fittiven Blodade gleichtommt und die Sperrung 
eines freien Meeres bedeutet. Lafjen fie) die Neutralen diefe und andere 
ſchwere Völterrechtsverlegungen Englands gefallen, jo müffen fie den deut- 
ſchen Abwehrftoß in Kauf nehmen. Sie werden um fo weniger Grund 
und Neigung haben, dagegen anzugehen, wenn die Blodade nur den Zwed 
verfolgt, England zur Aufgabe feiner rechtswidrigen Konterbanden-Praris 
zu zwingen, und aufhören wird, jobald dies Ziel erreicht iſt; denn Deutſch— 
fand verteidigt mit ſolchem Vorgehen gleichzeitig das gute Recht der Neu- 
tralen felbft. 

Humanitäre Bedenfen wegen der vielleicht unvermeidlichen Härten bei 
der Zerftörung der Blodadebreher müſſen zurüdtreten in dem Gedanken 
an die Schwere und Graufamteit der Opfer, die England unferen eigenen 
Volksgenoſſen zuzufügen willens if. Es follte auch nicht unterlafjen 
werden, in der Öffentlichkeit darauf hinzumweifen, daß in der Oſtſee fechs 
deutfche Handelsdampfer fpurlos verjhmwunden und aller Wahrſcheinlich— 
feit nach ein Opfer der englifchen Unterfeeboote geworden find, die fi 
dorthin eingefchlichen haben. 


Sering, Ttiepel, 


Profefjor der Staatswiffenjchaften Profefjor der Rechte 
an der Univerfität Berlin. 
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Anlage 25. 


Sammlung von deufihen Zeitungsſtimmen vom Dezem- 
ber 1914 bis Januar 1915 über den U-Boofsfrieg. 


Aus einer Beiprehung des Wiegand-Interviews in der „Frankfurter 
Zeitung“ vom 22. Dezember 1914. 

Einzelne Blätter erbliden in diefen Außerungen des Staatsjefretärs 
des Reichsmarineamts die Anfündigung ganz bejtimmter Pläne unjerer 
Slottenleitung für die weitere Kriegführung gegen England. Sie zielen 
fogar, wie 3.8. die „Rreugzeitung“ bemerft, um es furz zu fagen, auf 
eine im wefentlichen vermittels der Unterſeeboote durchzuführende effet- 
tive Blodade von ganz England ab. Diefen Unterjeebootstrieg 
hält Admiral v. Tirpi für noch wirkſamer als eine Invafion Englands 
mit Zeppelinluftfhiffen. Diefe Eröffnungen find hochbedeut⸗ 
ſam. Im deutſchen Publitum ahnte man wohl, daß unfere maßgebenden 
Stellen für die Frage, wie wir auch an Englands Lebensnerv heran- 
tommen fönnten, eine Antwort zur Hand hätten. Man erging fi) da in 
allerlei Vermutungen. Aber wenn diefe zum Teil reichlich phantaſtiſch 
erfchienen, jo wird man das von dem Plane des Admirals v. Tirpiß 
nicht fagen fönnen. Gerade darin, daß der Staatsjetretär feinen Anjtand 
genommen hat, jeine Abfihten jo rüdhaltlos der Öffentlichkeit preiszu- 
geben, fehen wir eine Bürgichaft dafür, daß er feiner Sache volltommen 
fiher if. Auf die Kämpfe in Nordflandern fällt damit ein 
neues Licht. Sobald die Engländer merkten, daß es uns um die Kanal- 
füfte zu tun ſei, haben fie alles aufgeboten, uns von dort zu vertreiben 
und aud) ihre fonft fo ſorgſam geſchonte Flotte zu diefem Zweck eingejeßt. 
Das ift ihnen bisher nicht gelungen. In Oftende haben wir den Hafen, 
der als Stüßpunft für die von Herrn v. Tirpi begeichneten Unterjee- 
bootsunternehmungen in Frage kommt: ihn werden wir halten, und 
ſobald unfere Flottenleitung den Zeitpuntt für gekommen erachtet, werden 
wir den angefündigten Blodadetrieg mit jener Entjchloffenheit und 
Rückſichtsloſigkeit durchführen, die die Vorausfegung jedes militärifchen 
Erfolges find. 

Die „Deutiche Tageszeitung“ hoffte ebenfo bejtimmt wie dringend, 
„daß die Hußerungen des Staatsjefretärs eine Ankündigung von großer 
Bedeutung feien, nämlich die Ankündigung eines deutſchen Han- 
delstrieges mit England, der mit Unterfeebooten geführt 
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würde. Darin fei ein überaus wirkſames Mittel in dem uns von Groß- 
britannien aufgezwungenen Kampf um unjere Eriftenz gegeben, denn es 
gehe tatſächlich um unfere Eriftenz, die England durch einen Hungerfrieg 
zu untergraben entfchloffen ſcheine. Werde doch diefer Hungerfrieg, den 
England führe, von Großbritannien feit Beginn des Krieges benußt, um 
die Franzofen an ihrer Seite zu halten und in ihnen die Vorftellung zu 
weden, daß es ganz gleichgültig fei, was Frankreich und feine Bevölterung 
jet leiden, denn fie würden nad) diefer Zeit der jchweren Prüfung von 
England reichlich entjehädigt werden. Gerade, weil die Franzoſen jebt 
daran glauben, würde es befonders heilfam und nüßlich fein, den von 
Frankreich und feinen Bundesgenoffen für Wirklichkeit gehaltenen Nimbus 
der großbritannifchen Unverleglichkeit ſchnell und rüdfichtsios zu zerftören. 
Gegenüber dem Benehmen Englands, das durch die Nordfeeiperre allein 
ſchon alle internationalen und völterrechtlichen Abmachungen über den 
Haufen geworfen hat, kämen völferrechtlihe Bedenken gegen einen Han- 
delstrieg mit Unterfeebooten längft nicht mehr in Betracht“. 


Aus den „Leipziger Neueften Nachrichten“ vom 23. Dezember 1914 Nr. 354. 
Die Anmerftungen des Herrn vo. Tirpitz zur 


Zeitgeſchichte. 

Der Organiſator der deutſchen Flotte, der ſorgſame Pfleger auch des 
in ihr lebenden offenfiven und todesmutigen Geiftes, Herr v. Tirpih, hat 
einem amerifanifchen Journaliften Anmerkungen zur Gefchichte der Gegen- 
wart gegeben, die hier und vor allem dort drüben jenfeits des Ozeans 
eine Wirkung nicht verfehlen können. ft diefer Mann doch nicht nur 
der Träger der höchſten Würde in unferer Flotte, fondern auch ein Staats- 
mann von Qualitäten, deſſen Bli die Welt umfpannt und die Zufammen 
hänge des politifchen Lebens erkennt. Was er ſprach, das wird man überall 
mit Achtung, in England aber mit Gefühlen vernehmen, die fi) aus 
fnirfchender Wut und ſchwerer Beforgnis fatal vermifchen. 

Man hatte ja an der Themje gemeint, Deutfchland ſchon durch das 
Schredgejpenjt des Aushungerns auf die Knie zu zwingen... . Nun bat 
der Großadmiral der deutfchen Flotte, ein Mann, der, wenn er fpricht, 
feine Worte und alle Möglichkeiten ſorgſam wägt, öffentlich erklärt: „Wir 
Deutfchen fünnen, wenn wir wollen, dasjelbe Spiel treiben, England 
umzingeln, jedes englijche Schiff und jedes Schiff feiner Verbündeten torpe- 
dieren, und dadurch dem Lande den größeren Teil feiner Nahrungsmittel: 
zufuhr abſchneiden.“ Er fügte hinzu, daß wir an Unterfeebooten größeren 
Typs den Feinden überlegen jeien. 
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>... England würde .... . in wenigen Wochen an den Rand des 
Verhungerns gelangen, wenn es gelänge, ihm die Zufuhr von Nahrungs- 
mitteln abzuſchneiden. Die übertrieben rajcye Induftriafifierung des Landes 
und die leichtfertige Ummandiung großer Streten in Parts und Weide- 
fand machen England zum Sklaven einer ungehinderten Einfuhr. Und 
nun fagt Tirpiß, nicht irgendwer, daß wir das Mittel befigen, England 
mit der eigenen Waffe vernichtend zu ſchlagen. Barum, jo muß da laut 
und immer lauter gefragt werden — warum jheuen wir uns, die Waffe 
zu gebrauchen? Aus Humaniät gegen England?.... Gründe des 
Völkerrechts? Aber hat nicht England jeden Paragraphen diejes Rechtes 
mit Füßen getreten? Hat es die Nordfee gejperrt ohne Rüdficht auf die 
Neutralen, hat es die raffinierteften Mittel gewählt, den Hungerfrieg 
auch gegen fie zu organifieren, folgt es nad) alter Weiſe dem Plane, durch 
das Elend, das über die anderen Bölter verhängt wird, die eigene Geld- 
katze zu füllen, fo gibt es für uns auch feine völterredhtlihen Bedenken 
mehr gegen einen Handelstrieg mit Unterfeebooten, gegen die Erklärung 
eines Teiles des Atlantifhen Ozeans zum Kriegsgebiet: Jedes Handels 
fchiff, das fich England nähert, werde vernichtet, wie England fein Handels- 
Ihiff in der Nähe der deutjchen Küften duldet. Auge um Auge, Zahn 
um Zahn. Es fei denn, daß die neutralen Mächte, Amerika voran, fich 
endlic) gegen die Verſtlavung durch England aufrichten und die Be— 
freiung der Nordjee fordern! 

Und zweifellos hat Herr v. Tirpig die Spiße feiner Anmerkungen 
zu der Gedichte der Gegenwart nad) Amerika gelentt. Man joll es auch 
aus feinem Munde dort drüben vernehmen, daß ganz Deutjchland einzig 
in England den Urheber dieſes furchtbaren Krieges erblidt, in dieſem 
Diktator, der jedem die Kehle abjchneidet, der ihm in den Weg fommen 
könnte. Ein Volt, defjen Gejhichte und Wachstum auf „Seeräuberei, 
Gemwalttätigkeit zu Waffer und zu Lande und NRäubereien in allen Welt- 
teilen beruht“, ein Volt, das feine Kriege durch Söldner führen läßt, das 
Bußballwettfämpfe und Rennen gleihmütig abhält, während deutfche 
Frauen und Mütter ihr Beftes hergeben und weinen. Ein Rolf, das die 
eigene Raſſe verrät, das nur dem Brofit des Augenblids lebt und nicht 
die furdtbaren Probleme erkennt, die bald genug die Zukunft der weißen 
Raffe ftellen wird, wenn erft unter den Trommelwirbeln Sapans Afien 
und die gelbe Rafje erwacht. Werden und künnen aber die Vereinigten 
Staaten gleihmütig der Entwidelung zufhauen? „Unerklärlich”, jo fagte 
Herr v. Tirpiß, „bleibe ihm die Gleichgültigkeit Amerikas gegenüber den 
Ereigniffen im Fernen Oſten.“ Unerklärlich — denn düfter erhebt fich über 
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der Piorte des Kommenden die Infchrift, die einft Admiral Togo ver- 
faßte: „Der nächte Krieg wird ein allgemeiner Krieg Europas jein, dann 
tommt der große Krieg zwifchen meiner Rafje und den Weißen.“ Dann 
aber wird der erjte Gegner, auf den das neue Afien eindringen wird, 
Amerika fein. r 
Und noch eins hat der Führer und Organifator der deutichen See: 
macht gejagt: „Wir find bereit, den Krieg bis aufs Meffer zu führen.“ 
Das flingt anders, als was das Gerücht von der Friedensfehnfucht der 
führenden reife in Deutfchland unferen Feinden immer wieder ins Ohr 
fäufelt. Und es fol! aud fo klingen. Und doppelt feft wird die Ent- 
fchlußfraft zum Durdhalten werden, wenn der erjte Fachmann Deutfch- 
lands und wohl der Welt frei und offen erklärt, daß wir die Kraft und 
das Werkzeug befißen, das unangreifbare England zu Boden zu zwingen! 


Artitel im „Berliner Tageblatt“ vom 2, Januar 1915 von £. Perfius, 
Kapitän zur See a.D. 
Das Unterfeeboot als Handelszerftörer. 

Großadmiral v. Tirpiß hat dem Berliner Vertreter der „United 
Preß“, die 700 amerikaniſche Blätter vertritt, gegenüber Andeutungen ge— 
macht über eine von ihm ins Auge gefaßte, ganz moderne Art des Handels- 
frieges. Er jtellte die Frage: „Was wird Amerifa jagen, wenn Deutſch— 
land einen Unterjeebootsfrieg gegen alle feindlichen Handelsihiffe erklärt? 
England will uns aushungern. Wir fünnen dasjelbe Spiel treiben, Eng- 
land zu umzingeln, jedes englifhe Schiff oder jedes feiner Verbündeten, 
das ſich irgendeinem Hafen Englands oder Schottlands nähert, torpe- 
dieren und dadurch den größeren Teil der Nahrungsmittelzufuhr abfchnei- 
den. Hieße das nicht nur England mit demfelben Maß meſſen, mit dem 
es uns mißt?“ 

Sind es nur „Gedanten“, die der Marineftaats- 
fetretär ausfprad, oder fteht hinter ihnen der Wille 
zur Ausführung? 

Selbft der Human Dentende wird es heute, da Großbritannien uns, 
ohne den geringjten Skrupel zu empfinden, jede Zufuhr abzufchneiden ver: 
fucht und uns auszuhungern fich beftrebt, billigen, wenn die Kriegführung 
nad) dem Wort handelt: »à corsaire, corsaire et demi«. England hat 
ſchon vor dem Krieg die Zeiten der übelften Seeräuberei heraufbefchworen. 
Churchill madte am 26. März des vorigen Jahres bekannt, daß eng- 
liche Handelsdampfer bereits im Frieden artilleriftifch bewaffnet werden 
würden, um fi) im Krieg verteidigen (?) zu fünnen. Damals erhob ſich 
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ſelbſt in der engliſchen Preſſe heftiger Widerſtand — freilich ohne Erfolg —, 
weil man die Aufforderung zu Raub und Mord in der neuen Mapnahme 
nicht verfannte. Es wurde im „Berliner Tageblatt“ feinerzeit ausge: 
ſprochen, daß, falls ein ſolcher armierter Handelsdampfer einmal in einem 
Krieg von einem deutſchen Kriegsſchiff aufgebracht würde, die Be: 
ſatzung hoffentlich wie Berbredher an der Raa aufgefnüpft würde. Die 
Kriegführung muß auch nicht davon abjtehen, etwa einmal Private auf 
See in Mitleidenjchaft zu ziehen. Es befteht überhaupt vielfach ein durch⸗ 
aus nicht angebrachter Widerſpruch zwiſchen der Kriegführung am Lande 
und der zur See. Auf dem Lande wird die Bevölterung oft in die kriege: 
riſchen Ereigniffe hineingezogen. Durch die Beſchießung eines Ortes, fei 
es durch Geſchütze, jei es durch Bombenwürfe aus Luftſchiffen und Aero⸗ 
planen, haben die friedlichen Bürger ſtart zu leiden. Und weiter, auf dem 
Lande gibt es kein Beuterecht, auf See hat großbritanniſcher Eigennutz 
dafür geſorgt, daß dieſer barbariſche Brauch, der vor hundert Jahren 
vielleicht verſtändlich war, noch heute ausgeübt wird. 

Welchen Erfolgdarfmanſich vonder Verwendung 
unferer Unterjeeboote als Zerftörer des feindlidefl 
Handels verjprehen? Es ift befannt, daß ſich unfere Unterjee- 
boote bereits auf diefem Gebiet, wenn auch in befchränttem Maße, 
betätigen. So verjentte „U 21“ noch am 23. und 26. November die beiden 
englifhen Dampfer „Maladjite“ und „Brimo“ nahe Havre. Das gejhah 
allerdings durh artilleriftifhes Feuer, und den Beſatzungen 
war es möglich), fi) vor der Zerftörung ihrer Schiffe in Booten in Sicher- 
heit zu bringen. Die neueren Unterjeeboote haben außer ihrer eigentlichen 
Waffe, dem Torpedo, auch noch Heine Kanonen an Bord, die in Verfent- 
lafetten aufgeftellt find, das heißt, wenn das Boot taucht, werden die 
Geſchütze in das Innere hinabgelaffen. In Frankreich werden 6,5 ame, 
in England 7,6 em-Schnelladetanonen benußt, deren Gefchoffe ausreichen, 
um recht beträchtliche Zerftörungen herbeizuführen. Es wird nun nicht 
immer möglid) fein, diefe Art der Zerftörung durd) artilleriftifches Feuer 
auszuüben. Es fann, wie Herr v. Tirpig äußerte, der Fall ein- 
treten, daß der betreffende Kauffahrer turzerhand 
torpediertwerden muß. Zum Beijpiel, wenn es für das Unter- 
feeboot wegen Anwejenheit von Kriegsidiffen gefährlich fein würde, auf- 
zutauchen. Aber ebenjo, wie oben gejagt, wie die Bevölkerung am Lande 
nicht immer geſchont werden kann, jo wird auch) die Befagung eines Kauf- 
fahrteifchiffes einmal mit in die Tiefe genommen werden, wenn ein Tor- 
pedoſchuß fein Ziel erreichte, und feine Zeit mehr blieb, die Rettungsboote 
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flar zu machen. Jedoch, wenn diefer Fall einige Male eingetreten ift, 
werden die Kauffahrer gewarnt fein! Ihre Befagungen werden fich ent- 
fprechend vorbereiten, oder aber, und das wäre ja der Zweck des Ver— 
fahrens, die Handelsfhiffahrt würde gänzlich in den gefährdeten Gewäfjern 
eingeftellt, zum mindeften befchräntt werden. 

Daß unfere Unterjeeboote im Kanal Jagd auf feindlihe Handels- 
ſchiffe machen können, wurde ſchon erwieſen. Selbſt weiter hinaus wird 
es ihnen nicht ſchwer fallen, zu gehen. Bei dem frifchen Wagemut, den 
wir ſchon an verfchiedenen unferer Unterfeebootstommandanten fennen- 
lernten, ift es nicht zweifelhaft, daß fie fi) auch bald im Atlantifchen 
Ozean betätigen werden. Es handelt fich bei diefen Vorftößen in erfter 
Linie um den Aftionsradius der Boote. Über unfere eigenen Boote 
wurden nie die Daten veröffentlicht. Es ift aber anzunehmen, daß die 
Boote mindeftens über die gleichen Eigenjchaften wie franzöfifhe oder 
englijche verfügen. Die neueften von diefen können bei der Überwaffer- 
fahrt 2500 sm bei einer Marjchgejchwindigkeit von etwa 10 Knoten, und 
1700 sm bei einer von 14 Knoten zurüdlegen. Von unferen Noröfee- 
häfen bis Dover beträgt die Entfernung 340 sm, von dort bis zum Aus- 
gang des Kanals noch weitere 240 sm. Bon Wilhelmshaven um England 
und Irland herum und zurüd zum Ausgangspunkt ift diefe Reife etwa 
1700 sm lang. Auch ihre Ausführung wäre für die Boote möglih. Es 
fönnten alfo fämtliche Dampfer abgefangen werden, die von Überfee Eng- 
land zuftreben. Technifche Bedenken ftehen, wie ausgeführt, nicht ent- 
gegen. Herr v. Tirpiß betonte in der oben erwähnten Unterredung, daß 
unjere neueften Boote um England herumfahren und 14 Tage lang unter: 
wegs bleiben fönnten. Gewiß darf man fich foldhe Unterfeebootsunter- 
nehmungen nicht einfach denten. Sie erfordern ein auf der Höhe ftehendes 
Perfonal und Material. Aber die bisherigen Erfolge unferer Unterfee- 
bootswaffe berechtigen uns zu der Annahme, daß wir über folche verfügen. 

Ebenfo wie die englifche Regierung die Nordfee als Kriegsgebiet 
erklärte, ohne fich irgendwelchen völferrechtlichen Bedenken hinzugeben, 
ebenfo follte die Antwort der deutjchen Negierung lauten: „Die ge- 
famten englifhen Küftengewäffer und Zugangs: 
ftraßen zu den Häfen gelten als Kriegsgebiet. Welder 
Handelsdampfer ſich dorthin begibt, tut es auf eigene Gefahr.“ Aller 
Bahrfcheinlichkeit nad) würde uns die Ausführung des Gedantens unferes 
Marineftaatsjefretärs einen bedeutfamen Schritt weiter bringen, um Eng- 
land den Lebensnerv abzufchneiden. Jedermann wird es freudig begrüßen, 
wenn der Gedante ſich recht bald in die Tat umſetzen würde, 
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Aus der „Schleswig-Holfteiniihen Bolfs-Zeitung“ vom 4. Januar 1915 
Nr. 2. 

Der Unterfeebootserfolg gegenüber dem „Formidable“ wird 
den Engländern wohl klarmachen, da Deutichland die Macht hat, eine 
Drohung auszuführen, von der Tirpit neulich in einem Interview 
geſprochen hat. Er erklärte dort, dab Deutfchland den rüdfichtsiofen Krieg 
Englands gegen die Neutrafen und feine Berjuche, uns durch völlige Ab— 
jperrung der See auszuhungern, mit einer Einfreifung Englands durch 
Unterfeeboote beantworten fönne. Wenn England jede Zufuhr an Deutſch⸗ 
land unterdrüden will, wenn es rüdfichtsios alles, was für Deutſchland 
beſtimmt iſt, als Konterbande erklärt, jo gebe es der deutſchen Marine die 
moralifhe Berechtigung, jedes britijhe Schiff, das zur Verforgung von 
England heraneilt, in einer von den Engländern erlernten rüdfichtslofen 
Weiſe zu behandeln. Da nun die deutjchen Unterjeeboote in der Lage 
find, bei einer Yahrt mehr als 2500 sm zurüdzulegen, und da fie über 
eine alles wagende Mannſchaft und ein übergroß geſchicktes Offiziertorps 
verfügen, fo wird wohl die Zukunft eine dauernde Umtfreifung der eng- 
liſchen Inſel mit vielen Unterfeebooten bringen fünnen, der jedes englijche 
Schiff, das einem britiichen Hafen zuftrebt, zum Opfer fällt. Kommt das 
zur Ausführung, jo gibt es feine Transporte von Soldaten mehr, die 
man von Indien, Ügypten, Ranada oder Auftralien nad Flandern und 
Nordfrankreich jchleppt, dann hört auch die Zufuhr der vielen Militär- 
artifel und Kanonen, die man ſich heute von gejhäftigen Amerikanern 
tommen läßt, auf, endlic) wird es dann auch nicht zu lange dauern, bevor 
der Moment einritt, in dem England, das uns aushungern wollte, ſelbſt 
eine Hungersnot fennen lernt, wie fie Deutſchland dank feinen Kräften 
und feiner jetzt einjegenden ftaatsfozialiftiichen Organifation erfpart bleibt. 
Heute ſchon verzeichnet England eine recht gewaltige Preisfteigerung, ob- 
Ion es vorläufig nur die englijhen Minen find, welche den friedlichen 
Seemann die Kreidefüften Albions fliehen lehren. 





Aus dem „Berliner Sofal-Anzeiger“ vom 15. Januar 1915, 
Rückſichtsloſer Seekampfgegen England. 


Köln, 15. Januar. 
Der „Kölniſchen Zeitung” gehen von geſchätzter Seite Ausführungen 
du, die empfehlen, aus Englands Kriegsmethode, uns auszu⸗ 
hungern, die unerbittlichen Folgerungen zu ziehen. Danach muß auch für 
uns Das ganze engliſche Volt als Veind angefehen umd 
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England, wo und wie wir es treffen fünnen, als friegführend behandelt 
werden. Wenn die deutſche Zufuhr um jeden Preis ver- 
nidtetwerdenfoll, fo ift es für uns nit nur Kriegsrecht, jondern 
Rriegspflidt, mit allen uns zu Gebote ftehbenden 
Mittelndieenglifdhe Zufuhbrzaufhädigen. Kurz, der von 
Großadmiral v. Tirpit als möglich hingeftellte Kampf der Unterfeeboote 
muß rüdfichtslos eingeleitet und durchgeführt werden. Und auch 
unfere Quftflotte follte fih die Störung des engliſchen 
Handelsnacd Kräften angelegen fein laffen. Wenn die englifche Handels- 
flotte überall, wo fie in den Bereich unferer Unterfeeboote gerät, vom 
Untergang bedroht ift, würden auch jenfeits des RanalsdieNeutralen 
mehr Rüdficht begegnen. Heute fieht man drüben noch nicht ein, 
was man diefen eigentlich zumutet, nämlich nichts weniger als die Auf— 
gabe ihrer Neutralität. England will jegt Mittel anwenden, 
um den Krieg abzufürzen. Wieviel Menjchenleben im Falle des Gelingens 
der YNushungerung Deutfchlands zugrunde gingen, ift ihm alfo 
gleichgültig. Demgegenüber haben wir ein noch größeres Intereſſe daran, 
den Krieg abzufürzen. Ob wir wollen oder nicht, wir müſſen 
den Lebensnero Englands, nämlich feine Handelsflotte, 
autreffen ſuchen. Nm übrigen hat fi) die Kriegführung zur See 
aber dadurch geändert, daß Unterfeeboote und Luftſchiffe hinzugekommen 
find. Auch bei der Minenfperre fann man auf Rettungsmaßnahmen 
feine Rüdficht nehmen. Es genügt hier, daß die Tatfache den Beteiligten 
mitgeteilt wird. Die Folgen haben dann die Schiffer felbft zu tragen, 
wenn fie die Yahrt durch das Minengebiet wagen. Sinngemäß würde 
und müßte auch die Ankündigung genügen, daß Unterfeeboote die englifche 
Küfte blodieren. Iſt es außerdem richtig, daß englifche Kriegsfchiffe den 
offenen Hafen von Daresfalam aufs neue bombar- 
diert und darin befindliche Handelsichiffe vernichtet haben, jo ift und 
muß das für uns ein Beweis dafür fein, wie England fi) im Grunde 
feiner Seele unfer Vorgehen gegen feine Handelsflotte denkt und für 
feefriegsüblich hält. Daß wir auc) bei jehärffter Ausnutzung der Unterfee- 
boote gegen die englifche Handelsflotte alle unnötigen Menfchenopfer im 
Sinne der Humaniät vermieden fehen möchten, ift für uns dabei felbft- 
verjtändlich. Aber es gilt, „den Krieg abzufürzen“. 
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Anlage 26. 


Note des Brifiihen Gejandten im Haag vom 7. Februar 1915 

an den Niederländiihen Minifter für auswärlige Angelegen- 

heiten über das Fahren brifiiher Handelsichiffe unfer neu- 
traler Flagge. 


Den Haag, am 7. Februar 1915. 
Herr Minifter, 

Ihrem Erfuchen entiprechend habe ic) Sir Edward Grey telegraphiſch 
um Auskunft gebeten über die Wahrheit der Gerüchte, wonach britifchen 
Handelsihiffen das Aufziehen einer neutralen Flagge anbefohlen worden 
ift, um, wenn erforderlich, einem Angriff durch Unterjeeboote zu entrinnen. 

In Beantwortung habe ich Euer Erzellenz zu erwidern, daß Seiner 
Majeftät Regierung bis jet noch keinerlei öffentliche Betanntmadhung über 
den Gebrauch; einer neutralen Flagge erlafjen hat; aber von diefem Vor— 
gehen wird bekanntlich in der Braris als von einer „Kriegslift” mit gewiffen 
Einſchränkungen Gebraud) gemadt. 

Führt ein Handelsjhiff eine falſche Flagge, jo ift die alleinige Wir- 
fung die, daß der Feind dadurd gezwungen wird, den üblichen Kriegs- 
verpflichtungen zu folgen und fi) durch Nachprüfung über die wirkliche 
Nationalität des Schiffes zu vergewifjern, ehe er zur Wegnahme oder zur 
Verſenkung fehreitet. 

Nachftehende Beftimmung ift in dem britiſchen Handelsſchiffahrtsgeſetz 
von 1894 enthalten: 

(1) Wenn irgend jemand von der britifhen Flagge Gebrauch macht 
und die britifche Nationalität an Bord eines Schiffes annimmt, das ganz 
oder teilweife Perſonen gehört, die nicht berechtigt find, Eigentümer eines 
britifhen Schiffes zu fein zu dem Zwed, das Schiff als ein britijches 
erfcheinen zu lafjen, fo ift diefes Schiff den Strafbeitimmungen vorftehenden 
Gejees unterworfen, fofern diefes Vorgehen nicht zu dem Zwede erfolgt 
ift, der in Ausübung eines Kriegsrechts erfolgenden Wegnahme durch den 
Feind oder durch ein fremdes Kriegsihiff zu entrinnen. Es ift gleichfalls 
in den „Inftruttionen für die britifhen Konfuln vom Jahre 1914“ 
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beitimmt, dab „ein Schiff der Wegnahme ausgefeßt ift, wenn die britifche 
Rationalität zu Unrecht angenommen wurde, ausgenommen den Vall, 
daf dies erfolgte, um der Wegnahme zu entrinnen“. 

Da hiernad und nad üblihem Braud Seiner Majeftät Regierung 
fremden Schiffen erlaubt hat, die britifche Flagge zu hiffen, um einer Weg- 
nahme zu entgehen, find wohl auch britifche Handelsihiffe berechtigt, zu 
demjelben Zweck eine fremde Flagge zu hiffen insbefondere in Gewäffern, 
in denen Deutjchland feine Abficht angefündigt hat, Schiffe, Ladung und 
nicht fämpfende Mannfchaft bei Sicht zu verfenten. Wenn alfo britifchen 
Handelsihiffen keinerlei Befehle gegeben worden find, fo wird ihnen ficher- 
lich in diefem Sinne geraten werden. 

Alle Geſetze des Krieges und der Menfchlichteit maden einem Schiffe 
zur Pflicht, fi) vor Wegnahme eines Handelsihiffes über deſſen Natio- 
nalität zu vergemiffern, ganz abgefehen von der Unmenfchlichteit, die in 
der Vernichtung der Schiffsmannfdhaft, des Schiffes und feiner Ladung 
zu erbliden ift. 

Diefe Verpflichtung ift allen zivilifierten Nationen auferlegt, und 
Deutfchland hat nicht das Recht, fie zu mißachten. 

Indem ich das Dbige nad) Inftruftionen Sir Edward Grepys zur 
Kenntnis bringe, verbleibe ich ufw. 

Alan Dohnftone. 
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Anweifung des Staatsdepartements in Wajhingfon an den 

Ameritanifhen Botihaffer in London vom 10. Februar 1915, 

gegen den Gebraud meufraler Flaggen duch brifiiche 
Handelsihiffe vorftellig zu werden. 


Der Staatsjetretär an den Botjhafter W. 9. Bage. 
(Telegramm) 
Staatsdepartement 


MWafhington, den 10. Februar 1915. 

Dem Departement ift die Erklärung der deutjchen Admiralität vom 
Februar zur Kenntnis gebracht worden, wonad) die Britijche Regierung am 
31. Januar den Gebraud; neutraler Flaggen auf britifchen Handelsſchiffen 
ausdrüdlich ermächtigt haben foll, vornehmlich um deren Erkennung dur 
deutfehe Seeftreitfräfte zu verhindern. Die Aufmerkfamteit des Departe- 
ments ift ferner auf Preffeberichte gerichtet worden, nad) denen der 
Kapitän der „Lufitania” auf Befehle oder Anordnungen der britifchen 
Behörden die amerikaniſche Flagge hißte, um einem vorzeitigen Angriff 
feitens deutfcher Unterfeeboote zu entgehen, als fein Schiff ſich der briti- 
ſchen Küfte näherte. Die heutigen Prefjeberichte enthalten zudem eine 
angeblich offizielle Feftftellung des Foreign Office, die den Gebrauch der 
Flagge eines neutralen Landes durd ein Schiff der Kriegführenden ver- 
teidigt, fofern diefer Gebrauch dazu dienen joll, der MWegnahme oder dem 
Angriff durch einen Feind zu entgehen. 

In der Annahme, daß die vorftehenden Berichte der Wahrheit ent- 
ſprechen, wünfcht die Regierung der Vereinigten Staaten, indem fie ſich 
die künftige Prüfung der Geſetzmäßigkeit und der Zuläſſigkeit einer miß— 
bräuchlichen Verwendung der Flagge einer neutralen Macht zum Zwecke 
der Vermeidung einer Wegnahme vorbehält, in aller Wertſchätzung Seiner 
Britiſchen Majeſtät Regierung auf die ernſten Folgen aufmerkſam zu 
machen, die für amerikaniſche Schiffe und für amerikaniſche Bürger ent— 
ſtehen, wenn dieſer Brauch fortgeſetzt wird. 

Der gelegentliche Gebrauch der Flagge eines neutralen oder feind⸗ 
lichen Staates, um einer drohenden Verfolgung zu entgehen oder einen 
annähernden Feind irre zu führen, wie er von den Preſſeberichten als 
Präzedenzfall dargeſtellt und, da berechtigt, von ihnen als einer Unter: 


 ausdrüdlichen Anweiſung einer friegführenden Regierung an ihre Handels- 
fhiffe, allgemein die Flagge einer neutralen Macht hiffen zu dürfen inner- 
halb gewiffer Teile des Meeres, die vermutlich von feindlichen Kriegs- 
ſchiffen heimgefucht werden. Die formale Erklärung einer ſolchen Politik 
allgemeinen Mifbrauchs einer neutralen Flagge gefährdet die diefe Ge- 
wäſſer befahrenden Schiffe der Neutralen in bejonderem Grade, indem 
fie der Vermutung Raum läßt, daß es fich bei ihnen ohne Rüdfiht auf 
die gehißte Flagge um Angehörige der Kriegführenden handelt. } 

Angefichts der Ankündigung der deutſchen Admiralität, in beftimmt 
begrenzten Gewäfjern an den Küften Großbritanniens und Irlands aktive 
Operationen zur See zu beginnen, würde die Regierung der Vereinigten 
Staaten mit großer Sorge dem allgemeinen Gebrauch der Flagge der Ver— 
einigten Staaten durch britifche Schiffe, die diefe Gewäſſer befahren, ent- 
gegenfehen. Eine folche Politit, wie fie Seiner Majeftät Regierung einzu— 
ſchlagen beabfihtigen joll, würde, wenn die Ankündigung der deutfchen 
Admiralität in Wirkſamkeit gefegt wird, britifchen Schiffen offenfichtlich 
feinen Schuß gewähren, während fie auf der andern Geite eine ernite 
Bedrohung für Leben und Schiffe der amerifanifchen Bürger bedeuten 
würde. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten verläßt ſich daher darauf, 
daß Seiner Majeftät Regierung alles in ihrer Macht Stehende veranlaffen 
wird, um Schiffe britifcher Nationalität von der mißbräuchlichen Verwen— 
dung der Flagge der Vereinigten Staaten in den in der deutfchen An— 
fündigung erwähnten Meeresteilen abzuhalten, da eine folche Verwendung 
die in diefen Gewäſſern fahrenden Schiffe einer befreundeten Macht 
ftart gefährden und der Großbritannifchen Regierung für den Fall eines 
Angriffs durch deutjche Seeftreitträfte die Verantwortung für den Verluſt 
des Lebens ameritanifcher Bürger und amerikaniſcher Schiffe auferlegen 
würde. 

übergeben Sie bitte Sir Edward Grey im Sinne des Vorftehenden 
eine Note und legen Sie ihm die ernfte Sorge nahe, die Ihre Regierung 
wegen der Sicherheit amerifanifcher Bürger und Schiffe in der von der 
deutſchen Admiralität erflärten Kriegszone empfindet. 

Sie fünnen hinzufügen, daß Ihre Regierung ernſte Vorftellungen bei 
der deutfchen Regierung erheben wird wegen der Gefahr, der amerifanifche 
Schiffe und das Leben amerifanifcher Bürger ausgefegt werden, wenn Die 
Ankündigung der deutſchen Admiralität in Wirkſamkeit geſetzt wird. 


Bryan. 
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Amerikaniſches Memorandum vom 11. Februar 1915 
über den Gebraud der amerifanijhen Flagge durch 
britiſche Schiffe. 


Der ameritanifhe Botſchafter bejuchte Sir Edward Grey am 
11. Februar aus Anlaß des Empfangs telegraphijcher Inftruttionen feiner 
Regierung, die am 12. Februar in Waſhington veröffentlicht wurden und 
in der Londoner Preſſe am folgenden Tage erjchienen. Nach Erörterung 
der von der Regierung der Vereinigten Staaten aufgeworfenen Punkte 
hinterließ er nachſtehendes Memorandum: 

„Die Aufmerkſamteit des Staatsſekretärs in Waſhington iſt auf gewiſſe 
Feſtſtellungen gerichtet worden, die in der Preſſe erſchienen ſind und die 
Maßnahmen des Kapitäns des britiſchen Handelsſchiffes „Zufitania“ 
betreffen, wonach er die Flagge der Vereinigten Staaten hißte, um mög- 
lihen Angriffen ſeitens feindlicher Unterfeeboote zu entgehen, als das 
Schiff fi) vor kurzem den britifchen Gewäſſern näherte. Angefihts der 
angefündigten Abficht der deutſchen Admiralität, in bejtimmt begrenzten 
Meeresteilen an den Küften Großbritanniens und Irlands in aktive Ope⸗ 
rationen zur See einzutreten, empfindet die Regierung der Vereinigten 
Staaten eine gewiſſe Sorge wegen der Möglichkeit allgemeinen Gebrauchs 
der Flagge der Vereinigten Staaten durch britiſche in jenen Gewäſſern 
kreuzende Schiffe, indem die Folgen einer ſolchen Politik eine Bedrohung 
des Lebens und der Schiffe amerikaniſcher Bürger hervorzubringen 
geeignet find. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten verläßt fi) daher darauf, 
daß Seiner Majeftät Regierung alles in ihrer Macht Stehende veranlafjen 
wird, um den Gebraud) der ameritanifchen Flagge in den in Der deutichen 
Erklärung bezeichneten Meeresteilen zu verhindern, da ihrer Anficht nad) 
ein folher Gebrauch die in diefen Gewäſſern fahrenden Schiffe einer 
befreundeten Macht gefährden könnte. 

Die Ameritanifhe Regierung wird ernfte Borftellungen bei der 
deutfehen Regierung erheben wegen der Gefährdung amerikaniſcher Schiffe 
und Bürger, die zu befürchten ift, wenn die deutjche Admiralität ihre An- 
fündigung in Wirkſamkeit jeßt.“ 
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Antwort des Niederländiihen Minifters für auswärtige 
Angelegenheiten vom 15. Februar 1915 auf das Schreiben 
des Brifiihen Gejandten im Haag vom 7. Februar 1915. 


Den Haag, am 15. Februar 1915. 


Herr Minifter! 

Sch habe die Ehre, als Antwort auf meine Anfrage den Empfang 
des Schreibens Euerer Erzellenz vom 7. d. M. zu beftätigen. Sie haben 
mir darin freundlichft mitgeteilt, da Ihre Regierung noch feine Befannt- 
madung über den Gebraud) neutraler Flaggen durch britiſche Handels- 
ſchiffe erlaffen hat, daß aber in der Praris diefer Gebrauch als eine Kriegs⸗ 
liſt eingeführt iſt. 

Die Königliche Regierung weiß ſehr wohl, daß Handelsſchiffe einer 
kriegführenden Macht oft eine neutrale Flagge gehißt haben, um die Wach⸗ 
ſamkeit feindlicher Kriegsſchiffe zu täuſchen. 

Sie ſtimmt auch der Auffaſſung der Britiſchen Regierung zu, daß die 
Kriegsſchiffe über Mittel verfügen, die ihnen das Recht der Durchſuchung 
gewähren, um die Nationalität eines ihnen verdächtigen Handelsſchiffes 
feſtzuſtellen. 

Immerhin bedeutet der Gebrauch der Flagge eines Staates ohne 
deſſen Einwilligung ſtets einen Mißbrauch. In Kriegszeiten nimmt dieſer 
Mißbrauch einen Charakter an, deſſen Ernſt von den Signatarmächten der 
Parifer Deklaration nicht verfannt werden follte: er fompromittiert die 
neutrale Flagge, wirft Zweifel auf die ihre eigene Flagge hiffenden neu- 
tralen Schiffe und ſetzt fie der Gefahr aus, als feindliche Schiffe mit allen 
daraus ſich ergebenden gefährlichen Folgen angefehen zu werden. 

Euer Erzelleng haben mir die Beftimmung des „Handelsichiffahrts- 
gejeßes“ in Erinnerung gerufen, die befagt, daß der Mißbrauch der briti- 
ſchen Flagge ftrafbar fei, abgejehen von dem Falle, in dem ein Handels- 
ſchiff einer Eriegführenden Macht fich diefer Flagge bedient, um der MWeg- 
nahme durch den Feind zu entgehen. 

Die Königliche Regierung kann nicht zugeben, daß dieſe Beftimmung 
dazu führen kann, ein Recht für die britifhen Handelsſchiffe zu ſchaffen, 
nun ihrerſeits die niederländiſche Flagge zu demſelben Zwecke zu hiſſen. 
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Die niederländiſche Geſetzgebung verbietet ebenfalls den Mißbrauch 
der niederländiſchen Flagge, aber ſie enthält keinerlei Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen analog derjenigen im „Handelsſchiffahrtsgeſetz“ für den Fall, daß 
die Flagge gebraucht wird, um dem Feinde zu entrinnen. Mangels 
internationaler, diefe Frage regelnder Bejtimmungen ift jeder Staat allein 
zuftändig dafür, die Bedingungen feftzulegen, unter denen von feiner 
nationalen Flagge Gebrauch gemacht werden kann. 

Es ift flar, daß die Britifche Regierung nicht immer in der Lage ift, 
den Gebrauch einer neutralen Flagge durch britiſche Handelsihiffe zu ver- 
hindern. — Aber die Königliche Regierung gibt fi) der Erwartung bin, 
daß die Britifhe Regierung nicht einen Mißbrauch fanktioniert, der die 
niederländifche Schiffahrt den Gefahren des Krieges ausfeßt. 

Ich bitte Euere Erzellenz, vorftehendes zur Kenntnis Ihrer Regie- 
rung zu bringen, und ergreife uſw. 

3. 2oudon. 


Der Sandelskrieg mit U-Booten. 17 
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Anlage 30. 








Der Amerifanifche Botjchafter in London übermittelt durch 
Telegramm vom 19. Februar 1915 dem Staatsdepartement 
in Wajhington ein Memorandum der Brififhen Regierung 
über die Befannftmadhung des Deutihen Admiralſtabes und 
den Gebraud) neutraler Flaggen auf britiihen Kauffahrtei- 


ſchiffen. 
Botſchaft W. H. Page an den Staatsſekretär. 
Amerikaniſche Botſchaft, London, den 19. Februar 1915. 


Sir Edward Grey hat mir ſoeben nachſtehendes Memorandum über— 
geben, nachdem Ihr Telegramm an ihn der Preffe in Wafhington aus- 
gehändigt wurde. Sch billigte feinen Vorfchlag, diefes Memorandum am 
Sonnabend morgen den Zeitungen zur Veröffentlichung freizugeben. 

Das am 11. Februar übergebene Memorandum Ientt in höflicher 
und freundfchaftlicher Form die Aufmerkfamteit auf die Maßnahmen des 
Kapitäns des britifchen Dampfers „Lufitania“, der die Flagge der Ver— 
einigten Staaten hißte, als fein Schiff fich britifchen Gewäſſern näherte. 
Es erklärt weiter, daß die Regierung der Vereinigten Staaten eine gewiſſe 
Bejorgnis empfindet angefichts der Möglichkeit allgemeinen Gebrauchs der 
Flagge der Vereinigten Staaten durch britifche, jene Gewäſſer kreuzende 
Schiffe, wodurd Leben und Schiffe amerifanifcher Bürger in Gefahr ge- 
bracht werden fünnten. 

Es war betannt, daß die deutjche Regierung ihre Abficht verfündet 
hatte, britifche Handelsichiffe ſchon bei Sicht durch Torpedierung zu ver- 
jenfen, ohne ihnen Gelegenheit zur Vorbereitung zu geben, um das Leben 
der nichtfämpfenden Befagung und der Paffagiere zu retten. Infolge 
diefer Drohung hißte die „Lufitania“ die Flagge der Vereinigten Staaten 
jowohl auf ihrer Einreife als auf ihrer Ausreife. Seitens der fich auf ihr 
einjehiffenden ameritanifhen Pafjagiere war, vermutlich ihrer Sicherheit 
wegen, die Forderung auf Hiffung der Flagge der Vereinigten Staaten 
erhoben worden. Inzwiſchen lief das Memorandum Euerer Erzellenz bier 
ein. Seiner Majeftät Regierung hat der Schiffsgefellfchaft feinerlei Nat 
erteilt, wie fie jener Forderung begegnen folle, und fo hat die „Lufitania“ 
Liverpool unter britifcher Flagge verlaffen. 

Es erjcheint unnötig, hinfichtlich der „Lufitania“ im allgemeinen und 
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der Frage des Gebrauchs fremder Flaggen dur Handelsihiffe im befon- 
deren mehr zu jagen. Das britifche Handelsichiffahrtsgejeg läßt klar er- 
fernen, daß der Gebrauch der britiichen Flagge in Kriegszeiten erlaubt ift 
zum Zweck einer Berhinderung der Begnahme. Man nimmt bier an, 
daß von jeder anderen Ration dasjelbe Berfahren hinfichtlich des Gebrauchs 
ihrer Flagge anerfannt wird, und daß feine dieſes Verfahren verboten 
hat. Es wäre daher unverftändlich, von Seiner Majeftät Regierung zu 
erwarten, dab fie den Gebraud einer fremden Flagge dur britifche 
Handelsichiffe zweds Vermeidung einer Wegnahme durd den Feind ge- 
felih verbieten jolle. Nachdem die deutjche Regierung nunmehr ihre 
Abſicht befanntgegeben hat, Handelsſchiffe bei Sicht mit ihrer nichtfämp- 
fenden Mannjchaft, ihrer Ladung und ihren Papieren zu verjenfen, ein 
Borgehen, das von der Weltmeinung bisher nit als Krieg, fondern als 
Seeräuberei empfunden wurde, ift man hier der Anſicht, daß Die Regie- 
rung der Vereinigten Staaten loyalerweije von der britifhen Regierung 
nicht fordern kann, britifhen Handelsihiffen zu befehlen, fich der bisher 
erlaubten Mittel zu berauben, um nicht nur der MWegnahme, jondern dem 
viel ſchlimmeren Schidjal der Verſenkung und Zerftörung zu entgehen. 
Großbritannien hat als neutrale Macht den Schiffen anderer friegführender 
Staaten ftets geftattet, die britifche Flagge als Schugmaßregel gegen Weg- 
nahme zu gebrauchen, und Beifpiele find in Erinnerung, in denen Schiffe 
der Vereinigten Staaten ſich diefe Erleichterung während des amerifani- 
ſchen Bürgerfrieges zunutze madten. Es würde jeder loyalen Erwartung 
entgegenftehen, wenn jet im umgekehrten Falle die Vereinigten Staaten 
und neutrale Mächte den britiſchen Schiffen die Freiheit verbieten wollten, 
gleiche Maßnahmen zu treffen. Die britijche Regierung beabfichtigt nicht, 
ihren Handelsihiffen anzuraten, von fremden Flaggen aus allgemeinen 
Regeln heraus oder aus anderen Gründen denn zum Zwecke der Ver- 
meidung einer Wegnahme oder Verjentung Gebraud) zu machen. 

Die Verpflichtung der Kriegsihiffe friegführender Mächte, fi) von 
der Nationalität und dem Charakter eines Handelsichiffes vor defjen Weg⸗ 
nahme zu überzeugen, und „a fortiori“ vor Verſenkung und Zerftörung, 
ift allgemein anerkannt. Wird ihr nachgekommen, dann kann die Hilfung 
einer neutralen Flagge an Bord eines britiihen Schiffes unmöglich die 
neutrale Schiffahrt gefährden, und die britijche Regierung ift der Anficht, 
daß, fofern Neutralen in Mißachtung diefer Verpflichtung Verluſte zu— 
gefügt werden, die alleinige Verantwortung für den Neutralen zugefügtes 
Unrecht auf das mißachtende feindliche Schiff und auf die diefe Mißachtung 
anordnende Regierung fällt. Bage. 

a ig 
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Anlage 31. 


Denkſchrift der Niederländiichen Regierung 
vom 12. Februar 1915 über die deutihe Dentichrift 
vom 4. Februar 1915. 


Das im „Reichsanzeiger“ vom 4. Februar veröffentlichte Memorandum 
der Kaijerlichen Regierung richtet fich nicht allein an die Verbündeten und 
an die Gegner Deutjchlands, jondern auch an die neutralen Mächte. 

Es wirft diefen Ießteren vor, daß fie fie) mit wenig Ausnahmen den 
von Großbritannien befohlenen Maßnahmen unterworfen haben und es 
ihnen insbejondere nicht gelungen fei, die Freilaſſung deutfcher von neu— 
tralen Schiffen fortgeführter Staatsangehöriger und die Rückgabe bejchlag- 
nahmter deutjcher Waren durchzufegen. 

Es wirft ihnen ferner vor, in gewiſſem Sinne zu der Durchführung 
von britijchen, mit dem Grundjag der Freiheit der Meere nicht zu ver- 
einbarenden Maßnahmen beigetragen zu haben, indem fie offenfichtlich 
unter dem Drud Großbritanniens durch Ausfuhr: und Durchfuhrverbote 
den Transport nicht fpeziell zu Kriegszweden bejtimmter Waren nad) 
Deutfcehland unterfagten. 

Endlich wirft es ihnen vor, der Auffaffung zugeftimmt zu haben, wo— 
nad) die lebenswichtigen üntereffen der Kriegführenden eine ausreichende 
Entfhuldigung für jede Art der Kriegführung feien. 

Das Memorandum warnt die Neutralen davor, weiterhin feindlichen 
Schiffen Befagungen, Paffagiere oder Güter irgendwelcher Art anzuver- 
trauen. Außerdem richtet es ihre Aufmerkfamteit auf die Zweckmäßigkeit, 
unverzüglich ihren Schiffen zu empfehlen, das in der Anfündigung des 
Admiraljtabes vom 4.d.M. als Kriegsſchauplatz erklärte Gebiet zu meiden, 
d.h. Die Gewäfjer rings um England, Schottland und Irland, einfchließlic 
des gejamten Ärmelkanals. Diejer Rat wird mit der Gefahr begründet, 
die die neutralen Schiffe laufen, Opfer eines gegen den Feind gerichteten 
Angriffs zu werden, und dies um fo mehr, als die britifche Admiralität 
den britifchen Handelsſchiffen befohlen habe, eine neutrale Flagge zu hiffen. 

Das Memorandum erklärt jehließlich die Erwartung der Kaiferlichen 
Regierung, daß die neutralen Mächte die Iebenswichtigen üntereffen 
Deutfchlands nicht weniger achten als diejenigen Englands und dazu bei- 
tragen, ihre Staatsangehörigen und deren Güter vom Kriegsichauplag 
fernzuhalten. 
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Das Memorandum der Kaiferlihen Regierung nötigt die Nieder- 
ländifche Regierung zu folgenden Bemerkungen: 

Die Königliche Regierung hat feit Anfang des Krieges gegen jede 
Maßnahme feitens der Kriegführenden energifche Verwahrung eingelegt, 
die ihrer Anficht nad) dem Völkerrecht zumiderhandelte und ihren natio- 
nalen Interefien Schaden zufügte. Sie hat ebenfalls Verwahrung ein- 
gelegt, als dieſe Intereffen auch nur indirekt berührt wurden, wie in dem 
Falle der verhafteten deutſchen Staatsangehörigen oder der deutjchen 
Waren, die zu Unrecht an Bord niederländifcher Schiffe beſchlagnahmt 
wurden. Die Königliche Regierung hat die Freilaffung der deutjchen 
Staatsangehörigen erwirtt, die von den Dampfern „Tubantia“ und „Zee— 
landia“ fortgeführt wurden. Sie hat aud) die übrigen Reklamationen nicht 
aufgegeben. 

In den erjten Kriegsmonaten haben die Alliierten Regierungen auf 
die niederländifchen Handelsihiffe, die bedingte Konterbande transportier- 
ten, ein Syftem angewendet, nad) dem jede für einen niederländijchen 
Hafen beftimmte Ladung als verdächtig betrachtet wurde. Die Königliche 
Regierung hat gegen dieje Haltung proteftiert, weil fie nad) internationalem 
Recht ein Hindernis für den erlaubten Handel darftellte. 

Die Freiheit der Durchfuhr nad) Deutjchland, die im übrigen hinficht- 
li) des Rheins durch die Konvention von 1868 gemährleiftet ift, wird 
feinesfalls durch die Königliche Regierung behindert. Wenn diefe Durch— 
fuhr abgenommen hat, dann infolge der von den Alliierten Regierungen 
getroffenen Maßnahmen zur See und nicht etwa infolge der von der 
Niederländiichen Regierung getroffenen Anordnungen. Im Gegenteil hat 
die leßtere gegenüber den Alliierten Regierungen ftets auf die Pflichten 
hingewiefen, die ihre Stellung als neutrale Macht ihr hinfichtlich Deutſch— 
lands auferlegt. So hat fie ſich geweigert, irgendeine Garantie zu geben, 
daß von Überjee eingeführte Waren nicht nach Deutjchland ausgeführt 
werden würden. 

Die Königliche Regierung legt auf das beftimmtefte Berwahrung gegen 
den Verdacht ein, als habe fie Ausfuhrverbote unter dem Drud Groß- 
britanniens erlafjen. Beim Erlaß diefer Verbote hat fie fich nur von der 
Sorge leiten laffen, ihrem Lande die erforderlichen Läger zu erhalten. 
Auch hat über dieje Frage keinerlei Meinungsaustaufch mit der britifchen 
Regierung ftattgefunden. 

Was die Bekanntmachung der britifchen Admiralität vom verflofjenen 
3. November betrifft, die die ganze Nordjee als Kriegsgebiet erklärt, in der 
die Schiffahrt ernften Gefahren ausgefeßt fei, jo hat die Königliche Regie- 


Anlagen. 261 





Das Memorandum der Kaiferlihen Regierung nötigt die Nieder- 
ländifche Regierung zu folgenden Bemerkungen: 

Die Königliche Regierung hat feit Anfang des Krieges gegen jede 
Maßnahme feitens der Kriegführenden energijhe Verwahrung eingelegt, 
die ihrer Anficht nad) dem Völkerrecht zumiderhandelte und ihren natio- 
nalen Interefien Schaden zufügte. Sie hat ebenfalls Verwahrung ein- 
gelegt, als diefe Interefjen auch nur indirekt berührt wurden, wie in dem 
Talle der verhafteten deutſchen Staatsangehörigen oder der deutſchen 
Waren, die zu Unrecht an Bord niederländifcher Schiffe beſchlagnahmt 
wurden. Die Königliche Regierung hat die Yreilaffung der deutjchen 
Staatsangehörigen erwirft, die von den Dampfern „Tubantia” und „Zee— 
landia“ fortgeführt wurden. Sie hat auch die übrigen Reklamationen nicht 
aufgegeben. 

In den erjten Kriegsmonaten haben die Alliierten Regierungen auf 
die niederländijchen Handelsichiffe, die bedingte Konterbande transportier- 
ten, ein Syftem angewendet, nad) dem jede für einen niederländifchen 
Hafen beftimmte Ladung als verdächtig betrachtet wurde. Die Königliche 
Regierung hat gegen diefe Haltung protejtiert, weil fie nad) internationalem 
Recht ein Hindernis für den erlaubten Handel darftellte. 

Die Freiheit der Durchfuhr nach Deutfchland, die im übrigen hinficht- 
lich des Rheins durch die Konvention von 1868 gemwährleiftet ift, wird 
keinesfalls durch die Königliche Regierung behindert. Wenn diefe Durch— 
fuhr abgenommen hat, dann infolge der von den Alliierten Regierungen 
getroffenen Maßnahmen zur See und nicht etwa infolge der von der 
Niederländifchen Regierung getroffenen Anordnungen. Im Gegenteil hat 
die legtere gegenüber den Alliierten Regierungen ftets auf die Pflichten 
hingemiefen, die ihre Stellung als neutrale Macht ihr hinfichtlich Deutich- 
lands auferlegt. So hat fie fich geweigert, irgendeine Garantie zu geben, 
daß von Überfee eingeführte Waren nicht nach Deutſchland ausgeführt 
werden würden. 

Die Königliche Regierung legt auf das beftimmtefte Verwahrung gegen 
den Verdacht ein, als habe fie Ausfuhrverbote unter dem Drud Groß- 
britanniens erlafjen. Beim Erlaß diefer Verbote hat fie ſich nur von der 
Sorge leiten laffen, ihrem Lande die erforderlihen Läger zu erhalten. 
Auch hat über diefe Frage keinerlei Meinungsaustaufch mit der britifchen 
Regierung ftattgefunden. 

Was die Betanntmachung der britifchen Admiralität vom verflofjenen 
3. November betrifft, die die ganze Nordjee als Kriegsgebiet erklärt, in der 
die Schiffahrt ernften Gefahren ausgejeßt ei, fo hat die Königliche Regie— 
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rung der britijchen Regierung den Einwand zugehen lafjen, daß nad) dem 
Bölkerrecht allein der Umfreis, in dem unmittelbare militärifhe Maß— 
nahmen der Kriegführenden ftattfinden, ein derartiges Kriegsgebiet fein 
kann, und daß alfo eine Erweiterung diefer Bezeichnung auf ein jo großes 
Gebiet wie die Nordfee eine ſchwere Verlegung des wichtigen Grundjages 
der Freiheit der Meere bedeutet, eines Grundjaßes, der von allen Nationen 
der Welt anerkannt ift. 

Der Teil der deutjchen Erklärung vom 4. Februar über die Begren- 
sung des Kriegsſchauplatzes begegnet feitens der Königlichen Regierung 
demjelben Einwand. Gie fordert demgegenüber erneut ihr Recht der freien 
Schiffahrt auf freiem Meer. 

Die Niederländifche Regierung hat feinen Anlaß, darüber zu wachen, 
daß Die niederländifche Handelsfchiffahrt vermeidet, in einem Geegebiet zu 
fahren, das wegen feiner weiten Ausdehnung in Wirklichkeit nicht als 
Schauplaß unmittelbarer kriegerifcher Handlungen betrachtet werden kann. 

Sn der Praris hat das britifche Dekret bis heute die niederländifche 
Schiffahrt in keiner Weiſe beeinflußt. Sie hat weiter diefelben Routen 
befahren, die fie zur Zeit des Erlaffes des Detrets eingefchlagen hat. Es 
hat ferner niemals irgendeine Blodierung niederländifcher Häfen oder 
Küften ftattgefunden. 

Die Niederländifche Regierung verläßt fich darauf, daß die deutjchen 
Kriegsmaßnahmen die niederländifhe Schiffahrt auch nicht weiter be- 
einträchtigen, und daß die Kaiferliche Regierung ihrer Marine die ftreng- 
ften Befehle erteilen wird, unter allen Umftänden den neutralen 
Charafter der niederländifhen Schiffe zu adten. 

Die Königliche Regierung hat bei der britifhen Regierung Ver— 
wahrung gegen den Mißbrauch der niederländifchen Flagge durch britifche 
Handelsihiffe eingelegt. Diefer Mißbrauch vermindert jedoch nicht die 
Verantwortung der Kaiferlichen Regierung, da die Brüfung eines 
Schiffes vor feiner Wegnahme oder Berfentung eine 
Verpflichtung bedeutet, der der Kriegführende ſich nicht entziehen kann. 
Sollte alfo ein niederländifches Schiff das Opfer eines Irrtums feitens der 
deutjchen Streitkräfte werden, jo würde die Verantwortung hierfür auf die 
Kaiferliche Regierung zurüdfallen. 

Die Niederländifche Regierung, die den Pflichten ihrer Neutralität 
gegenüber den Kriegführenden ftrengftens nachkommt, kann erwarten, daß 
diefe ihrerfeits auch deren Rechte achten. 


Den Haag, am 12. Februar 1915. 
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Anlage 32. 





Note der Däniſchen Regierung, dem Deutſchen Geſandten 
in Kopenhagen am 16. Februar 1915 überreicht. 
(überfegung.) 


Die Regierung des Königs hat ſoeben von der däniſchen Geſandtſchaft 
in Berlin die Bekanntmachung des deutſchen Admiralſtabs vom 4. Fe— 
bruar und die beigefügte Denkſchrift der Kaiſerlichen Regierung erhalten. 

Soweit dieſe Dokumente ſich nur mit den Mitteln beſchäftigen, welche 
die Kaiſerliche Regierung gegen ihre Feinde anzuwenden beabſichtigt, alſo 
mit den Fragen, welche unmittelbar die Kriegführenden angehen, enthält 
ſich die Regierung des Königs einer Erörterung. Aber andererſeits ſind 
dieſe Maßnahmen der Art, daß ſie auch die Intereſſen der neutralen Mächte 
ſehr ſtark berühren. Daher hat es die Kaiſerliche Regierung auch für not— 
wendig gehalten, Gründe anzuführen, die beweiſen ſollen, daß die neutralen 
Mächte das Recht verloren hätten, ſich über das zu beklagen, was ihnen 
infolge der Kriegshandlungen zuſtoßen könnte, welche die Kaiſerliche Regie- 
rung in den Gewäffern rings um Die britannifchen Infeln vorbereitet. 

Die Regierung des Königs kann diefe Entrechtung nicht anerkennen. 
Sie hat gegen jede Anwendung der Lehre nachdrücklich Einſpruch erhoben, 
nach welcher die Rechtfertigung für Verletzungen des Völkerrechts durch 
die Notwendigkeiten des Krieges begründet wurde. In dieſem Sinne er— 
innert ſie zunächſt an die den Geſchäftsträgern von Deutſchland, Frankreich, 
Großbritannien und Rußland am 12. November überreichte Note. Ferner 
hat die Regierung des Königs anläßlich der britiſchen Nordſeeſperre nicht 
verfehlt, umgehend und auf das beſtimmteſte zu erklären, daß ſie das Recht 
eines Kriegführenden, den neutralen Staaten die Benutzung des freien 
Meeres und der anderen allen gemeinſamen Seewege zu verwehren, nicht 
anerkennen könne. Wenn die Raiferlihe Regierung uns ins Unredt 
fegen will, weil wir uns mit einem diplomatifchen Proteft begnügt hätten, 
fo muß daran erinnert werden, daß — ganz wie die Kriegführenden, in 
den Grenzen des Völkerrechts, die Wahl der Mittel haben — die Neutralen 
die gleiche Freiheit befigen, vorausgefet, daß fie die Neutralität wahren, 
die fie erflärt haben. 
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Es ift vorſtehend gejagt worden, daß Dänemark Einſpruch erhoben 


bat, als Großbritannien, indem es einen gemiffen Teil der Nordfee als 
Kriegsgebiet erklärte, den Anſpruch erhob, die Wege der neutralen Schiff⸗ 
fahrt zu beſchränken. Dieſer Einſpruch iſt in der obenerwähnten Note 
vom 12. November wiederholt worden. Die Königliche Regierung nimmt 
immer noch den gleichen Standpunft ein. Sie macht alfo alle ihre Vor— 
behalte hinfichtlic) der Erklärung, die feitens der Raiferlichen Regierung 
joeben mitgeteilt worden ift. 

Die Regierung des Königs nimmt an, daß die verantwortlichen deut- 
ihen Stellen ihr möglichites tun werden, um die Gefahren abzuwenden, 
welche die dänifche Schiffahrt bedrohen könnten; fie ift fic) aber des Riſikos 
bewußt, dem diefe Schiffahrt troßdem ausgejeßt fein wird. Sie ift bei der 
britifchen Regierung förmlich vorftellig geworden, um jeden Mißbrauch der 
Nationalflagge zu verhindern. Die Königliche Regierung glaubt erwarten 
zu Dürfen, daß die dänifche Flagge von allen Seiten umd in jeder Hinficht 
geachtet werden wird. Gie hofft daher, daß die dänijchen Schiffe nicht den 
Maßnahmen ausgefegt fein werden, die von deutjcher Seite angekündigt 
worden find, und fie behält fich bezüglich) der Schäden und Berlufte, Die 
durch die Ausführung ſolcher Maßregeln entftehen würden, alles vor, 


Kopenhagen, den 16. Februar 1915. 


Eine Note gleihen Wortlauts wurde den deutjchen Gefandten in 
Stodholm am 15. Februar, in Chriftiania am 17, Fe— 
bruar übergeben. 
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Note der Ialieniishen Regierung, dem Staatsjefrefär des 
Außeren in Berlin am 17. Februar 1915 übergeben. 


(überfegung.) 


Durch ihre Denkſchrift vom 4. diefes Monats und durch die beigefügte 
Bekanntmachung, deren Wortlaut dem Minifter des Äußeren durch Seine 
Durchlaucht den Fürften Bülow übergeben worden ift, hat die Kaiferliche 
Regierung es für angezeigt gehalten, den neutralen Mächten ihre Abficht 
zur Kenntnis zu bringen, gewifje Vergeltungsmaßnahmen auszuüben gegen 
gewiſſe völferrechtswidrige Seefriegshandlungen, welche die Deutjche 
Regierung der britijchen Regierung vormwirft. Die Note vom 14. des 
Monats, die der Königlich Italienifhen Regierung von dem deutjchen 
Botfchafter übergeben worden ift, beftätigt nur diefe Abficht, indem fie im 
einzelnen die Umftände feftitellt, welche die Schärfe der beabfichtigten 
Mafnahmen rechtfertigen follten. Diefe Mitteilungen follten das Ziel 
haben, den neutralen Mächten zu geftatten, ihrerfeits Vorkehrungen zu 
treffen, ihre Schiffe und Menſchen den bedauerlichen Folgen zu entziehen, 
welche mit der Anwendung bejagter Maßnahmen für jede Art von Sciff- 
fahrt in den britannifchen Gewäffern vom 18. diefes Monats an verbunden 
fein fönnten. 

Die Regierung Seiner Majeftät hält es nicht für ihre Aufgabe, das 
Weſen der Maßnahmen zu prüfen, um die es ſich zwiſchen den FKrieg- 
führenden handelt, aber fie glaubt fie) einiger bezüglicher Bemerkungen 
nicht enthalten zu können hinfichtlich der Beziehungen zwiſchen den Krieg- 
führenden und den Neutralen. Infolge der Abfichten, welche die Kaijerlich 
Deutjche Regierung gegenüber ihrem Kriegsgegner geglaubt hat ver- 
fünden zu dürfen, werden die neutralen Perſonen und Waren, die fich in 
den bezeichneten Gewäfjern an Bord britifher Schiffe befinden, weit 
ichwereren Gefahren ausgejeßt fein als durch die Regeln der jonft üblichen 
Seetriegführung. Die Berechtigung, diefe Schiffe gemäß den Grundfäßen 
des Völkerrechts zu benußen, erleidet infolgedefjen eine viel größere Be— 
ſchränkung als die, welche man bei gewöhnlicher Anwendung jener Regeln 
zu gewärtigen haben würde. 
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Die KRaiferlihe Regierung weiß ſehr wohl, daß die Berechti— 
gung, feindliche Handelsihiffe zu zerftören, ganz bejonders im Hin— 
blit auf die Nechte und Intereffen der Neutralen Gegenjtand erniteften 
Widerfpruchs auf dem Gebiete der Lehre und der Praris des Gee- 
friegsrechts gewejen ift. Die Regierung des Königs glaubt jeden- 
falls nicht, daß eine vorhergehende Ankündigung genügen dürfte, um 
einen Kriegführenden gegenüber den Neutralen von der Berantwortlichkeit 
zu befreien, die eine folche Zerftörung ihm durch die etwaigen Schädigungen 
neutraler Perſonen und neutraler Güter auferlegen fann. Sie fünnte im 
übrigen feineswegs zugeben, daß eine Gefahr diefer Art den Schiffen 
drohen könnte, die ordnungsmäßig ihre Nationalflagge führen. Die 
Rechte, die das Völkerrecht den Kriegführenden gegen die Schiffe eines 
Neutralen zuerkennt, find feſt umriffen durch die Regeln, betreffend die 
Blodade, die Konterbande und die feindliche Unterftügung: feine Beſchrän— 
fung der Freiheit jener Schiffe auf hoher See könnte geduldet werden, 
außer der, die fi) aus der Anwendung diefer Regeln ergibt. Die Regie- 
rung des Königs hat nicht verfehlt, gegenüber der britifchen Regierung die 
Schritte, die fie für nüßlich hielt, zur Wahrung ihrer Intereffen und Rechte 
zu unternehmen, und fie wird nicht verfehlen, es weiterhin zu tun; aber 
fie fönnte nicht zulaffen, daß das Verfahren eines Kriegführenden feinen 
Gegner ermächtigt, die unangenehmen Folgen des Streites auf die Neu: 
tralen zurüdfallen zu laffen, welches auch immer die Gründe fein mögen, 
die eine gewaltfame Änderung feiner Angriffs: und Berteidigungsmittel 
zu rechtfertigen vermögen, und welcher Art das Intereſſe fein mag, das er 
an diefe Anwendung knüpft. 

Wenn es ſich ereignen follte, daß das Leben oder die Güter italieni- 
[her Bürger, unter dem Schuße der nationalen Flagge, durch die Maß— 
nahmen deutjcher Geeftreitfräfte in einer Art betroffen würden, die nicht 
mit den Regeln des Rechtes übereinftimmt, jo fünnte die Verantwortung 
der Kaiferlichen Regierung nicht befchränft werden auf einfache geldliche 
Entſchädigungen für die Verlufte, die durch eine Tat diefer Art verurjacht 
find. Und da die amtliche Erklärung feitens der deutfchen Behörden, daß 
eine jolche Gefahr befteht, naturgemäß genügt hat, um in der Schiffahrt 
und dem Handel des Königreichs ernjte Beunruhigung hervorzurufen, jo 
wäre die Regierung des Königs der Kaiferlichen Regierung dankbar, wenn 
fie ihr die Verficherung geben wollte, daß ihre Geefriegsleitung feine Maß— 
nahmen gegen italienifche Schiffe ergreifen wird, außer in den Fällen und 
unter den Bedingungen, die durch die allgemein anerfannten Regeln des 
internationalen Rechtes vorgefehen find, und daß die notwendigen An- 
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mweifungen gegeben werden, damit feine feindliche Handlung gegen ein 
Schiff mit italienifher Flagge ausgeübt wird, ohne daß die wirkliche 
Nationalität des Schiffes vorher regelrecht feftgeftellt worden ift. 

Die Kaiferliche Regierung wird in dieſem Schritt fiherlih nur den 
feften Wunſch ſehen, jedem unangenehmen Zwiſchenfall zwifchen den beiden 
Ländern vorzubeugen, fowie einzutreten für die genauefte Achtung vor den 
Regeln des internationalen Seerechts hinficgtfic der Beziehungen zwiſchen 
den Kriegführenden und den Neutralen. 


Berlin, den 17. Februar 1915. 
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Anlage 34. 


Note der Spanifhen Regierung, dem Staatsjefrefär des 
Außeren in Berlin am 17. Februar 1915 übergeben. 


(Aberſetzung.) 


Am Vormittag des 17. Februar hat der Spaniſche Botſchafter die 
Ehre gehabt, ſeitens ſeiner Regierung Seiner Exzellenz dem Staatsſekretär 
des Äußeren die folgende Mitteilung zur Kenntnis zu bringen: 

Die Regierung Seiner Majeftät hat von den Maßnahmen, die in der 
ihr am 6. übergebenen Note angekündigt worden find, Kenntnis genommen 
mit dem Vorbehalt, die der Note beigefügte Denkſchrift zu prüfen, welche 
der Königlichen Regierung inhaltlich telegraphifch mitgeteilt worden ift. Sie 
ift überzeugt, daß die verantwortlichen deutſchen Stellen alle notwendigen 
Vorfihtsmaßregeln treffen werden, um jede Verwechſlung zwijchen den 
fpanifchen und den Deutfchland feindlichen Schiffen zu vermeiden und um 
Leben und Eigentum der Spanier, die ſich darauf befchränfen, in recht- 
mäßiger Form ihre legitimen Rechte auszuüben, nicht einer unrechtmäßigen 
Behandlung auszufegen. 

Die Königliche Regierung hat fein Ausfuhrverbot auf Verlangen 
irgendeines friegführenden Staates erlaffen und hat ſich darauf befchräntt, 
die Ausfuhr von Artiteln einzufchränten, die für den heimifchen Verbrauch 
dringend notwendig find. Sie hat indeffen die Ausfuhr von Artikeln ver- 
boten, die Spanien jelbjt einführen muß und die es nur erhalten fann 
unter der Garantie, daß fie ausfchließlich in Spanien verbraucht werden, 
wie 3.8. Sodanitrat, das es aus England einführt, und das Kofain aus 
Deutjchland. 

Herr Polo de Bernabe hat Seine Erzellenz den Staatsfefretär 
wiſſen laffen, daß die Regierung Seiner Majeftät bei den Regierungen 
Frankreichs und Englands bei allen Gelegenheiten vorftellig geworden ift, 
wenn fie davon Kenntnis erhalten hat, daß deutfche Paſſagiere auf ſpani— 
ſchen Schiffen feitgenommen worden find, indem fie den Standpunft ver- 
teidigt hat, der ihrer Anficht nach) der rechtmäßige ift, und indem fie mit 
den beiden Regierungen die in dieſer Angelegenheit eingeleiteten Ver— 
hbandlungen fortgeführt hat. 
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Der ſpaniſche Marineminiſter hat Anweiſungen gegeben, daß die 
ſpaniſchen Handelsſchiffe beim Inſichtkommen von U-Booten anhalten, und 
daß fie dem Kommandanten des U-Bootes ein Boot mit einem Schiffs⸗ 
offizier und den Papieren ſchicken, um das Erkennen der Nationalität zu 
erleichtern. 

Berlin, den 17. Februar 1915. 





— 


Ka, 





Für Kapitel 2 und 3 benußfe 
Literatur zu den ſeekriegsrechtlichen Fragen und zu den 
engliihen Handelstriegsmaßnahmen. 


€. Gibfon Bowles: „The Declaration of Paris.“ Sampſon Low, Marfton & Co., 
London 1910. 

T. Gibfon Bowles: „Sea Law and Sea Power.* Verlag Murray, London 1910. 

Graf E. Reventlow: „Großbritannien, Deutihland und die Londoner Deklaration.“ 
Verlag €. S. Mittler & Sohn, Berlin 1911. 

Lord Edward Grey: „25 Jahre Politik. 1892—1916.” Deutfche Überfegung. Verlag 
F. Brudmann, München 1926. 

Prof. Dr. Paul Eltzbacher: „Totes und lebendes Völkerrecht.“ Dunder & Humblot, 
Minden, Leipzig 1916. 

Theo Sommerlad: „Die alte und die neue SKontinentaljperre.” Verlag Niemeyer, 
Halle 1918. 

Louis Guichard: „Histoire du Blocus Naval (1914—1918).“ Verlag Pahot, Baris 1929. 

Denys Cochin: „Les Organisations de Blocus en France pendant la Guerre 
(1914—1918).* Verlag Plon-Nourrit & Cie, Paris 1926. 

James Shotwell: „Economie and Social History of the World War. Sweden, 
Norway, Denmark and Iceland in the World War.“ New Haven: Yale Uni- 
versity Press, 1930. 

9. 5. Wyatt: „England’s threatened Rights at Sea“ im „Journal of the Royal United 
Service Institution Januar— Juni 1910.“ 

Sammelwerk des Unterfuhungsausichuffes der Verfaffunggebenden Deutichen National- 
berfammlung und des Deutjchen Reichstages 1919— 1928. „Völkerrecht im Welt« 
frieg.” Dritte Reihe, vierter Band. Deutſche Verlagsgefellichaft für Politit und 
Geſchichte, Berlin 1927. 

Bonner Staatswiffenfhaftlihe Unterfuchungen, Heft 9, „Die deutfchen Vergeltungs⸗ 
maßnahmen im Wirtſchaftskrieg.“ Verlag Schroeder, Bonn und Leipzig 1924. 

Dr. jur. Ernft Vanſelow, Kapitän zur See a. D.: „Praxis des Völkerrechts.“ Verlag 
€. S. Mittler & Sohn, Berlin 1981. 

Dr. 3. Jaſtrow: „Völkerrecht und Wirtſchaftskrieg.“ Verlag Kern, Breslau 1917. 

Dr. Edwin J. Clapp: „Britifches Seekriegsrecht und die Neutralen im Kriege 1914/16.* 
Deutſche Mberjegung. Verlag €. ©. Mittler & Sohn, Berlin 1916. 








Perjonenverzeidhnis. 


Asquitb, engl Premierminifter 25. 

Bahmann, PBizendmiral 78, 9, 97, 
114—116, 119, 127, 136. 

Ballin, Generaldireitor 71. 

Bauer, Korbetienlapitän 2, 6, 8, 88, 
40, 41, 76, 145. 

Behnde, Konteradmiral 28, 90. 

Graf Bernjtorff, Botſchafter 134. 

vb. Betbmann Hollweg, Neid 
tanzler 27, 35, 52, 54-57, 79-81, 
84, 140. 

Blum, Kapitänlentnant 153, 154, 155. 

Fürſt Bülow, Botſchafter 133. 

vb. Capelle, Admiral 71. 

Churchill, engl. Marineminifter 24, 
156, 157. 

Delbrid, Staatsfefretär 78, 79. 

Eonan Doyle, Scriftiteller 157. 

Edermann, Sonteradmiral 8. 

vb. Falkenhahn, General 78, 79, 84. 

Feldkirchner, Sapitänleutnant 30. 

Lord Fiſher, Abmiral 156, 157. 

Graßhoff, Kapitän zur See 28. 

Lord Greh, engl. Außenminijter 11, 19, 
147. 

Gerard, Botſchafter 107. 

vb. Gierfe, Profeſſor 70. 

Hanfen, Sapitänlentnant 105. 

vb. Harnad, Profeſſor 70. 

Helfferid, Staatsſekretär 23. 

vd. Hennig, SKapitänleutnant 6, 170. 

Herjing, Kapitänleutnant 4, 30, 31, 
34, 60, 68. 

Hehydel, Fregattenfapitän 28, 74, 77. 

vb. Hindenburg, Feldmarfhall 176. 

Hoppe, Rapitänleutnant 6. 

HSouje, Dberft 134. 

b. Ingenobl, Abmiral 4, 8, 78. 

v. Jagomw, Gtanisjelretär 97, 107. 

SJellicoe, Wbmiral 158. 

Kahl, Biofefior 70. 

König, Kapitänleuinant 171. 








Kolbe, Kapitänlentnant 61. 

Dr. Kriege, Wirkl. Geb. Rat 44—48, 
51, 52. 

Zanfing, amerifan. Unterftaatsjefretär 
134. 

Lemmer, Sapitänleutnant 171. 

v. Müller, Admiral 91, 92, 93, 117. 

Nordmann, Kapitän zur See 153, 154. 

vb. Pohl, Admiral 8, 9, 27, 36, 38, 53ff., 
66, 67, 77, 78—85, 90, 91, 96, 116, 
141, 145. 

Pohle, Kapitänleutnant 170. 

Scheer, Rizeadmiral 31, 32, 34. 

Shiemann, Brofefjor 70. 

Freiherr v. Shleinig, Vizeadmiral 153. 

db. Shmoller, Brofefior 70. 

Graf v. Schweinitz, Kapitänleutnant 170. 

Schwieger, Kapitänleutnant 63, 64. 

Sir Percy Scott, Admiral 157. 

Seebohbm, Kapitän zur See 8. 

Sering, Profeſſor 70. 

Sonnrino, italien. Minijter 97, 133. 

Stoelzel, Kapitän zur See 28. 

vb. Suhodoleg, Kapitänlentnant 170. 

v. Tirpitz, Großabmiral 34, 85ff. 71, 
91—94, 119, 141, 142, 144, 152, 154, 
174. 

vb. Treutler, Gefandter 97, 116, 117, 
118. 

Triepel, Profeſſor 70. 

Vanſelow, Korveitenfapitän 28, 

Wakhendorff, Oberleutnant zur See 
171. 

Weddigen, Kapitänleutnant 4, 34. 

Dr. v. Wiegand 34, 35. 

vd. Wilamowig-Möllendorff, 
Profeſſor 70. 

Kaifer Wilbelm I. 36, 58, 60, 86, 
91-94, 114, 119, 120, 129, 180, 
135—138. 

Zimmermann, Unterjtaatsjefretär 58, 
78—82, 84, 143. 


Sasamtlidhde Admiralftabswert 
an 





Der Kriegaur&ee1914-1918 


Herausgegeben vom Marine: Archiv 
Verantwortlicher Leiter der Bearbeitung 


Bizeadmiral a. D. Dr. phil. h. c. €. v. Mantey 


Mit zablreihen Karten, Tabellen und Anlagen 


Der Krieg in der Nordfee 
Bearbeitet von Konteradmiral Dr. phil. h. c. O. Groos 
I. Band: Bon Ktiegsbeginn bis Anfang September 1914 
Zweite, durchgeſehene Auflage. (Zur Beit vergriffen.) 
II Band: en — September bis November 1914 
R in Halbleinen AM 12,50, in Ganzleinen AM 13,50, in Halbleder AM 1750 
III. Band: an Ende November 1914 bis — Februar 1915 
RM 12,50, in Halbleinen AM 15,50, in Ganzleinen RD 16,50, in Halblever AM D—. 
IV. Band: Bon lang Februar bis Ende Degember ı 1915 
RM 10,—, in Ganzleinen AM 14,—, in Halbleder AM 17,50 
V. Band: Bon Januar bis Juni 1916. Die Seeihladıt vor dem Stagerraf 
(2 Bände), in Ganzleinen RM 26,—, in Halbleder AM 30,— 


Der Krieg in der Oſtſee 


I. Band: Bon Kriegsbeginn bis Mitte März 1915 
Bearbeitet von Korveftenfapitän R. Firle. Dritte Auflage. (3. 8t. bergriffen.) 
U. Band: Das Kriegsjahr 1915 
Bess bon Kapitänleufnant Rollmann. ARM 13,—, in Halbleinen RM 16,—, 
anzleinen ARM 17,—, in Halblever RM 21,—. 
III. Band. — Die Kriegsjahre 1916/18. 
Bearbeitet bon Kapitänleufnant Rolmann. (In Vorbereitung.) 


Der Kirenzerfrieginden auslandiſchen Gewäſſern 


Bearbeitet von Admiral Dr. phil. h.c. E. Raeder 


I. Band: Das — — 
ri eher R ns, RM 14—, in Halbleinen AM 17,—, in Ganzleinen 
eder R 


I. Band: ie Tätigkeit * Kreuzer „Emden“, „Königsberg“ und 


—— — mit einem rag Die Kriegsfahrf des Aleinen Areujers „Geier“ 
AM 11,—, in Halbleinen AM 14,— Ganzleinen AM 15,—, in Halbleder AM 18,50. 


Der Krieg in den türfifchen Gewäflern 


Bearbeitet von Konferadmiral a. D. H. Lorey 


1. De: Die Mittelmeer-Divifion 
14,50, in Ganzleinen AM 18,50, tn Halbleder RM 22,50. 


Die "iperwaßlerftreitfräfte und ihre Technif 


Bearbeitet von Kapitän 3. ©. (Ing.) Paul Köppen 
AM 11,50, in Ganzleinen ARM 15,50, in Halbleder AM 19,—. 
Weitere Bände befinden fich in Vorbereitung. 


Derlag E. S. Mittler & Sohn, Berlin SW 68 











Drud don Ernft Siegfried Mittler und Sohn, Buchdruderei G.m.b.H., Berlin SW AR, Kochſtraße 68— 71 





